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Begünstigt sind die Zornigen

20 Und er hob seine Augen auf über seine Jünger und sprach: Selig
seid ihr Armen; denn das Reich Gottes ist euer.

21 Selig seid ihr, die ihr hier hungert; denn ihr sollt satt
werden. Selig seid ihr, die ihr hier weinet; denn ihr werdet
lachen.

22 Selig seid ihr, so euch die Menschen hassen und euch ausstoßen
und schelten euch und verwerfen euren Namen als einen bösen um des
Menschensohnes willen.

23 Freuet euch an jenem Tage und frohlocket; denn siehe, euer Lohn
ist groß im Himmel. Desgleichen taten ihre Väter den Propheten
auch.

(Neues Testament, Lukas Evangelium, Kapitel 6, Vers 20-23,
Seligpreisungen)



Und er hob seine Augen auf über seine Schüler und sprach:

"In Wahrheit sind die Armen stark, denn sie haben nichts zu verlieren.
Ihr Hunger lehrt sie die Sättigung und die Kraft des angestauten
Zornes, und er ist unverdorben vom Schlingen, Prassen und
Verschwenden. Nur solche, welche Tränen und Schmerzen kennen, wissen,
wofür sie kämpfen und sind fähig, von Herzen zu lachen. Unbeugsam sind
sie, wenn sie um dieser Wahrheiten willen beschimpft, gehaßt und
verworfen werden, denn die Reichen und Gewaltigen fürchten ihren
Aufstand. Laßt euch diese Gewißheiten nicht nehmen, denn ihr könnt
euch des Sieges sicher sein. Schon immer mußten sich die Unterdrückten
selbst befreien."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 43f)

Ihre Schattenblick-Redaktion


6. Juli 2018
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KURSUS/4978: Mönchengladbach - Sprach-Intensivkurse bis 27. Juli 2018


Bildungsurlaub in der VHS: Sprach-Intensivkurse 



Wer in den Sommerferien nicht einfach nur am Strand oder auf dem
Balkon dösen möchte, kann auch Bildungsurlaub bei der Volkshochschule
Mönchengladbach machen. Die VHS bietet eine Reihe einwöchiger
Intensivkurse an, die als Bildungsurlaub nach dem
Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz anerkannt sind. Wer sich anmeldet,
sollte Spaß an einem flotten Lerntempo haben. Die Kurse finden an der
Lüpertzender Straße 85 statt. Weitere Information und Anmeldung unter
www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400.

Arabisch 2. Semester (Bildungsurlaub)

Ziel dieses Kurses ist die Vermittlung von grundlegenden Strukturen
und Wortschatz der gesprochenen Sprache in Alltagssituationen, die mit
Hilfe von Rollen- und Lernspielen eingeübt werden. Während der fünf
Kurstage werden die Lerninhalte eines einsemestrigen Standardkurses
vermittelt. Auch ein Einblick in arabische Traditionen und
Mentalitäten ist Teil des Kurskonzepts.

bis 27.7., 9:00 - 14:30 Uhr

Kurs-Nr.: 181G0602T

Kosten: 179 Euro

Lehrwerk: Salam! neu (Klett-Langenscheidt, Lehrbuch
ISBN 978-3-12-528835-5 und Übungsbuch ISBN 978-3-12-528836-2), Lektion
4 - 5 

Lehrbuch bitte erst kurz vor Unterrichtsbeginn erwerben.

Chinesisch für Anfänger (Bildungsurlaub)

Ziel dieses Chinesischkurses ist die Einführung in grundlegende
Strukturen und Wortschatz der gesprochenen Sprache in
Alltagssituationen. Auch eine Einführung in chinesische Sitten und
Gebräuche ist Teil des Kurskonzepts.

bis 27.7., 9:00 - 14:30 Uhr


Kurs-Nr.: 181G0800T


Kosten: 179 Euro


Lehrbuch wird vor Unterrichtsbeginn bekannt gegeben.

Französisch Grundstufe 2 (Bildungsurlaub)

Ziel dieses Kurses ist die Vermittlung von grundlegenden Strukturen
und Wortschatz der gesprochenen Sprache in Alltagssituationen, die mit
Hilfe von Rollen- und Lernspielen eingeübt werden. Während der fünf
Kurstage werden die Lerninhalte eines einsemestrigen Standardkurses
vermittelt.

bis 27.7., 9:00 - 14:30 Uhr

Kurs-Nr.: 181G2005T

Kosten: 179 Euro

Lehrbuch: Perspectives Allez-y! A1, (Kurs- und Übungsbuch mit
Sprachtraining im Paket, ISBN 978-3-06-520848-2, Cornelsen Verlag),
Lektion 4 - 6 

Lehrbuch bitte erst kurz vor Unterrichtsbeginn erwerben!

Italienisch Grundstufe 2 (Bildungsurlaub)

Dieser Italienischkurs eignet sich für Teilnehmer mit geringen
Vorkenntnissen, die einen schnellen (Wieder-) Einstieg in die Sprache
suchen.

bis 27.7., 9:00 - 14:30 Uhr

Kurs-Nr.: 181G3010T

Kosten: 179 Euro

Spanisch Grundstufe 2 (Bildungsurlaub)

Dieser Intensivkurs eignet sich für Teilnehmer mit geringen
Vorkenntnissen, die einen schnellen (Wieder-) Einstieg in die Sprache
suchen.

bis 27.7., 9:00 - 14:30 Uhr

Kurs-Nr.: 181G7005T

Kosten: 179 Euro 

Lehrbuch: Perspectivas ¡Ya! A1 (ISBN 978-3-464-20488-7, Cornelsen
Verlag), Lektion 4 - 6

Lehrbuch bitte vor Unterrichtsbeginn erwerben!

Bildungsurlaub Niederländisch (A1)

Dieser Intensivkurs richtet sich an Teilnehmer, die einen schnellen
Einstieg in die Sprache suchen. Ziel ist die Vermittlung von
grundlegenden Strukturen und Wortschatz der gesprochenen Sprache in
Alltagssituationen. Um den bestmöglichen Einstieg in die Sprache zu
ermöglichen, wird in einer kleinen Gruppe unterrichtet.

bis 27.7., 10:00 - 15:15 Uhr

Kurs-Nr.: 181G4027T

Kosten: 179 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2018 
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TREFF/1187: Kassel - "Fürstliche Herrschaften im Bilde", Treffpunkt Senioren im Museum am 17.07.2018


Treffpunkt Senioren im Museum



"Fürstliche Herrschaften im Bilde" ist Thema beim nächsten Treffpunkt
Senioren im Museum am Dienstag, 17. Juli, 14.30 Uhr, mit Dr. Barbara
Richarz-Riedl im Schloss Wilhelmshöhe. Die zirka einstündige Führung
(Kosten 4,50 Euro) bietet neben den Informationen auch die
Möglichkeit, Anregungen und Kontakte auszutauschen sowie das Thema im
Anschluss mit der Führungskraft nochmals zu vertiefen.

Die Führungen, ein gemeinsames Projekt des städtischen Referats für
Altenhilfe, der Museumslandschaft Hessen Kassel und der Städtischen
Museen, finden jeden ersten und dritten Dienstag im Monat statt.
Weitere Informationen unter den Telefonnummern 0561/787-5024
(vormittags) sowie 0561/787-5071.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. Juli 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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TREFF/1186: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Das Programm im August 2018




Kulturcafé Komm du - Das Programm im August 2018

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Sketche, Improtheater, Jazz Festival und zwei Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]







Übersicht über die Veranstaltungen im August 2018



Ausstellung "Fensterblicke ... die schönste Aussicht für alle!" (bis 10.8.2018)

 Fotografien von Regina Dünser




Do 09.08.: Sketche-Abend - Anja und Marc-Enrico Ibscher | "Szenen einer Ehe" - vom Frühstück bis zum Theaterbesuch 

 Fr 10.08.: Konzert - Passion4Saxxes | Jazz, Swing, Pop, Gospel und Klassik auf 4 Saxophonen

 Sa 11.08.: Vernissage - Regina Elvers | Zeichnungen und Malereien mit Acryl und Farbstiften - Eröffnung: 15 Uhr

                   Ausstellung "Augenblick im Licht..." (11.8.2018 - 12.10.2018) 

 Sa 11.08.: Konzert - Prohn & Spott | Tanzbarer Folkrock mit Britpop-Einflüssen

 Do 16.08.: Lesung des Hamburger Horrortheaters - Gordon L. Schmitz | "Untot!" 

                   Klassiker der Vampirliteratur von Polidori bis Heine

 Fr 17.08.: Konzert - Blues-Duo "Die Herren Sengelmann und Gundelfinger" | "Schmusebluesen - Klassiker der Jazz-, Pop- und Rockmusik

 Sa 18.08.: Konzert - newgrooves | Jazz - Funk - Soul - Groove

 So 19.08.: Jazz Festival - Swing on a String  | Frühschoppen mit Swing, Jazz und klassischer Zigeunermusik - 11 bis 13 Uhr

 So 19.08.: Jazz Festival - Troels Frost Trio | "My European Map" - Modern Jazz mit Gitarre, Tenor Saxophon und Bass - 15 bis 17 Uhr

 Do 23.08.: Diavortrag und Autorenlesung - Wolf Leichsenring | "Safari durch Marokko - 40 Tage mit dem Wohnmobil durch das Land"

 Fr 24.08.: Konzert - Anna Wydra und Enna | Singer-Songwriter Folk aus Hamburg

 Sa 25.08.: Improtheatershow - Charlotte & Ralf | "Der große Impro-Wochenrückblick" - Comedy, Musik & Improtheater 

 Do 30.08.: Krimilesung mit Jazzmusik - Cord Buch | "Die Welt im Viertel" - G20-Krimi mit Hamburger Lokalkolorit

                   Dazu Jazzmusik mit Achim Gehrmann (Trompete) und Nils Runge (Klavier) 

 Fr 31.08.: Konzert - Blues Werft | Jazz, Blues, Boogie Woogie und Rock'n'Roll aus Hamburg

 Sa 01.09.: Konzert - Evantgarde | Die Hofkomponistin und Band - Frohböse Lieder 




Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de




Sommerferien!

 Von Montag, den 23.07. bis Samstag, den 04.08.2018 bleibt das Komm du geschlossen.

 Ab Montag, den 06.08.2018 ist das Kulturcafé wieder zu den gewohnten Zeiten geöffnet. 










[image: Raute]





[image: Fensterblick von einem Balkon auf die Felder und Berge bei Bad Hall in Oberösterreich - Foto: © by Fensterblicke, Regina Dünser]

"Das sind für mich die Fensterblicke: Hinschauen, in sich reinspüren, Gedanken schweifen lassen und in der Nachbetrachtung

des Bildes Details erkennen, die mir im kurzen Moment des 'Fensterblickes' vielleicht entgangen sind." (Regina Dünser)

Foto: © by Fensterblicke, Regina Dünser



Ausstellung "Fensterblicke ... die schönste Aussicht für alle!" (bis 10.8.2018). Fotografien von Regina Dünser

Zeitgenössische Fotografie einmal anders gedacht und umgesetzt.
Nicht das perfekte Foto, der Moment des "Aus-dem-Fenster-Blickens"
wird festgehalten. Seit rund fünf Jahren sammelt Regina Dünser
Ausblicke, die immer auch einen Teil des Innenraumes zeigen, aus dem
heraus sie aufgenommen wurden, und die dem Bild durch die
zusätzliche Dimension mehr Tiefe verleihen. Inzwischen sind es nicht
nur ihre eigenen, sondern auch solche, die der Künstlerin aus aller
Welt zugesandt werden. Eng verbunden mit den "Fensterblicken", die
inzwischen zu ihrem Markenzeichen geworden sind, ist die persönliche
Geschichte von Regina Dünser, die seit einigen Jahren mehr oder
weniger auf den Rollstuhl angewiesen ist: "Es sind die Dinge um dich
herum, die dein Empfinden prägen. Es ist dein Fenster ... deine Tür,
die du öffnest. Wenn du irgendwo hinsiehst oder -gehst, wird das
deine Welt."

Die Ausstellung im Komm du läuft bis zum 10.08.2018.

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/kunst/veransta/vaus9421.html

http://www.fensterblicke.at/

https://www.youtube.com/watch?v=PjwmaZLHGD0
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[image: Theaterszene mit Anja und Marc-Enrico Ibscher - Foto: © by Anja und Marc-Enrico Ibscher]

"Szenen einer Ehe" - ein Tagesablauf vom Frühstück bis zum Theaterbesuch in Sketchen mit Anja und Marc-Enrico Ibscher

Foto: © by Anja und Marc-Enrico Ibscher



Donnerstag, 9. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Sketche-Abend

"Szenen einer Ehe" | Sketche mit Anja und Marc-Enrico Ibscher

Ein Tagesablauf vom Frühstück bis zum Theaterbesuch in Sketchen

Marc-E. Ibscher blickt auf über 40 Jahre Bühnentätigkeit zurück, vom
Schultheater über Statisterie am Musiktheater hin zu diversen Bühnen
verschiedener Amateurtheater, wo er vor 20 Jahren seine Frau
kennenlernte. Anja und Marc-Enrico Ibscher stehen seitdem immer
wieder gemeinsam auf der Bühne und wirkten bei zahllosen
Theaterstücken für Erwachsene, bei Weihnachtsmärchen, Sketchen auf
Sommerfesten sowie einer eigenen Produktion mit. Den
"Sketch-Spezialisten" des Theater47 in Hamburg Jenfeld geht es mit
ihrem bunten Programm von "Szenen einer Ehe" vor allem darum, ihre
Zuschauer aufs Beste zu unterhalten - was ihnen stets mit großem
Erfolg gelingt ...

Besetzung:

Anja Ibscher

Marc-Enrico Ibscher

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/theater/veranst/tvkl0840.html
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[image: Passion4Saxxes, das junge Saxophon-Quartett aus Schweinfurt - Foto: © by Josef Lamber]

Swing und Groove mit Passion4Saxxes - das junge Saxophon-Quartett aus Schweinfurt spielt

Jazz, Swing, Funk, Latin, Filmmusik, Gospel, Rock-Klassiker und alles was Spaß macht

V.l.n.r.: Christof Kern, Anna-Christine Brand, Maria Maier und Anna-Lena Weigand

Foto: © by Josef Lamber



Freitag, 10. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Passion4Saxxes | Jazz, Swing, Pop, Gospel und Klassik auf 4 Saxophonen

Begeisterung für Musik und Leidenschaft für's Saxophon! Einen
passenderen Namen hätten die vier jungen Musiker aus dem Raum
Schweinfurt für ihr Quartett nicht finden können. Anna-Lena, Maria,
Anna-Christine und Christof fanden im September 2013 für "Jugend
musiziert" zusammen und machten nach der erfolgreichen Teilnahme am
Bundeswettbewerb mit einem in Richtung Jazz, Latin und Rock
erweiterten Repertoire als Band weiter. Es folgten zahlreiche
Auftritte u. a. im bekannten Jazzclub "Badenscher Hof" in Berlin und
beim Bayerischen Jazzweekend in Regensburg. Auf ihrer
"Passion4Saxxes goes North"-Sommertour 2018, die sie u.a. zum
Summerjazz Festival Pinneberg führt, macht die junge Band auch
Station im "Komm du".

Besetzung:

Christof Kern (Sopran- und Altsaxophon)

Anna-Christine Brand (Tenorsaxophon)

Maria Maier (Baritonsaxophon) 

Anna-Lena Weigand (Altsaxophon)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/jazz2143.html

http://passion4saxxes.jimdo.com

https://youtu.be/mHR5x6qKZZY
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[image: 'Flamencotänzerin im Spotlight' - Exponat der Ausstellung 'Augenblick im Licht ...' von Regina Elvers (11.8. - 12.10.2018) im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg - Foto: © by Regina Elvers]

'Flamencotänzerin im Spotlight' - Exponat der Kunstausstellung 'Augenblick im Licht ...'

von Regina Elvers (11.8.-12.10.2018) im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg 

Foto: © by Regina Elvers



Samstag, 11. August 2018, 15.00 bis 17.00 Uhr: Vernissage

Ausstellung "Augenblick im Licht..." (11.8.2018 bis 12.10.2018)

Zeichnungen und Malereien mit Acryl und Farbstiften von Regina Elvers

Fotos von Menschen und Tieren inspirieren Regina Elvers zu ihren
Werken, die sie mit den Maltechniken Farbstift auf Acrylgrundierung
oder Acrylfarbe auf Leinwand umsetzt. Ihre Bilder beeindrucken durch
filigrane Details, große Ausdrucksstärke und einen malerisch
eingesetzten Zeichenstrich, der sich zunehmend von der früher
angestrebten Fotorealität abwendet. Die Künstlerin arrangiert das
Spiel zwischen Licht und Schatten und erzeugt so dramatische
Effekte. Seit ihrer Debüt-Ausstellung im "Komm du" im Sommer 2016
nahm die Autodidaktin an sechzehn Einzel- und Sammelausstellungen
zwischen Stade, Hamburg und Lüneburg teil. 

Die Ausstellung "Augenblick im Licht ..." im Komm du läuft bis zum 12.10.2018.

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

Besetzung:

Regina Elvers (Künstlerin)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/kunst/veransta/vaus9493.html

https://www.ellenvers.de/

https://www.ellenvers.de/farbstiftbilder-ab-2018/
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[image: Die drei Musiker der Folkrock-Band 'Prohn & Spott' - Foto: © by Prohn&Spott]

Die Harburger Band "Prohn & Spott" spielt tanzbaren Folkrock mit Britpop-Einflüssen.

V.l.n.r.: Jakob Prohn, Malte Langenbeck und Pascal Brunet

Foto: by Prohn&Spott



Samstag, 11. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Prohn & Spott - Folk 'n' Roll | Tanzbarer Folkrock mit Britpop-Einflüssen

Wie alles begann - die Bandlegende: Drei in den Wirren des 21.
Jahrhunderts aufgewachsene Harburger Jungs namens Jakob, Malte und
Pascal suchten Antworten auf die wichtigsten Fragen des Lebens. Nach
deren Entdeckung und der daraus resultierenden Langeweile begannen
sie, ihrem Überdruß durch Musik Ausdruck zu verleihen. Mit Prohn &
Spott kombinieren sie Folkrock mit einem Einschlag Britpop sowie
einer Prise dreistimmigen Gesangs und produzieren so einen
explosiven, tanzbaren Sound, der in die Beine fährt und die
Mundwinkel anhebt! Das gelingt den Musikern, die ihre gemeinsamen
Wurzeln in der Straßenmusik gefunden haben, in der intimen
Atmosphäre eines Cafés oder Wohnzimmerkonzerts ebenso wie in Clubs
vor tobendem Publikum. Die drei haben Potential: Eine junge Band,
auf deren weitere Entwicklung man gespannt sein darf ...

Besetzung:

Jakob Prohn (Gesang und Gitarre/Bass)

Malte Langenbeck (Gesang und Bass/Gitarre)

Pascal Brunet (Gesang und Schlagzeug)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/pop-5273.html

https://www.facebook.com/ProhnundSpott

https://www.youtube.com/watch?v=L55vYUh0kRs
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[image: Portrait von Gordon L. Schmitz. Im Hintergrund das Logo des Hamburger Horrortheaters. Es zeigt eine Totenkopf-Theatermaske mit Zylinderhut und Schnurrbart - Foto: © by Grit Richter, Logo des Horrortheaters: © by Hamburger Horrortheater]

Gordon L. Schmitz - Theaterproduzent und Leiter des Hamburger Horrortheaters

Foto: © by Grit Richter, Logo des Horrortheaters: © by Hamburger Horrortheater



Donnerstag, 16. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Horrorlesung

"Untot!" - Klassiker der Vampirliteratur von Polidori bis Heine

gelesen von Gordon L. Schmitz vom Hamburger Horrortheater

Lange bevor Bram Stoker im Jahr 1897 seinen Roman "Dracula"
veröffentlichte, hatten sich bereits andere Schriftsteller dieses
Themas angenommen. John Polidoris "Der Vampyr" gab 1819 den
Startschuß für eine schier unendliche Fülle von Werken, unter denen
sich auch Gedichte von Heinrich Heine oder Alexej K. Tolstois
Dorfschreck "Wurdalak" befinden. In seiner Lesereihe "Untot" lockt
das Hamburger Horrortheater sowohl international bekannte
Wiedergänger als auch lokale Blutsauger aus ihren Gräbern und begibt
sich gemeinsam mit dem Publikum auf eine literarische Vampirjagd. Im
"Komm du" liest der Leiter des Hamburger Horrortheaters, Gordon
Schmitz.

Besetzung:

Gordon L. Schmitz (Theaterproduzent und Leiter des Hamburger Horrortheaters)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/veranst/dbvl6111.html

https://www.horror-hamburg.de/lesungen/

https://www.youtube.com/watch?t=9&v=3n2g5jzqwaM
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[image: Das Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann und Gundelfinger' - Foto: © by Rosana Cuellar]

Das Blues-Duo "Die Herren Sengelmann und Gundelfinger"

Foto: © by Rosana Cuellar



Freitag, 17. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Schmusebluesen mit den Herren Sengelmann und Gundelfinger | Klassiker der Jazz-, Pop- und Rockmusik

Ob im Wohnzimmer oder auf größerer Bühne, Philipp Sengelmann
(Gesang) und Kristof Gundelfinger (Gitarre und Gesang)
interpretieren Klassiker aus Blues, Jazz, Rock und Pop überall und
auf ihre ganz eigene Art - scheinbar aus dem Stegreif, lässig,
mühelos und ein wenig lakonisch. Ihre Zutaten: Eine Stimme, die
unter die Haut geht, und ein extravertierter akustischer
Gitarrensound. Mit derart minimalistischer Ausstattung präsentiert
das Duo Coversongs, die in ihrer Ausdruckskraft den Originalen nicht
nachstehen. Als Meister gerade der leisen Töne erzeugen die beiden
Musiker eine intensive Atmosphäre, die dem Zuhörer nachhaltig in
Gedächtnis und Gefühl bleibt.

Besetzung:

Philipp Sengelmann (Gesang)

Kristof Gundelfinger (Gitarre und Gesang)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/mvbl0065.html

https://www.youtube.com/watch?v=lS2KzpiFgkI

https://www.youtube.com/watch?v=BaZLJrqnbJk
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[image: Die siebenköpfige Hamburger Jazzband 'newgrooves' mit ihren Instrumenten - Foto: © by newgrooves]

newgrooves - das ist 100 Prozent purer, handgemachter Groove-Jazz Sound, der Laune macht!

Foto: © by newgrooves



Samstag, 18. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

newgrooves | Jazz - Funk - Soul - Groove

Sechs erfahrene Musiker, verstärkt durch eine mitreißende Stimme
treten an, um in der Tradition von Herbie Hancock, George Duke und
Incognito bekannte Titel in zeitgemäßem Stil zu interpretieren, aber
auch eigene Stücke stilsicher zu entwickeln. Neben tanzbaren
Grooves, getragen von der eingespielten Rhythmusgruppe und virtuosen
Percussions, sind vor allem phantasievolle Improvisationen und
fließende Melodien ihr Markenzeichen. Das Repertoire deckt
stilistisch ein breites Spektrum ab und überzeugt bei fetzigen
Stücken ebenso wie bei gefühlvollen Balladen. Spirit und Soul sorgen
für eine besondere Atmosphäre und eine intensive Interaktion
zwischen Band und Publikum. newgrooves wurde beim 2015er summerjazz
mit dem Adoro-Sonderpreis ausgezeichnet.

Besetzung:

Susanne Paulsen-Lange (vocals)

Manfred Meine (saxophones) 

Christian Strunge (guitars)

Thomas Brandes (keyboards)

Olaf Cordes (bass)

Ralf Engel (congas, percussion)

Jens Ahlert (drums)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/jazz2139.html

http://www.newgrooves.de

https://www.youtube.com/watch?time_continue=2&v=4a8F47GzYw8
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[image: Das Jazz-Quartett 'Swing on a String' - Foto: © by Schattenblick]

Happy Gypsy Swing mit dem Quartett "Swing on a String" von 11 bis 13 Uhr

Frühschoppen-Konzert beim 1. Jazz Festival im Kulturcafé "Komm du" am Sonntag, den 19. August 2018

Foto: © by Schattenblick



Sonntag, 19. August 2018, 11.00 bis 13.00 Uhr: Frühschoppen mit Gypsy Jazz

Swing on a String ... Swing, Jazz und klassische Zigeunermusik

Caféhausmusik - Swingender Jazz der 1930er Jahre in der Tradition von Django Reinhardt

Mit Jazz-Traditionals und Zigeunermusik schaffen die vier Musiker
von Swing on a String eine ganz besondere Atmosphäre. Die Formation
sieht sich in der Tradition des von Django Reinhardt und Stéphane
Grappelli 1934 in Paris gegründeten Quintette du Hot Club de France,
dem ersten ausschließlich mit Saiteninstrumenten besetzten
Jazz-Ensemble, dessen ursprünglicher Besetzungsform sie treu
geblieben sind. In der Musik von Django Reinhardt liefen viele
Traditionen zusammen: u. a. swingender Beat, Bebop, Elemente der
Sinti-Musik und des Flamenco. Hinzu kam eine außergewöhnliche
Spieltechnik, die der Ausnahmekünstler für seine durch einen Unfall
verletzte Griffhand neu entwickelt hatte. Virtuose Klänge, die bis
heute lebendig geblieben sind.

Nachmittags von 15.00 bis 17.00 Uhr spielt das Troels Frost Trio aus Dänemark Modern Jazz.

Besetzung:

Gary Castle (Gitarre und Gesang)

Gernot Fricke (Geige und Gesang)

Jürgen Günther (Gitarre und Banjo)

Thomas Koch (Kontrabass)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/jazz2141.html

http://www.swing-on-a-string.de

http://www.swing-on-a-string.de/#akustisches
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[image: Der dänische Jazz-Gitarrist Troels Frost - Foto: © by Lasse Bruun]

Der dänische Jazz-Gitarrist Troels Frost spielt mit seinem Trio das Nachmittagskonzert von 15 bis 17 Uhr

beim 1. Jazz Festival im Kulturcafé "Komm du" am Sonntag, den 19. August 2018

Foto: © by Lasse Bruun



Sonntag, 19. August 2018, 15.00 bis 17.00 Uhr: Jazz Festival

Troels Frost "My European Map" | Modern Jazz mit Gitarre, Tenor Saxophon und Bass aus Dänemark

"Troels Frost's Instrumental music is poetic, melodic and
beautiful", urteilt der dänische Journalist Ivan Rod über seinen
Landsmann. Der Jazzgitarrist pflegt einen sehr persönlichen,
klangreichen und ausdrucksvollen Stil, der stets unverkennbar ist.
Als Trio zeigen Troels Frost, die Tenorsaxophonistin Cecilie Strange
und Niels W. Knudsen (Bass) eine breite Palette an musikalischen
Möglichkeiten mit vielen stimmungsvollen Momenten. Spannende
Soloeinlagen und kollektiv gespielte Sequenzen ergänzen sich zu
einem großartigen Konzerterlebnis.

Beim Frühschoppen-Konzert von 11.00 bis 13.00 Uhr spielt die Band Swing on
a String Jazz-Traditionals, Swing und klassische Zigeunermusik.

Besetzung:

Troels Frost (Gitarre)

Cecilie Strange (Tenor Saxophon)

Niels W. Knudsen (Bass)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/jazz2142.html

http://troelsfrost.dk/

http://troelsfrost.dk/?page_id=176
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[image: Das Kasbahdorf Ait Ben Haddou in Marokko und ein Foto des Reisejournalisten Wolf Leichsenring - Fotos: © by Gabriele Leichsenring]

Safari durch Marokko - eine faszinierende Rundreise, die vom Atlantik und dem Mittelmeer 

bis in die Sahara, vom Hochgebirge hinab in die flachen aber auch canyonartigen Täler führt

Fotos: © by Gabriele Leichsenring



Donnerstag, 23. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Diavortrag und Autorenlesung

Wolf Leichsenring: "Safari durch Marokko - 40 Tage mit dem Wohnmobil durch das Land"

Über 35 Jahre lang waren Gabriele und Wolf Leichsenring mit dem
Wohnmobil unterwegs, zunächst in Europa, nach dem Ende ihrer
beruflichen Tätigkeit u.a. auch in Nordamerika, Australien,
Neuseeland und Afrika. Im Jahr 2012 bereisten sie Marokko und legten
in ca. sechs Wochen rund 4.600 Kilometer zurück - eine faszinierende
Rundfahrt, die sie vom Atlantik und dem Mittelmeer bis in die
Sahara, vom Hochgebirge hinab in die flachen, aber auch
canyonartigen Täler führte. Dabei verließen sie oftmals ausgetretene
touristische Pfade und tauchten ein in das alltägliche Leben des
Landes mit seinen kontrastreichen Landschafts- und Lebensformen. Der
Reisejournalist Wolf Leichsenring illustriert die Lesung aus ihrem
gemeinsamen Reisetagebuch mit zahlreichen Dias.

Besetzung: 

Wolf Leichsenring (Weltenbummler und Reisejournalist)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/veranst/bkvo8353.html

https://ga-wo.leichsenring.net/reisen/?page_id=70

https://ga-wo.leichsenring.net/kreativ/?page_id=25
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[image: Die Hamburger Singer-Songwriterinnen Anna Wydra (links) und ENNA (rechts) - Foto links: © by Anna Wydra, rechts: © by Anne Peter]

"Sie nahmen die Stille und machten Musik daraus."

Stille hat viele Gesichter - das Hamburger Singer-Songwriter Duo Anna Wydra (links) und Anne Peter alias "Enna" (rechts) auch.

Foto links: © by Anna Wydra, rechts: © by Anne Peter



Freitag, 24. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Anna Wydra und Enna | Singer-Songwriter Folk aus Hamburg

Die Musik des Hamburger Duos Anna Wydra und Anne Peter alias "Enna"
hat viele Facetten, von leise und zerbrechlich bis hin zu kraftvoll
und provokativ. Die Singer/Songwriterinnen aus Leidenschaft, die
sich selbst an der Gitarre begleiten, überzeugen mit starken Stimmen
und nachdenklichen Texten zum Zuhören. Bei ihren Auftritten als Duo
unterstützen sie sich gegenseitig im Background. Durch die
unterschiedlichen Stilrichtungen der beiden entstehen interessante
Spannungsbögen zwischen Ennas zumeist deutschsprachigen, ruhigen
Liedern mit eingängigen Melodien und Annas auf englisch gesungenen
Stücken, die zwischen tiefgründig-melancholisch und provokant
angesiedelt sind. 

Besetzung:

Anna Wydra (Gesang und Gitarre)

Enna (Gesang und Gitarre)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/pop-5278.html

https://www.facebook.com/ennatone

https://www.annawydra.de

https://www.youtube.com/watch?v=64QRlEWXN1w

https://www.youtube.com/watch?v=bTWT4SS5xkw
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[image: Der große Impro-Wochenrückblick mit Charlotte & Ralf - Foto: © by Klaus Friese]

Blicken Sie mit den Stegreiftheaterkünstlern Charlotte & Ralf hinter die Kulissen des Weltgeschehens

Foto: © by Klaus Friese



Samstag, 25. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Improtheatershow

"Der große Impro-Wochenrückblick" | Comedy, Musik & Improtheater mit Charlotte & Ralf

Schlagzeilen erwachen zum Leben! Blicken Sie hinter die Kulissen des Weltgeschehens!

Die Themen der Woche knallhart mit Humor aufgearbeitet. Hier trifft
Kabarett auf Comedy. Die Stegreiftheaterkünstler "Charlotte & Ralf"
bringen Sie mit aktuellen Themen - egal ob global, regional oder
ganz privat aus dem Leben der Zuschauer - zum Lachen. Immer aktuell.
Jedes Mal anders. Texte, Lieder und Szenen entstehen erst auf der
Bühne. Beste Unterhaltung für jeden, der die Welt gerne mal mit
anderen Augen sieht. Lassen Sie sich überraschen - die Künstler tun
es auch. Charlotte Wolff und Ralf Schulze sind Autoren für
Kabarettisten und Comedians wie Axel Pätz, Michael Frowin oder
Alfons, dem französischen Reporter. Sie begeistern seit Jahren mit
ihren Improvisationstheatershows. Außerdem sind sie Leiter der
"Schule für Comedy" in Hamburg und saßen mehrmals in der Jury des
"Hamburger Comedy-Pokals".

Besetzung:

Charlotte Wolff & Ralf Schulze 

(Stegreiftheaterkünstler, Autoren für Kabarettisten und Comedians und Leiter der "Schule für Comedy" in Hamburg) 

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/theater/veranst/tvkl0839.html

http://www.charlotteundralf.com

http://improrundgang.de/files/impro-rundgang/video/NDR%20DAS%20Impro-Rundgang.mp4
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Der G20-Krimi "Die Welt im Viertel" von Cord Buch erschien im Juni 2018 im Verlag Edition Oberkassel

Foto links: © by Verlag Edition Oberkassel, rechts: © by Jens Bruske



Donnerstag, 30. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Krimilesung mit Jazzmusik

Cord Buch: "Die Welt im Viertel" - G20-Krimi mit Hamburger Lokalkolorit | Crime and Jazz

Mit Jazzmusik mit Achim Gehrmann (Trompete) und Nils Runge (Klavier)

Sommer 2017. Hamburg im Ausnahmezustand: Die mächtigsten Staatschefs
der Welt treffen sich auf dem G20-Gipfel. Viel Arbeit für die
Journalistin Nele. Und es gibt Tote: Während einer polizeilichen
Maßnahme stirbt ein Freund von Neles Sohn, kurz vor dem Gipfel wird
eine Polizistin erschossen. Der vom Staatsschutz in die Ermittlungen
eingeschaltete Hauptkommissar Jensen entdeckt eine Reihe von
Merkwürdigkeiten im Leben der Ermordeten ... Der Hamburger Cord Buch
ist dem Schanzenviertel besonders zugetan. "Die Welt im Viertel" ist
bereits sein dritter Krimi, der in diesem Stadtteil spielt. Sein
Augenmerk gilt dabei stets den politischen und gesellschaftlichen
Konflikten. Der Autor lebt selbst in der Schanze und hat die
Ereignisse um den Gipfel hautnah miterlebt.

Besetzung:

Cord Buch (Autor)

Achim Gehrmann (Trompete)

Nils Runge (Klavier)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/veranst/dbvl6113.html

http://www.cordbuch.de

https://www.book2look.com/book/seohKYaWas&euid=93929594&ruid=0
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Blues Werft: Jazz, Blues, Boogie Woogie und Rock'n'Roll - ganz hanseatisch!

Foto: © by Blues Werft



Freitag, 31. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Blues Werft | Jazz, Blues, Boogie Woogie und Rock'n'Roll aus Hamburg

Hamburg hat nicht nur das perfekte Wetter für den Blues, es hat auch
die perfekten Jungs dazu: einer kommt von der Werft, ein zweiter ist
quasi dort aufgewachsen, ein dritter wohnt im Hafen. Die vier Jungs
von Blues Werft spielen den wahrscheinlich bestgelaunten Blues der
Stadt, nebenbei feinsten Jazz, groovigen Boogie und waschechten Rock
'n' Roll - alles auf angenehm nordische Art. Körrie Kantner (Gesang,
Bluesharp, Piano), bekannt als langjähriger Duo-Partner von
Blues-Legende Abi Wallenstein, ist ein Virtuose an der Bluesharp und
am Boogie-Piano, ein begeisternder Sänger, Frontmann und
Entertainer. Er und seine Mitstreiter Bernd Nowak (Gitarre), Bernd
Dietz (Schlagzeug) und Andreas Ravn (Bass) rocken stilvoll jedes
Haus. Blues Werft war 2014 Gewinner des renommierten Blues-Preises
beim SummerJazz in Pinneberg.

Besetzung:

Körrie Kantner (Gesang, Blues Harp, Piano)

Bernd Nowak (Gitarre)

Bernd Dietz (Schlagzeug) 

Andreas Ravn (Bass) 

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/mvbl0064.html

http://blueswerft.de/

https://www.youtube.com/watch?v=4IFb5T0YV8Q
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Das Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8357: Saarbrücken - "EPIC EMPIRES. Ein Internationaler LARP-Magnet aus dem Saarland", 11.07.


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Ringvorlesung über Fantastik - Mittwoch, 11. Juli, 18.30 Uhr

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei.

"EPIC EMPIRES - Ein Internationaler LARP-Magnet aus dem Saarland"

(Andreas Plöger, PopRat Saarland)



"Epic empires" wurde 2009 von einem Freundeskreis saarländischer
Liverollenspiel-Enthusiasten ins Leben gerufen und ist die drittgrößte
LARP-Veranstaltung (Live Action Role Playing) im deutschsprachigen
Raum.

Ausgerichtet auf dem "Bexbacher Utopion", zieht die rein ehrenamtlich
organisierte "Con" (abgekürzt für "Convention") jährlich bis zu 1300
Spieler aus Deutschland und dem europäischen Ausland an. Als "LARP für
Erwachsene" hat "Epic empires" eine Nische besetzt und gilt mit ihrem
hohen Anspruch an Darstellung, Outfits und Ambiente als Pionier und
Trendsetter in der Szene - national wie international. Auch ihre stark
Community-orientierte Organisationsform ist in dieser Form
einzigartig. Der Vortrag behandelt einführend LARP als Hobby-Kosmos
und erlebnisorientierte Herangehensweise unter anderem an Fantasy.
Darin verortet werden Konzept, Geschichte und regionale Verwurzelung
von "Epic empires" als saarländischer LARP-Magnet mit internationaler
Ausstrahlung.

Veranstaltungsort: Filmhaus, Mainzer Str. 8, 66111 Saarbrücken

Kontakt: amerikanistik@mx.uni-saarland.de

www.amerikanistik.uni-saarland.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 06.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BUCH / FAKTEN





BIBLIOTHEK/645: Bibliothek ohne Bücher - Bibliothek von Aarhus als Blaupause für Berlins öffentliche Bibliotheken? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Bibliothek ohne Bücher: Die Bibliothek von Aarhus als 
Blaupause für Berlins öffentliche Bibliotheken?

Pressemitteilung von Gemeingut in BürgerInnenhand, 6. Juli 2018



Berlin - 06.07.2018. Auf der von der Partei Die Linke am 2. Juli im
Berliner Abgeordnetenhaus veranstalteten 2. Fachtagung zur Zukunft der
Öffentlichen Bibliotheken in Berlin war von der umstrittenen
Privatisierung der Medienauswahl und -beschaffung an der Zentral- und
Landesbibliothek Berlin (ZLB) nicht die Rede. Lediglich Jana Seppelt,
zuständige Gewerkschaftssekretärin von ver.di, wies in Ihrem
Schlusswort darauf hin.

Gefeiert wurde dagegen in bemerkenswerter Einhelligkeit das ominöse
Beispiel der Bibliothek von Aarhus in Dänemark als Leitstern für eine
öffentliche Bibliothek der Zukunft. Die weiteren Vorträge zum
thematischen Schwerpunkt der Veranstaltung - den "sich verändernden
Aufgaben & Arbeitsbedingungen in den Berliner Bibliotheken" -
befassten sich unter anderem mit der Herausforderung durch die
Digitalisierung und den veränderten Anforderungen an Qualifikation und
Ausbildung der Bibliotheksmitarbeiter.

Gemeingut in BürgerInnenhand (GiB) kritisiert, dass die funktionale
Privatisierung und tiefgreifende Umstrukturierung der ZLB, die
selbstverständlich einen entscheidenden Einfluss auf die dortigen
Aufgaben und die Arbeitsbedingungen hat und maßgeblich für die
Entwicklung der anderen öffentlichen Bibliotheken in Berlin ist, in
den Vorträgen vollständig ausgeblendet wurde. Auch übt GiB Kritik
daran, dass die Bibliothek in Aarhus nicht in sachlich-kritischer Form
dargestellt wurde, sondern dass durch einen Vortrag im Stile eines
subjektiven Erlebnisberichts, noch dazu ergänzt durch einen Werbefilm,
im wesentlichen PR dafür gemacht wurde.

Ulrike von Wiesenau, Kulturreferentin von Gemeingut in BürgerInnenhand
(GiB), kommentiert die Veranstaltung wie folgt:

"Es fehlte eine kritische Hinterfragung des vielgerühmten Konzepts
einer 'Eventbibliothek'", wie es in Aarhus bereits realisiert ist und
als Blaupause für die ZLB dienen soll. Dieses beinhaltet letztendlich
die vollständige Demontage der Bibliothek als Bibliothek. 'Information
in your pocket' ist die neue Devise, die Bibliotheksdirektor Knud
Schulz in Aarhus schon in die Tat umgesetzt hat: Bücher brauche man
nicht mehr, es gebe ja das Smartphone. Dabei haben internationale
Forschungsgruppen inzwischen starke Belege dafür, dass das Lesen
längerer Texte auf dem Bildschirm schwieriger ist und dass vertieftes
Lesen, Verstehen und Erinnern wie auch die emotionale Beteiligung
schwerer fallen als beim Buch. Darüber hinaus gilt, angesichts der
Problematik von Datenschutz und Manipulation: Gerade eine öffentliche
Bibliothek sollte sich im Hinblick auf Google & Co auch als Ort der
Entwicklung von Gegenmacht verstehen."

Karl Goebler, Mitarbeiter des Kulturreferats von GIB, hebt hervor:

"Repräsentative Umfragen unter Bibliotheksnutzern in Deutschland haben
gezeigt: Oberste Priorität in einer öffentlichen Bibliothek hat für
sie der Medienbestand und die individuelle Beratung durch
qualifizierte Bibliothekare bei der Mediensuche. Weit weniger wichtig
sind dagegen Kurse oder 'Events'. Aber, unabhängig davon, welche
Angebotsmischung man für angemessen oder wünschenswert hält: Bei einer
öffentlichen Bibliothek ist darüber demokratisch und
gemeinwohlorientiert zu entscheiden und nicht nach den Zielen,
Prinzipien und Kriterien der Privatwirtschaft. Der Tatbestand einer
funktionalen Privatisierung und der damit verbundenen tiefgreifenden
Umstrukturierung der ZLB, die selbstverständlich einen entscheidenden
Einfluss auf die dortigen Aufgaben und die Arbeitsbedingungen hat,
wurde in den Vorträgen vollständig ausgeblendet."

Frauke Mahrt-Thomsen, vom Arbeitskreis Kritischer BibliothekarInnen,
stellt fest:

"Von guter Arbeit kann in den öffentlichen Bibliotheken Berlins immer
weniger die Rede sein, da die Bezirksbibliotheken seit mehr als 25
Jahren kaputtgespart und einer Kosten-Leistungsrechnung unterworfen
werden, die in keiner Weise an sozialen und Qualitätskriterien
orientiert ist, sondern ihnen eine sachfremde Konkurrenz um die
billigsten Dienstleistungen aufzwingt und die Spaltung bei der
Versorgung der Bevölkerung fortlaufend vertieft anstatt sie
aufzuheben. Durch Streichung von Stellen und Ausbildungsplätzen, durch
Privatisierung zentraler Aufgabenfelder werden anspruchsvoll
ausgebildete BibliothekarInnen immer mehr abgeschafft und durch
preiswertere Fachangestellte für Medien- und
Informationsdienstleistungen ersetzt."

GiB befürchtet: Das sich an der ZLB vollziehende Privatisierungs- und
Entkernungsmodell von Wissen könnte an Deutschlands öffentlichen
Bibliotheken Schule machen. Von einer rot-rot-grünen Berliner
Regierung erwarten wir eine Politik, die die aktuell drohende
Privatisierung von Schulbau und Schulbetrieb verhindert und die
Privatisierung der Medienauswahl und -beschaffung an der Zentral- und
Landesbibliothek Berlin (ZLB) rückgängig macht. Im November 2016 hatte
die Berliner LINKE das Wahlversprechen gegeben, sich dafür
einzusetzen, dass die Zentral- und Landesbibliothek wieder durch
eigene Fachlektoren mit Büchern versorgt wird. Eine klare
Positionierung gegen eine Privatisierung der Medienbeschaffung an
Berlins öffentlichen Bibliotheken, die nun zügig umgesetzt werden
muss.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/611: Braunschweig - eAusleihe-Sprechstunde am 12. Juli 2018


eAusleihe-Sprechstunde 



Braunschweig. Die Stadtbibliothek Braunschweig lädt am Donnerstag, 12.
Juli, zwischen 15.30 Uhr und 17.30 Uhr zu einer offenen
"eAusleihe-Sprechstunde" ein. Im persönlichen Gespräch werden Fragen
rund um das Herunterladen unserer digitalen Medien beantwortet und
Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe vermittelt. Der
Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Die
Veranstaltung wird monatlich durchgeführt. Der nächste Termin ist
Donnerstag, 9. August. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
470-6835.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





EUROPA/402: EU-Gipfel - Migrationspolitik zeugt von Angst statt von Mitgefühl


Amnesty International - 3. Juli 2018

EU-Gipfel: Migrationspolitik zeugt von Angst statt von Mitgefühl



Die am 29. Juni 2018 veröffentlichte politische Einigung enthält neue
migrationspolitische Vorschläge, die "kontrollierte", also geschlossene
Aufnahmelager für Asylbewerberinnen und Asylbewerber und Migrantinnen und
Migranten innerhalb der EU sowie sogenannte regionale
Ausschiffungsplattformen außerhalb Europas für auf See gerettete Menschen
vorsehen.

"Die europäischen Staats- und Regierungschefs haben sich auf eine Reihe
 egoistischer und gefährlicher Massnahmen geeinigt, die Männer, Frauen
 und Kinder schwerem Missbrauch aussetzen könnten." 

 Iverna McGowan, Direktorin des EU-Büros von Amnesty International



"Nach tagelangen Auseinandersetzungen haben sich die europäischen Staats-
und Regierungschefs schließlich auf eine Reihe von egoistischen und
gefährlichen Massnahmen geeinigt, die dazu führen können, dass Männer,
Frauen und Kinder schwerem Missbrauch ausgesetzt werden", sagte Iverna
McGowan, Direktorin des EU-Büros von Amnesty International.

"Dieser Gipfel war eine Chance, das gescheiterte europäische Asylsystem zu
reformieren und eine Politik zu verfolgen, die auf Solidarität, Effizienz
und Mitgefühl basiert. Stattdessen haben die europäischen Staats- und
Regierungschefs beschlossen, den fremdenfeindlichen Tendenzen mancher
Regierungen nachzugeben, die Europa abriegeln und die Verantwortung auf
Länder außerhalb der EU abschieben wollen."

"Es ist alarmierend, dass Menschen in 'kontrollierte' Zentren gesperrt
werden sollen, sobald sie die europäische Küste erreichen - und diese
Formulierung ist noch beschönigend. Die europäischen Staats- und
Regierungschefs verfolgen eine Politik, die Menschen auf der Suche nach
Schutz einsperrt, statt ihnen zu helfen. Das hat mit den Grundprinzipien
der EU, Solidarität und Achtung der Menschenrechte, nicht mehr viel zu
tun."

Der Rat hat es auch versäumt, entschiedene Massnahmen gegen die schweren
Menschenrechtsverletzungen in Libyen zu ergreifen, unter denen Migrantinnen
und Migranten und Flüchtlinge leiden. Dies kann nicht zuletzt nur deshalb
geschehen, weil die EU die libyschen Behörden unterstützt. Die libyschen
Küstenwachen fangen immer mehr Menschen auf See ab und bringen sie zurück
an Land. Dort werden sie in Lager gesperrt, ausgebeutet, vergewaltigt und
gefoltert. Im Moment werden rund 9000 Menschen in solchen "Zentren" gegen
ihren Willen festgehalten.

Da Malta und Italien ihre Häfen für Rettungsboote von Hilfsorganisationen
sperren und die Regierungen Flüchtlinge und Migrantinnen und Migranten
tagelang im Stich lassen, bedarf es klarer Massnahmen: Die Anlandung von
Schiffen mit geretteten Flüchtlingen muss geklärt, das Dublin-System
reformiert und sichere und legale Fluchtwege müssen geschaffen werden.



Weitere Informationen zum Thema Flüchtlinge und Asyl unter:
https://www.amnesty.de/fluechtlinge

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 3. Juli 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/eu-gipfel-migrationspolitik-zeugt-von-angst-statt-von-mitgefuehl

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





NACHRUF/019: Ludwig Baumann - Unermüdliches Engagement für die Anerkennung der Deserteure (Connection e.V.)


Connection e.V. - 6. Juli 2018

Nachruf auf Ludwig Baumann

Unermüdliches Engagement für die Anerkennung der Deserteure



Am 5. Juli 2018 starb Ludwig Baumann, Deserteur des II. Weltkrieges, im 97.
Lebensjahr. Seit Jahrzehnten setzte er sich gemeinsam mit anderen
Deserteuren seiner Zeit für die volle Rehabilitierung der von der NS-Justiz
als Wehrkraftzersetzer und Verräter gebrandmarkten Menschen ein, die sich
damals gegen das Unrechtsregime wandten. Er war Motor einer Bewegung, die
an den verschiedensten Orten Deutschlands und Österreichs mit
Deserteursdenkmälern eine wichtige Debatte über die Rolle der Wehrmacht im
Nationalsozialismus, die Bedeutung der Desertion und
Kriegsdienstverweigerung anstieß. Mit ihm verlieren wir einen wichtigen
Mitstreiter für Frieden und Gerechtigkeit.

Ludwig Baumann war selbst gemeinsam mit seinem Kameraden Kurt Oldenburg
1942 aus der Wehrmacht desertiert. Sie wollten sich nicht länger an
Kriegsverbrechen beteiligen. Die Bilder der Wochenschauen im Soldatenkino
ließen die beiden fragen, was denn mit den Millionen russischen
Kriegsgefangenen ist, die im eisigen Winter auf freiem Feld ausharren
müssen. Es folgte die Gefangennahme, Verurteilung zum Tode, monatelange
Haft in einer Todeszelle und schließlich KZ-Haft und "Bewährung" im
Strafbataillon. Kurt Oldenburg überlebte nicht.

Ludwig Baumann musste nach dem Krieg erleben, dass seine Desertion und sein
Einsatz gegen Kriegsverbrechen nicht honoriert wurde. Ganz im Gegenteil:
Deserteure wurden als Vaterlandsverräter gebrandmarkt. Er versuchte, die
Schmach im Alkohol zu ertränken. Erst als seine Frau starb, die ihm sechs
Kinder hinterließ, begriff er, dass er sein Leben wieder in den Griff
bekommen musste.

In den 80er Jahren war er dann einer der ersten, die öffentlich als
Deserteur des II. Weltkrieges auftraten, unterstützt von einer Gruppe, die
in Bremen-Vegesack ein erstes Deserteursdenkmal aufstellte. Dies war ein
Fanal. Hier stand jemand auf, bekannte sich öffentlich zu seiner
Entscheidung und forderte zugleich Gerechtigkeit ein. Es war der Anstoß zu
einer Bewegung zur Anerkennung und Rehabilitation der Deserteure. Sein
Auftreten stieß eine weitreichende Forschung an, mit der die Bedeutung und
Motivation der Deserteure und Kriegsdienstverweigerer im
Nationalsozialismus umgeschrieben werden konnte. Durch die neuere Forschung
wurde erst öffentlich bekannt und anerkannt, dass 30.000 Todesurteile durch
die NS-Militärjustiz gefällt wurden. Insgesamt desertierten etwa 350.000
bis 400.000 Soldaten.

In den nachfolgenden Jahrzehnten setzte sich Ludwig Baumann unermüdlich
zusammen mit anderen Deserteuren des II. Weltkrieges für die Rehabilitation
der Deserteure, Kriegsdienstverweigerer und Wehrkraftzersetzer ein. Er
gründete mit ihnen die Bundesvereinigung Opfer der NS-Militärjustiz
(http://www.bv-opfer-ns-militaerjustiz.de). 1998 wurde das
NS-Unrechtsaufhebungsgesetz beschlossen, das Kriegsdienstverweigerer und
Wehrkraftzersetzer rehabilitierte, das erste Ergänzungsgesetz 2002
rehabilitierte pauschal homosexuelle NS-Opfer und die Deserteure der
Wehrmacht, das zweite NS-Unrechtsaufhebungsgesetz 2009 schließlich auch die
wegen Kriegsverrats verurteilten Opfer der NS-Militärjustiz.

Es war ein großes Glück, dass Ludwig Baumann sich so vehement auch noch im
hohen Alter dafür engagieren konnte. Er führte immer wieder Veranstaltungen
durch und sprach mit Abgeordneten im Bundestag. Wir erlebten ihn bei
gemeinsamen Veranstaltungen als ein Mitstreiter, der sich ebenso für
aktuelle Fälle von Kriegsdienstverweigerern und Deserteuren einsetzte, wie
z.B. den Deserteuren der Kriege im ehemaligen Jugoslawien, US-Verweigerer
und Deserteuren aus den Kriegen im Irak und Afghanistan.

Wir trauern um Ludwig Baumann. Ludwig Baumann wird uns sehr fehlen, als
Unterstützer und Begleiter unserer Arbeit, als Freund, bei unserer Arbeit
gegen Krieg, bei unserer Arbeit für Deserteure und Kriegsdienstverweigerer
weltweit.

 * 

Quelle:

Connection e.V.
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STANDPUNKT/263: Eugen Drewermann - "Wir sind nicht länger Willens, der Flugzeugträger der Amerikaner zu sein" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 7. Juli 2018

Drewermann: "Wir sind nicht 
länger Willens, der Flugzeugträger der Amerikaner zu sein"

Rede vom 30. Juni 2018



Eugen Drewermann sprach auch dieses Jahr wieder an der
Abschlussdemonstration der 'Stopp Air Base Ramstein' Aktionswoche vor
den Toren der Militärbasis. Der deutsche Theologe,
Psychoanalytiker und kirchenkritische Publizist kann ohne Übertreibung
als das Gewissen der Nation bezeichnet werden. Mit seinem scharfen
Intellekt und einer tiefen und ehrlichen Empörung prangert er die
Gräuel des Krieges und die Verwicklung Deutschlands an. Ohne Pathos,
aber mit eindringlichen emotionalen Sinnbildern, verdeutlicht er
unsere Mitverantwortung und unseren Handlungsbedarf in diesem
historischen Moment.

Aus diesem Grund veröffentlichen wir hier die vollständige Rede von
Eugen Drewermann.

 * 

Liebe Freundinnen und Freunde des Friedens,

von Herzen danke ich ihnen für das Engagement am heutigen Nachmittag
gegen die amerikanische Air Base in Ramstein zu protestieren.

Wir müssen das tun, um in der deutschen Bevölkerung ein Bewusstsein
für das Problem dieser Einrichtung zu schaffen. Rammstein ist nicht
eine der 600 globalen amerikanischen Militärbasen. Sie ist die
wichtigste Zentrale im Drohnenkrieg, im internationalen Krieg, den die
Amerikaner bei der Regime-Change Politik im Nahen Osten führen. Hier
in Ramstein sind nicht nur 16.000 amerikanische Soldaten stationiert.
2013 hat man hier das Satelliten-Relais hingestellt, in dem die
Drohnenoperator-Daten aus Nevada und New Mexico zusammenlaufen. Die
Daten aus den Kelley Barracks in Stuttgart, wo das Africom gesteuert
wird und wo in einer schönen Stadt bei Stuttgart die Hydra ihre Heimat
hat, krakenförmig in die Welt zu greifen für Joint Special Operations,
die global vernetzt jeden Punkt der Welt als Kampfziel erklären können
und wollen.

Genau darum müssen wir gegen die Internationale eines Terrorkriegs,
der auf Mord und Verbrechen hinausläuft, gemeinsam protestieren und
wir sagen eindeutig, wir sind nicht länger Willens, der Flugzeugträger
der Amerikaner zu sein.

Frau Wagenknecht hat es bereits gesagt, im Grundgesetz steht, dass von
deutschem Boden niemals Krieg ausgeht. Herr Obama aber hatte nötig in
der Berlinrede 2013 zu erklären, natürlich führen die Amerikaner von
Deutschland aus keinen Krieg und Frau Merkel saß dabei und nickte es
ab, wie freundlich doch. Wir müssen dieses Doppelsprechen der
Amerikaner nur mal ins Hochdeutsche übersetzen. Nicht von Ramstein aus
aber über Ramstein unvermeidbar, weil ohne Ramstein überhaupt die
ganze Welt kein Angriffsziel sein kann.

Das müsste Frau Merkel endlich wissen, zugeben und diesen Skandal
gegenüber dem deutschen Grundgesetz den Amerikanern untersagen.

Was die USA in Ramstein machen, ist nicht nur gegen deutsches Recht.
Es ist gegen jedes internationale Recht. Wir haben in Deutschland
gelernt, dass niemals mehr ein Mensch sich das Recht nimmt, über das
Leben eines anderen Menschen zu urteilen. Generell sind wir gegen die
Todesstrafe. Nicht daran hält sich die amerikanische
Rechtsphilosophie. Sie tötet mit der Todesstrafe immer noch in
Huntsville Texas in Serie. Schlimmer aber ist dieses, sie tötet
eigentlich beim Drohnenkrieg keine Menschen, sie schaltet lediglich
irreguläre Kämpfer aus, für die nach amerikanischer Auffassung nicht
einmal das Kriegsrecht anwendbar ist.

Diese haben keinerlei Rechte, sie sind zu töten, wie wenn man einen
Stein wegschiebt, der einem hinderlich im Wege ist. So behandelt man
nicht Menschen und damit muss Schluss sein.

1789 in der französischen Revolution fing man an, alles was der
Revolution entgegenstand, in Serie zu töten. Und man erfand dabei so
praktisch die Guillotine. Man hatte damals 1789 mindestens noch nötig
zu Gericht zu sitzen und einen Beschluss herbeizuführen. Die
Drohnenmorde, die von Ramstein ausgeführt werden, haben keinerlei
juristische Grundlage und sie sind schlimmer als jede Guillotine,
außergerichtlich, illegal, mörderisch, verbrecherisch, globalisiert.
Denn jeder Ort der Welt ist heute mit den Drohnen erreichbar. Deswegen
müssen wir alleine vom juristischen und moralischen Standpunkt den
Amerikanern das Handwerk legen, hier in Ramstein und an allen Orten,
wo sie dieselbe Praxis anstreben.

Es ist uns egal, ob sie das von Polen aus versuchen, von Deutschland
oder von Hawaii aus. Überall ist ein Verbrechen ein Verbrechen und es
wird nicht besser dadurch, dass Amerikaner es begehen.

Wir haben heute die Situation, dass Amerika immer noch glaubt, mit
militärischen Mitteln die Welt beherrschen zu können. Sie wollen die
Größten sein mit 600 bis 700 Milliarden Dollar jedes Jahr für Rüstung
und dann behauptet die Nato, dann behauptet der Stoltenberg, dann
assistiert Frau von der Leyen bei der Behauptung, Russland bedroht
uns. Russland und China zusammen geben nicht ein Drittel der
Rüstungsbudgets aus, die Amerika und die Nato gemeinsam verplempern.

Über 1.000 Milliarden Dollar, das ist das Budget der Amerikaner. Seit
wann ist jemand groß bloß, weil er die Todesmaschinerie maximiert,
perfektioniert, globalisiert und vollkommen skrupellos an jedem Ort
der Welt einzusetzen willens ist.

Was wir heute erleben, ist das deutliche Unrecht bei der Vision, die
um 1820 Georg Wilhelm Friedrich Hegel hatte. Der deutsche Philosoph
dachte sich, dass die Rationalisierung des Militärs dialektisch von
allein den Frieden schaffe. Man brauche nicht länger mehr einen Krieg
zu führen, bei dem auf den Schlachtfeldern ein Gottesurteil gesprochen
wird über Gut und Böse. Wenn nämlich die Kriegsmittel so verteilt
sind, dass sie eindeutig kalkulierbar werden wie eine
Mathematikaufgabe. Niemand mehr, glaubte der deutsche Philosoph, wird
in einen Krieg ziehen, wenn sicher ist, dass er ihn verlieren wird.

Das genaue Gegenteil erleben wir heute. Die Rationalisierung des
Militärs führt zur Irrationalisierung des Krieges. Es ist das erste
Mal, dass wir einen Krieg führen, mit Selbstmord töten, mit einer
Soldateska, die bereit ist, zu sterben und ihren eigenen Körper als
einzige Waffe einsetzt. Das, was bei den Nazis bei den Rammjägern 1945
für pervers galt, bei den Kamikazeeinsätzen der Japaner, das Ende
militärischer Vernunft, genau das passiert im sogenannten
Antiterrorkrieg.

Nelson Mandela hatte völlig recht mit Blick auf die Israel-Politik im
Umgang mit den Palästinensern, und mit Blick auf die Amerikaner im
Antiterrorkrieg. Für jeden getöteten Terroristen entstehen zehn
weitere Terroristen. Denn wie auch nicht? Alleine das Gefühl der
Ohnmacht, ständig das Summen der Drohen in den Ohren, permanent die
Bedrohung, um dann mitzuerleben, dass die Präzision, die man sich bei
dieser Art von Mord eingebildet hat, in keiner Weise funktioniert,
schafft ein Gefälle von Gewalt, das auf diese Art mit militärischen
Mitteln in keinem Fall mehr zu lösen ist. Subjektiv ist es ein Wahn,
wir töten die Bösen, und je mehr Böse wir töten, desto besser wird die
Welt.

Objektiv ist es ein Verbrechen und beides läuft darauf hinaus, dass
wir selber als die Allerbösesten inmitten einer Welt agieren, die
ständig friedensunfähiger wird durch unsere eigenen Taten.

Ramstein ist der Schlüssel der amerikanischen Militärpolitik, also ist
es nicht ganz unfair, Clausewitz zu zitieren, man muss den Gegner an
dem schwächsten Punkt seiner Front angreifen, und das ist Ramstein.
Wenn wir die deutsche Bevölkerung dahin bekommen, Ramstein nicht
länger zu dulden, ist der Austritt aus der Nato wie
selbstverständlich, die Pazifizierung Europas das sichere Ziel. Und
wir verbauen der militärischen Rüstung den Weg in die Zukunft, wenn
wir Ramstein lahmlegen. Denn genau das ist geplant, die Drohnenkriege
sind das Vorbild für die Kriegsführung von morgen. Frau Minister von
der Leyen ist dabei, mit den Franzosen gemeinsam ein Future Combat Air
System aufzubauen. Man kann nur sagen, Frau von der Leyen, wenn das
ihre Future ist, unsere Zukunft soll und wird das niemals werden, für
uns nicht, für unsere Kinder nicht, für niemanden.

In diesem Future Combat Air System ist inbegriffen, dass wir Flugzeuge
haben, bei denen die Drohnen wie selbstverständlich mit eingesetzt
werden. Eine integrierte Luftkampfführung die ungefähr in 20, 30
Jahren für riesige Aufrüstungsgelder das Licht der Welt erblicken
soll.

Europa als eine international agierende Militärmacht zu Luft, zu
Wasser und zu Lande. Das brauchen wir nicht, denn das ist nicht die
Zukunft. Das ist die Verhinderung der Zukunft.

Wir stehen davor, dass mit großer Verve künstliche Intelligenz in die
Militärstrategie integriert werden soll. Und wir hören sagen, die
künstliche Intelligenz darf man nicht verteufeln, sie leistet wirklich
Gutes zum Beispiel im Raum des Medizinischen, bei der Früherkennung,
Diagnostik und der Therapieform. Das alles wird so sein. Geistig aber
sind wir in der gleichen Situation wie in den fünfziger Jahren
gegenüber der Entwicklung der Nuklearwaffen. Auch da erzählte man uns,
Bestrahlung kann ja dem Organismus gut tun, und alles was dem
Organismus gut tut, kann ihn auch vernichten. Genau das ist der Fall,
wenn wir die künstliche Intelligenz im Militär zulassen. So ist es
geplant und so soll es kommen.

Wohlgemerkt, scheibchenweise. Nicht erklärt, nicht als Programm, aber
nach und nach. Schon sind wir dabei, von Israel einen Drohnentyp zu
leasen, den wir auch bewaffnen können. Schon sind wir dabei, mit den
Franzosen gemeinsam eine europäische Drohne, die man nicht nur
bewaffnen kann, sondern militärisch einsetzt, herzustellen.

Scheibchenweise sollen wir uns auf den Krieg der Zukunft mit
künstlicher Intelligenz vorbereiten, und wir sagen, Frau Merkel, diese
Scheibchen ihrer Blutwurst wollen wir nicht. Davor spucken wir aus.

Und vor allem sagen wir das den Jugendlichen, den 16 bis 18-jährigen,
die zu denen Frau von der Leyen ihre Offiziere schickt, um ihnen klar
zu machen, wie man in Combative Games miteinander schon mal
spielerisch den Drohnenkrieg vorbereiten könnte. Vor Augen haben sie
einen Mann wie Brandon Bryant, der von 2005 bis 2011 Bildanalyst und
einer der Computer Operatoren war. Am Ende seiner Tätigkeit glaubte
er, verantworten zu müssen, dass er 13 Menschen getötet hätte. Er
erschrak darüber, aber beim Abschied gab man ihm die Tabelle von 1.621
Toten. Ich frage sie, wie lebt man mit 1.621 Toten. Befehlsgemäß in
Pflichterfüllung, im Haushalt des Unmenschen, außergerichtlich,
verbrecherisch, Räderwerk in einer Maschinerie des Todes, der ein
vernünftiger Mensch freiwillig niemals wird zugehören dürfen. Was
sagen wir in den Universitäten, wenn die Professoren bei der digitalen
Bildungsoffensive weiter bereit sind, künstliche Intelligenz ins
Militär einzuschleusen. Da haben sie Liza Lin vor sich, eine Frau, die
in den Jahren 2007 bis 2009 die Karten analysiert und militärische
Kombinationen über mögliche Tagesziele anstellen sollte, also die mit
Drohnen, mit Hellfire Raketen anzugreifen wären. In den zwei Jahren
kam Liza Lin auf die unglaubliche Zahl von 121.000 potenziellen Zielen
auf dieser Erde. Die lassen sich alle abarbeiten, je nach Umstand. Wer
nicht begreift, dass er damit jede Schwelle überschreitet, verdient
nicht mehr in die Zukunft als in eine Hoffnung hinein zu schauen.

Wir sind wie in den fünfziger Jahren genötigt, dass wir Dürrenmatts
Physiker noch einmal aufführen. Wenn die Welt verrückt spielt, muss
die Intelligenz sich verweigern, mitzumachen.

Dann kommt der menschliche Faktor hinzu. Alles das ist furchtbar,
sobald wir beginnen, es wirklich zu sehen. Grade feiern oder begehen
wir im Gedenken den 16. März 1968, den Angriff auf My Lai. Am letzten
Sonntag hat Christoph Felder den Film "My Lai Inside" herausgebracht
und dabei einen der Soldaten des Massakers von mehr als 400 Zivilisten
zur Sprache gebracht. Dieser Mann sitzt da und erklärt, was jedem, der
sich heute zum Militär meldet, freiwillig, blühen wird. Den ersten zu
töten ist sehr schwer, du überschreitest eine Grenze, beim zweiten ist
es weniger schlimm, beim dritten verlierst du jegliches Gefühl, und
beim vierten Toten denkst du, das ist Krieg. Der Mann, der so sprach,
war kurz danach freiwillig aus dem Leben gegangen, weil dies kein
Leben ist, dass man nur verteidigen soll durch Massenmord, befohlen
durch Captain Ernest Medina, ein Mann, der nie vors Kriegsgericht
gestellt wurde. Was töten bedeutet, ist mir unvergesslich durch die
Rede eines Kampfpiloten der Royal Air Force 1943. Admiral Harris hatte
die Hansestadt Hamburg in der Operation Gomorrha dazwischen genommen,
um die Häfen zu blockieren. 'Around the clock bombing', bei Tag die
Amerikaner, bei Nacht die Briten. 43.000 Tote in einer Nacht im
Feuersturm von Hammerbrook. Das war der Auftakt. So sollte es werden
und Harold Nash sah und sagte: "Wir sahen es unter uns liegen wie ein
schwarzes Band bestickt mit Perlen und wussten dennoch, dass das, was
wir am Boden anrichten, schlimmer als Dantes Inferno ist. Aber wir
sahen ja nur Feuer, wir sahen keine Menschen." Ich bitte Frau von der
Leyen, Mutter von sieben Kindern, endlich die Menschen zu sehen, über
die sie den Tod in Vorbereitung präpariert, adjustiert und zensiert.

Ich höre sagen, das, was wir hier treiben, diene der Sicherheit. Eine
größere Lüge als diese hat es eigentlich nie gegeben. Militärpolitik
schafft Unsicherheit, Frieden kann nur kommen durch Gespräch,
Vertrauen und Gegenseitigkeit geschaffen werden, aber nicht durch die
Attitüde, wir sind die Größten und wir diktieren es euch. Das kann
nicht Frieden schaffen, sondern nur den Hass vermehren.

Dann findet die Absurdität ihren Gipfel, Frau Wagenknecht hat schon
darauf hingewiesen, 68 Millionen Flüchtlinge stehen in Afrika und
möchten hinüberkommen nach Europa. Die Länder, aus denen sie kommen,
ausnahmslos, sind diejenigen die wir seit 2001 um und um zerbombt
haben: Afghanistan, Somalia, Sudan, Libyen, Syrien, Jemen. Der einzige
Flüchtlingssektor, den wir nicht linear kausal verursacht haben, sind
die Rohingya in Myanmar.

An allem Flüchtlingselend sind wir im Westen mit unserer
Militärpolitik selber die Hauptursache. Und dann haben sie die Nerven
in Brüssel zu erklären, die Hauptform, mit Menschenelend umzugehen,
sei in den nächsten zwei Jahren Frontex aufzustocken.

Militär um weiterzumachen, KZ-ähnliche Einrichtungen in Nordafrika,
der alte Schily-Plan, damals geplant in Libyen. Da gab es aber noch
den Diktator Gaddafi, den haben wir inzwischen ermordet und seitdem
ist Libyen der offene Korridor für Flüchtlinge aus Afrika in alle
Richtungen. Wir selber schaffen uns die Falle, aus der wir dann nicht
mehr rauskommen können. Was sollten wir tun in dieser Lage? Ich höre
allen Ernstes vorgestern die Politiker sprechen, wir müssen uns gegen
die illegale Migration verteidigen. Ich lese heute in der Zeitung von
dem EU-Experten Elmar Brok, wenn wir sie abschrecken, ziehen sie gar
nicht mehr durch die Sahara, um in Nordafrika anzukommen, dann bleiben
sie, wo sie sind. Herr Elmar Brok, haben Sie je begriffen, was
Menschen durch die Sahara treibt, außer Leid und Not? Jetzt sagen wir
es ganz simpel mit Karl Marx, was in der rheinischen Zeitung
abgedruckt wurde: das Holzdiebstahlgesetz, wenn einfache Leute
Brennmaterial aus dem Wald nach Hause nehmen, um ein bisschen Wärme in
ihr Haus zu bekommen, sollte das für Diebstahl gelten? Damals schrieb
Marx: "Ein Gesetz, das die Verzweiflung zum Verbrechen erklärt, ist
selber ein Verbrechen und erschafft beides gleichzeitig, Verbrechen
wie Verzweiflung".

Deshalb kann ich nur sagen, schließt den Amerikanern die Tür zum
Militär, schließt Ramstein, schließt den Amerikanern die militärischen
Zugangswege global, wo irgend es möglich ist. Wir in Deutschland
müssen damit Schluss machen, weil wir ihre wichtigsten Partner in
Europa sind, und wir haben dazu die Macht, wenn wir nur mal
selbständig zu denken beginnen, statt weiter vor unseren Freunden
jenseits des Atlantiks zu katzbuckeln, als wären wir immer noch ein
Drittweltland.

Es gibt eine kurze christliche Formel, schließt Ramstein und öffnet
eure Herzen.

Ich danke ihnen sehr für ihre Aufmerksamkeit.


Transkription von Sabine Schmitz


Anmerkung:

Link zur Rede von Eugen Drewermann:

https://youtu.be/2V7Ngxa6Vbc


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSICHTEN/8332: Und morgen, den 10. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.07.2018 bis zum 11.07.2018 +++
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Bis zum Mittag trübe,

früh am Abend Sonnenschein,

tröpfchengleiche Schübe

fängt Jean-Luc sich heute ein.
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STELLUNGNAHME/018: Balanceakt der EU zwischen Supermächten (idw)


FernUniversität in Hagen - 06.07.2018

Balanceakt der EU zwischen Supermächten



Angesichts der drohenden Handelskriege der USA mit China und der EU
spricht sich der Makroökonom Prof. Dr. Helmut Wagner von der
FernUniversität in Hagen für eine zunächst moderate Reaktion auf die
US-Zölle aus, also für ein vorsichtiges Lavieren zwischen den beiden
Supermächten. Erst nach der ersten bzw. einer eventuellen zweiten
Amtsperiode Trumps könne man sehen, wie sich insbesondere die
US-Wirtschaftspolitik entwickle. Für ihn ist diese trotz zahlreicher
Unwägbarkeiten über einen längeren Zeitraum hinweg ein kleineres Übel als
die chinesische. Wagner ist als Präsident des Hagener Center for East Asia
Macroeconomic Studies (CEAMeS) an der ein weltweit renommierter
Ostasien-Experte.

Abwarten und Tee trinken. Aber weder einen chinesischen noch einen
amerikanischen: Der auf zwei Staaten gemünzte Spruch passt sehr gut zu dem
Verhalten, das Prof. Dr. Helmut Wagner der Europäischen Union und
Deutschland hinsichtlich der sich dramatisch ändernden
Wirtschaftsbeziehungen zwischen den USA, der Volksrepublik China und der
EU empfiehlt: Angesichts der sich anbahnenden Handelskriege der USA mit
China und Europa spricht sich der Inhaber des Lehrstuhls für
Volkswirtschaftslehre, insb. Makroökonomie an der FernUniversität in Hagen
für ein vorsichtiges Lavieren zwischen den beiden Supermächten und gegen
eine "Politik mit der Brechstange" aus. Erst nach der ersten bzw. einer
eventuellen zweiten Amtsperiode könne man sehen, wie sich insbesondere die
US-Politik entwickle. Trumps Präsidentenzeit endet im Januar 2021,
vielleicht aber auch erst vier Jahre später.

Europa sieht Wagner bis dahin in einer Zwickmühle, bei der man sich am
besten in keine der beiden Richtungen bewegt. Eine Verärgerung einer der
beiden Supermächte könnte jedenfalls langfristig negative Folgen durch
neue US-Handelsbarrieren oder Behinderungen beim Zutritt auf die
chinesischen Märkte zur Folge haben. Zudem habe US-Präsident Donald Trump
in erster Linie China und nicht die EU im Visier.

Nicht zu scharf auf US-Zölle reagieren

Obwohl viele Ökonominnen und Ökonomen und die EU-Kommission gegen Trumps
Einfuhrbeschränkungen halten wollen, um keine Schwäche zu zeigen und
erpressbar zu werden, sollte nach Wagners Meinung die EU zunächst nicht zu
scharf auf die amerikanischen Einfuhrzölle reagieren und einen
Handelskrieg auf die Spitze treiben. "Wir sollten uns aber auch nicht
einer der beiden Seiten anbiedern." Sondern nach der Wahl am 3. November
2020 erst einmal sehen, wer dann die USA regiert. "Wenn Trump
wiedergewählt wird, werden wir um das Gegenhalten nicht herumkommen, falls
er sich nicht doch noch besinnt." Trump könnte nach der einzigen möglichen
Wiederwahl eine andere Politik machen, neue Ziele verfolgen und seine
Radikalität abbauen, so Wagner. Diese Zeit sollte Europa nutzen, um
Verhandlungen über den gegenseitigen Abbau von Handelsschranken
anzustreben: "Das wollen wir ja selbst auch. Vielleicht sollte die EU
dabei einige Zugeständnisse mehr anbieten. Darin könnte ich die Variante
mit den geringsten Kosten für uns sehen."

Aktuelle EU-Situation "völlig verfahren"

Die Frage ist allerdings, ob neben Deutschland auch die anderen
EU-Mitglieder mitziehen. Wenn nicht, müsste die Bundesrepublik nach Wagners
Ansicht dies zusammen mit einigen Partnerländern angehen. Deutschland wäre
ja nicht nur von einem Handelskrieg am meisten von allen EU-Staaten
betroffen, sondern auch von den Egoismen innerhalb der Gemeinschaft. Wie
werden sich die anderen EU-Staaten verhalten, wenn Deutschland auf eine
gemeinsame Strategie drängt, von der es am meisten profitiert? Die
aktuelle Situation sieht Wagner als "völlig verfahren" an: Einige Länder
würden eine deutsche Strategie wohl nur unterstützen, wenn sie etwas dafür
bekommen.

Wenn die europäische Politik des "Dagegenhaltens mit der Brechstange"
jedoch durchgehalten werden sollte, "müssen wir das auch gegen China und
seine Politik des Technologie-'Imports' anwenden", fordert Wagner, "doch
überall 'dagegenzuhalten' ist nicht einfach, die Kosten werden extrem
sein".

US-Politik kleineres Übel als chinesische

Für ihn ist Trumps Wirtschaftspolitik trotz zahlreicher Unwägbarkeiten
über einen längeren Zeitraum hinweg ein kleineres Übel als die
chinesische. Denn China verfolgt unter dem Staats- und Parteichef Xi
Jinping einen auf Jahrzehnte ausgelegten Plan, mit dem es zur Nummer 1 in
der Welt aufsteigen will, so Wagner, der als Präsident des Center for East
Asia Macroeconomic Studies (CEAMeS) an der FernUniversität ein weltweit
renommierter Ostasien-Experte ist: "Dafür will es vom Westen
Hochtechnologie abschöpfen und sich Rohstoffe und neue Absatzmärkte
verschaffen."

Von zentraler Bedeutung ist dabei seine Innovationsstrategie "Made in
China 2025". Unter anderem durch Käufe von High-Tech-Unternehmen dringt es
immer stärker genau in die Technologiebereiche ein, in denen Deutschland
stark ist: "Gleichzeitig müssen ausländische Unternehmen dort
Joint-Ventures eingehen, bei denen die Chinesen Knowhow abgreifen können."

China will EU spalten

Für die Erschließung von Rohstoffen und Absatzmärkten hat China 2013 die
Initiative "Neue Seidenstraße" ("One Belt, One Road - ein Band, eine
Straße") begonnen, In ihr bündelt es den Auf- und Ausbau von Handelsnetzen
und Infrastrukturen mit 64 Staaten in Asien, Europa und Afrika. Wagner
hierzu: "In den USA sieht man weder den Technologietransfer gerne noch
eine zu große Offenheit Europas, Chinas Wunsch nach einem besseren Zugang
zu seiner Wirtschaft nachzukommen." Mit seiner 16.1-Initiative wolle es
daher süd- und osteuropäische Länder durch besonders günstige Kredite und
Ähnliches für das Projekt gewinnen und dadurch die EU
auseinanderdividieren: "Es sollte uns große Sorgen machen, wenn Xi seine
Politik länger als vielleicht vier, fünf Jahre verfolgen kann." Xi wolle
möglichst lange an den Schalthebeln bleiben. Und könne es angesichts
seiner Machtfülle wohl auch.

Trump hat dagegen selbst nur noch bis Januar 2021, höchsten bis 2025 Zeit
für seine Politik. Dafür, dass er eine zweite Amtszeit anstrebt, sieht
Prof. Wagner einige Anzeichen. Viele seiner Wählerinnen und Wähler fühlen
sich als Verlierer der Globalisierung und der De-Industrialisierung. Trump
wolle daher die De-Industrialisierung rückgängig machen oder zumindest
aufhalten, indem er mit seiner Handelspolitik die industriellen
Wettbewerber auf dem Weltmarkt zurückdrängt: "Die Ursache für die
De-Industrialisierung liegt jedoch auch im Strukturwandel und nicht nur in
der US-Handelsbilanz. Die Globalisierung kann Trump ein bisschen bremsen,
den Strukturwandel aber nicht wirklich."

Trumps Feind Nummer 1 ist China

Ein weiteres zentrales Ziel Trumps sei es, den Transfer von
High-Tech-Knowhow nach China zu verhindern. Wegen des Diebstahls von
geistigem Eigentum verhängte er Strafzölle von zunächst 50 Milliarden
US-Dollar, während die EU China nur vor der Welthandelsorganisation (WTO)
verklagte. "Trumps Beraterinnen und Berater im Wahlkampf waren geradezu
besessen von der Furcht, dass China die USA als führende Wirtschaftsmacht
ablösen könnte, indem es z.B. Technologieführer wird - mit allen Tricks und
Mitteln, auch unfairen. Trumps Feind Nummer 1 ist China!"

Trumps Attacken gegen die EU und Deutschland könnten daher ein Versuch
sein, Europa an seine Seite zu zwingen: "Er will auch andere dazu zu
bringen, China nicht zu unterstützen." Seine möglichen Mittel können
Drohungen, aber auch Versprechen sein, für Wohlverhalten auf Zölle zu
verzichten. "Die USA wollen die internationalen Handelsabkommen durch
bilaterale Vereinbarungen ablösen und hoffen, dann durch Druck und
günstige Kredite einzelne Staaten auf ihre Seite ziehen zu können. Genau
wie China."

"Wenn es zu einem Handelskrieg zwischen den USA und China und zu einer
Rezession kommt, gerät auch Europa unter die Räder, egal, wie wir uns
positionieren", warnt der Makroökonom.

Nach Trumps Regierungszeit muss sich allerdings nicht unbedingt etwas
Entscheidendes ändern, auch die folgende US-Regierung würde China wohl als
Bedrohung sehen: "Schwach kann sich keine zeigen." Ungewöhnlich bei Trump
sei vor allem die Krassheit seiner Reaktionen.

EU weiß nicht, was sie will

Die EU wird aber nicht nur von außen, sondern auch von innen
destabilisiert: "Ihre 28 Nationen haben sehr unterschiedliche Interessen,
aber keine gemeinsame Vision. Wir haben nicht den 'Kit' wie die USA und
China. Die EU ist durch politischen Druck oder wirtschaftliche Anreize
leicht auseinander zu dividieren" erläutert Wagner. Eine Gegenstrategie zu
finden sei für Europa daher auch gar nicht einfach: "Es wird von Trump und
Xi als schwach und als nicht ebenbürtiger Partner angesehen, der nicht
weiß, was er will - und das stimmt ja zurzeit auch. Man kann leicht
Strategien entwickeln, die die EU noch weiter so schwächen, so dass sie
keine Rolle mehr spielt, wenn man sich dem 'eigentlichen Gegner'
zuwendet."
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UNTERNEHMEN/219: Studie - Beschäftigte fühlen sich bei ethischen Standards oft allein gelassen (idw)


Zeppelin Universität - 06.07.2018

Europaweite Studie: Beschäftigte fühlen sich bei ethischen Standards oft
allein gelassen



Friedrichshafen/London. Die Umsetzung von ethischen Standards wird
zunehmend zur Herausforderung der strategischen Unternehmensführungen.
Denn Mitarbeiter fühlen sich oft überfordert, wenn sie sich in ihren
Unternehmen damit auseinandersetzen müssen. Das ist ein wesentliches
Ergebnis der europaweiten Umfrage "Ethics at Work 2018" vom Londoner
Institute of Business Ethics (IBE) in Zusammenarbeit mit dem Leadership
Excellence Institute Zeppelin (LEIZ) der Zeppelin Universität (ZU) in
Friedrichshafen und weiteren internationalen Partnern. Der heute in London
veröffentlichte Bericht fußt auf einer Umfrage unter rund 6000
Beschäftigten in acht europäischen Ländern.

"Diese Studie ist auf zweierlei Weise sehr innovativ", erklärt
LEIZ-Direktor Prof. Dr. Josef Wieland. "Zum einen handelt es sich um die
einzige Studie weltweit, die erforscht, wie sich Ethik und
Rechtschaffenheit auf der Ebene der Mitarbeiter darstellen. Das
Leadership-Thema ist dabei zentral. Die Relation zwischen der Führung und
den Geführten wird in den Blick genommen und um eine neue Perspektive
ergänzt, indem gefragt wird: Was denken und erleben die Geführten? Zum
zweiten bietet die Studie einen Vergleich der europäischen Länder im
Hinblick auf Werte und Unternehmenskultur, auch das hat es in dieser Form
noch nicht gegeben."

Anhand der Studie wird deutlich, wie wichtig die Rolle von Führungskräften
für die ethische Unternehmenskultur sowie entsprechende Programme in den
Unternehmen sind. "Die Menschen folgen ihren Vorgesetzten, und Managern
kommt eine Schlüsselrolle dabei zu, die ethische Kultur eines Unternehmens
zu definieren", sagt Philippa Foster Back, Direktorin der IBE.
"Organisationen müssen sicherstellen, dass Führungskräfte speziell im
Hinblick auf ethische Entscheidungen weitergebildet und unterstützt
werden, gerade weil der Druck auf alle Mitarbeiter aktuell zunimmt."

Diejenigen Unternehmen, die ein solches förderliches Umfeld bereits
bieten, weisen laut der Studie entsprechend bessere Ergebnisse auf, wenn
es beispielsweise um die Einschätzung über die vorherrschende Ehrlichkeit
geht oder die Bereitschaft, ethisches Fehlverhalten zu melden.

Denn dieses, so zeigt die Studie ebenfalls auf, ist immer noch verbreitet.
So nahm laut der Umfrage fast jeder dritte Mitarbeiter ethisches
Fehlverhalten in seinem Arbeitskontext wahr - im europäischen Durchschnitt
waren es 30 Prozent, bei den in deutschen Unternehmen Beschäftigten
allerdings nur jeder vierte, nämlich 25 Prozent. Rund 30 Prozent der
Manager zeigten sich darüber hinaus tolerant gegenüber Tricksereien -
diese seien heutzutage unvermeidbar.

Zugleich hat aber auch die Bereitschaft und Wahrscheinlichkeit zugenommen,
dass Mitarbeiter ethisches Fehlverhalten melden. Im europäischen
Durchschnitt waren dies immerhin 54 Prozent der Befragten, bei den in
deutschen Unternehmen Beschäftigten lag dieser Wert sogar bei 57 Prozent.

Bei der Umfrage wurden vom 5. bis 25. Februar 2018 6119 Beschäftigte in
Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Italien, Irland, Spanien,
Portugal und der Schweiz befragt. Sie umfasst eine repräsentative
Stichprobe von rund 750 berufstätigen Erwachsenen in jedem Land. Neben dem
IBE und dem LEIZ waren außerdem beteiligt das Center for Organizational
Responsibility an der IÉSEG School of Management in Frankreich, die
Católica Porto Business School in Portugal, The Stewardship Institute in
der Schweiz und Confindustria Assoconsult in Italien.
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FUNDSTÄTTEN/117: Geoarchäologische Studie zum Karlsgraben - Karolinger hatten ausgezeichnete Geländekenntnisse (idw)


Universität Leipzig - 06.07.2018

Neue geoarchäologische Studie zum Karlsgraben zeigt: Karolinger hatten
ausgezeichnete Geländekenntnisse 



Geographen und Archäologen der Universitäten Leipzig und Jena ist es
mittels geoarchäologischer Erkundung und computergestützter Geländemodelle
gelungen, eine alte Frage zum Karlsgraben zu beantworten. Bisher war nicht
geklärt, warum der Kanal einen auffällig s-förmigen Verlauf hat. In der
Vergangenheit haben Forscher darüber spekuliert, dass Wechsel des
geologischen Untergrunds diesen Verlauf bedingen. Das Ergebnis der
aktuellen Studie zeigt jedoch eine eindeutige Abhängigkeit des
Kanalverlaufs von der Topographie. Mit dem s-förmigen Verlauf des Kanals
konnte das notwendige Aushubvolumen minimiert werden.




[image: Bild: © Schmidt et al. 2018, PLOS ONE]

Vergleich des nachgewiesenen und modellierten Verlaufes des
Karlsgrabens

Bild: © Schmidt et al. 2018, PLOS ONE



Der Karlsgraben (Mittelfranken/Bayern) ist eines der bedeutendsten
Infrastrukturprojekte des Mittelalters. 792/793 n. Chr. versuchte Karl der
Große mit dem Kanal eine schiffbare Verbindung zwischen Rhein und Donau zu
schaffen. "Wir wollten nun die topographischen Bedingungen zur Bauzeit zu
rekonstruieren und haben digitale, lasergestützte Höhenmodelle mit
aktuellen Landnutzungsdaten und historischen Karten verschnitten",
beschreibt Johannes Schmidt vom Institut für Geographie der Universität
Leipzig das Vorgehen der Untersuchung. Ein neu entwickeltes Verfahren
ermöglichte es, anthropogene, also vom Menschen verursachte Veränderungen
des Reliefs wie Straßen und Aufschüttungen aus diesen Höhenmodellen zu
entfernen.

Auf Basis dieses bereinigten Reliefs konnte derjenige Verlauf des Kanals
modelliert werden, bei dem von den Arbeitern das geringste Erdvolumen
bewegt werden musste. "Wir konnten feststellen, dass dieser nach modernen
Kriterien bestmögliche Trassenverlauf tatsächlich dem von den
frühmittelalterlichen Baumeistern gewählten, s-förmigen Verlauf des Kanals
entspricht", fasst Prof. Dr. Christoph Zielhofer vom Institut für
Geographie der Universität Leipzig die Ergebnisse zusammen. Einige
kleinere Abweichungen haben wahrscheinlich hydrologische Ursachen. An
kritischen Stellen nahmen die Baumeister ein etwas größeres Erdvolumen in
Kauf, um besonders feuchte und statisch problematische Bereiche zu
vermeiden und die Stabilität der Böschungen zu gewährleisten.




[image: Bild: © O. Braasch, Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege. Luftbildarchiv, Archivnummer 7130_027, Filmnummer 3840B, Bild 12, Aufnahme 19_02_1985]

Luftbildaufnahme des Karlsgrabens im Winter. Die Pfeile zeigen den
s-förmigen Verlauf des Karlsgrabens

Bild: © O. Braasch, Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege. Luftbildarchiv,
Archivnummer 7130_027, Filmnummer 3840B, Bild 12, Aufnahme 19_02_1985



Die von den Autoren Johannes Schmidt und Prof. Dr. Christoph Zielhofer vom
Institut für Geographie der Universität Leipzig sowie Dr. Lukas Werther,
Archäologe der Friedrich-Schiller-Universität Jena, im renommierten
Fachmagazin PLOS ONE publizierte Studie belegt also: Der Trassenverlauf
des Karlsgrabens folgt einem idealen Kompromiss aus minimalen
Aushubvolumen und Vermeidung kritischer Feuchtezonen. Diese Ingenieurs-
und Planungsleistung war ihrer Zeit weit voraus.


Fachveröffentlichung:

Schmidt, J., Werther, L., Zielhofer, C. (2018):

Shaping pre-modern digital terrain models: the former topography at
Charlemagne's summit canal.

PLOS ONE, 5.7.2018, 

DOI: 10.1371/journal.pone.0200167
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VORTRAG/740: Saarbrücken - Entstehung und Wahrnehmung der Saarbrücker Stadtautobahn, 11.07.2018


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Ringvorlesung "Erinnerung und Aufbruch. Das europäische Kulturerbe im Saarland nach 1945"

Mittwoch, 11. Juli, 18 Uhr: "Aufbruch in die Mobilität? Entstehung und Wahrnehmung der Saarbrücker Stadtautobahn"

(Prof. Barbara Krug-Richter, Historische Anthropologie, Universität des Saarlandes)

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei.



Saarbrücken ist eine autogerechte Stadt. Autos sind gefühlt überall,
auf den vielen Straßen und Parkplätzen und vor allem auf der
Stadtautobahn. Diese verbannt die Saar in ein enges Bett und teilt die
vergleichsweise kleine Großstadt deutlich sichtbar in zwei Teile. Vor
allem der Blick von oben demonstriert das Ausmaß dieses Eingriffs in
die Stadtstrukturen, das in seiner Entstehungszeit vor allem dem
Wunsch nach Modernität und Mobilität geschuldet war. Als die
Stadtautobahn im Jahre 1963 eröffnet wurde, galt sie als Signum einer
neuen Zeit, die auch die Möglichkeit eröffnete, das schöne Saarland
mit dem Auto zu erkunden. Heute dokumentiert sie ein gigantisch
gestiegenes Verkehrsaufkommen und gilt vielen als zerstörerisches
Element einer Stadtplanung, das man vor einigen Jahren sogar unter
einem Tunnel verschwinden lassen wollte zugunsten einer grünen
"Stadtmitte am Fluss". Der Vortrag fragt nach der Geschichte und
Gegenwart der Saarbrücker Stadtautobahn und konzentriert sich dabei
vor allem auf deren Wahrnehmung durch Einheimische wie Fremde.

Veranstaltungsort: Pingusson-Bau, Hohenzollernstraße 60/Keplerstraße
21, 66117 Saarbrücken
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/118: Nutzlos - nicht zum Verzehr geeignet ... (SB)




Manchmal ist es auch für einen Fisch von Vorteil, nicht dem allgemein
anerkannten Schönheitsideal zu entsprechen. Wenn man dann auch noch
wenig schmackhaft ist, steigen die Chancen, nicht in Netzen gefangen
zu werden um auf den Tellern der Menschen zu landen.

Während die meisten Fische durch ihre oft stromlinienförmige Gestalt
auffallen oder durch andere für das menschliche Empfinden schöne
oder eigenartige Formen, Bewunderung auslösen, wirkt der Mondfisch
geradezu unansehnlich. Seine nahezu runde, aber keinesfalls kugelige,
sondern diskusförmige Gestalt, könnte für seinen Namen "Mondfisch"
verantwortlich sein. Ihm fehlen zwar eine Reihe von Merkmalen, die für
Fische im Allgemeinen angenommen werden, dafür weist er aber ganz
ungewöhnliche und einzigartige Besonderheiten auf und sorgt unter den
Wissenschaftlern immer noch für Überraschungen. Da er nicht zu den
bevorzugten Speisefischen zählt, hält sich das Wissen über seinen
Körper, sein Verhalten, seine Vorlieben und seine Fähigkeiten noch in
Grenzen. Sein eigentlicher Lebensraum ist in den warmen Regionen der
Ozeane die offene See, fern von den Küsten, obgleich in jüngster Zeit
auch einige Tiere in der Nord- und Ostsee entdeckt wurden. Das kann
passieren, weil sich Mondfische gerne von Strömungen unterhalb der
Wasseroberfläche treiben lassen. Dort können sie allerdings nicht
lange überleben. Für sie ist es zu kalt und sie finden kaum Nahrung.




[image: Ein riesiger Mola Mola im blauen Meerwasser, auffällig sind die beiden großen Flossen oben und unten an dem runden, diskusförmigen Fisch und die fehlende Schwanzflosse - Foto: by U.S. National Oceanic and Atmospheric Administration [Public domain], via Wikimedia Commons]

Der Mondfisch, auch Mola Mola genannt

Foto: by U.S. National Oceanic and Atmospheric Administration [Public
domain], via Wikimedia Commons




Ein schwimmender "Mühlstein" im Ozean

Beeindruckend ist die enorme Größe dieses Tieres. Es kann bis zu drei
Meter lang und beinahe ebenso hoch werden und bringt dabei ein Gewicht
von 2 bis 3 Tonnen (1 Tonne = 1000 kg) auf die Waage. Damit zählt der Mondfisch
zu den schwersten Knochenfischen überhaupt. Das hat zu einer weiteren
Namensgebung geführt. "Mola Mola" wird er genannt, was sich aus dem
lateinischen Wort "mola" herleitet und auf deutsch "Mühlstein"
bedeutet. Die Mühlsteine in den Windmühlen von damals, mit denen aus
Korn Mehl gemahlen wurde, waren sehr schwer. Aber das heißt im Falle
des Mondfisches nicht, dass er wie ein Mühlstein im Wasser untergeht.
Nein, er hat sogar eine ganz besondere Art zu schwimmen, die
effizienter ist als es zunächst den Anschein hat. Die beiden großen
Flossen, die Rückenflosse und die Afterflosse, laufen spitz zu und
ähneln einem länglichen Dreieck. Sie sind weiter hinten am Körper
angeordnet und stehen sich ziemlich genau gegenüber. Durch die raschen
seitlichen hin und her Bewegungen wankt der große Fisch. Zunächst nahm
man an, dass er sich damit nicht lange oder schnell fortbewegen könne,
doch haben neuere Forschungen ergeben, dass diese Bewegungsart
effizient ist und dem Mola Mola ermöglicht, Strecken von bis zu 2000
Kilometern innerhalb von drei Monaten in den Hochseemeeren
zurückzulegen, das heißt, dass er am Tag ungefähr 22 bis 26 Kilometer
schwimmt. Sein Körper weist noch eine Besonderheit auf, die ihm ein
leichtes Tauchen in bis zu 500 bis 600 Metern Tiefe ermöglicht. Er
besitzt keine Schwimmblase wie die meisten Fische, stattdessen besteht
sein Körper unter der bis zu 7 cm dicken Haut aus einer
gallertartigen Masse, die die Organe und das stark verknorpelte
Skelett umgibt.




[image: Der Knochenbau zeigt relativ kleine Kopfknochen und große Flossenknochen (Gräten) - Grafik: © 2018 by Schattenblick]

Ein Mondfisch von innen

Grafik: © 2018 by Schattenblick



Man nimmt an, dass diese besondere Körperbeschaffenheit es dem
Mondfisch ermöglicht, sich sehr gut in den Tiefen der Meere zu
bewegen, denn sein Körper kann dem mit steigender Tiefe erhöhten
Wasserdruck gut standhalten. Dort hält er sich zwecks Futtersuche auf,
schwimmt aber auch gern mal an die Wasseroberfläche. Das hat einen
besonderen Grund, der aber noch nicht genau untersucht wurde.
Beobachtungen zeigten aber, dass der Mondfisch sich auf die Seite
legt, so dass sie gut sichtbar aus dem Meerwasser herausragt. Es wird
vermutet, dass dadurch Seevögel angelockt werden sollen, um die
Parasiten, die sich auf der Haut des großen runden Fisches in großer
Zahl festgesetzt haben, aufzupicken und zu verspeisen.

Ein Tierfilmer
hat in einer Begegnung mit diesem imposanten Tier auch unter Wasser
erlebt, dass es sich auf die Seite legt. Das scheint das Zeichen für
kleine Meeresbewohner zu sein, sich ebenfalls an seinen Parasiten
gütlich zu tun. Für den Riesenfisch ist das die beste Möglichkeit,
sich der Plagegeister zu entledigen.


Ein ungewöhnlicher Riesenfisch

Beim Anblick eines Mola Mola fällt neben seiner gewaltigen Masse,
Größe und Körperform, eines sofort ins Auge: dieser Fisch hat keine
Schwanzflosse! Wie und warum es zu dieser Entwicklung gekommen ist,
bleibt noch ein Rätsel. Bekannt ist aber, dass der Mola Mola während
seiner Entwicklungsphase zu Beginn noch mit einer typischen
Schwanzflosse ausgestattet war. Sie muss sich in einer späteren Phase
zurückgebildet haben, so dass schließlich nur eine Art Hautlappen oder
Hautkranz übrig geblieben ist, der von der Rückenflosse bis zur
Afterflosse reicht. Für diese ungewöhnliche "Flosse" wird der Begriff
"Clavus" verwendet.




[image: Ein Mondfischweibchen legt bis zu 3 Millionen Eier. Das Foto zeigt ein Fischembryo mit Auge und umgeben von einer durchsichtigen Substanz mit Zackenrand - Foto: 2006, by G. David Johnson [CC-BY-SA-3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia Commons]

Fischembryo mit typischen Zackenrand

Foto: 2006, by G. David Johnson [CC-BY-SA-3.0
(http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia
Commons



Betrachtet man die Haut des Giganten näher, so entdeckt man das Fehlen
von für Fische so typische Schuppen. Seine Haut ist glatt, dick und
ledrig. Das scheint besonders wichtig zu sein, um diese Körpermassen
in Form zu halten. Der Mondfisch zählt zu den Knochenfischen und sein
Knochenbau ist groß und kräftig, bis auf die feineren Knochen (Gräten)
in den Flossen. Im Laufe der Entwicklung hat sich in diesem
Skelett immer mehr Knorpel angesammelt, der, wie es scheint, für mehr
Beweglichkeit sorgen könnte und das gesamte Knochengerüst auch etwas
leichter werden lässt. Ob das aber tatsächlich der Grund für die
Verknorpelung ist, kann nicht sicher gesagt werden.

Sieht man den Mondfisch von vorn, könnte man meinen, er würde staunen
oder "Oh!" sagen, denn sein Maul steht die meiste Zeit zu einem
beinahe Rund geformt offen. Und es weist ebenfalls eine Besonderheit
auf, denn es gleicht in der Knochenstruktur eher einem "Schnabel" oder
besser einem Schildkrötenmaul, in dem sich keine einzelnen Zähne
befinden sondern Zahnleisten. Er kann damit Muscheln, Krebstiere,
Schlangensterne und andere kleine Fische fressen, bevorzugt aber wohl
eher Quallen und andere Weichtiere.

Hier tritt erneut eine Eigenartigkeit auf - das geschwinde Wachstum.
Die Angaben darüber gehen etwas auseinander, aber es wird behauptet,
dass der Mondfisch fast 1 Kilogramm Gewicht am Tag zulegen kann.
Da fragt man sich doch, wieviel er denn dafür fressen muss?

Die fischtypischen Atemorgane, die Kiemen, die bei vielen Fischen
deutlich zu erkennen sind und aus mehreren Hautlappen bestehen, die
sich auf und ab bewegen, also sich öffnen und schließen, fehlen dem
Mondfisch. An ihrer statt sitzt eine runde Kiemenöffnung über den
vorderen kleinen Brustflossen.

Die Vermehrung des Mondfisches erweist sich als einzigartig in der uns
bekannten Fischwelt. Ein Weibchen kann bis zu 3 Millionen Eier legen.
Sie sind winzig klein, nur etwa
2,7 mm, wachsen aber sehr schnell. Es ist allerdings anzunehmen, dass
die meisten von ihnen zu Futter für andere Meeresbewohner werden,
ansonsten müssten die Ozeane ja voller Mondfische sein.

Über das Verhalten dieser besonderen Tiere ist noch wenig bekannt. Da
ihr bevorzugter Lebensraum die offene See ist und sie sich in
Meerestiefen von 200 bis 500 Metern aufhalten, ist es nicht so leicht,
auf einen ihrer Art zu treffen. Findet dann doch eine Begegnung mit
dem Riesenfisch statt, handelt es sich oft um ein einzelnes Tier. Ob
es richtig ist, daraus zu schließen, es handle sich um Einzelgänger,
bleibt fraglich, zumal auch schon größere Gruppen von Mondfischen
gesichtet wurden. Doch weiß man bislang kaum etwas über ihr
Zusammenleben, beispielsweise über ihr Paarungsverhalten, oder andere
wichtige Dinge, die für ihr Überleben in den Ozeanen erforderlich
sind.

Es bleibt zu hoffen, bei allem Verständnis für die Neugier auf diesen
doch recht sympathisch anmutenden Fisch, dass nichts an ihm entdeckt
wird, was für den Menschen nutzbar und ausbeutbar ist und er somit ins
Visier der Fischfänger und der fischverarbeitenden Industrie gelangt.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.wissenschaft.de/umwelt-natur/gene-fuer-das-mondgesicht/

https://taucher.net/diveinside-mondfische._geheimnisvolle_weltmeister-kaz39

https://www.fischlexikon.eu/kalkulator/kalkulator-gewicht.php

https://www.welt.de/wissenschaft/umwelt/article149850413/Was-die-bizarren-Mondfische-in-der-Ostsee-suchen.html
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KURSE/466: Mönchengladbach - Workshop "Das Portrait - ein fotografisches Gemälde" am 17./18.7.


Stadt Mönchengladbach

Ferienworkshop auf Schloss Rheydt 



Im Ferienworkshop "Das Portrait - ein fotografisches Gemälde" können
Kinder ab 8 Jahren Künstlern wie Da Vinci, Dürer und Botticelli
nacheifern. Die Kinder werden in selbst mitgebrachten Kostümen in
einem passenden Rahmen in Szene gesetzt und lernen nebenbei die
Grundlagen der Fotografie kennen. Egal ob Einzel-, Doppel- oder
Gruppenporträt, mit Mona-Lisa-Lächeln oder ohne, in diesem Workshop
können die entstandenen digitalen Fotografien mit nach Hause genommen
werden.

Der Kurs findet am Dienstag 17. Juli und Mittwoch 18. Juli jeweils von
14.30 bis 17.30 Uhr im Schloss Rheydt statt. Die Teilnahmegebühr
beträgt 16 Euro.

Anmeldung sind noch möglich telefonisch unter 2166/92890-19 zu den
Öffnungszeiten der Museumskasse (Di - Fr 11 - 17 Uhr, Sa - So 11 - 18
Uhr) oder per E-Mail unter museumspaedagogik@schlossrheydt.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2018 
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LESUNG/1753: Cuxhaven - Fußball-Bilderbuchkino in der Bibliothek am 12.7.2018


Stadt Cuxhaven

Fußball-Bilderbuchkino in der Bibliothek



Am Donnerstag, den 12. Juli um 16 Uhr sind Kinder ab vier Jahren
herzlich zum Bilderbuchkino in der Stadtbibliothek Cuxhaven
eingeladen. Passend zur WM wird aus dem Buch "Pauli Fußballstar"
vorgelesen, die Bilder dazu werden auf einer großen Leinwand gezeigt.
Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei! Eine Anmeldung zum Termin ist
nur für Gruppen nötig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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LESUNG/1752: Leverkusen - "Kleines Monster, komm da raus!" am 12. Juli 2018


Stadt Leverkusen

"Lesen verleiht Flügel": Kleines Monster, komm da raus!



Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in
der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 12. Juli, liest
Diplom-Bibliothekarin Verena Mayer das Bilderbuch "Kleines Monster,
komm da raus!" von Tom Fletcher und Greg Abbott vor. Im Bilderbuch
befindet sich ein kleines blaues Monster. Es soll aus dem Buch
geschüttelt, gekitzelt und geschrien werden. Es gelingt! Das Monster
ist draußen im Kinderzimmer! Oh weh! Was nun? Wie kriegt man es wieder
zurück ins Bilderbuch?

Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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INTERNATIONAL/003: Das neue Kunstmuseum in Kapstadt - eine Herausforderung (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 1, Januar/Februar 2018

Das neue Kunstmuseum in Kapstadt - eine Herausforderung

von Jürgen Langen



Das Zeitz MOCAA - Zeitz-Museum für Zeitgenössische Afrikanische
Kunst wurde am 22. September 2017 in Kapstadt eröffnet, in dem Jahr,
in dem weitere neue und prestigeträchtige Museen eröffnet wurden: Abu
Dhabi, Boston, Potsdam, London, Washington D.C. Wie kaum anders zu
erwarten, äußern sich dazu Befürworter und Kritiker.

Kapstadt ist zunächst eine Stadt der Eliten, die von meist nur
oberflächlich interessierten Touristen stark frequentiert wird und
auch zunehmende Kriminalität erfährt. Die Kluft zwischen Arm und Reich
wird an vielen Stellen deutlich sichtbar. Einerseits die Slums der
Cape Flats, andererseits die Villen von Oranjezicht, Constantia,
Llandudno und Bishopscourt.

Das neue Museum steht an der Waterfront, einer der schönsten und
teuersten Einkaufszentren Afrikas mit Luxusgeschäften, Flagship-Stores
der großen internationalen Marken, teuren Hotels und Restaurants. Für
viele Südafrikaner dürfte es eine besondere Herausforderung sein, dass
ein passionierter Sammler moderner afrikanischer Kunst, ein weißer,
erfolgreicher und wohlhabender Ausländer mittleren Alters, das
Kunstmuseum initiiert hat. Für derartige Skeptiker ist es dabei fast
bezeichnend, dass der Chefkurator des Museums burischer Abstammung
ist.

Ihm gilt daher der Vorwurf, das Museum habe "weiße Flecken", der
Einkauf der privaten Sammlung sei nicht mit afrikanischen Künstlern
erörtert worden. Es fielen Begriffe wie eine neue Form des
Imperialismus und Paternalismus, oder gar Kolonialismus. In dem
Zusammenhang wird auch die korrekte Tatsache angesprochen, dass
traditionelle afrikanische Kunst über Jahrhunderte hinweg geraubt und
jetzt in ethnologischen Museen weltweit ausgestellt wird. Zu diesem
Thema hat sich Ende November in einer großen Rede in Ouagadougou der
französische Präsident Emmanuel Macron geäußert. Er hat angekündigt,
dass Frankreich in den nächsten Jahren die geraubte afrikanische Kunst
wieder restituieren wird.

Eine besondere Herausforderung liegt auch darin, ob das neue Museum
den Zeitgeist, oder besser Zeit(z)geist eines ganzen Kontinents
einfangen kann und somit die Vielfalt der modernen Kunst in 55 Ländern
definiert und zeigt, worüber sich trefflich streiten lässt.

Der Bau des Zeitz MOCAA, wie das "Zeitz Museum of Contemporary Art
Africa" kurz heißt, hat 500 Mio. Rand (ca. 33 Mio. Euro) verschlungen.
Kaum verwunderlich, dass die Eintrittspreise angesichts der riesigen
Investition hoch sind. Nicht jeder Einwohner Kapstadts kann das Museum
ohne Weiteres mit Bus oder Bahn erreichen. Muss man das neue Museum
jetzt meiden und sich dem Chor der Kritiker anschließen und das
Engagement eines reichen Freundes moderner Kunst und einer privaten
Investmentgesellschaft verurteilen? Im Gegenteil: Man sollte es
besuchen! Das Zeitz MOCAA verändert viel, es inspiriert, es verwirrt,
ja provoziert vielleicht sogar. In jedem Falle ist es erstaunlich.
Zudem dürften die Besucher auch noch Spaß haben.


Ein Glücksfall

Das Museum versteht sich als panafrikanische Institution. So wurde die
Sammlung Zeitz seit der Jahrtausendwende mit führenden Kuratoren und
Vordenkern aufgebaut. Die Ausstellungen bestehen zu Dreivierteln aus
Werken der Sammlung Zeitz und zu einem Viertel aus afrikanischem
Leihgut.

Das Zeitz MOCAA ist ein Glücksfall für junge Künstler des gesamten
Kontinents. Das MOCAA wird in den kommenden Monaten und Jahren zu
einer Schnittstelle zwischen jungen Kreativen und auch bereits
etablierten Künstlern aus Afrika und denjenigen werden, die es sich
leisten können, die Kunst zu erwerben. Es wird Kuratoren aus den
westlichen Ländern anlocken und sie davon überzeugen, dass ihre
bisherigen Ausstellungen eher eurozentrisch sind und man andere
Schwerpunkte setzen muss. Die Zeitz-Sammlung wird neue Trends setzen
und Sichtweisen und Angebote möglich machen.

Als erster direkter Effekt ist im benachbarten Stadtteil Woodstock zu
beobachten, dass die Zahl der Galerien sprunghaft gestiegen und die
Zahl der Andenkenshops zurückgegangen ist.

Geändert hat sich auf jeden Fall die Silhouette des Hafenviertels. Der
alte Beton-Getreidesilo aus den 1920er-Jahren sah in den letzten
Dekaden immer so aus, als käme morgen ein Sprengkommando, um den
Abriss abzuschließen. Manche Besucher der Victoria & Albert Waterfront
empfanden das über 50 Meter hohe Gebäude als architektonische Zumutung
inmitten der auf chic getrimmten Einkaufsmeile.


Thomas Heatherwicks Meisterwerk

Seit dem Abbau der Kräne und Gerüste wurde deutlich, dass dem Londoner
Architekten Thomas Heatherwick ein Meisterwerk gelungen ist. Von
weitem mutet der Silo jetzt wie ein gigantisches Insekt an. Die großen
konvexen Glasfenster erinnern an riesige Libellenaugen. Je nach
Lichteinfall wirkt der Silo aber auch wie ein Raumfahrzeug von einem
fremden Planeten. Der Hollywood-Streifen "District 9" lässt grüßen.

Betritt man das Gebäude, so erinnern Raumform und Höhe an eine
lichtdurchflutete Kathedrale. Eine gewisse Andacht stellt sich bei
vielen ein. Hat man den Raum durchschritten und mit Blicken gescannt,
so erkennt man die Form eines gigantischen Getreidekorns, das der
Architekt in die Röhrenkonstruktion geschnitten hat.

Das Dach beherbergt einen Skulpturengarten, darunter ein exklusives
Boutique-Hotel mit entsprechend hohen Preisen - jedoch mit einer
traumhaften Aussicht - auch auf die Kunst im jeweiligen Hotelzimmer.


Fußläufig

Museum und Boutique-Hotel liegen fußläufig zur Waterfront, nur wenige
Schritte von der Robben Island-Fähre entfernt, fünf Minuten zu Fuß zum
V & A Einkaufszentrum am Ufer der Tafelbucht. Die Waterfront gilt als
Prestigeimmobilie und wies bereits vor Eröffnung des Museums rund 24
Millionen Besucher pro Jahr aus. Auch die Umgebung des Museums, der
Silo District, soll mit dem Museum als Zentrum weiterentwickelt
werden.

Das Hotel mit Museum oder Museum mit Hotel ist mit 57 Metern das bei
weitem höchste Gebäude im Hafen; die Aussicht ist beeindruckend. Die
Gesamtfläche des neunstöckigen Museums beträgt 9.500 Quadratmeter, von
denen 6.000 Quadratmeter als Ausstellungsfläche ("Cubes") dienen.
Gezeigt werden aktuell Werke der afrikanischen Gegenwartskunst u.a.
von Chris Ofili, Kudzanai Chiurai, Kehinde Wiley, Glenn Ligon, Marlene
Dumas, Wangechi Mutu und Julie Mehretu.


"Aus Afrika, für Afrika, von Afrika"

Damit die Kunst nicht nur für Touristen aus aller Welt, sondern auch
für die Einkommensschwächeren zugänglich ist, ist der Eintritt für
alle afrikanischen Staatsangehörigen mittwochvormittags kostenlos.
Darüber hinaus steht beim Zeitz MOCAA auch Weiterbildung auf der
Agenda. In diesem Sinne ist für Kinder und Jugendliche bis 18 Jahren
der Eintritt grundsätzlich frei.

Will das neue Museum junge afrikanische Kunst weltweit, vor allem aber
auf dem afrikanischen Kontinent bekannt machen, müssen Künstler,
Museumseigentümer, Sammler und der Kurator jetzt Konzepte entwickeln
und passende Sponsoren ansprechen. Durch die sozialen Medien und dank
virtueller Realitäten könnte man sehr bald viel mehr jungen
Afrikanerinnen und Afrikanern einen Einblick in das Museum und die
Kunst bieten. Auch Web-Seminare und andere Formen der digitalen
Partizipation sind denkbar. Hier liegt eine riesige Chance für alle -
nur allzu lange warten sollte man nicht.

Aber schon jetzt ist es dem Kunstsammler Jochen Zeitz und seinem
Kurator Mark Coetzee gelungen, den Blick neu zu fokussieren. Ein
Anfang ist gemacht. "Aus Afrika, für Afrika, von Afrika" lautet das
Credo der beiden Enthusiasten. Es geht um neue Ideen und neue Chancen.
Es geht um den Blick nach vorn.



Der Autor ist Publizist und Experte für das südliche Afrika. Zuletzt
lebte und arbeitete er von 2012 bis 2016 in Harare, Simbabwe.

 * 
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EDITORIAL

VERMURKSTE VERSÖHNUNG

Ein Kommentar von Henning Melber zur Debatte um Entschädigung für den
Völkermord an den Ovaherero und Nama.

AKTUELL


SÜDAFRIKA

GESPALTENER ANC

Auf dem Parteitag des ANC im Dezember 2017 hat sich eine gespaltene
Partei gezeigt. Cyril Ramaphosa konnte sich knapp gegen das Zuma-Lager
durchsetzen. Von Lothar Berger

NEUANFANG MIT RAMAPHOSA?

Das Ende von Jacob Zuma als Präsident Südafrikas steht bevor. Wie ein
Neuanfang des ANC unter Ramaphosa aussehen könnte, darüber macht sich
Raymond Suttner seine Gedanken.

KEIN ENDE ABZUSEHEN

Der Regierungsskandal um Guptagate betrifft auch Südafrikas
Fernsehsektor. Birgit Morgenrath berichtet, wie die Pay-TV-Firma
MultiChoice den Wechsel zum analogen Fernsehen zu ihrem eigenen
Vorteil ausnutzte.

GEPLANTER URANBERGBAU VOR DEM AUS

Strenge Umweltgesetze und eine wachsame Öffentlichkeit haben die Pläne
der Bergbaufirma Pensinsula Energy durchkreuzt, Rechte für den
Uranabbau in der Karoo zu erhalten. Stefan Cramer über das Aus für den
Uranbergbau in Südafrika.

TAUCHEN NACH ABALONE: IM REVIER DES WEISSEN HAIS

Verarmte Bewohner in Gansbaai in der Westkap-Provinz riskieren ihr
Leben, um den illegalen Handel mit den streng geschützten Abalonen
(Seeschnecken) zu betreiben. Eine Reportage von Kimon de Greef.


NAMIBIA

GEINGOB FÜR 2018 GESTÄRKT

Der Swapo-Parteikongress hat die Führungsrolle von Namibias Präsident
Hage Geingob konsolidiert, wie Henning Melber berichtet.

FEMINISMUS IM MITTELPUNKT

Die Frauenorganisation Sister Namibia leistet Bewusstseinsarbeit und
Lobbying für Frauenrechte. Gertrude Eigelsreiter-Jashari hat die
Geschäftsführerin Vida da Voss Links interviewt.


SIMBABWE

DEN UNSICHTBAREN EINE STIMME GEBEN

Flawsome Soneni Gwizi kam mit einer Behinderung auf die Welt, doch die
mit einem Frauenpreis für Afrika ausgezeichnete Medienvertreterin
lässt sich dadurch nicht einschränken und ist tatkräftig engagiert.
Ein Portrait von Julia Müller.


ANGOLA

RÜCKENWIND FÜR KLEINBÄUERLICHE LANDWIRTSCHAFT

Der Diskurs von Angolas neuem Präsidenten ermutigt Landorganisationen,
wie Petra Aschoff bei einer Projektreise in zwei Provinzen erfahren
konnte.


OSTAFRIKA

VOM FREIHEITS- ZUM ÜBERLEBENSKAMPF

Die Tazara-Bahn auf der Suche nach einer neuen Erfolgsspur. Ein
Bericht von Tim Zajontz.


SÜDLICHES AFRIKA

ENERGIEWENDE FÜR ALLE!

Franziska Müller zeigt Perspektiven für Energietransitionen im
südlichen Afrika auf.


SÜDAFRIKA: KULTUR

LITERATUR AUF DER SPUR

Seit November 2017 ist das am Indischen Ozean gelegene Durban "Unesco
City of Literatur". Gisela Feurle begleitet uns auf einen
literarischen Ausflug durch die Metropole von KwaZulu-Natal.

DAS NEUE KUNSTMUSEUM IN KAPSTADT - EINE HERAUSFORDERUNG

Das Zeitz MOCAA - Museum für zeitgenössische afrikanische Kunst wurde
im September in Kapstadt eröffnet. Jürgen Langen stellt das
ambitionierte Museum vor.


SÜDLICHES AFRIKA

ES FEHLT DER MUT ZUR DEKOLONIALISIERUNG

Über das Humboldt-Forum und Deutschlands koloniale Amnesie macht sich
Jürgen Zimmerer seine Gedanken.


SÜDAFRIKA: MUSIK

BRING BACK...

Jürgen Langen zum zum Tod von Jazz-Legende Hugh Masekela.


SERVICE

REZENSIONEN

 * 

Quelle:
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AUSSTELLUNG/9494: Bocholt - Action Painting-Werke in der Kunsthalle Kö10 während der Sommerferien 2018


Kulturrucksack: Action Painting-Werke in der Kunsthalle Kö10 zu
sehen 

Ausstellung während der Sommerferien geöffnet // Eintritt frei



Bocholt (PID). Im Rahmen der Aktion "Kulturrucksack" sind die Werke
aus dem "Action Painting-Workshop ab sofort im Kunsthaus Kö10
(Königstraße 10) ausgestellt. Der Eintritt ist frei. Das teilt die
Stadt Bocholt mit.

Seit April diesen Jahres haben insgesamt über 60 Kinder im Rahmen des
Bocholter Kulturrucksacks an Action Painting-Workshops in den
ehemaligen Herdinghallen in Bocholt teilgenommen. Geleitet wurden die
Workshops vom Bocholter Künstler Marco Büning und dem Verein "Jusina".
Die Ergebnisse können nun in der Kunsthalle Kö10, im Obergeschoss des
Teppichhauses Hemsing auf der Königstraße 10, angeschaut werden.

Öffnungszeiten: Montags bis freitags von 10 - 12:30 Uhr und 14:30 -
18:30 Uhr sowie samstags von 10 - 14 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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TREFF/691: Jena - Öffentlicher Artist Talk mit Patricia Pisani am 12. Juli 2018


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Die Berliner Künstlerin Patricia Pisani im Gespräch mit Volkhard
Knigge

Öffentlicher Artist Talk am 12. Juli, 19 Uhr, in der Villa Rosenthal
in Jena



Die in Berlin lebende Künstlerin Patricia Pisani ist seit Mitte der
90er Jahre mit Objekten, Installationen und Interventionen an einer
Vielzahl von Ausstellungsprojekten und Kunstwettbewerben in
Deutschland beteiligt. Am 12. Juli spricht Patricia Pisani im Rahmen
der Artist Talks zum Botho-Graef-Kunstwettbewerb der Stadt Jena über
kontextbezogene Kunst im öffentlichen Raum. Gesprächspartner ist Prof.
Dr. Volkhard Knigge, Leiter der Stiftung Gedenkstätten Buchenwald und
Mittelbau-Dora und Mitglied des Kuratoriums zum Graef-Kunstpreis.

Ziel des Kunstwettbewerbs "Das verschwundene Bildnis" ist ein
dezentrales Denkmal für den Rechtswissenschaftler, Rektor der
Universität und Vater der Thüringer Verfassung Eduard Rosenthal
(1853-1926). Rosenthals Porträt war wegen seiner jüdischen Herkunft
von der nationalsozialistischen Universitätsleitung aus der Jenaer
Professoren-Galerie entfernt worden. Seine Verdienste um die
Demokratie und die Erinnerung an seine Person sollten aus dem
öffentlichen Gedächtnis getilgt werden.

Patricia Pisani wurde 1958 in Buenos Aires, Argentinien, geboren, wo
sie Bildhauerei studierte. Anschließend kam sie zum Studium an die
Staatliche Kunstakademie Stuttgart. Seit 1993 lebt und arbeitet sie
als freie Künstlerin in Berlin. Seit 2005 ist sie Mitglied der
Kommission für Kunst im öffentlichen Raum des Berufsverbands Bildender
Künstler*innen Berlin. Sie ist auch Mitverfasserin des "Handbuchs
visuelle Mediengestaltung. Visuelle Sprache. Grundlagen der
Gestaltung. Konzeption digitaler Medien" (2001), eines Standardwerks,
das inzwischen in 7. Auflage erschienen ist.

Handelsübliche Objekte in ungewohntem Kontext

Ausgangspunkt ihrer kontextbezogenen Kunstprojekte ist die
Auseinandersetzung mit dem Ort und seiner Geschichte als auch mit der
aktuellen gesellschaftlichen Situation. Dabei stellt die Künstlerin
oft handelsübliche Objekte wie Verkehrsspiegel, Absperrband oder
Schranken in einen ungewohnten Kontext. So installierte sie für eine
Ausstellung in einer ehemaligen Zuckerkulörfabrik Frankfurt (Oder)
Schlagbäume in Form eines Mobiles. Für die Arbeit "Künstlerpathos"
goss sie die Ohren von 50 Künstlerinnen und Künstlern ab, legte sie in
mit deren Unterschrift beschriftete Apothekenflaschen und stellte die
Sammlung in eine Glasvitrine. Mit einem 100 Meter langen
Reißverschluss schuf sie ein "Möbius-Kleid". Für "Tagebuch"
fotografierte sie an verschiedenen Tagen den Inhalt ihrer Handtasche.
Im Rahmen der Ausstellung "Localize Kanalarbeiten" umwickelte sie eine
Fußgängerbrücke über den Potsdamer Stadtkanal komplett mit weiß-rotem
Absperrband.

Zwei ihrer Konzeptionen auf dem Gebiet der Erinnerungskunst wurden
bisher realisiert. 2001 gewann Patricia Pisani den Wettbewerb
"Denkzeichen zur Erinnerung an die Ermordeten der NS-Militärjustiz am
Murellenberg". Auf dem ehemaligen Wehrmachtsgelände in Berlin-Ruhleben
wurden zwischen August 1944 und April 1945 Deserteure,
Wehrdienstverweigerer und Befehlsverweigerer standrechtlich
erschossen. Etwa 230 von ihnen sind namentlich ermittelt. Für das
Denkzeichen markierte Patricia Pisani den Weg zum Erschießungsort mit
104 Verkehrsspiegeln, 16 von ihnen tragen Informationstexte. Deren
dramaturgische Anordnung folgt dem Wandel der öffentlichen Meinung:
Von Zitaten aus Urteilen des Bundessozialgerichts, das sich Anfang der
90er Jahre erstmals der Deserteursproblematik annahm, bis hin zu
kurzen Sätzen aus Augenzeugenberichten.

Ein weiteres Werk der Künstlerin wurde 2013 im Ergebnis des
Kunstwettbewerbs zur Errichtung eines "Denkzeichens in Berlin-Buch für
die Opfer der nationalsozialistischen Zwangssterilisation und
,Euthanasie?-Morde" realisiert. Pisani schuf für den Rasen im
Klinikgelände ein überdimensioniertes weißes Kopfkissen aus Kunstharz,
dessen Oberfläche die Namen zahlreicher Opfer trägt. Der Abdruck eines
Kopfes bringt die Abwesenheit der Schutzbefohlenen zum Ausdruck. Das
Kopfkissen dient hier als ein ambivalentes Zeichen: Eigentlich Ruhe,
Geborgenheit und Schutz symbolisierend, verweist es darauf, dass die
Funktion der psychiatrischen Kliniken im Zuge der "Aktion T 4" 1940/41
in ihr Gegenteil pervertiert worden ist. Zudem erinnert es an einen
Grabstein oder besser an ein Kenotaph - ein leeres Grab - und bietet
damit den Angehörigen die Möglichkeit zu trauern.

Termin auf einen Blick:

Donnerstag, 12. Juli, 19 Uhr Villa Rosenthal

Mälzerstr. 11 in Jena - Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.eduard-rosenthal.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 06.07.2018
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Endspiele

von Erhard Crome



Das Endspiel der deutschen Fußballmannschaft bei dieser Weltmeisterschaft
war bereits das dritte Spiel der Gruppenphase. Das Endspiel der Kanzlerin
ist mit dem EU-Gipfel vom 28. und 29. Juni noch nicht erreicht. Der
Vorgipfel am vorherigen Wochenende hatte allerdings nichts erbracht.

Der Journalist Malte Pieper, der für den Mitteldeutschen Rundfunk
aus Brüssel berichtet, hatte nach jenem Gipfel für die "Tagesschau"
folgernd die Kanzlerin zum Rücktritt aufgefordert: "Geschätzte Angela
Merkel, nach fast 13 Jahren Kanzlerschaft gibt es auf europäischer Ebene
für Sie, außer spürbarer Abneigung, nichts mehr zu gewinnen. Das haben alle
Treffen der letzten Monate gezeigt. Helfen Sie deshalb mit, den scheinbar
unabwendbaren Trend nach europäischer Spaltung statt Einigung endlich
aufzuhalten! Räumen Sie das Kanzleramt für einen Nachfolger, dessen Name
nicht so belastet ist, wie es der Ihre ist. Dem in Europa noch zugehört
wird. Dem man zutraut, wirklich die Interessen aller im Blick zu haben!
Lassen Sie uns den Neuanfang wagen!"

Diese Bekundung rief ein breites Echo hervor. Die  Bild-Zeitung
machte das groß auf und titelte: "Tagesschau rechnet mit Kanzlerin ab". Der
Tagesschau-Chefredakteur stellte klar, dies sei - wie stets - nur die freie
Äußerung der Meinung eines einzelnen Journalisten, nicht die der Anstalt.
Gleichwohl fühlte sich der Journalist Marvin Schade von dem
Onlinebranchendienst MEEDIA - der wiederum zur 
Handelsblatt-Gruppe derer von Holtzbrinck gehört - bemüßigt, Pieper und der 
Bild-Zeitung "AfD-Tonalität" zu unterstellen. Als sei die Kanzlerin bereits
heiliggesprochen. Der Journalist Gabor Steingart hatte kürzlich in einer
der unvermeidlichen Talkrunden des Fernsehens gesagt, Merkel habe sich "das
weiße Kleid der europäischen Unschuld" angezogen. Offenbar soll dieses
jetzt geschützt werden. Auch der Stern rückte Piepers Äußerung in
AfD-Nähe und fragte, ob der Kommentar "von Söder beauftragt" worden sei.

Bei all diesem Gezeter der etablierten Politik und der Mainstream-Medien,
die sich gegenseitig die Bälle zuspielen, wurden die Sachargumente Piepers
ausgeblendet. Er erinnerte daran, dass Merkel noch 2011 und 2012 das
Flüchtlingsproblem ignoriert hatte und unter Verweis auf das 
"Dublin"-Verfahren der EU an Italien und Griechenland verwies. Da war von
"europäischer Solidarität" nicht die Rede. Als sie dann 2015 die Grenzen
geöffnet hatte, hatte sie wiederum die europäischen Partner nicht gefragt,
forderte nun aber "europäische Solidarität" der anderen ein. Pieper weiter:
"Unter dem Druck nimmt Merkel sogar die Spaltung der EU billigend in Kauf,
drängt die Osteuropäer in die Ecke, lässt sie überstimmen und will sie zur
Solidarität zwingen, zur Aufnahme von Flüchtlingen. Man stelle sich nur
einmal vor, was passiert wäre, wenn man so mit Deutschland umgesprungen
wäre!" Noch klarer formuliert heißt das: die Spaltung der EU ist von Merkel
verursacht worden, während die Reaktionen in Osteuropa oder in Italien die
Antwort darauf sind. Nicht umgekehrt.

Zugleich erinnerte Pieper: "Ähnlich rabiat hatte sie zuvor schon
Griechenland in der Euro-Krise gezeigt, wo der Sparhammer hängt. Oder die
durch grassierende Jugendarbeitslosigkeit geplagten Mittelmeeranrainer
wissen lassen, sie sollten sich mal ein Beispiel an ihrem Deutschland
nehmen. Merkel hinterließ also verbrannte Erde, wohin man schaut."

Der 2015 verstorbene Soziologe Ulrich Beck hatte in einer seiner letzten
Schriften darauf aufmerksam gemacht, dass "mit der Machtkonstellation des
deutschen Europas" sichtbar wurde, "dass Europäisierung zwei
entgegengesetzte Formen annehmen kann, zwei Arten der Integration und
Kooperation: gleichberechtigte Teilhabe (Reziprozität) oder hierarchische
Abhängigkeit (Hegemonie)." Dabei gilt: "Der angebliche Sachzwang der von
Deutschland verordneten Sparpolitik hat dazu geführt, dass die Norm der
gleichberechtigten Teilhabe unter der Hand beiseite geschoben und immer
häufiger durch Formen hierarchischer Abhängigkeit ersetzt wurde."

Vor diesem Hintergrund liegt auch der linksliberale Freitag (No. 26)
völlig daneben, wenn gemeint wird, die "Allianz von Italien über Österreich
und den Visegrád-Staaten" bis zu Seehofer und Söder sei lediglich blinde
Rachsucht, unausgegoren, eine Ansammlung nationaler Alleingänge.
Tatsächlich geht die Auseinandersetzung darum, ob die "europäischen
Lösungen" Ausdruck gleichberechtigter Teilhabe oder der Durchsetzung
deutscher Hegemonie sind.

Den Kampf auf dem Feld der verordneten Sparzwänge hat das hegemoniale
Merkel-Deutschland gewonnen. Den auf dem Feld der Flüchtlingspolitik
verloren. Das in der Nacht zum 28. Juni geschnürte Paket von
"Ausschiffungsplattformen" und "kontrollierten Zentren innerhalb der EU"
bei Freiwilligkeit der Umsetzung und Verteilung der Flüchtlinge ist das
Gegenteil dessen, was Merkel und ihre Getreuen in Deutschland und in der EU
bis vor kurzem verkündet haben.

Das "weiße Kleid" der Kanzlerin hat nun einen anderen Schnitt, ist aber
weiter ein europäisches. In ihrer "pragmatischen Art" verkündet sie dies
dem staunenden Publikum urbi et orbi als "die europäische Lösung". Die sie
schon immer angestrebt habe. Das Spiel aber geht in die nächste Runde. Der
neue Metternich in Wien hat ab 1. Juli die EU-Präsidentschaft. Sein Konzept
heißt "Koalition der Willigen". Auch deshalb haben Orbán, Conte und die
anderen dem nächtlichen Paket vom 28. Juni zugestimmt. Die EU steht, wie
sie institutionell seit 1950 geschaffen wurde, einer Hegemonialordnung
schon von ihrer gesatzten Ordnung her entgegen.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 14/2018 vom 2. Juli 2018, Online-Ausgabe
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SPD stimmt "beschleunigtem Grenzverfahren" zu

Von Marianne Arens

7. Juli 2018



Die SPD hat dem Asylpaket von CDU und CSU zugestimmt. Damit stellt sie sich
hinter die Flüchtlingspolitik von CSU-Innenminister Horst Seehofer, die
eine brutale Abschottungspolitik, beschleunigte Abschiebungen von
Flüchtlingen und die Einrichtung geschlossener Lager vorsieht.

Am späten Donnerstagabend, den 5. Juli, traten SPD-Chefin Andrea Nahles und
Vizekanzler Olaf Scholz (SPD) vor die Presse. Es handle sich keineswegs um
die Einrichtung geschlossener Lager, so die SPD-Führung. Das
"Transitverfahren" werde in bereits bestehenden Kasernen der Bundespolizei
abgewickelt, und "dafür sind keine Gesetzesänderungen nötig", behauptete
Nahles.

Das ist reine Augenwischerei und eine offene Lüge. Kurz zuvor hatte die SPD
zusammen mit CDU und CSU das Papier über ein "beschleunigtes
Grenzverfahren" unterzeichnet, das die neue Asylpolitik der Regierung
umreißt. Es besagt, dass Asylbewerber an den Grenzen künftig von
Bundespolizisten verhaftet und 48 Stunden lang eingesperrt werden können,
ehe sie entweder abgeschoben oder in sogenannte AnkER-Zentren (AZs)
geschickt werden.

Juristisch wird mit der sogenannten "Fiktion der Nichteinreise" ein
reaktionäres Konstrukt geschaffen, das der Willkür Tür und Tor öffnet. Im
Koalitionspapier heißt es: "Wie beim bestehenden Flughafenverfahren reisen
die Personen rechtlich nicht nach Deutschland ein". Mit anderen Worten: Im
Zuge der geplanten "Transitverfahren", werden in Deutschland exterritoriale
Zonen geschaffen, die juristisch nicht als deutsches Staatsgebiet gelten
und quasi einen rechtsfreien Raum darstellen.

Vor drei Jahren hatten führende Sozialdemokraten die Schaffung solcher
Räume oder Zonen noch mit dem Verweis auf die Unvereinbarkeit mit dem
Rechtsstaat abgelehnt. Die Vorschläge der Union hätten "mehr mit Guantanamo
zu tun als mit dem Rechtsstaat", sagte etwa der damalige Berliner
SPD-Vorsitzende Jan Stöß. Nun stimmt die SPD Maßnahmen zu, die de facto die
praktische und "legale" Grundlage für die Schaffung derartiger Gefangenen-
und Folterlager in Deutschland legen.

Seehofer jubelte nach dem Treffen des Koalitionsausschuss, dass die SPD
seine reaktionären Pläne voll abgesegnet hat: "Das ist alles von A bis Z
so, wie man sich das als zuständiger Minister wünscht." Es habe lediglich
eine sprachliche Veränderung gegeben: "Sie wissen, dass unser
Koalitionspartner Probleme mit dem Begriff 'Transitzentren' hat." Deshalb
spreche man lieber von "Transitverfahren in Einrichtungen der Polizei".

Es besteht keine Zweifel daran, dass die Große Koalition die Errichtung von
geschlossenen Lagern für Flüchtlinge vorantreibt, auch wenn sie nun nicht
"Transitzentren" heißen. Ein von der BILD-Zeitung veröffentlichtes
Regierungspapier zu den Beschlüssen des EU-Gipfels Ende Juni [1] stellt
explizit fest, dass die sogenannten AnKER-Zentren geschlossene
Haftanstalten sein werden, und dass diejenigen Asylsuchenden, die vom neuen
"Transitverfahren" nicht erfasst werden, dort eingesperrt werden müssen.

"Diejenigen Asylsuchenden mit EURODAC-Eintrag, die nicht unter einen
grenznahen Rücknahme-Mechanismus fallen oder ungeachtet der Grenzkontrollen
an der deutsch-österreichischen Grenze einen Weg nach Deutschland finden,
sind in Besondere Aufnahmeeinrichtungen [...] aufzunehmen", heißt es in dem
Papier. In den "speziellen AnKER-Zentren" gelte dann "eine erweiterte,
sanktionsbewehrte Residenzpflicht. Die Verteilung auf die Kommunen ist
ausgeschlossen."

Das Dokument lässt keinen Zweifel daran, dass sich die Bundesregierung
darauf vorbereitet, eine große Anzahl von Flüchtlingen zu internieren.
"Durch einen verstärkten Einsatz von Schleierfahndungen und sonstige
intelligente grenzpolizeiliche Handlungsansätze kann die Zahl derer
deutlich erhöht werden, die mit einem EURODAC-Eintrag grenznah erfasst und
einer sofortigen Bearbeitung in den Besonderen Aufnahmeeinrichtungen
zugeführt werden."

Tatsächlich gleichen die meisten Erstaufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge
bereits heute regelrechten Gefängnissen. Sie werden systematisch
abgeriegelt und von der Außenwelt isoliert. Oft kommt dabei Stacheldraht
zum Einsatz. Es gibt diese Lager praktisch in allen Bundesländern. Sie
befinden sich in abgelegenen Gegenden, sind dem Zugang der Öffentlichkeit
entzogen und werden von Sicherheitsfirmen bewacht.

Mit der Schaffung der AnKER-Zentren - bereits zum 1. August soll es allein
in Bayern mindestens sieben derartige Zentren geben - wird das bereits
existierende Lager- und Haftsystem massiv ausgeweitet und verschärft.

Außer am Flughafen München gibt es bayerische Lager-, Flüchtlings- und
Transiteinrichtungen schon in Bamberg, Manching/Ingolstadt, Donauwörth,
Deggendorf, Waldkraiburg und Regensburg. Dort leben tausende Menschen aus
den Balkanländern, der Ukraine, Russland und diversen afrikanischen Staaten
wie Ghana, Senegal, Gambia, Nigeria und Mali. Der Bayerische Flüchtlingsrat
schreibt: "Viele haben zuvor über Monate bis zu mehreren Jahren in Bayern
gelebt, und die Kinder sind in die Schule bzw. den Kindergarten gegangen.
Plötzlich mussten sie jedoch in die Sonderlager umziehen."

Wie aus zahlreichen Berichten hervorgeht, sind diese Lager praktisch
rechtsfreie Räume. Den Menschen, die dort leben, ist der Zugang zu
unabhängiger Rechtsberatung und anwaltlicher Hilfe stark erschwert. Sie
sind von der Außenwelt isoliert, dürfen nicht arbeiten und müssen
mancherorts kilometerweit laufen, um ein Dorf oder Einkaufszentrum zu
erreichen. Ihre Kinder können nur selten eine Art Schule oder Kindergarten
besuchen. Nach dem neuen bayerischen Asylgesetz sollen die Menschen in
diesen Einrichtungen auch kein Bargeld mehr, sondern nur noch
Sachleistungen erhalten.

Darüber hinaus sind sie der Willkür von staatlichen und privaten
Sicherheitsdiensten ausgesetzt. Vor wenigen Tagen kam es in der
Erstaufnahmeeinrichtung Waldkraiburg zu Tumulten, nachdem das Wachpersonal
alle Kühlschränke entfernt hatte. Man wollte, wie es heißt, die Bewohner
"am Horten von Lebensmitteln hindern" - eine entmündigende Maßnahme, die es
unmöglich machen soll, dass die Menschen ihr eigenes Essen zubereiten. Als
es zu Unruhe kam, rückte die Polizei mit einem Großaufgebot ein. Es gab
Verletzte, Festnahmen und Verlegungen, und die Sicherheitskräfte wurden
verdoppelt. In der Einrichtung leben 330 Menschen auf engstem Raum
zusammen.

Ein weiterer Fall wirft ein grelles Licht auf den Umgang mit den Menschen.
In der Aufnahmeeinrichtung Oberfranken in der ehemalige US-Kaserne Bamberg
wurde Amadou Fofana aus Senegal brutal zusammengeschlagen. Als er sich am
28. September 2017 auf Aufforderung der Sicherheitskräfte am Checkpoint
geweigert hatte, seine Hose auszuziehen, zerschlugen ihm Wachleute das
Gebiss, warfen ihn zu Boden und traten auf ihn ein. Er floh noch in
derselben Nacht nach Holland und weiter nach Paris, wo er einem Filmteam
seine Tortur [2] schilderte. Auch andere Bewohner der Bamberger Kaserne
haben Übergriffe des Security-Personals bestätigt.

Der regelrechte Terror gegen Flüchtlinge, den die Große Koalition in
Deutschland verschärft, ist Bestandteil einer Offensive der gesamten
Europäischen Union. Das zeigte sich am gestrigen Freitag erneut, als
führende EU-Politiker sich in Wien versammelten. Seit dem 1. Juli hat
Österreich die EU-Ratspräsidentschaft für das zweite Halbjahr 2018
übernommen.

In Wien begrüßte EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker den
österreichischen Bundeskanzler Sebastian Kurz (ÖVP) mit herzlicher
Umarmung, ehe er weitere drastische Angriffe auf die Flüchtlinge und
Migranten bekanntgab. Auf einer Pressekonferenz erklärte Juncker, die EU
werde die Grenzschutzagentur Frontex schon sehr viel schneller als geplant,
schon in spätestens zwei Jahren, auf 10.000 Mann aufstocken. Im September
werde die EU neue Beschlüsse zum Außengrenzschutz fassen.

Am Tag zuvor hatten Seehofer und Kurz ebenfalls in Wien verkündet, in enger
Zusammenarbeit mit dem rechtsextremen italienischen Innenminister Matteo
Salvini (Lega) die Mittelmeerroute komplett zu schließen. Dazu soll
kommende Woche ein Treffen der Innenminister Österreichs, Deutschlands und
Italiens stattfinden.

Welche schrecklichen Auswirkungen die EU-Politik in der Praxis hat, deutete
gestern das UN-Flüchtlingshilfswerk an. In Rom wies UNHCR-Sprecher Roberto
Mignone auf die drastische Verschlechterung der Lebensbedingungen in
libyschen Flüchtlingslagern hin. Dort seien zurzeit schätzungsweise 10.000
Menschen gefangen. Durch die Abschottung Europas habe die Küstenwache sehr
viel mehr Menschen als zuvor gewaltsam nach Libyen zurückgebracht. In den
überfüllten Lagern herrschten "entsetzliche Zustände".

Mit ihrer Politik macht sich die EU der Folter und des vielfachen Mordes an
Migranten schuldig. Bereits seit Beginn des Jahres sind nach Angaben der
Internationalen Organisation für Migration (IOM) mindestens 1.405 Menschen
ums Leben gekommen. Die Zahl der Toten sei um sei um 40 Prozent höher als
bislang befürchtet und man gehe davon aus, dass die wirkliche Zahl deutlich
höher liegt, weil nicht alle Todesfälle bekannt werden. "In den vergangenen
zwei Wochen sind mindestens 34 Leichen an den Küsten Libyens angespült
worden", sagte Julia Black vom Datenanalysezentrum der IOM.


Anmerkungen:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2018/07/02/pers-j02.html

[2] https://vimeo.com/268301890
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Soziologie des Krankenhauses

von Sabine Hunziker



In den 70er Jahren versuchten Zürcher Medizinerinnen, im Dienste
der Arbeiterinnen zu wirken und Alternativen zur bürgerlichen Medizin
zu schaffen. Man diskutierte die Rolle zwischen Patientinnen und
Pflegenden und hinterfragte den Reproduktionszweck des Krankenhauses.
Zweiter Teil.


Die Basisgruppe Medizin organisierte in den 1970er Jahren
Arbeitskräfte und StudentInnen aus dem medizinischen
Dienstleistungsbereich und angrenzenden Bereichen, um spezifische
Probleme im Interesse der ArbeiterInnenklasse zu bearbeiten. Bekannt
wurde die Gruppe in Zürich auch durch ihre Transparente mit Hammer und
Sichel, wobei sich eine Schlange um den Griff des Hammers ringelt.
Diese Darstellung sollte sich auf den Äskulapstab beziehen, ein
Attribut des Asklepios, des Gottes der Heilkunde in der griechischen
Mythologie. Der Gruppe ging es bei ihren Arbeitstreffen und
gemeinsamen Aktionen darum, Alternativen zur bürgerlichen Medizin zu
schaffen. Dafür musste aber erst Verständnis dafür entstehen, was der
humanitär-ideologische Überbau überhaupt beinhaltete, um dann eine
kritische Haltung gegenüber dem Kosmos rund um das Krankenhaus
entwickeln zu können. Im Archiv zur Basisgruppe Medizin finden sich
viele Diskussionspapiere zu diesem Thema und es ist ersichtlich, dass
die AktivistInnen sich viel Zeit genommen haben, zuerst eine Art
Soziologie des Krankenhauses zu erarbeiten und besprechen, um dann auf
der Strasse aktiv zu werden.


Wandel Krankheit und Gesundheit

Weniger gut lesbar sind die Zeilen auf den Bögen: Buchstaben des Typs
Schreibmaschine reihen sich aneinander. Bestimmte Begriffe sind per
Handschrift durchgestrichen und andere Textpassagen grob
unterstrichen. Schnell hingeworfen wirken die Kommentare mit
Bleistift. Klar wird, dies ist ein Rohmanuskript und nicht zur
Veröffentlichung gedacht - eher um im engen Kreis der GenossInnen
bearbeitet zu werden und es später eventuell in bereinigter Form
öffentlich zu machen. Die gesellschaftliche Einstufung von Krankheit
prägt Art und Weise der Auseinandersetzung mit dieser - so kann man zu
Beginn lesen. In frühen Kulturen wurde Krankheit oft als Strafe für
Verfehlungen angesehen oder als Werk von "bösen" Kräften eingeschätzt.
Heilen konnte hier nicht der Mensch selber, sondern man musste sich
mit der spezifischen Situation auseinandersetzen und allenfalls an die
beleidigte Gottheit einen Tribut zahlen. Später traten an die Stelle
der magischen Kräfte die Möglichkeiten zur Heilung mit der Natur. Der
Arzt wurde Helfer und konnte die Heilung unterstützen, aber nicht
initiieren und gegen das natürliche Tempo vorantreiben. Heilung blieb
ein Wunder, das neben der Erfahrung der ÄrztInnen eigentlich ein
Geheimnis blieb. Im Christentum veränderte sich das Bild rund um
Krankheit erheblich. Krankheit und Leiden wurden hier zur Hilfe, um
einer schlechten Welt zu entsagen und die Gemeinschaft mit Jesus zu
erfahren. Krankheit war eine Bürde, die als eine Art Schicksal
getragen werden musste. Erst das Aufkommen des naturwissenschaftlichen
Denkens führte zur jetzigen Sichtweise: Gesundheit ist "machbar"
geworden, wo der Mensch selber viel Einfluss hat über seinen
Genesungsprozess und den Erhalt seiner Vitalität.


Ort der Reproduktion

An die Stelle des ursprünglichen Zuhause als Genesungsraum und die
Pflegeleistung der Verwandten und Familie trat die Heilstätte, die
Bewahr- und Isolieranstalt und schlussendlich das Krankenhaus. Erst
mit dem Aufkommen des Kapitalismus entwickelte sich das Krankenhaus zu
einer wahren Reproduktionsanstalt mit teuren Apparaten, verschiedenen
FachärztInnen und einer technisierten und spezialisierten Medizin. Der
objektive Zweck des Krankenhauses ist die "Reparation/Reproduktion"
der Arbeitskraft. Diese Reproduktionsmotivation dieser Institution
muss verschleiert werden und Handlungen gegen aussen zur Bevölkerung
hin nicht primär zweckorientiert sein. Auch das Personal verinnerlicht
sich eine humanitäre Ideologie bei ihrer täglichen Arbeit. Eine
straffe hierarchische Gliederung innerhalb des Krankenhauses
verhindert autonome Regungen bei Personal und PatientInnen - so wird
das jeweilige "Rollenverständnis" gefördert.

Die PatientInnen selber werden bei ihrem Krankenhauseintritt mit einer
neuen und oft unverständlichen Teilwelt konfrontiert. Das Personal ist
neutral weiss gekleidet, spricht mit einem Fachwortschatz und im
Einsatz stehen eine Reihe den PatientInnen unbekannter Apparate, die
in Räumlichkeiten einer verwinkelten Spitalarchitektur gelagert
werden. So wird die Rolle der PatientInnen den anderen automatisch
untergeordnet, da sie auch aus ihrem gewohnten Umfeld teilisoliert
werden. Das Personal selber orientiert sich bei der Arbeit nicht an
der Zweckbestimmung des Krankenhauses, sondern an Inhalten des
humanitär-ideologischen Überbaues. Sachliche Zuneigung, ohne sich
jedoch zu tieferen persönlichen Kontakten auszuweiten, wird hier
verlangt. Ursprünglich vom Bild der Nonne ausgehend, ist im Handeln
des Personals Aufopferungsideologie enthalten und gleichzeitig eine
starke Kollektivität, die sich z.B. in klar vorgegebenen
Handlungsabläufen oder Kleidung zeigt. Treffen PatientInnen und
Personal aufeinander, so sind die Beziehung völlig entpersönlicht und
asymetrisch.

 * 

Quelle:

vorwärts - die sozialistische zeitung.

Nr. 23/24 - 74. Jahrgang - 28. Juni 2018, S. 10

Herausgeberin: Verlagsgenossenschaft Vorwärts, PdAS

und ihre Deutschschweizer Sektionen

Redaktion: vorwärts, Postfach 2469, 8026 Zürich

Telefon: 0041-(0)44/241 66 77,

E-Mail: redaktion@vorwaerts.ch

Internet: www.vorwaerts.ch

 

vorwärts erscheint 14-täglich,

Einzelnummer: Fr. 4.-

Jahresabo: Fr. 160.-, reduziert (AHV, Stud.) 110.-

Probeabo: 4 Ausgaben gratis



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





PREIS/2198: 28. Deutscher Kamerapreis 2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 7. Juli 2018

28. DEUTSCHER KAMERAPREIS 2018

Zehn Bildgestalter nehmen renommierte Auszeichnung in Köln entgegen



Sieben Kamerafrauen und Kameramänner sowie drei Editorinnen und
Editoren sind am 7. Juli 2018 in den Studios des Westdeutschen
Rundfunks in Köln mit dem renommierten DEUTSCHEN KAMERAPREIS
ausgezeichnet worden. Die BildgestalterInnen setzten sich gegen mehr
als 400 MitbewerberInnen durch. Die Auswahl der Nominierten und
PreisträgerInnen traf eine hochkarätig besetzte Jury aus Kameraleuten,
EditorInnen, ProduzentInnen und RegisseurInnen unter Vorsitz des
Filmwissenschaftlers und Publizisten Prof. Dr. Norbert Grob. Das
Kuratorium vergab zudem einen Nachwuchspreis und einen Ehrenpreis.
Christoph Augenstein, Geschäftsführer des DEUTSCHEN KAMERAPREISES Köln
e. V.: "Die Preisträgerinnen und Preisträger des Jahres 2018 beweisen,
wie wichtig es ist, in Zeiten einer Inflation der Bilder
beeindruckende Geschichten zu erzählen, die die Zuschauer berühren,
irritieren oder zum Nachdenken anregen." Durch die feierliche
Preisverleihung führte Thomas Hermanns.


Ehrenpreis für Birgit Gudjonsdottir

Der Ehrenpreis geht in diesem Jahr an Birgit Gudjonsdottir. Die
gebürtige Isländerin, die bei Produktionen wie "Die Hochzeit meiner
Eltern", "Zappelphilipp" oder "Schätze der Welt" die Kamera führte,
sei mit ihrer "zuhörenden" und intuitiven Kameraarbeit nahezu in allen
Genres zuhause, so das Kuratorium DEUTSCHER KAMERAPREIS in der
Begründung. Auch die Souveränität, mit der sie das Thema
Gleichberechtigung im Filmgeschäft vorlebe, habe das Kuratorium
nachhaltig beeindruckt.


Beste Kamera | Kinospielfilm

Florian Ballhaus wird für seine Arbeit in dem
Schwarz-Weiß-Weltkriegsdrama "Der Hauptmann" (Filmgalerie 451/Alfama
Films/Opus Film) von Robert Schwentke ausgezeichnet. Ballhaus "nutzt
sehr souverän, ja nahezu perfekt die Vielfalt der
Schwarz-Weiß-Fotografie. In großen Teilen arbeitet er mit harten
Kontrasten, um das Schwarz zu stärken, und einer virtuosen
Lichtführung", so die Begründung der Jury.


Beste Kamera | Fernsehfilm

Die Handkamera von Michael Kotschi in dem Drama "Fremde Tochter" (SWR)
von Stephan Lacant ziehe den Zuschauer sofort emotional in die
Geschichte um eine Schülerin, die sich in einen Muslim verliebt und
zum Islam übertreten will, heißt es in der Jurybegründung. Die Bild-
und Lichtgestaltung verleihe den Räumen und den Figuren eine "große
Authentizität" und eine "eigene, unverwechselbare Handschrift".


Beste Kamera | Dokumentarfilm

Für die filmische Reise "Drei Engel für Russland - Glaube, Hoffnung,
Liebe" (Tondowski Films/ZDF) habe der Moskauer Sergej Amirdzhanov eine
"moderne, frische und intensive Bilderwelt entwickelt", so die Jury.
Entstanden sei ein Film (Regie: Katja Fedulova) mit einem
authentischen und unkonventionellen Blick auf das heutige Russland.


Beste Kamera | Dokumentation

Sorin Dragoi gewinnt den DEUTSCHEN KAMERAPREIS für seine Arbeit an dem
Film "Todeszug in die Freiheit" (BR), der einen KZ-Transport in den
letzten Tagen des Zweiten Weltkriegs rekonstruiert. Dem gebürtigen
Rumänen gelingt es laut Jury, "mit ausgezeichnet kadrierten Bildern
minimalistisch eine Geschichte zu erzählen, die berührt und uns
gefangen hält in einer unfassbar schrecklichen Zeit".


Beste Kamera | Kurzfilm

Der Kurzfilm "Freibadsinfonie" (Filmakademie Baden-Württemberg) taucht
an einem Sommertag ein in das bunte Soziotop eines Freibads. Für die
Jury spielt der Schweizer Fabian Gamper elegant mit Perspektiven,
Brennweiten und Bewegungen ohne je ins Effekthascherische abzugleiten.
Mit großer Leichtigkeit wechselt er zwischen den Ebenen des
Dokumentarischen und Szenischen, liefert poetische Detailbeobachtungen
und bietet seinen Protagonisten eine Bühne.


Beste Kamera | Journalistische Kurzformate

Der gebürtige Düsseldorfer Patrick Waldmann hat die Jury mit einer
außergewöhnlichen Bildästhetik in dem Film "Metropolis - Budapest,
zwischen Mut und Hingabe" (ZDF) überzeugt. Seine Kameraarbeit gestalte
den Film auf organische Weise, ohne sich dabei in den Vordergrund zu
drängen. Er jongliere mit nahezu beiläufiger Inszenierung und genauer
Beobachtung und zeige dabei die enorme Bandbreite seiner Handschrift.


Bester Schnitt | Dokumentarfilm

In dem Film "Drei Engel für Russland - Glaube, Hoffnung, Liebe"
(Tondowski Films/ZDF) porträtiert der Editor Calle Overweg in
szenischer Anmutung das Leben dreier junger Frauen in Russland. Laut
Jury schaffe es die Montage, dem Zuschauer Raum zu geben, indem er
sich ohne Wertung den Protagonistinnen und ihrer Kultur nähere.


Bester Schnitt | Dokumentation

Die Dokumentation "Der Preis der Anna-Lena Schnabel" (ZDF/3sat)
begleitet eine junge Jazzsaxo­phonistin und verzichtet dabei komplett
auf Kommentarton. Für seine editorische Leistung zeichnet die Jury
Wolfgang Daut aus. Ihm gelinge es, einfühlsam sowohl die sensible
Seite der Künstlerin als auch ihren starken, fast kompromisslosen
Charakter darzustellen.


Nachwuchspreis

Der diesjährige Nachwuchspreis geht an die 1987 in Mexiko geborene und
in Mainz aufgewachsene Andrea Muñoz. In dem Dokumentarfilm "Er Sie
Ich" (Filmuniversität Babelsberg Konrad Wolf) über das Scheitern einer
Beziehung überzeugt sie das Kuratorium mit einer "ungewöhnlichen und
gefühlvollen Montage". Der geschickte Einsatz einer
Splitscreen-Montage im Wechsel mit einem klassischen Dialogschnitt und
das Mischen von vier, zu unterschied­lichen Zeitpunkten aufgenommenen
Einzelinterviews bringe alle Protagonisten, Eltern und die Tochter aus
dem Off, in eine intensive Dreierbeziehung. Der mit 5.000 Euro
dotierte Preis wird von Panasonic gestiftet.


Zusammenschnitt der Preisverleihung

Einen Zusammenschnitt der Preisverleihung zeigt das WDR Fernsehen am
Montag, 09.07.2018, von 23.35 bis 1.10 Uhr; das NDR Fernsehen am
Mittwoch, 11.07.2018, von 0.40 bis 2.15 Uhr; das SWR Fernsehen am
Donnerstag, 12.07.2018, von 1.15 bis 2.50 Uhr; ARD-alpha am Samstag,
14.07.2018, von 21.45 bis 23.20 Uhr und One am Sonntag, 15.07.2018,
von 8.30 bis 10.05 Uhr.

 * 
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Presseinformation vom 7. Juli 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





PREIS/2197: 36. Filmfest München - Bayern 2 und SZ-Publikumspreis (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 7. Juli 2018

36. Filmfest München

Bayern 2 und SZ-Publikumspreis



"Wackersdorf", ein Film über die Auseinandersetzungen in den 1980er
Jahren um die geplante atomare Wiederaufarbeitungsanlage in der
Opferpfalz, erhält den Bayern 2- und SZ-Publikumspreis. Das
Kulturradio des Bayerischen Rundfunks suchte in Zusammenarbeit mit der
Süddeutschen Zeitung die beliebteste Produktion auf dem 36. Filmfest
München. Über seinen Favoriten konnte das Publikum online abstimmen.
Bayern 2-Programmbereichsleiter Stefan Maier übergab am Abend die
Trophäe.

"Der Publikumspreis auf dem Filmfest München für die BR-
 Koproduktion 'Wackersdorf' freut mich sehr. Der Preis zeigt, wie
 ein engagierter, politischer Film die Zuschauerinnen und Zuschauer
 erreicht und großes bayerisches Kino sein kann. Meinen herzlichen
 Glückwunsch allen Beteiligten!"
 BR Fernsehdirektor Dr. Reinhard Scolik




Über den Film

Landkreis Schwandorf, Oberpfalz, in den 1980er Jahren. Die Bayerische
Staatsregierung plant in aller Stille den Bau einer Atomaren
Wiederaufarbeitungsanlage (WAA). Die strukturschwache Region mit
ständig wachsenden Arbeitslosenzahlen scheint dafür ideal. Hans
Schuierer (Johannes Zeiler), amtierender Landrat, wird mit dem
wirtschaftlichen Aufschwung geködert. Bald lässt sich der
Sozialdemokrat als Retter des Landkreises feiern. Bedenken gegen die
geplante Atomfabrik gibt es nur von einer Handvoll Spinnern, die
niemand wirklich ernst nimmt. Erst als die Staatsregierung heftig auf
die harmlose Aktion einer neu gegründeten Bürgerinitiative reagiert,
keimen in Schuierer Zweifel, und er beginnt, Fragen zu
stellen ... 

Kinostart: 20. September 2018

Regie: Oliver Haffner

Drehbuch: Gernot Krää, Oliver Haffner

Darsteller: Johannes Zeiler, Peter Jordan, Florian Brückner, Ines
Honsel, Marlene Morreis, Anna Maria Sturm, Johannes Herrschmann,
Fabian Hinrichs, August Zirner, Frederic Linkemann, Monika Manz u.
a.

Redaktion: Claudia Simionescu (BR), Carlos Gerstenhauer (BR), Barbara
Häbe (ARTE), Monika Lobkowicz (ARTE/BR)

Produktion: if... Productions (Produzent: Ingo Fliess) in Koproduktion
mit BR und ARTE, in Zusammenarbeit mit Cinepostproduction, gefördert
von BKM, FFF Bayern und DFFF



Bisherige Gewinnerfilme:

2017: "Immer noch jung"

2016 "Nur wir drei Gemeinsam"

2015 "PROJEKT A!"

2014 "Ein Geschenk der Götter"

2013 "Freedom Bus"

2012 "Leben Unplugged: Guaia Guaia"

2011 "Wader Wecker Vater Land"

2010 "Bergblut"

2009 "Keep Surfing"

2008 "Ich muss schlafen, mein Engel"

2007 "Die Band von nebenan"

2006 "Thank you for Smoking"

2005 "Die Höhle des Gelben Hundes"

2004 "Sommersturm"

Der Bayern 2- und SZ-Publikumspreis wurde am Samstag, 7. Juli 2018, um
19.00 Uhr im Rahmen der feierlichen Abschlussveranstaltung im
Carl-Orff-Saal im Gasteig überreicht und der Gewinnerfilm anschließend
in der HFF gezeigt.

Für den Preis konnte das Publikum online seinen Favoriten aus dem
gesamten Filmfestprogramm auswählen. Unter allen, die sich an der
Abstimmung beteiligt haben, wurde eine Reise für zwei Personen zu den
Filmfestspielen in Venedig im August/September 2018 verlost.

 * 
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PREIS/2196: Förderpreis Neues Deutsches Kino (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Förderpreis Neues Deutsches Kino

BR-Koproduktion "Alles ist gut" zwei Mal ausgezeichnet



Eva Trobisch ist im Rahmen des Förderpreises Neues Deutsches Kino für
den Film "Alles ist gut" als beste Nachwuchsregisseurin und
Hauptdarstellerin Aenne Schwarz als beste Nachwuchsschauspielerin
ausgezeichnet worden. Die BR-Koproduktion "Alles ist gut" ist ab
Herbst 2018 bundesweit im Kino zu sehen.

Damian John Harper hat den Preis als bester Nachwuchsautor für "In the
Middle of the River" und Anna de Paoli als beste Nachwuchsproduzentin
für "A Young Man with High Potential" erhalten.

Der mit insgesamt 70.000 Euro dotierte Förderpreis Neues Deutsches
Kino ist am Freitagabend, 6. Juli 2018, in der Münchner Hochschule für
Fernsehen und Film (HFF) verliehen worden. Die von Bavaria Film,
Bayerischer Rundfunk und DZ Bank gestiftete Auszeichnung zählt zu den
wichtigsten Nachwuchspreisen in Deutschland.

Im Rahmen der Verleihung wurde auch der 40. Geburtstag von "kinokino",
dem wöchentlichen Kinomagazin im Fernsehen, gewürdigt.


Förderpreis Neues Deutsches Kino


REGIE (30.000 Euro): Eva Trobisch für "Alles ist gut"

SCHAUSPIEL (10.000 Euro): Aenne Schwarz für "Alles ist gut

Jurybegründung für Eva Trobisch:

"(...) Ein Film, der so bescheiden und ehrlich, schonungslos und
direkt erzählt - liebevoll und dennoch so trocken wie die Realität,
mir wie Landschaft ausgerollt und als Knall wieder entzogen wurde. Als
ich aus dem Kino kam, waren mir die Luft aus- und die Augen
aufgegangen. Herzklopfend stand ich im Straßenverkehr und verstand,
dass jemand einen Film gemacht und mir durch die Augen seiner
bezaubernden Hauptdarstellerin die Hand gereicht hatte. Ja, Deshalb
machen wir Filme - habe ich gedacht. (...)"

Jurybegründung für Aenne Schwarz:

"(...) Janne ist eine Frau aus dem alltäglichen Leben, aber für das
Kino noch eine sehr Unbekannte. Aenne Schwarz schafft es, diesen
Charakter authentisch darzustellen. Es tut immer wieder weh, ihr zu
zuschauen und die Leinwand wird mit jedem Schweigen, mit jedem 'alles
gut' zu einem Spiegel unserer Gesellschaft. Direkt und ohne den Hauch
von Selbstmitleid führt sie diese stille Frau aus der Verzweiflung
heraus in eine Rebellion. (...)"


Inhalt "Alles ist gut"

Alles ist gut - so zumindest der Eindruck, den Janne (Aenne Schwarz)
vermitteln möchte. Aber nichts ist gut. Nicht, seitdem ihr neuer Chef
ihr seinen Schwager Martin (Hans Löw) vorgestellt hat, der am Abend
ihres Kennenlernens gegen ihren Willen mit ihr schläft. Danach lässt
Janne erst mal alles seinen gewohnten Gang gehen - wenn man die Dinge
nicht zum Problem macht, hat man auch keins. Doch ihr Schweigen über
den Vorfall weicht nach und nach einer stillen Ohnmacht. Bis Janne ihr
Leben und die Liebe zu ihrem Freund Piet (Andreas Döhler) langsam
entgleiten. Eine Nacht, die für einen kurzen Moment den falschen
Abzweig nimmt. Mit stiller Wucht erzählt "Alles ist gut" von den
Folgen, die sich für die Beteiligten daraus ergeben - für Janne, für
ihren Freund Piet, der von dem Vorfall nichts weiß, und für Martin,
der seinerseits um den richtigen Umgang mit der Situation ringt.

"Alles ist gut" ist eine Produktion von Trimafilm (Produzenten: Trini
Götze, David Armati Lechner) in Koproduktion mit Starhaus
Filmproduktion, BR und HFF München, gefördert von FFF Bayern.
Regisseurin Eva Trobisch schrieb auch das Drehbuch. Die Redaktion im
BR lag bei Natalie Lambsdorff und Claudia Gladziejewski,
Redaktionsleitung Carlos Gerstenhauer. Kinostart ist im Herbst 2018.


Förderpreis Neues Deutsches Kino


PRODUKTION (20.000 Euro): Anna de Paoli für "A Young Man with High
Potential"

Jurybegründung für Anna de Paoli:

"Bei den wirklich unabhängigen Produktionsfirmen findet man (...)
Zehnkämpferinnen und Olympioniken, die sich mit Haut und Haar dem
Filme Produzieren verschrieben haben. (...) Anna de Paoli ist so eine
Zehnkämpferin, die sich in den letzten Jahren ohne das übliche
Fördermittel-TV-Sender-Sicherheitsnetz der Produktion des europäischen
Films "A Young Man With A High Potential" von Linus de Paoli gewidmet
hat. Entstanden ist ein Film, der sich sowohl erzählerisch als auch
qualitativ an zeitgemäßen internationalen Standards messen lassen kann
und dem Neuen Deutschen Kino eine beispielhafte Perspektive für
zukünftiges Produzieren aufzeigt."


Inhalt "A Young Man with High Potential"

Informatikstudent Piet ist so hochintelligent wie sexuell unerfahren.
Als er bemerkt, dass seine Gefühle für die hübsche Kommilitonin Klara
nur scheinbar erwidert werden, ist er tief verletzt. Nachdem er
Schlafmittel an sich selbst ausprobiert hat, betäubt er Klara - mit
unerwarteten Folgen...

Eine abgründig-disruptive Psychostudie, auf Englisch mit
internationalen Stars wie Amanda Plummer gedreht.

"A Young Man with High Potential" ist eine Produktion von
Schattenkante in Koproduktion mit Hahn Film. Regisseur Linus de Paoli
schrieb auch das Drehbuch.


Förderpreis Neues Deutsches Kino


DREHBUCH (10.000 Euro): Damian John Harper für "In the Middle of
the River"

Jurybegründung für Damian John Harper:

"Eine knallharte, verstörende Punktlandung [...] ist dem Autor und
Regisseur Damian John Harper mit seinem Drehbuch "In the Middle of the
River" gelungen. [...] Das komplexe Beziehungsgeflecht ist klug
arrangiert, die Lebenswelt New Mexicos und seiner Ethnien genau
beobachtet, schonungslos zu Papier gebracht und ihnen damit eine
Stimme gegeben. Authentizität wie sie nicht zu erfinden ist, sondern
nur von einem aus ihrer Mitte erzählt werden kann."


Inhalt "In the Middle of the River"

Gabriel kehrt in seine Heimat im ländlichen New Mexico zurück. Er
glaubt, dass sein Großvater für den Tod seiner Schwester
verantwortlich ist - und hat sich geschworen, diesen zu töten. Im
Moment der Wahrheit wird sein Plan jedoch vereitelt. So müssen beide
einen Tag zusammen verbringen. Sowohl Gabriel als auch sein Großvater
wurden, jeder auf seine Weise, vom Krieg traumatisiert. Während sie
sich über ihre Erfahrungen austauschen, stellt Gabriel fest, dass die
Welt nicht schwarz-weiß ist, und muss sich allmählich eingestehen,
dass auch er eine tragende Rolle im Familienkonflikt spielt. Ein
atemloses Hillbilly-Drama am Ende des amerikanischen Traums von Damian
John Harper.

"In the Middle of the River" ist eine Produktion von Weydemann Bros.
in Koproduktion mit Lightburst Pictures für ZDF - Das kleine
Fernsehspiel und ARTE. Drehbuchautor Damian John Harper führte auch
Regie.


Der Förderpreis Neues Deutsches Kino

Der Förderpreis Neues Deutsches Kino zählt zu den höchstdotierten
Nachwuchspreisen in Deutschland. Im Wettbewerb stehen die Regisseure,
Produzenten, Drehbuchautoren und Schauspieler, deren Filme in der
Reihe Neues Deutsches Kino beim FILMFEST MÜNCHEN zu sehen sind und bei
denen es sich um den ersten, zweiten oder dritten langen Kinospielfilm
der Künstler handelt. Für Produzenten darf es maximal der sechste Film
sein.

In diesem Jahr waren 13 Regisseurinnen und Regisseure, 17
Drehbuchautorinnen und -autoren, 22 Schauspielerinnen und Schauspieler
sowie 19 Produzentinnen und Produzenten mit insgesamt 13 Spielfilmen
im Rennen um den Förderpreis Neues Deutsches Kino.

2018 wird der Preis zum 30. Mal im Rahmen des FILMFEST MÜNCHEN
vergeben. Bis 2001 hieß der Preis Regie-Förderpreis.

Die unabhängige Jury bestand dieses Jahr aus der luxemburgischen
Schauspielerin und früheren Förderpreisträgerin Vicky Krieps ("Das
Zimmermädchen Lynn", "Der seidene Faden"), der Regisseurin Uisenma
Borchu ("Schau mich nicht so an") und der Produzentin Jamila Wenske
("The Tale", "The Happiest Day in the Life of Olli Mäki").
Berichterstattung im BR Fernsehen und in 3sat

"kinokino", das Filmmagazin des Bayerischen Rundfunks, berichtet in
"kinokino extra: Das Beste vom Filmfest München" vom 36. Filmfest
München und zieht Bilanz von Deutschlands größtem Sommerfestival.
Dabei stellt "kinokino" nicht nur die filmischen Höhepunkte des
Filmfests vor, sondern berichtet auch von der Preisverleihung des
Förderpreises Neues Deutsches Kino und stellt die Gewinnerfilme vor.
Am Sonntag, 8. Juli 2018 um 18.00 Uhr in 3sat und am Mittwoch, 11.
Juli um 0.15 Uhr im BR Fernsehen.

 * 
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FILM/1565: WDR - "Sherlock - Die sechs Thatchers", 11.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Sherlock - Die sechs Thatchers

Fernsehfilm Großbritannien 2017

Regie: Rachel Talalay, Steven Moffat, Mark Gatiss

Drehbuch: Mark Gatiss, Steven Moffat

Musik: David Arnold, Michael Price

Produktion: Rebecca Eaton, Mark Gatiss, Bethan Jones

Mittwoch, 11.07.2018, 22.10 - 23.40 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Do 01.07 Uhr



Eine Videobotschaft lässt Sherlock an Moriartys Tod zweifeln: Hat sein
Rivale diese vorher aufgezeichnet - oder tatsächlich auf mysteriöse
Weise überlebt? Nun sehnt Sherlock ungeduldig den nächsten Schachzug
des raffinierten Verbrechers herbei. Leider lässt dieser auf sich
warten. Weder die Patenschaft für das Baby seiner Freunde Watson und
Mary noch die für ihn kinderleichten Fälle von Inspector Lestrade
bieten dem unterforderten Meisterdetektiv einen erfüllenden
Zeitvertreib.

Als er beim mysteriösen Tod eines jungen Mannes auf ein scheinbar
unbedeutendes Detail aufmerksam wird, erwacht sein Instinkt: Dass im
Haus von dessen Eltern eine Statue der früheren Premierministerin
Thatcher zerstört wurde, führt zu einem faszinierenden Rätsel: Jemand
ist auf der Suche nach etwas Kostbarem, das er in der Büste vermutete.
Da es davon noch fünf weitere Exemplare gibt, macht sich Sherlock auf
die Jagd nach dem Einbrecher. Dass er Moriarty hinter allem vermutet,
steigert den Reiz. An dem Fall zeigt auch Mary besonderes Interesse,
verschweigt jedoch, was er mit ihrer Vergangenheit zu tun hat. Bald
schon gerät sie in Gefahr.

Sherlock Holmes (Benedict Cumberbatch)

Dr. John Watson (Martin Freeman)

Frau Hudson (Una Stubbs)

Detective Inspector Lestrade (Rupert Graves)

Mycroft Holmes (Mark Gatiss)

Molly Hooper (Louise Brealey)

Mary Watson (Amanda Abbington)

Dame Smallwood (Lindsay Duncan)

Herr Edwin (Simon Kunz)

Ajay (Sacha Dhawan)

Vivian (Marcia Warren)

Detective Inspector Hopkins (Eleanor Matsuura)

Detective Inspector Dimmock (Paul Chequer)

David Welsborough (Charles Edwards)

Emma Welsborough (Amanda Root)

Charlie Welsborough (Rob Callender)
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REPORTAGE/507: WDR - Billigflieger dominieren immer mehr den Markt, 10.+11.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Servicezeit: Ausgerechnet Billigflieger

mit Daniel Aßmann

Servicezeit Reportage

Dienstag, 10.07.2018, 18.15 - 18.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Mi 13.42 Uhr



Über 200 Millionen Fluggäste landen jährlich auf deutschen Flughäfen.
Fliegen kann mittlerweile so günstig sein wie eine Taxifahrt.
Billig-Airlines dominieren immer mehr den Markt und bestimmen die
Preise.

Wie kann das sein und woran sparen Airlines? Wie setzt sich der
Ticketpreis zusammen? Wie viel kostet ein Start, wieviel das
Flugpersonal und einzelne Sicherheitsmaßnahmen?

Reporter Daniel Aßmann fragt nach bei Flughafenbetreibern,
Fluggesellschaften und Luftfahrtexperten und ermittelt, wie sich
Kosten eines Flugtickets zusammensetzen.


Daniel Aßmann

Seit elf Jahren steht Daniel Aßmann (34) vor der Kamera. Bereits
während seiner Ausbildung zum Medienkaufmann war der gebürtige
Hattinger für einen Kölner Privatsender vor der Kamera im Einsatz.
2012 moderierte er mehrere Folgen der Unterhaltungssendung "DSDS
Kids". Als Ausgleich zum oftmals stressigen Arbeitsalltag treibt der
bald zweifache Vater Sport, achtet auf gesunde Ernährung und verbringt
gerne Zeit mit seiner Familie und Freunden.

Servicetelefon 0221 56789 999 - www.servicezeit.de
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FEATURE/1056: Deutschlandfunk - Die Fußballliga der Roma in Ungarn, 10.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein Rom träumt von der Champions League

Die Fußballliga der Roma in Ungarn

Von Mirko Schwanitz

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Dienstag, 10. Juli 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Istvan Mezei widerspricht allen Klischees, die in Europa nach wie vor
von Zigeunern gepflegt werden. In Ungarn ist Mezei eine Legende: 1980
ist er im Kader des ungarischen Fußball-Olympiateams. Wenig später
gründet er die erste Roma-Fußballmannschaft Ungarns und organisiert
mit Unterstützung des ungarischen Fußballidols, Janos Farkas, eine
Roma-Jugendliga. Sie wird für manchen zum Sprungbrett in die erste
ungarische Liga. 2012 wird die von ihm geleitete Nationalmannschaft
der ungarischen Roma bei der Fußball-EM der Europäischen Minderheiten
Vizeeuropameister. Doch seit dem Machtantritt von Viktor Orbán ist
Istvan Mezeis Lebenswerk in Gefahr. Die Lebensgeschichte eines
Fußballverrückten, sein andauernder Kampf gegen die Diskriminierung.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2615: WDR 4 Legenden - The Sweet werden 50! 11.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

The Sweet werden 50!

WDR 4 Legenden

Mittwoch, 11.07.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Sie verkörpern die 70er Jahre wie kaum eine andere Band: The Sweet
hatten eine unglaubliche Serie von Hits.

Sie waren die Schrillsten im großen Revue-Theater des Glam-Rock: Lange
Haare, silberne Plateau-Stiefel, wildes Make-Up und unglaubliche
Klamotten-Kreationen. Ihre Pop-Rocksongs konnte jeder schon beim
zweiten Hören mitsingen, sie waren aber keinesfalls simpel gestrickt.


The Sweet im WDR 4 Radiokonzert

Anders als ihre Konkurrenten T. Rex, David Bowie oder Slade schrieben
sie ihre Lieder nicht selbst, aber The Sweet zeigten beste
Musikerqualitäten und waren auch live eine Bank. Bis heute, wie Andy
Scott und seine aktuelle Ausgabe von Sweet beim WDR 4-Radiokonzert im
März bewiesen. "Blockbuster", "Fox on the run" oder "Ballroom Blitz"
sind unsterbliche Klassiker voller Rock-Energie und Spielfreude.

In dieser Sendung beleuchten wir besonders die Anfänge der Band und
das Erfolgsrezept ihrer Songschreiber Chinn und Chapman. 1968 nahm die
Sweet-Karriere ihren Anfang, als Brian Connolly, Steve Priest und Mick
Tucker die Band "Sweet Shop" gründeten.

 * 
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MUSIK/2614: Deutschlandfunk Kultur - Das Leipziger Thomaskantorat unter Johann Friedrich Doles, 10.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"... auf erbauliche Kirchenmusiken bedacht"

Das Leipziger Thomaskantorat unter Johann Friedrich Doles

Von Andreas Glöckner

Alte Musik

Dienstag, 10. Juli 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als Johann Friedrich Doles das Amt des Thomaskantors übernahm, waren
die äußeren Rahmenbedingungen für die Leipziger Kirchenmusik noch im
Wesentlichen dieselben wie zur Zeit Johann Sebastian Bachs. Doles
kannte die Mühen und Widrigkeiten im Schulalltag aus eigener Erfahrung
und manches, was er als Kantor am Freiberger Gymnasium schon einmal
durchlebt hatte, sollte sich auf ähnliche Weise in Leipzig
wiederholen. Hier musizierte er überwiegend neuere Kirchenstücke;
Kompositionen aus der Zeit vor 1750 erklangen hingegen seltener. Unter
seiner Leitung gelangten immerhin einige Motetten und Kantaten Bachs
(und vielleicht sogar dessen "Matthäus-Passion") zur Aufführung.

 * 
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Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2613: WDR 3 - Das INNTöne Jazzfestival 2018, Teil 1, 10.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Das INNTöne Jazzfestival 2018 (Teil 1)

Moderation: Karsten Mützelfeldt

WDR 3 Jazz & World

Dienstag, 10.07.2018, 22.04 - 24.00 Uhr, WDR 3



Kreative Musik in rustikalem Ambiente, Jazz am Bauernhof im
oberösterreichischen Innviertel. Höhepunkte vom diesjährigen
INNtöne-Festival: Teil 1 mit Hendrika Entzian, Jaimeo Brown und Julian
Siegel.

"Die Frauen übernehmen die Macht im Jazz - zumindest in Deutschland."
Mit dieser augenzwinkernden Einleitung kündigte der Festivalmacher und
Biobauer Paul Zauner die Wahl-Kölnerin Hendrika Entzian an. Im Februar
beim WDR 3 Jazzfest in Gütersloh mit dem WDR-Jazzpreis in der Sparte
"Komposition" ausgezeichnet, präsentierte die Bassistin in der
Diersbacher Konzertscheune ihr exzellentes Quartett. "Transcendence"
nennt sich ein Projekt des ausgesprochen spirituellen Schlagzeugers
Jaimeo Brown: ein US-Musiker, der seine Dissertation über den Einfluss
der schwarzen Kirche auf den Jazz geschrieben hat und sich auf der
Suche nach seinen Wurzeln wähnt. Komplexen, dabei durchaus eingängigen
und hochenergetischen Modern Jazz bot das Quartett um den britischen
Saxofonisten Julian Siegel.

Redaktion: Bernd Hoffmann
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KURSUS/1782: Mönchengladbach - "Professionelles Webdesign" bis 27. Juli 2018




Bildungsurlaub in der VHS: Computer-Intensivkurs

Wer in den Sommerferien nicht einfach nur am Strand oder auf dem
Balkon dösen möchte, kann auch Bildungsurlaub bei der Volkshochschule
Mönchengladbach machen. Die VHS bietet eine Reihe einwöchiger
Intensivkurse an, die als Bildungsurlaub nach dem
Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz anerkannt sind. Wer sich anmeldet,
sollte Spaß an einem flotten Lerntempo haben. Die Kurse finden an der
Lüpertzender Straße 85 statt. Weitere Information und Anmeldung unter
www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400.

Professionelles Webdesign (Bildungsurlaub)

Die Teilnehmer lernen in einfachen Schritten, wie ein gutes Webdesign
mit Adobe Photoshop konzipiert und technisch einwandfrei mit dem
Editor Visual Studio Code umgesetzt wird, sodass ihr Webdesign in
allen Browsern anschaulich dargestellt wird. Der Intensivkurs umfasst
alle Grundelemente guten Webdesigns - vom Einsatz der richtigen
Grafiken bis hin zu schnellen Ladezeiten der Webseite. Es besteht die
Möglichkeit, eigenen Ideen für Webdesign einfließen zu lassen. Mit den
erlernten Grundkenntnissen können die Teilnehmer ihre Webseite nach
dem Seminar selbst pflegen und erweitern.

bis 27.7., 9:00 - 16:00 Uhr


Kurs-Nr.: 181B5701T


Kosten: 185 Euro, inkl. Kosten für ein Lehrbuch zu HTML

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018
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CHIRURGIE/515: Nebenwirkung - Übelkeit nach der Narkose ... Es liegt auch an den Genen (idw)


Universität Duisburg-Essen - 05.07.2018

Es liegt auch an den Genen: Übelkeit nach der Narkose



Nach der Narkose oder wenn schmerzlindernde Medikamente verabreicht
wurden, scheint oft der Magen zu rebellieren: Übelkeit und Erbrechen
gehören zu den häufigsten postoperativen Nebenwirkungen. Die Auslöser
dafür liegen aber wohl weniger im Magen als im Gehirn. Dass für die
Übelkeit eine Genvariante mitverantwortlich sein kann, hat nun ein
Wissenschaftlerteam der Medizinischen Fakultät der Universität
Duisburg-Essen (UDE) herausgefunden. Dazu überprüften sie am Universitätsklinikum
Essen 454 Patienten und fanden beim Auftreten von Übelkeit weitaus
häufiger eine Genvariante im Acetylcholin-Rezeptor M3.

Wie verträglich eine Narkose ist, wird seit 25 Jahren weltweit mit dem
sogenannten Apfel-Score abgeschätzt. Er berücksichtigt Faktoren wie die
bisherige Narkoseverträglichkeit, das Geschlecht, den Raucher-Status und
die Neigung zu Reiseübelkeit. "Um die Häufigkeit postoperativer Übelkeit
zu reduzieren, werden oft vorbeugende Maßnahmen ergriffen", erklärt Dr.
Stefanie Klenke.

Dennoch kann es sein, dass Patienten, die mit dieser Methode nicht
auffallen, nach einer OP speiübel ist. Weil der jetzt gefundene Gen-Faktor
unabhängig vom Apfel-Score ist, könnte er nach Einschätzung der
Anästhesiologen per Gentest bestimmt werden. Prof. Dr. Jürgen Peters:
"Liegt die Genvariante vor, sollten auch diese Patienten gegen
postoperative Übelkeit behandelt werden. Allerdings werden solche
genetischen Screenings derzeit noch nicht durchgeführt."

Deshalb empfehlen die Forscher, lieber auf Nummer sicher zu gehen und auch
die Patienten mit vorbeugenden Maßnahmen zu schützen, die nach dem
Apfel-Score nur ein vermeintlich niedriges Risiko haben. Die
Forschungsergebnisse wurden jetzt im British Journal of Anaesthesia
veröffentlicht.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://bjanaesthesia.org/article/S0007-0912(18)30141-7/fulltext

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 05.07.2018
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DIAGNOSTIK/573: Innovative Gentests für Kinder mit Entwicklungsstörungen und Epilepsie (idw)


Universität Leipzig - 05.07.2018

Innovative Gentests für Kinder mit Entwicklungsstörungen und Epilepsie

Leipziger Studienergebnisse können Behandlung verbessern



Eine aktuelle Studie der Universität Leipzig zeigt, welche
Genveränderungen Entwicklungsstörungen und Epilepsie bedingen. Die
Ergebnisse können heute übliche Gentests wesentlich verbessern. Zudem
zeigt das Forscherteam um Prof. Dr. Johannes Lemke und Dr. Henrike Heyne,
dass ein großer Teil der Patienten von solchen verbesserten Tests
profitieren kann, weil sich eine zielgerichtete erfolgreiche Behandlung
ableiten lässt. Die Studie der Leipziger Humangenetiker wurde kürzlich im
angesehenen Fachblatt "Nature Genetics" veröffentlicht.

Wichtigstes Ergebnis der Untersuchung ist eine Liste mit 33 Genen, die mit
der Entwicklung von Epilepsie-Symptomen verbunden sind. Ein großer Teil
dieser Gene war in diesem Zusammenhang bisher unbekannt. Nun kann mit
Hilfe der Liste die Gendiagnostik bei Kindern mit Entwicklungsstörungen
und Epilepsie grundlegend optimiert werden. Studienleiter Prof. Dr.
Johannes Lemke vom Institut für Humangenetik des Universitätsklinikums
Leipzig erläutert: "Unsere Liste ist ein erster Schritt hin zur
Empfehlung, welche Gene für Epilepsie-Gentests künftig ausgewählt werden
sollten. Damit bieten unsere Forschungsergebnisse ein großes Potential, um
die diagnostische Ausbeute zu erhöhen."

Epilepsien sind ausgesprochen vielfältige Erkrankungen. Insbesondere bei
einer zusätzlichen Entwicklungsstörung liegen oft genetische Ursachen
zugrunde. Gentests sind daher ein wichtiges diagnostisches Mittel. Aber
momentan wählt jeder Test-Anbieter nach eigenen Kriterien aus, welche Gene
untersucht werden. Die Tests sind nicht standardisiert und ihre
Aussagekraft kann stark variieren. "Bisher gibt es keine Leitlinien,
welche Epilepsie-Gene in solchen Tests untersucht werden sollten. Jeder
Anbieter legt das Design der sogenannten Gen-Panels selbst fest. Wir
konnten in unserer Studie zeigen, dass jedes der bisher angebotenen Panels
nur rund die Hälfte der relevanten Gene überhaupt abdeckt", sagt Prof. Dr.
Johannes Lemke.

In ihrer Meta-Studie haben die Leipziger Wissenschaftler eine weltweit
einzigartig hohe Anzahl von Krankheitsfällen untersucht. Dies war nur
durch eine enge Zusammenarbeit vieler internationaler Kooperationspartner
unter anderem aus Antwerpen, Boston, Kiel, London und Tübingen möglich.
Die Forscher analysierten die Daten von 6.753 Trios: Kinder mit
unterschiedlichen neurologischen Entwicklungsstörungen sowie deren gesunde
Mutter und Vater, 1.942 dieser Kinder hatten zudem eine Epilepsiediagnose.
Bei diesen Eltern-Kind-Trios wurde das beinahe vollständige Genom
untersucht, circa 22.000 Gene. Die Forscher suchten nach Veränderungen im
Erbgut, die mit dem gleichzeitigen Auftreten von Entwicklungsstörungen und
Epilepsie verbunden sind. In 33 Genen fanden sie besonders häufig
entsprechende Punktmutationen und konnten diese Gene somit als wichtige
Epilepsie-Gene identifizieren.

"Oft wird behauptet, dass genetische Diagnosen die Behandlung von geistig
behinderten Kindern kaum beeinflussen. Mit unserer Studie beweisen wir das
Gegenteil. Wenn eine genetische Ursache für die Entwicklungsstörung mit
Epilepsie gefunden wurde, kann jedem vierten Kind eine verbesserte und
personalisierte Therapieempfehlung gemacht werden", so Prof. Dr. Lemke.
Viele der durch die Studie identifizierten Gene betreffen beispielsweise
Ionenkanäle im Hirn, sie bedingen also wie gut oder schlecht die
Reizweiterleitung der Nerven funktioniert. Ist der Fluss gestört, kann es
zu Krampfanfällen kommen. "Wenn der Kinderarzt durch einen Test von einer
derartigen Ionenkanalerkrankung erfährt, kann er oftmals gezielte
Medikamente verabreichen, um den Ionenfluss in den Nervenzellen zu
verbessern", erklärt Studienleiter Prof. Dr. Lemke. Er ist sich sicher,
dass die Studienergebnisse nach der Publikation im Fachblatt "Nature
Genetics" viel Stoff für weitere Diskussionen bieten. "Nicht nur unter
Medizinern, sondern auch bei Krankenversicherern, weil die Bedeutung von
Gentests für Therapieentscheidungen eine immer größere Rolle spielt."

Erstautorin der Studie ist Dr. Henrike Heyne, die an der Medizinischen
Fakultät der Universität Leipzig ihre Ausbildung zur Fachärztin für
Humangenetik begann. Zur Zeit arbeitet die 31-Jährige für zwei Jahre am
Broad Institute in Boston, USA. Studienleiter Prof. Dr. Johannes Lemke ist
Humangenetiker. Der 41-Jährige hat sich auf pädiatrische klinische Genetik
spezialisiert, insbesondere auf Epilepsien, Entwicklungsstörungen und
geistige Behinderungen. Seit 2014 leitet er kommissarisch das Institut für
Humangenetik und arbeitet in der dortigen Ambulanz sowie als Konsiliararzt
unter anderem in der Klinik und Poliklinik für Kinder- und Jugendmedizin
des Universitätsklinikums Leipzig.


Fachveröffentlichung:

"De novo variants in neurodevelopmental disorders with epilepsy",

https://www.nature.com/articles/s41588-018-0143-7, 

in Nature Genetics,
doi: 10.1038/s41588-018-0143-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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GENTECHNIK/283: Gezielte RNA-Editierung als neue Alternative zur Genschere (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 05.07.2018

Gezielte RNA-Editierung als neue Alternative zur Genschere

Forscher der Universität Tübingen entwickeln eine präzise Methode zur
umkehrbaren Veränderung genetischer Informationen - Anwendungsziele in
Grundlagenforschung und Medizin



Die Entwicklung der CRISPR/Cas-Methode stellte eine Revolution für die
gezielte Veränderung genetischer Information dar. Sie eröffnet eine Fülle
von Möglichkeiten für die Grundlagenforschung und Gentherapie. Dabei
werden Veränderungen an der DNA vorgenommen, was mit Risiken verbunden
ist: Auch auftretende Fehler werden für immer im Genom gespeichert. Seit
rund sieben Jahren arbeitet das Forscherteam von Professor Thorsten
Stafforst am Interfakultären Institut für Biochemie der Universität
Tübingen an einer risikoärmeren Alternative: an Methoden zur gezielten
genetischen Veränderung der RNA-Ebene, der sogenannten RNA-Editierung. Sie
machen sich dabei zunutze, dass die Information, die in der DNA von Zellen
gespeichert wird, durch eine Arbeitskopie in Form von RNA weitergeleitet
wird, die nach dem Gebrauch abgebaut wird. Wird die RNA verändert, dann
bleibt die Originalinformation in der DNA erhalten. Jetzt ist es den
Forschern gelungen, RNA-Moleküle in der Zelle mit höchster Effizienz und
Präzision zu editieren. Die Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift
Nature Methods vorgestellt.

Zellen kopieren die Erbinformation ihrer DNA, die in der Reihenfolge von
vier verschiedenen Basen kodiert ist, in RNA-Moleküle um. Nach deren
Bauanleitung werden unzählige Proteine in unterschiedlicher
Zusammensetzung hergestellt. Diese wiederum dienen als Baustoffe in der
Zelle und steuern den Stoffwechsel. "Unsere Methode der RNA-Editierung
beruht auf einem Proteinkonstrukt, das mit Hilfe einer kleinen
Führungs-RNA zum RNA-Zielmolekül gelangt und dort einzelne Basen umwandelt. So wird
die Bauanleitung des kodierten Proteins umgeschrieben", erklärt Thorsten
Stafforst. Die Manipulation der RNA lasse sich fein regulieren und sei
grundsätzlich reversibel - was die Methode vor allem auch für medizinische
Therapien interessant mache.

Zeitlich begrenzte Manipulationen

"Mit dem neuen Werkzeug lässt sich potenziell eine Vielzahl an
krankheitsverursachenden Mutationen rückgängig machen", sagt der
Wissenschaftler. Die zeitlich begrenzte Veränderung in der RNA erlaube es
auch, in Signalwege zum Beispiel von Entzündungsprozessen einzugreifen,
deren dauerhafte Manipulation schwerwiegende Folgen hätte. "Uns ist es
bereits gelungen, gleichzeitig mehrere RNAs zu editieren, die
Signalproteine kodieren", erklärt Stafforst. Die Arbeitsgruppe zeigte,
dass die Methode doppelt so effizient ist wie eine zuvor veröffentlichte
Methode zur RNA-Editierung, die auf einer Variante der CRISPR/Cas-Methode
beruht.

Gemeinsam mit der Arbeitsgruppe von Professor Jin Billy Li an der Stanford
University belegten die Tübinger Forscher, dass bei ihrer neuen Methode
nur wenige Fehler passieren, die in der Studie weiter minimiert werden
konnten. Im Ergebnis sei die Methode hoch effizient bei der Editierung und
dennoch vielfach spezifischer als konkurrierende Methoden, sagt Stafforst.
Die erzielten Fortschritte stellten allerdings erst den Anfang dar, um die
Methode für Grundlagenforschung und Medizin nutzbar zu machen. "In Zukunft
möchten wir auf die Proteinkonstrukte völlig verzichten und stattdessen
auf die natürlich vorkommenden Enzyme zurückgreifen, um diese für die
gerichtete RNA-Editierung einzuspannen", gibt Stafforst Einblick in das
weitere Vorgehen. Auf die neue Methode hat das Forscherteam ein Patent
angemeldet.


Publikation:

Vogel, P., Moschref, M., Li, Q., Merkle, T., Selvasaravanan, K. D., Li, J.
B. & Stafforst, T. 

Efficient and precise editing of endogenous transcripts with SNAP-tagged ADARs. 

Nat. Methods 15, 535-538(2018).

https://doi.org/10.1038/s41592-018-0017-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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RECHT/624: Weitergabe von Erhebungsbögen an die Krankenkassen nicht mit Datenschutz-Anforderungen vereinbar (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 5. Juli 2018

Rechtsunsicherheit beheben! 

Die Weitergabe von Erhebungsbögen an die Krankenkassen ist nicht mit den Datenschutz-Anforderungen vereinbar



Berlin | Die Weitergabe von Patienten-Erhebungsbögen zu
Hilfsmittel-Versorgungen an Krankenkassen ist nach Ansicht des
Bundesverbandes Medizintechnologie, BVMed, nicht mit den
Datenschutz-Anforderungen vereinbar. Experten des BVMed-Fachbereichs
"Leistungsrecht für Leistungserbringer" fordern daher eine Klärung, um
die im Markt vorhandene Rechtsunsicherheit bei der Weiterleitung von
medizinischen Detaildaten von Versicherten zu Hilfsmittelversorgungen
an gesetzliche Krankenkassen im Rahmen von Verträgen nach § 127
Abs. 2 SGB V zu beheben.

Als Beispiele für Anamnese- und Erhebungsbögen, die von den
Krankenkassen angefordert werden, nennen die BVMed-Experten
beispielsweise die Bedarfsermittlung für
Anti-Dekubitus-Lagerungshilfsmittel, für die Kompressionsversorgung
lymphologischer Patienten sowie für die Versorgung mit Rollstühlen
oder Beinprothesen.

Das Problem: In den vergangenen Jahren verlangen Krankenkassen im
Rahmen von Vertragsabschlüssen, Vertragsverhandlungen oder
Vertragsbeitritten nach § 127 SGB V häufig von den versorgenden
Hilfsmittel-Leistungserbringern die Erfassung und Vorlage von
medizinischen Detaildaten in Bezug auf die Versorgungssituation der
Versicherten. Das betrifft beispielweise Kostenvoranschläge oder
Abrechnungen. "Wir haben erhebliche Zweifel, ob diese Daten den
Krankenkassen oder von Krankenkassen beauftragten Dritten zur
Verfügung gestellt werden dürfen. Gleichzeitig bestehen einige
Kostenträger vehement auf Vorlage der Daten", heißt es in einem
BVMed-Schreiben an die Datenschutzbeauftragten.

Die Mitgliedsunternehmen des BVMed vertreten die Auffassung, dass der
Gesetzgeber durch § 275 SGB V ausschließlich dem MDK die
Begutachtung und Prüfung medizinischer Sachverhalte im Auftrag der
Krankenkassen übertragen hat. "Nur der MDK darf - soweit im
Einzelfall erforderlich - medizinische Daten erheben. Den
Krankenkassen steht diese Befugnis hingegen ausdrücklich nicht zu", so
der BVMed-Standpunkt.

Da einzelne Krankenkassen trotz entsprechender Hinweise der
Leistungserbringer auf datenschutzrechtliche Bedenken auf Vorlage der
Detaildaten in den Erhebungsbögen auch nach dem Inkrafttreten der
neuen EU-Datenschutz-Grundverordnung Ende Mai 2018 bestehen, fordert
der BVMed hier eine rechtliche Klarstellung.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 55/18

https://www.bvmed.de/die-weitergabe-von-erhebungsboegen-an-die-krankenkassen-ist-nicht-mit-den-datenschutz-anforderungen-vereinbar
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FORSCHUNG/741: "Small meets smaller" - Nanopartikel beeinflussen Schimmelpilzinfektion der Atemwege (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 05.07.2018

"Small meets smaller" - Nanopartikel beeinflussen Schimmelpilzinfektion der Atemwege



Unter Federführung der Universitätsmedizin Mainz haben Wissenschaftler
herausgefunden, dass natürliche oder synthetisch hergestellte ultrafeine
Partikel sich spontan an die Oberfläche von Pilzsporen binden. Durch diese
Nanopartikelhülle erkennen die Abwehrzellen des Immunsystems die
Pilzsporen schlechter, wodurch sie in geringerer Anzahl abgetötet werden.
Letztendlich kann dies das Risiko erhöhen, eine Infektionskrankheit zu
erleiden und zu einem schwereren Krankheitsverlauf führen. Die Ergebnisse
sind in der aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift "Proceedings of the
National Academy of Sciences USA" veröffentlicht.

Sie sind winzig klein, überall in der Luft und jeder von uns atmet sie
täglich ein: Schimmelpilzsporen. Bei Menschen, deren Immunsystem stark
geschwächt ist, können Pilzsporen gefährliche Infektionen verursachen.
Hierauf haben auch Nanopartikel einen Einfluss - dies haben
Wissenschaftler unter Federführung der Universitätsmedizin Mainz
herausgefunden. Die Forscher stellten fest, dass natürliche oder
synthetisch hergestellte ultrafeine Partikel sich spontan an die
Oberfläche von Pilzsporen binden. Durch diese Nanopartikelhülle erkennen
die Abwehrzellen des Immunsystems die Pilzsporen weniger effizient,
wodurch sie in geringerer Anzahl abgetötet werden. Letztendlich kann dies
das Risiko erhöhen, eine Infektionskrankheit zu erleiden und zu einem
schwereren Krankheitsverlauf führen. Bisher waren diese Abläufe der
Fachwelt nicht bekannt. Die neuen Erkenntnisse zur Wechselwirkung von
Nanopartikeln mit Pilzsporen sind in der aktuellen Ausgabe der
Fachzeitschrift "Proceedings of the National Academy of Sciences USA"
veröffentlicht.

Was ist winzig klein, überall in der Luft und jeder von uns atmet sie
täglich ein? Sporen des Gießkannenschimmels Aspergillus fumigatus.
Gesunden Menschen bereiten sie in der Regel keine Probleme, denn die
körpereigene Immunabwehr tötet die Eindringlinge, bevor sie sich im Körper
festsetzen können. Bei Menschen, deren Immunsystem stark geschwächt ist -
etwa Leukämie-, AIDS-Patienten oder Knochenmarkempfängern - nistet sich
der Pilz jedoch ohne große Gegenwehr oftmals in der Lunge ein und
verursacht dort die gefährliche Infektionskrankheit invasive Aspergillose.
Diese ist eine der häufigsten Todesursachen bei immungeschwächten
Patienten.

Ebenfalls negative gesundheitliche Auswirkungen, wie beispielsweise eine
chronische Lungenerkrankung, kann die Inhalation von feinen und
ultrafeinen, in hoher Konzentration vorliegenden Partikeln haben. Zu den
ultrafeinen Partikeln gehören sowohl in der Umwelt vorkommende
Nanopartikel aus natürlichen Quellen, wie etwa Verbrennungsprozessen, als
auch Partikel aus dem Feinstaub von Verkehrsabgasen und Bauarbeiten sowie
synthetisch hergestellte Teilchen wie beispielsweise Titandioxidteilchen
als UV-Schutz oder Kohlenstoff-Nanoröhrchen.

Zur Wechselwirkung von Nanopartikeln mit Pilzsporen haben Wissenschaftler
unter Federführung der Universitätsmedizin Mainz nun neue Erkenntnisse
gewonnen. Bereits bekannt war, dass ein gesundes Immunsystem im Grunde
sehr gut aufgestellt ist, um Pilzsporen zu bekämpfen. Bei Sporen, die eine
Nanopartikelhülle besitzen, scheint dies allerdings nicht der Fall zu sein
- so das Ergebnis der neuen Studie. Wie die Forscher beobachteten,
scheinen die Abwehrzellen bei diesem "Wolf im Schafspelz" nicht mehr in
der Lage zu sein, die bekannten Oberflächenstrukturen der Pilzsporen
effektiv zu erkennen. Vermehrte Entzündungsreaktionen sind eine mögliche
Folge. Zudem wehrt die körpereigene "Immunpolizei" die umhüllten
Pilzsporen nicht ausreichend ab und somit kann der Schimmelpilz sich in
der Lunge ausbreiten.

"Letztendlich können wahrscheinlich jegliche Arten von Nanomaterialien an
Pilzsporen binden. Entscheidend sind dabei weder Material noch Form,
sondern deren Größe. Werden die Teilchen zu groß, findet keine Interaktion
mehr statt - somit ein echter Nanoeffekt", erklärt Prof. Dr. Roland
Stauber von der Hals-, Nasen- Ohren-Klinik und Poliklinik der
Universitätsmedizin Mainz. "Unsere aktuelle Studie belegt zudem, dass dies
nicht nur im Labor stattfindet: Auch Pilzsporen aus der Umwelt, wie sie
auf viel befahrenen Straßen oder bei Abrissarbeiten vorkommen, können
bereits eine Partikelhülle besitzen."

"Schimmelpilzsporen sind bekanntermaßen auch für eine Vielzahl von
Atemwegsallergien verantwortlich. Ob und durch welche Mechanismen die
Wechselwirkung mit Nanopartikeln und möglicherweise Umweltschadstoffen die
Krankheitssymptome noch verstärken, ist noch völlig unbekannt und
Gegenstand unserer aktuellen Forschung", erläutert der Allergologe PD Dr.
Sven Becker von der Hals-, Nasen- Ohren-Klinik und Poliklinik der
Universitätsmedizin Mainz.

"Die von uns angestoßene Forschungsrichtung 'Small meets smaller' ist
hochaktuell. Auf welche Weise beispielsweise in der Nahrung vorkommende
Nanoteilchen möglicherweise die Mikroben des menschlichen
Verdauungstrakts, das sogenannte Mikrobiom, beeinflussen, wollen wir in
weiterführenden Studien untersuchen", so Jun.-Prof. Dr. Christoph
Reinhardt vom Centrum für Thrombose und Hämostase (CTH) der
Universitätsmedizin Mainz.

"Ein fundiertes Wissen rund um Nano-Bio-Wechselwirkungen erlaubt nicht nur
eine sachliche Risikoeinschätzung, sondern ist auch eine wichtige
Voraussetzung, um effektiver und sicherer nanomedizinische Ansätze weiter
entwickeln zu können. In Anbetracht der weltweit zunehmenden
Resistenzentwicklung bergen unsere Erkenntnisse das Potential, der
Entwicklung neuer, nanomaterial-basierter Antibiotika gegen
Infektionskrankheiten zu dienen", blickt Professor Stauber in die Zukunft.


Informationen zu Originalveröffentlichungen:

Nanoparticle decoration impacts airborne fungal pathobiology;

Dana Westmeier, Djamschid Solouk-Saran, Cecilia Vallet, Svenja Siemer,
Dominic Docter, Hermann Götz, Linda Männ, Anja Hasenberg, Angelina
Hahlbrock, Kathrin Erler, Christoph Reinhardt, Oliver Schilling, Sven
Becker, Matthias Gunzer, Mike Hasenberg, Shirley K. Knauer, and Roland H.
Stauber; 

PNAS June 20, 2018. 201804542; published ahead of print June 20, 2018. 

https://doi.org/10.1073/pnas.1804542115

Westmeier, D., Hahlbrock, A., Reinhardt, C., Frohlich-Nowoisky, J.,
Wessler, S., Vallet, C., Poschl, U., Knauer, S. K. & Stauber, R. H.

Nanomaterial-microbe cross-talk: physicochemical principles and
(patho)biological consequences. 

Chem Soc Rev, doi:10.1039/c6cs00691d (2018).

Westmeier, D., Posselt, G., Hahlbrock, A., Bartfeld, S., Vallet, C.,
Abfalter, C., Docter, D., Knauer, S. K., Wessler, S. & Stauber, R. H.

Nanoparticle binding attenuates the pathobiology of gastric cancer-associated Helicobacter pylori. 

Nanoscale 10, 1453-1463,

doi:10.1039/c7nr06573f (2018).


Über die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
Die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz ist die
einzige medizinische Einrichtung der Supramaximalversorgung in
Rheinland-Pfalz und ein international anerkannter Wissenschaftsstandort. Sie umfasst
mehr als 60 Kliniken, Institute und Abteilungen, die fächerübergreifend
zusammenarbeiten. Hochspezialisierte Patientenversorgung, Forschung und
Lehre bilden in der Universitätsmedizin Mainz eine untrennbare Einheit.
Rund 3.400 Studierende der Medizin und Zahnmedizin werden in Mainz
ausgebildet. Mit rund 7.800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist die
Universitätsmedizin zudem einer der größten Arbeitgeber der Region und ein
wichtiger Wachstums- und Innovationsmotor. Weitere Informationen im
Internet unter www.unimedizin-mainz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431
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FORSCHUNG/740: Genetische Landkarte markiert wichtige Schaltstellen in Blutstammzellen (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 05.07.2018

Genetische Landkarte markiert wichtige Schaltstellen in Blutstammzellen



Blutbildende Stammzellen können sich auch nach langer Zeit noch erneuern
und teilen. Diese besonderen Eigenschaften werden von bestimmten
Schaltstellen im Erbgut der Zellen reguliert. Wissenschaftlern vom
Nationalen Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) in Dresden und Heidelberg
ist es nun gelungen, eine präzise Landkarte dieser aktiven,
regulatorischen Regionen zu erstellen. Sie bietet eine wichtige Grundlage,
um künftig die Steuerung dieser Zellen und damit auch die Entstehung von
Blutkrebs besser zu verstehen. Die Ergebnisse sind am heutigen Donnerstag
(5. Juli 2018) auf der Website des Fachmagazins "Cell Stem Cell"
(www.cell.com, DOI 10.1016/j.stem.2018.06.003) veröffentlicht worden.

Im Knochenmark bildet der Körper alle Blutzellen: Dort finden sich
sogenannte Stammzellen, aus denen alle Formen der Blutkörperchen entstehen
können. An der Spitze des Stammzellsystems stehen Langzeit-Stammzellen.
Sie können sich nach Jahren noch selbst erneuern, sich teilen und in
verschiedene Blutzellen ausdifferenzieren. Diese hoch komplexe Fähigkeit
setzt eine exakte Regulierung aller Gene im Erbgut der Zellen voraus.
Wissenschaftlern des NCT ist es nun gelungen, die hierfür verantwortlichen
Schaltstellen im Erbgut der Langzeit-Stammzellen mit bislang unerreichter
Genauigkeit zu kartieren.

Für ihre Untersuchung nutzten die Wissenschaftler Daten aus einer
gentherapeutischen Studie an Patienten mit Wiskott-Aldrich-Syndrom, die
aufgrund eines Gen-Defekts an einer erhöhten Anfälligkeit für Infektionen,
Blutungen und Krebserkrankungen leiden. Im Rahmen der Studie wurden
Blut-Stammzellen der Patienten mithilfe so genannter Genfähren korrigiert, die
Fremd-DNA in eine Empfängerzelle übertragen können. Als Genfähren dienten
modifizierte Retroviren, die sich stabil ins Erbgut der Stammzellen
integrieren. "Durch die Integration dieser Viren erhält jede Stammzelle
einen unverwechselbaren genetischen Fingerabdruck, der automatisch an alle
Tochterzellen weitergegeben wird. Anhand dieses Fingerabdrucks konnten wir
über Jahre nachvollziehen, welche Blutzellen tatsächlich langfristig in
der Lage waren, sich selbst zu erneuern und viele spezialisierte
Blutzellen hervorzubringen", sagt Hanno Glimm, geschäftsführender Direktor
am NCT Dresden, der neben seiner dortigen Abteilung auch eine
Forschungsgruppe am DKFZ in Heidelberg leitet.

Dies ermöglichte es den Wissenschaftlern, Langzeit-Stammzellen mit bislang
unerreichter Genauigkeit zu identifizieren. Bislang wurden hierfür vor
allem äußere Merkmale - spezifische Oberflächenmoleküle - herangezogen,
die jedoch keine zweifelsfreie Identifikation zuließen. "Der eigentliche
Clou der Retroviren besteht aber darin, dass sie sich bevorzugt in
Enhancern im Erbgut ansiedeln, die zum Zeitpunkt der Virusintegration
besonders aktiv sind. Enhancer sind Schaltstellen, die die besonderen
Fähigkeiten der Zelle regulieren, indem sie dafür sorgen, dass bestimmte
Gene verstärkt abgelesen werden", erklärt Peer Wünsche vom DKFZ
Heidelberg. "Die Viren fungierten somit also nicht nur als genetischer
Fingerabdruck, sondern auch als Wegweiser zu den wichtigen Schaltstellen
im Stammzell-Erbgut."

Über 3.000 solcher regulatorischer Regionen haben die Wissenschaftler bei
ihren Analysen ermittelt. Forscher können die so entstandene Landkarte
zukünftig als wichtige Orientierungshilfe nutzen, um die Blutbildung sowie
die Ursachen von Blutkrebs auf genetischer Ebene besser zu verstehen und
neue Therapien zu entwickeln.

Den NCT-Wissenschaftlern selbst gelang es mit Hilfe ihrer Genom-Karte
bereits, zwei bisher in der Blutbildung unbeschriebene microRNAs zu
ermitteln - kurze Abschriften der Erbsubstanz DNA, die für die frühe
Blutbildung eine wichtige Rolle spielen dürften.


P. Wünsche, E. S. P. Eckert et al. (2018) 

Mapping Active Gene-regulatory Regions in Human Repopulating Long-term HSCs. 

Cell Stem Cell DOI 10.1016/j.stem.2018.06.003

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1453
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INFEKTION/1743: Auch Krankenhauskeime haben Schwachstellen (idw)


Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 05.07.2018

Auch Krankenhauskeime haben Schwachstellen

HZI-Forscher untersuchten die Signalstoffbildung bei Pseudomonas und
entdeckten einen Angriffspunkt für neuartige Medikamente



Der Krankenhauskeim Pseudomonas aeruginosa kann gerade bei geschwächten
Menschen unter anderem schwere Wundinfektionen sowie Infektionen der Lunge
und der Harnwege auslösen. Pseudomonas schafft es dabei immer wieder,
Angriffe des Immunsystems und Antibiotika-Therapien zu überdauern. Ein
Schlüssel zum Erfolg dieses hartnäckigen Erregers ist sein komplexes
Kommunikationssystem: Über verschiedenste Signalstoffe stimmen sich die
Bakterien untereinander ab und steuern so auch Infektionsprozesse.
Wissenschaftler des Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung (HZI) in
Braunschweig und des Helmholtz-Instituts für Pharmazeutische Forschung
Saarland (HIPS) in Saarbrücken haben nun herausgefunden, wie die Bakterien
die große Vielfalt an Signalmolekülen herstellen: Indem ein einziger
Proteinkomplex seine Form verändert, kann er Moleküle unterschiedlicher
Größe zu Signalstoffen verarbeiten. Wenn es gelingt, einen Hemmstoff für
diesen Komplex zu entwickeln, könnte dessen Bewegung eingefroren und die
Kommunikation der Bakterien unterbrochen werden. Ihre Ergebnisse
veröffentlichten die Wissenschaftler im Fachjournal ChemBioChem.

Mithilfe verschiedener Tricks passt sich der Krankheitserreger Pseudomonas
aeruginosa (P. aeruginosa) seiner Umgebung perfekt an. Ob Lunge, Auge,
Harntrakt, eine offene Wunde oder ein Implantat - Pseudomonaden können
sich überall ansiedeln und vermehren. Sie schaffen es sogar, sich gegen
die meisten Antibiotika zu behaupten, indem sie sich entweder in einem
dichten Biofilm abschirmen oder die Giftstoffe einfach mit kleinen Pumpen
aus ihrem Innern befördern. Zu welchen effektiven Überlebensstrategien die
Bakterien greifen, stimmen sie untereinander ab. Dazu setzen sie
verschiedenste Signalmoleküle frei, die beim Überschreiten eines
bestimmten Grenzwertes ("Quorum") die entsprechende Reaktion der Bakterien
auslösen. Diese Art der Kommunikation wird "Quorum Sensing" genannt - und
zu allem Überfluss besitzt P. aeruginosa dafür gleich drei verschiedene
Systeme, die miteinander in Verbindung stehen.

Ihre Anpassungsfähigkeit macht P. aeruginosa besonders schwer zu
behandeln. Daher suchen Forscher weltweit nach Eigenschaften, die für
diese Bakterien spezifisch sind und sich als Angriffspunkte für neuartige
Medikamente eignen. Ein vielversprechendes Ziel ist eines der
Kommunikationssysteme - das sogenannte pqs-System (für Pseudomonas
Quinolone Signal), das in dieser Form nur in P. aeruginosa vorkommt. Schon
lange ist bekannt, dass dieses System mit einem breiten Spektrum von
Signalmolekülen arbeitet - nicht aber, wie die Vielfalt dieser Moleküle im
Detail entsteht. "Seit einigen Jahren wissen wir, dass ein Komplex aus den
Proteinen PqsB und PqsC für die Signalvielfalt bei Pseudomonas aeruginosa
verantwortlich ist", sagt Prof. Wulf Blankenfeldt, der am HZI die
Abteilung "Struktur und Funktion der Proteine" leitet. "Dabei dient PqsB
als Stabilisator, während PqsC die chemische Reaktion durchführt: Es
bildet Moleküle ähnlicher Struktur mit unterschiedlich langen
Fettsäureanhängen, wobei die genauen molekularen Grundlagen dafür bislang
unbekannt waren."

Um dem vielseitigen Proteinkomplex in die Trickkiste zu schauen, hat
Florian Witzgall, Doktorand in Blankenfeldts Abteilung, den Proteinkomplex
aufwendig gereinigt, kristallisiert und die dreidimensionale Struktur von
PqsBC mithilfe der Röntgenstrukturanalyse entschlüsselt. Das Ergebnis:
"Der Komplex PqsBC formt eine Art Tunnel, der mal geöffnet und mal
geschlossen ist", sagt Witzgall. In der Strukturanalyse konnte er auch
verschiedene Zwischenzustände identifizieren und davon ableiten, dass
genau die Bereiche des Proteinkomplexes beweglich sind, die die
Bindestelle für die Fettsäureketten umgeben. "Wir vermuten, dass PqsBC
seinen Tunnel aufklappt, eine Fettsäurekette darin aufnimmt, den Tunnel
verschließt und die Fettsäure dann auf das zweite Substrat von PqsBC
überträgt. Danach klappt der Tunnel wieder auf und entlässt das fertige
Signalmolekül", sagt Witzgall.

Die dreidimensionale Struktur des Proteinkomplexes zeigt auch, dass der
Tunnel genau so lang ist, dass ihn eine Fettsäurekette aus acht
Kohlenstoffatomen ausfüllt. "Demnach sollte dies die bevorzugte Länge
sein, die der Komplex verarbeitet", sagt Witzgall. Weiterführende
Experimente in Zusammenarbeit mit der HZI-Abteilung "Chemische Biologie"
von Prof. Mark Brönstrup haben die Vermutung bestätigt: Eine quantitative
Analyse der umgesetzten Fettsäuren hat gezeigt, dass die Ketten aus acht
Kohlenstoffatomen am häufigsten verbaut werden. "Dieses Ergebnis zeigt,
wie fein das pqs-System abgestimmt ist, denn das Signalmolekül mit der
entsprechenden Kohlenstoffkette wird am besten vom Rezeptor des
pqs-Systems der Bakterien erkannt", sagt Florian Witzgall. Auch Dr. Martin
Empting aus der Abteilung "Wirkstoff-Design und Optimierung" sowie die
Abteilung "Mikrobielle Naturstoffe" von Prof. Rolf Müller am
Helmholtz-Institut für Pharmazeutische Forschung Saarland (HIPS), einem Standort des
HZI in Kooperation mit der Universität des Saarlandes, konnten bestätigen,
dass Fettsäuren aus acht Kohlenstoffatomen von PqsBC bevorzugt werden. Die
große Vielfalt der Signalstoffe komme dadurch zustande, dass sowohl
kürzere als auch längere Fettsäuren in den Tunnel passen und verarbeitet
werden können, allerdings weniger effizient.

"Es gibt schon seit längerer Zeit Hinweise auf eine erhöhte Flexibilität
bei verwandten Proteinen. PqsBC ist nun aber das erste Beispiel für diese
Proteinfamilie, bei dem die Beweglichkeit durch verschiedene
Kristallstrukturen auch tatsächlich nachgewiesen wurde", sagt Florian
Witzgall. Die neuen Erkenntnisse zur Beweglichkeit von PqsBC eröffnen nun
einen Ansatzpunkt für neuartige Medikamente. "Würden wir mit einem
Wirkstoff die Bewegung von PqsBC einfrieren, könnten wir PqsBC gezielt
hemmen und die Kommunikation von P. aeruginosa unterbrechen", sagt Wulf
Blankenfeldt.


Originalpublikation:

Florian Witzgall, Tobias Depke, Michael Hoffmann, Martin Empting, Mark
Brönstrup, Rolf Müller and Wulf Blankenfeldt: The Alkylquinolone
Repertoire of Pseudomonas aeruginosa is Linked to Structural Flexibility
of the FabH-like 2-Heptyl-3-hydroxy-4(1H)-quinolone (PQS) Biosynthesis
Enzyme PqsBC. ChemBioChem 2018, DOI: 10.1002/cbic.201800153

Ein Video zur Beweglichkeit von PqsBC und Bildmaterial zu dieser
Pressemitteilung finden Sie auf unserer Webseite unter dem Link

https://www.helmholtz-hzi.de/de/aktuelles/news/ansicht/article/complete/auch_krankenhauskeime_haben_schwachstellen

Das Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung:

Am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) untersuchen
Wissenschaftler die Mechanismen von Infektionen und ihrer Abwehr. Was
Bakterien oder Viren zu Krankheitserregern macht: Das zu verstehen soll
den Schlüssel zur Entwicklung neuer Medikamente und Impfstoffe liefern.
Das HZI ist Mitglied im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF).

www.helmholtz-hzi.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution129

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 05.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1259: Wissenschaftler können Transfusionssicherheit bei neuem Medikament wieder herstellen (idw)


Universität Greifswald - 05.07.2018

Greifswalder Wissenschaftler können Transfusionssicherheit bei neuem Medikament wieder herstellen

Das "New England Journal of Medicine" veröffentlicht den Erfolg



Für die Behandlung von Patienten mit einer bestimmten Form von Blutkrebs
gibt es seit kurzem ein neues Medikament, welches die bisherige
Chemotherapie durch eine Immunabwehrtherapie ersetzt, die viel weniger
Nebenwirkungen hat. Allerdings bindet sich das Medikament auch an die
roten Blutzellen. Das führt zu zahlreichen Problemen.

Wissenschaftler der Abteilung Transfusionsmedizin der Universitätsmedizin
Greifswald unter Leitung der Oberärztin Dr. Kathleen Selleng haben jetzt
eine Möglichkeit gefunden, die Bindung des Medikamentes an die roten
Blutzellen zu verhindern. Das renommierte "The New England Journal of
Medicine" hat die erfolgversprechende Lösung heute veröffentlicht*.

Bei dem Medikament, auf das große Hoffnungen bei Leukämie-Patienten
gesetzt werden, handelt es sich um Daratumumab (Darzalex®), hergestellt
von der Firma Janssen Cilag, Teil des globalen Gesundheitsunternehmens
Johnson & Johnson. Durch die unerwünschten Bindungseigenschaften werden
Blutgruppenbestimmungen und alle notwendigen
Verträglichkeitsuntersuchungen vor der Bluttransfusion gestört. Die
Laboruntersuchungen vor der Blutübertragung liefern falsche Ergebnisse.
Patienten mit Blutkrebs benötigen jedoch während der Behandlung häufig
Bluttransfusionen. Gerade deshalb hat das neue Medikament zu großen
Schwierigkeiten geführt.

"Wir haben ein Stück vom Daratumumab-Antikörper mit Hilfe von Enzymen
abgeschnitten und mit dem übrig gebliebenen Fragment die roten Blutzellen
beladen. Dadurch konnte sich das Medikament im Patientenblut nicht mehr an
die roten Zellen binden, weil die Bindungsstelle bereits durch die
Teilstücke besetzt war", erläuterte Projektleiterin Dr. Kathleen Selleng
das Vorgehen. "Für uns ist es ein durchschlagender Erfolg für die
Transfusionssicherheit dieser Patienten. Damit können die
Blutgruppenbestimmung und die Untersuchungen vor einer Bluttransfusion für
diese Patienten wieder genauso schnell und zuverlässig durchgeführt werden
wie für alle anderen Patienten. Das Verfahren hat weiterhin den Vorteil,
dass es auch für andere Medikamente der gleichen Stoffgruppe, die noch in
der Entwicklung sind, ebenfalls angewendet werden kann", so die
Transfusionsmedizinerin.

*The New England Journal of Medicine
F(ab')2 fragments to overcome daratumumab interference in transfusion
tests

DOI: 10.1056/NEJMc1804751 

www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMc1804751

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald - 05.07.2018
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MELDUNG/434: Vorsorglich chargenbezogener Rückruf Valsartan-haltiger Arzneimittel (idw)


Deutsche Hochdruckliga - 05.07.2018

Vorsorglich chargenbezogener Rückruf Valsartan-haltiger Arzneimittel

Kurzstellungnahme der Deutschen Hochdruckliga e.V. DHL® | Deutschen
Gesellschaft für Hypertonie und Prävention



Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) hat
vorsorglich bestimmte Chargen von valsartanhaltigen Arzneimittel eines
bestimmten chinesischen Herstellers zurückgerufen. Die Empfehlung des
Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) lautet
derzeit: "Patientinnen und Patienten, die valsartanhaltige Arzneimittel
einnehmen, sollen die Arzneimittel nicht ohne Rücksprache mit ihrer Ärztin
oder ihrem Arzt absetzen, da das gesundheitliche Risiko eines Absetzens um
ein Vielfaches höher liegt als das mögliche Risiko durch eine
Verunreinigung. Ein akutes Patientenrisiko besteht nicht."

https://www.bfarm.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2018/pm5-2018.html

Valsartan ist ein wichtiger Wirkstoff zur Behandlung von Bluthochdruck und
ist auch in zahlreichen Kombinationspräparaten enthalten. Derzeit wird
geklärt, welche Medikamente bzw. Medikamenten-Chargen konkret betroffen
sind und zurückgerufen werden. Sobald diese Liste veröffentlicht ist, wird
die Deutsche Hochdruckliga die Öffentlichkeit und ihre Mitglieder
entsprechend informieren.

Die Deutsche Hochdruckliga empfiehlt verunsicherten Patienten, keinesfalls
ihre blutdrucksenkenden Arzneimittel eigenmächtig ohne Rücksprache mit
ihrem Arzt abzusetzen. Wir gehen davon aus, dass sehr rasch die Liste der
betroffenen Medikamente vorliegen wird und eine koordinierte Rückrufaktion
erfolgen wird.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hochdruckliga.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution816

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Hochdruckliga - 05.07.2018
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MEDIEN/1005: Website www.krankheitserfahrungen.de - Erfahrungen mit Essstörungen (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 05.07.2018

Erfahrungen mit Essstörungen

Die Website www.krankheitserfahrungen.de präsentiert ein neues Modul zum
Thema Anorexie und Bulimie



Erfahrungen, Informationen, Unterstützung: Das neue Modul "Essstörungen:
Anorexie und Bulimie" auf der Website www.krankheitserfahrungen.de ist
veröffentlicht. Auf der Internetplattform erzählen Menschen von ihrem
Leben zwischen Gesundheit und Krankheit. Die verschiedenen
Krankheitsbilder und Erfahrungen mit dem Gesundheitssystem werden
wissenschaftlich aufbereitet und präsentiert. Im Mittelpunkt stehen die
Schilderungen von betroffenen Menschen in Form von Video-, Audio- und
Textausschnitten.

Das neue Modul bedeutet für das Projekt ein Jubiläum: Mit der
Veröffentlichung ist nun der zehnte Erfahrungsbereich auf der
Internetplattform verfügbar. Das Modul berichtet von Erfahrungen mit einer
Essstörung - von Betroffenen für Betroffene, Angehörige sowie
Professionelle. Beteiligt haben sich 19 Frauen zwischen 18 und 63 Jahren,
die zwischen einem Jahr und 40 Jahren mit einer Essstörung leben oder
gelebt haben. Zum Zeitpunkt der Interviews waren sie in unterschiedlichen
Krankheitsstadien: Einige waren akut betroffen, andere haben die
Erkrankung komplett hinter sich gelassen. Die Berichte der Erzählerinnen
umfassen unter anderem den Beginn ihrer Essstörung, deren Auswirkungen auf
den Alltag sowie verschiedene Erfahrungen mit Hilfsangeboten. Die
Nutzerinnen und Nutzer der Website können Ausschnitte zum jeweiligen Thema
aus den Interviews anschauen, anhören oder lesen.

Die Internetplattform www.krankheitserfahrungen.de gibt es seit nunmehr
acht Jahren. Sie ist ein Projekt der Abteilung Rehabilitationspsychologie
und Psychotherapie am Institut für Psychologie der Universität Freiburg
und des Instituts für Allgemeinmedizin der Universität Göttingen in
Kooperation mit dem Institut für Public Health der Berliner
Universitätsmedizin Charité.

Zur Website

www.krankheitserfahrungen.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/erfahrungen-mit-essstoerungen?set_language=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 05.07.2018
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INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





STUDIE/610: Online-Programm hilft depressiven Hausarztpatienten (idw)


Universität Leipzig - 05.07.2018

Neue Ergebnisse zeigen: Online-Programm hilft depressiven Hausarztpatienten



Wissenschaftler der Medizinischen Fakultät der Universität Leipzig
haben die Wirksamkeit des Online-Programms moodgym für Menschen mit
leichten und mittelschweren Depressionen nachgewiesen. Das
Selbstmanagementprogramm ist eine Hilfe zur Selbsthilfe und basiert
auf Theorien und Techniken der kognitiven Verhaltenstherapie. Im
Rahmen einer randomisierten kontrollierten Studie mit 647
Studienteilnehmern zeigte sich, dass die depressive Symptomatik bei
Patienten, die zusätzlich zur Behandlung durch ihren Hausarzt das
Programm nutzten stärker zurückging als in einer Kontrollgruppe. Das
Online-Programm steht Patienten und Betroffenen im Internet anonym und
kostenfrei zur Verfügung.

"Fitness für die Stimmung" - das heißt moodgym übersetzt. Das
Online-Selbstmanagementprogramm wurde von australischen
Wissenschaftlern speziell zur Vorbeugung und Linderung depressiver
Symptome entwickelt und von Wissenschaftlern der Universität Leipzig
in die deutsche Sprache übersetzt. "Moodgym hilft mit interaktiven
Übungen dabei, negative Gedankenmuster zu erkennen und durch neue zu
ersetzen. Nutzer erhalten wertvolle Tipps und Anregungen, um mit
Problemsituationen und Stress besser umzugehen. Das Programm ist
zeitlich flexibel nutzbar. Es steht in der deutschen Version
kostenfrei und anonym für jeden im Internet zur Verfügung. Das ist ein
besonderer Vorteil, sowohl für Betroffene als auch für den Behandler",
sagt Dr. Margrit Löbner, Koordinatorin der Leipziger Studie. Zusammen
mit ihrem Team konnte sie nun die Wirksamkeit des Online-Programms
belegen.

An der randomisierten, kontrollierten Untersuchung nahmen 647
Patienten aus insgesamt 112 Hausarztpraxen in Mitteldeutschland teil.
In dem Programm können nacheinander fünf Übungsbausteine bearbeitet
werden zu den Themen Gefühle, Gedanken, Alternative Gedanken
entwickeln, weg mit dem Stress und Beziehungen. In den einzelnen
Bausteinen werden spielerisch Wissensinhalte vermittelt.
Beispielpersonen leiten die Teilnehmer interaktiv durch das Programm.
Über eingebaute Testfragen erhält jeder Nutzer eine Rückmeldung zu
seiner individuellen Symptomatik und erhält auch Informationen, an wen
er sich in Krisensituationen wenden kann. Der Nutzer bekommt die
Möglichkeit, aktiv an Übungen mitzuwirken und Fragen zu beantworten.
Zusätzlich kann der Nutzer an Entspannungsübungen teilnehmen oder
progressive Muskelentspannung erlernen. Die Ergebnisse der Leipziger
Studie zur Wirksamkeit von moodgym zeigen: Patienten, die das Programm
zusätzlich zu ihrer hausärztlichen Behandlung nutzen, verzeichneten im
Vergleich zur Kontrollgruppe einen stärkeren Rückgang ihrer
depressiven Symptome nach 6 Wochen und 6 Monaten. Ebenso zeigten sich
im Vergleich eine stärkere Verbesserung der Lebensqualität und ein
besseres Selbstwirksamkeitserleben nach einem halben Jahr.

"Onlinebasierte Selbstmanagementprogramme ersetzen natürlich nicht die
ärztliche Behandlung oder die Überweisung in eine fachspezifische
Behandlung. Ich sehe jedoch ein enormes Potenzial für die zusätzliche
Nutzung in verschiedenen Behandlungskontexten. Wir haben hier den
Nutzen im Rahmen einer hausärztlichen Behandlung untersucht. Ich sehe
darüber hinaus auch die Möglichkeit, das Programm als Zusatzangebot in
der fachspezifischen Versorgung durch Psychiater, Psychotherapeuten
und in Kliniken einzusetzen", sagt Prof. Dr. Steffi Riedel-Heller,
Leiterin der Untersuchung sowie des Instituts für Sozialmedizin,
Arbeitsmedizin und Public Health und kommissarische Leiterin der
Selbstständigen Abteilung für Allgemeinmedizin. Das Programm eigne
sich zum Beispiel zur Unterstützung von Patienten, die auf einen
Psychotherapieplatz warten oder um Menschen im ländlichen Raum oder in
besonderen Lebensumständen zu erreichen. Die Studie wurde teilweise
vom AOK Bundesverband sowie von der Universität Leipzig gefördert.


Fachveröffentlichung:

Löbner M, Pabst A, Stein J, Dorow M, Matschinger H, Luppa M, Maroß A,
Kersting A, König H-H, Riedel-Heller SG. 

Computerized cognitive behavior therapy for patients with mild to
moderately severe depression in primary care: a pragmatic cluster
randomized controlled trial (@ktiv). Journal of Affective Disorders,
238 (2018). 317-326. 

DOI: 10.1016/j.jad.2018.06.008

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig - 05.07.2018
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KLASSIK/10102: Wertheim - Werke von Beethoven, Mozart, Chopin u.m. am 12. Juli 2018


Konzert junger Talente im Barocksaal

Musikschüler zeigen ihr Können am Flügel



Wertheim. Ein Konzert mit ausgewählten Beiträgen junger Talente gibt
die Städtische Musikschule am Donnerstag, 12. Juli, im Barocksaal des
Rathauses. Es schließt sich an die Mitgliederversammlung des
Kulturkreises an. Das Konzert beginnt gegen 19.30 Uhr und dauert
ungefähr eine dreiviertel Stunde. Der Eintritt ist für alle frei. Auch
Nichtmitglieder des Kulturkreises sind eingeladen und können Gäste und
Freunde mitbringen.

Das Konzert gestalten sechs jungen Pianistinnen und Pianisten, die zu
den besten Nachwuchsschülern der Städtischen Musikschule gehören. Seit
Jahren ist der Klavierfachbereich in Wertheim regional besonders
stark. Viele der jungen Musiker haben in den letzten Jahren beim
Wettbewerb "Jugend musiziert" vordere Plätze erreicht und auf sich
aufmerksam gemacht.

Das Publikum darf sich auf Höhepunkte der Klavierliteratur freuen.
Darunter sind die ersten Sätze aus den berühmten Beethovensonaten
"Mondschein" und "Pathetique", Mozarts Sonata "Facile", das berühmte
Impromptu in cis-Moll von Frédéric Chopin, Franz Liszts Konzert-Etüde
"Gnomenreigen" und weitere Werke. Die jungen Künstler sind: Leopold
Braun, Carolin Holaj, Philipp Gläser, Antonia und Johanna Ebert sowie
Felix Liebler.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 7. Juli 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8760: Aus aller Welt - 09.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Wirtschaftsminister warnt vor Spaltungsversuchen der US-Regierung

Der französische Wirtschafts- und Finanzminister Bruno Le Maire sieht
Europa bereits in einem Handelskrieg mit den USA. Auf einer
Wirtschaftskonferenz in Aix-en-Provence warf der Minister der
US-Regierung vor, Frankreich und Deutschland in der Handelspolitik
spalten zu wollen. Le Marie appellierte an die EU-Partner auf, sich
im Fall einer neuen US-Zollerhöhung zusammenzuschließen. SPD-Chefin
Andrea Nahles kritisierte unterdessen das Treffen von Vertretern der
deutschen Autoindustrie mit US-Botschafter Richard Grenell im
Handelskonflikt. Wenn die US-Regierung über Einfuhrzölle reden will,
sei das eine Sache zwischen dem Handelsminister in Washington und
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier, sagte Nahles der Welt am
Sonntag. Die Autokonzerne wollten sich nicht zu dem Treffen äußern.

9. Juli 2018
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JUSTIZ/8760: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Verletzte nach Messerattacke in Oberhausen

An einem Dönerimbiß vor dem Hauptbahnhof in Oberhausen sind am
Sonntagabend zwei 27 und 43 Jahre alte Männer mit einem Messer
verletzt worden. Der jüngere von beiden schwebte vorübergehend in
Lebensgefahr. Der mutmaßliche Täter wurde wenig später in der Nähe
des Tatorts von der Polizei festgenommen. Dabei handelt es sich laut
Behördenangaben um einen 19jährigen Afghanen. Das Tatmotiv war
zunächst unklar.

9. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8757: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bombenexplosionen und Feuergefechte in Mogadischu

Mindestens 14 Menschen sind bei einem Angriff auf das
Innenministerium im Zentrum der somalischen Hauptstadt Mogadischu
getötet worden. Die sunnitische Shebab-Miliz bekannte sich zu der
Tat. Die Dschihadisten kämpfen in dem ostafrikanischen Staat für die
Errichtung eines Gottesstaates. Nach Polizeiangaben erschütterten
zwei Explosionen das Regierungsgebäude. Anschließend lieferten sich
vier bis fünf mit Panzerfäusten und Maschinengewehren bewaffnete
Männer Gefechte mit den Sicherheitskräften.

9. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8759: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bamf-Affäre: Niedersachsens Innenminister gerät unter Druck

Laut einem Bericht der Bild am Sonntag soll Niedersachsens
Innenminister Boris Pistorius über die Vorgänge in der Bremer
Außenstelle des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bamf)
informiert gewesen sein, aber nichts dagegen unternommen haben. Die
FDP will den SPD-Politiker deswegen in den Innenausschuß des
Bundestages vorladen. Die neuen Erkenntnisse zeigen, daß in der
Bamf-Affäre weitere Aufklärung nötig sei, sagte die FDP-Obfrau in dem
Gremium, Linda Teuteberg, dem RedaktionsNetzwerk Deutschland (RND).
Das Bamf und die Bundesregierung stehen massiv in der Kritik 
konservativer Hardliner, nachdem im April bekannt geworden war, daß 
die frühere Leiterin der Bremer Bamf-Außenstelle zwischen 2013 und 
2016 mindestens 1.200 fehlerhafte Asylentscheidungen getroffen haben 
soll.

9. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8758: Tragisches und Kurioses - 09.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schweres Zugunglück in der Türkei

Im Nordwesten der Türkei sind mindestens 24 Menschen bei einem
schweren Zugunglück ums Leben gekommen. Nach Angaben der Regierung
wurden zudem Hunderte Passagiere verletzt, als auf der Strecke
zwischen Kapikule in Bulgarien und Istanbul mehrere Waggons aus den
Gleisen sprangen. Der Gouverneur der Provinz Edirne machte
schlechtes Wetter für den Unfall verantwortlich. Starke Regenfälle
in den vergangenen Tagen könnten das Gleisbett freigespült haben, so
daß die Schienen das Gewicht des Zuges nicht halten konnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7843: Aus Forschung und Technik - 09.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



China bringt zwei pakistanische Satelliten in den Weltraum

China hat zwei Satelliten für Pakistan mit einer Trägerrakete vom Typ
Langer Marsch-2C ins All gebracht. Der Start erfolgte nach
Informationen der Agentur Xinhua vom Weltraumbahnhof Jiuquan in der
Autonomen Region Innere Mongolei. Der Satellit PRSS-1 ist Chinas
erster optischer Fernerkundungssatellit. Er dient unter anderem für
die Land- und Ressourcenvermessung und Katastrophenvorhersagen. Der
von Pakistan entwickelte Experimentsatellit PakTES-1A kann
Mineralvorkommen identifizieren, Klimadaten sammeln und
elektromagnetische Wellen und Strahlung von der Erde untersuchen. Das
Satellitenprogramm ist Teil eines Abkommens zur Förderung der
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Pakistan und China.

9. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7855: Aus aller Welt - 09.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Eritrea und Äthiopien beenden faktisch ihren Krieg

Eritreas Präsident Isayas Afwerki und Äthiopiens Ministerpräsident
Abiy Ahmed haben in der eritreischen Hauptstadt Asmara eine Friedens-
und Freundschaftserklärung unterzeichnet. Das meldete Eritreas
Informationsminister Yemane Gebremeskel über Twitter. Demnach streben
beide Länder eine enge Zusammenarbeit im politischen,
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, kulturellen und
sicherheitspolitischen Bereich an. Nach der faktischen Beendigung des
Kriegszustands nahmen die beiden ostafrikanischen Länder am Sonntag
diplomatische Beziehungen auf. Einige Tage zuvor hatte Äthiopien die
Friedensvereinbarung von Algier aus dem Jahr 2000 offiziell und
uneingeschränkt akzeptiert. Die jüngsten Vereinbarungen schließen,
soweit bekannt, die Wiederaufnahme direkter Telefonverbindungen sowie
eine teilweise Wiederaufnahme des Personen- und Warenverkehrs
zwischen beiden Ländern ein. Zwischen Addis Abeba und Asmara sollen
wieder Linienflüge verkehren. In Eritrea wird ein Hafen zusammen mit
Äthiopien gebaut werden, damit das Binnenland Meereszugang erhält.

Eritrea hatte 1993 nach drei Jahrzehnten Separationskrieg seine
Unabhängigkeit von Äthiopien erklärt. Fünf Jahre später brach erneut
ein Krieg um den Grenzverlauf und die Zugehörigkeit der Ortschaft
Badme aus. Abiy hatte sich Anfang Juni bereit erklärt, den Beschluß
einer von der Uno unterstützten internationalen Schiedskommission
über den Grenzverlauf aus dem Jahr 2002 vollständig umzusetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7843: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Bremer Gymnasium muß Inklusionsklasse einrichten

Die Leiterin des Gymnasiums Horn in Bremen ist mit ihrer Klage gegen
die Bildungsbehörde wegen der Einrichtung eines inklusiven
Klassenverbandes vor dem Bremer Verwaltungsgericht gescheitert. Das
Gericht beschied der Beamtin, sie sei nicht klagebefugt. Sie könne
allenfalls verwaltungsintern ihre Bedenken geltend machen. Beamte
seien klagebefugt, wenn sie durch eine hoheitliche Maßnahme in
eigenen Rechten verletzt seien. Da das im vorliegenden Fall nicht
zuträfe, müsse die Klägerin den Anweisungen der demokratisch
legitimierten Stadtgemeinde Bremen und damit der Bildungssenatorin
nachkommen, die gemeinsame Unterrichtung von Schülern mit und ohne
geistiger und körperlicher Behinderung zu ermöglichen. Nach den
Sommerferien wird es deswegen an dem Gymnasium auf der fünften
Jahrgangsstufe einen inklusiven Klassenverband mit 19 Schülern ohne
und fünfen mit körperlicher oder geistiger Behinderung geben. Der
Gericht verwies zudem auf den gesetzgeberischen Auftrag zur
Einführung inklusiver Beschulungen an allen Bremer Schulen und damit
auch an Gymnasien. Schlechtere Bildungschancen der Regelschüler sind
der Entscheidungsbegründung zufolge nicht zu befürchten. Die Klägerin
hatte unter anderem auf das Bremer Schulgesetz verwiesen, wonach der
Unterricht an dem Gymnasium hinsichtlich der Lernfähigkeit der
Schülerinnen und Schüler mit einem erhöhten Lerntempo auf einem
Anforderungsniveau abzustimmen ist. Die Klägerin kann gegen die
Entscheidung des Verwaltungsgerichts innerhalb von vier Wochen
Einspruch einlegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7767: Sprache, Kunst und Medium - 09.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Ungewohnter Eintritt hält Kunstfreunde nicht vom Museumsbesuch ab

Obwohl das New Yorker Metropolitan Museum zum ersten Mal in seiner
Geschichte feste Eintrittspreise verlangt, kamen in den vergangenen
zwölf Monaten so viele Besucher wie nie zuvor. Nach Angaben des
Museums wurden im Hauptstandort am Central Park sowie in den beiden
Filialen in Manhattan rund 7,35 Millionen Personen gezählt. Das sollen
350.000 Menschen mehr als 2016 sein. Wobei viele Kunstliebhaber nach
der Ankündigung noch die eintrittsfreie Zeit nutzten.

Um die Ausstellungen zu sehen, kamen laut Deutschlandfunk 35 Prozent
der Besucher aus dem Ausland und 30 Prozent aus New York selbst.
Während die Einwohner wie bisher zu freiwilligen Spenden aufgerufen
werden, wird von Auswärtigen seit März 25 Dollar (22 Euro) Eintritt
verlangt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7833: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Israelischer Luftangriff auf syrischen Stützpunkt abgewehrt

Die israelische Luftwaffe ist am Sonntag offenbar mit dem Versuch
gescheitert, einen Angriff auf die Luftwaffenbasis T-4 in der
zentralen syrischen Provinz Homs zu fliegen. Syrischen Staatsmedien
zufolge konnte die eigene Luftabwehr sechs Raketen unschädlich
machen. Ein israelisches Flugzeug wurde getroffen. Daraufhin drehten
die israelischen Kampfflieger ab. Die der syrischen Opposition
nahestehende, in Großbritannien ansässige Syrische Beobachtungsstelle
für Menschenrechte konkretisierte, das Ziel der israelischen
Luftwaffe seien Mitglieder der iranischen Revolutionsgarden auf der
bei Palmyra gelegenen Luftwaffenbasis gewesen. Dort sollen sich auch
libanesische Hisbollah-Kämpfer aufhalten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7847: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsch-chinesischen Regierungskonsultationen in Berlin

Bei den fünften deutsch-chinesischen Regierungskonsultationen im
Berliner Kanzleramt sollten am Montag zahlreiche Kooperationsabkommen
und Unternehmensvereinbarungen unterzeichnet werden. Am Nachmittag
wollten Bundeskanzlerin Angela Merkel und der chinesischen
Ministerpräsidenten Li Keqiang an einem Wirtschaftsforum teilnehmen.
Merkel und Li plädierten für Handel nach den Regeln der
Welthandelsorganisation WTO. Die Kanzlerin unterstrich, wenn die USA
Strafzölle gegen China verhängten, träfe das auch deutsche Unternehmen.
Li kündigte eine weitere Marktöffnung Chinas an. In der Volksrepublik
sind über 5000 deutsche Unternehmen präsent. Das Handelsvolumen
beider Länder betrug letztes Jahr mehr als 180 Milliarden Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7817: Tragisches und Kurioses - 09.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Großes Handelsnetz für geraubte Artefakte zerschlagen

Nach vierjährigen Ermittlungen der italienischen Wirtschaftspolizei
haben am vergangenen Mittwoch etwa 250 Europol-Beamte bei einer
konzertierten Aktion 40 Wohnungen in Deutschland, Italien, Spanien und
Großbritannien durchsucht. Dabei waren sie auf rund 25.000
archäologische Artefakte aus der römischen und griechischen Antike
gestoßen. Wie es hieß, beläuft sich der Handelswert auf mehr als 40
Millionen Euro.

Eine der Hauptquellen war Sizilien, wo kriminelle Gruppen die häufig
leicht erreichbaren antiken Schätze ausgruben, die dann mit falschen
Zertifikaten versehen in anderen europäischen Ländern in den Handel
gebracht wurden. Nach Angaben der Nachrichtenagentur afp sollen
deutsche Auktionshäuser am Verkauf beteiligt gewesen sein, während
beim Vertrieb Unterstützung aus Barcelona und London kam.

Bei den zeitgleichen Razzien wurden 23 Personen verhaftet sowie
Bargeld beschlagnahmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7844: Arbeit, Soziales und Familie - 09.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Österreichs Gewerkschafter gegen Zwölfstundentag

In Österreich hat der Nationalrat mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und
NEOS beschlossen, ab dem 1. September die maximale Tages- und
Wochenarbeitszeit deutlich heraufzusetzen. Der Österreichische
Gewerkschaftsbund (ÖGB) will die Durchsetzung des Zwölfstundentags
und der 60-Stundenwoche noch verhindern. Eine Strategie für ganz
Österreich wurde am Montag in Linz der Presse vorgestellt. Der ÖGB
Burgenland beispielsweise wird falls nötig auch Streiks bis hin zum
Generalstreik organisieren. Zunächst will man aber den Bundesrat
unter dem Vorsitz des Burgenlandes bewegen, der Novelle nicht
zuzustimmen. Der ÖGB wird auch das von der SPD angestrebte
Volksbegehren gegen die Arbeitszeitverlängerung unterstützen. Der
Gewerkschaftsbund hat bereits rund 2000 Betriebsversammlungen zum
Thema Arbeitszeitflexibilisierung organisiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7832: Märkte und Finanzen - 09.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Ausbau von Windkraftanlagen in Deutschland ausgebremst

Nach Angaben des Bundesverbands Windenergie wurden im vergangenen
Jahr in Deutschland 1792 Windkraftanlagen mit einer Gesamtleistung
von 5,3 Gigawatt aufgestellt. Für dieses Jahr wird mit einer
Ausbauleistung von unter 3,5 Gigawatt gerechnet. Im kommenden Jahr
dürften noch weniger Windräder errichtet werden. Bei
Offshore-Windkraftanlagen betrug der Zubau 2017 insgesamt 1,25
Gigawatt. Bis Ende 2020 können aufgrund gesetzlicher Vorgaben
Offshore-Anlagen mit rund 2,3 Gigawatt zusätzlich ans Netz gehen.
Aufgrund des starken Preisverfalls bei Windkraftanlagen können diese
Strom zum Teil für drei Cent je Kilowattstunde erzeugen. Damit ist
Windkraft ohne oder mit geringen Subventionen konkurrenzfähig zu
allen anderen Arten der Energieerzeugung. Für Altanlagen gilt das
nicht. Für viele Windkraftanlagen läuft ab 2020 die über zwanzig
Jahre garantierte Förderung aus. Ab 2023 kann mehr als ein Viertel
der Windkraftwerke in Deutschland möglicherweise nicht mehr
wirtschaftlich betrieben werden.

9. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/655: Polarlicht-Schweif des Jupitermondes Io - Raumsonde Juno entdeckt neue Details (idw)


Universität zu Köln - 06.07.2018

Polarlicht-Schweif des Jupitermondes Io: Raumsonde Juno entdeckt neue
Details

• Magneto-hydrodynamische Wellen zeigen komplexes Reflexionsverhalten

• Die Ergebnisse sind wichtig für die Forschung an Exoplaneten



Himmelskörper beeinflussen sich gegenseitig aufgrund ihrer Schwerkraft.
Ebenso können Himmelskörper aber auch elektromagnetisch miteinander
wechselwirken. Ein Paradebeispiel für die elektromagnetische Kopplung in
unserem Sonnensystem ist Jupiter und sein Mond Io. Dabei können Phänomene
wie ein durch Io verursachter Polarlichtschweif auf dem Gasgiganten
Jupiter entstehen. Der NASA Raumsonde Juno, die seit Juli 2016 im Orbit um
Jupiter ist, gelang es nun, Daten in bisher unbekannter Detailtreue
aufzunehmen. Sie beobachtete im Schweif von Io Leuchtpunkte, die mit
schlierenartigen Strukturen verbunden sind. Diese Strukturen erinnern auch
an Kármánsche Wirbelstraßen, die man aus der Umströmung von Hindernissen
in Windkanälen kennt. Professor Dr. Joachim Saur vom Institut für
Geophysik und Meteorologie der Uni Köln hat mit internationalen Kollegen
nun im renommierten Journal Science einen Artikel dazu veröffentlicht.

Der Jupitermond Io generiert magneto-hydrodynamische Wellen, die ähnlich
wie Kanalwellen nur in eine Richtung laufen, in diesem Fall entlang eines
Magnetfeldes. Da der Mond Io sich im Einflussbereich des gigantischen
Magnetfeldes von Jupiter bewegt, laufen die von Io erzeugten
magneto-hydrodynamischen Wellen entlang des Jupitermagnetfeldes zu Jupiter
hin. Sie treffen dort in der nördlichen und südlichen Polarregion von
Jupiter auf. An den Stellen des Auftreffens erzeugen sie intensive
Polarlicht-Leuchtflecke, die auch Polarlicht-Fußpunkte der Monde genannt
werden. Man bräuchte ca. 1000 irdische Kraftwerke, um die Leuchtkraft der
Polarlicht-Fußpunkte von Io zu erzeugen. Auch Jupiters Monde Europa und
Ganymed erzeugen ähnliche Polarlicht-Fußpunkte. Die Polarlicht-Fußpunkte,
insbesondere die von Io, haben zudem einen sehr langen Polarlicht-Schweif.
Dieser entsteht aufgrund der Bewegung von Io im Magnetfeld von Jupiter,
wodurch die von Io generierten und an Jupiter reflektierten
magneto-hydrodynamischen Wellen stromabwärts vom Mond getragen werden.

Ios Polarlicht-Schweif wurde nun mit der Infrarot-Kamera der NASA
Raumsonde Juno mit bisher unerreichter Auflösung beobachtet. Die Juno
Messungen haben dabei zum ersten Mal eine erstaunlich detaillierte
Struktur des Polarlicht-Schweifs beobachtet. "Der Schweif besteht aus
vielen gegeneinander versetzten Leuchtpunkten, die mit schlierenartigen
Strukturen verbunden sind", so Professor Saur. "Diese Strukturen rühren
vermutlich von einem viel komplexeren Reflexionsverhalten der
magneto-hydrodynamischen Wellen her als bisher angenommen wurden."

Die neuen Beobachtungen der Effekte von elektromagnetischer Kopplung
zwischen zwei Himmelskörpern ist insbesondere auch für extrasolare
Planeten relevant. Viele der bekannten Exoplaneten umkreisen ihren
zentralen Stern in großer Nähe und können daher auch elektromagnetisch mit
dem Stern wechselwirken. Dies führt zu einem Polarlicht-Fußpunkt des
Exoplaneten in der Atmosphäre des Sterns. Allerdings kann in diesen
Systemen wegen der großen Distanz von der Erde das Fußpunkt-Leuchten nicht
räumlich aufgelöst werden. "Der Jupitermond Io ist mit seinen
Polarlicht-Fußpunkten und seinem dazugehörigen Schweif deswegen das
Musterbeispiel, an dem die Forschung der elektromagnetischen Kopplung zweier
Himmelskörper vorangetrieben wird", erklärt Joachim Saur.

Joachim Saur und seine Arbeitsgruppe am Institut für Geophysik und
Meteorologie beschäftigen sich seit vielen Jahren mit diesen Kopplungen.
Durch ihre Erforschung der elektromagnetischen Phänomene der Monde von
Gasplaneten gelang ihnen unter anderem der Nachweis von flüssigen Wassers
unter der Oberfläche des Jupitermondes Ganymed und der Existenz von
Wasserdampf-Geysiren auf dem Saturnmond Enceladus.

Die aktuellen Untersuchungen sind zunächst in der Online-Plattform des
Journals Science vorveröffentlicht worden. Titel der Originalarbeit: Mura
et al., Science, 2018, Juno observations of spot structures and a split
tail in Io-induced aurorae on Jupiter.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 06.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOTECHNOLOGIE/172: Neue Substanzen in marinen Pilzen aus der Nordsee entschlüsselt (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 05.07.2018

Neue Substanzen in marinen Pilzen aus der Nordsee entschlüsselt

Kieler Forschende entdecken unbekannte Gen-Cluster von zwei marinen
Pilzarten als mögliche Basis für neue Wirkstoffe



Der Ozean ist nicht nur eine Quelle mineralischer Rohstoffe. In den
Weltmeeren steckt auch ein bisher noch wenig erforschtes, großes Potenzial
für die Gewinnung von neuen Wirkstoffen aus Organismen wie marinen Pilzen,
die beispielsweise in der Medizin, Kosmetik oder im Pflanzenschutz
eingesetzt werden können. Auf der Suche nach unbekannten Substanzen aus
dem Meer haben Forschende der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
(CAU) gemeinsam mit internationalen Kollegen zum ersten Mal das Erbgut von
zwei marinen Pilzen aus dem Wattenmeer der Nordsee, der Arten
Calcarisporium sp. und Pestalotiopsis sp., analysiert. Dabei ist es ihnen
gelungen, neuartige Gen-Cluster, die für sogenannte Sekundärmetabolite
kodieren, zu entschlüsseln - eine wichtige Basis für die Entwicklung neuer
Medikamente. Die Ergebnisse wurden heute (Donnerstag, 5. Juli) in der
Fachzeitschrift Scientific Reports veröffentlicht.

Bekannte Träger mariner Wirkstoffe aus dem Meer sind Algen, aus denen
Nahrungsmittel oder Kosmetikartikel produziert werden. Weniger erforscht,
aber mit einem ebenso großen Potenzial gelten marine Pilze, aus denen
schon heute Arzneimittel wie das Antibiotikum Penicillin oder das
Immunsuppressivum Cyclosporin gewonnen werden können. Forschende vermuten,
dass insgesamt mehrere Millionen Pilzarten in den Weltmeeren zu finden
sind. Viele davon noch unerforscht. Wenige Informationen gibt es dabei
besonders über den Aufbau und die Codierungskapazität von Genomen mariner
Pilze.

Einem internationalen Forschungsteam unter der Federführung von Professor
Frank Kempken, Leiter der Abteilung Botanische Genetik und
Molekularbiologie an Uni Kiel, ist es nun erstmals gelungen, mithilfe der
genanalytischen Methode des Next-Generation-Sequencing, die Gen-Cluster
der beiden Pilze Calcarisporium sp. und Pestalotiopsis sp. zu analysieren.
Beide Arten wurden im Wattenmeer der Nordsee gewonnen und wachsen nur
unter sehr spezifischen Umweltbedingungen, etwa bei einem Salzgehalt von
30 Gramm pro Liter. Die Forschenden konnten dabei Gen-Gruppen kodieren,
die neue Sekundärmetabolite bilden - Stoffe, die für das Wachstum oder
Überleben der Organismen keine wichtige Rolle spielen, aber für die
Interaktion mit anderen Lebewesen beispielsweise zur Verteidigung
bedeutsam sind.

"Pilze besitzen einige tausende Gene und damit auch Gengruppen, die nicht
lebensnotwendig für den Pilz selbst sind, uns aber genetische
Informationen liefern, die eine Basis für neue medizinische Wirkstoffe
darstellen," sagt Professor Frank Kempken von Biologischen Institut an der
Uni Kiel und verantwortlich für die internationale Studie. "Beide
untersuchten Pilzarten aus dem Wattenmeer enthalten eine erstaunlich hohe
Anzahl an neuen Sekundärmetabolitgenen und sind damit in der Lage
Substanzen zu bilden, die für die marine Biotechnologie interessant sind.
Die meisten dieser Gene wurden bisher noch nie in einem Pilzgenom
nachgewiesen. Wir vermuten, dass sie zum Abbau von pflanzlichem Material
beitragen."

Mit ihrer Untersuchung konnte das Team um Frank Kempken damit nicht nur
weitere Erkenntnisse über die Lebensweise der Pilze im Wattenmeer der
Nordsee aufzeigen. Sie konnten auch belegen, dass im Meer Pilzstämme zu
finden sind, die überhaupt in der Lage sind, neuartige Sekundärmetabolite
zu bilden. Diese konnten zwar nachgewiesen werden, allerdings schließt
sich an die Analyse nun weitere Grundlagenforschung an. Die meisten dieser
Gen-Cluster sind unter Laborbedingungen nicht aktiv, was darauf schließen
lässt, dass die Pilzarten sie nur unter spezifischen Umweltbedingungen
aktivieren. Ziel zukünftiger Forschung ist es daher, solche Gen-Cluster
auch unter Laborbedingungen zu beleben, um die bisher unbekannten
Sekundärmetabolite im Hinblick auf medizinisch wirksame Substanzen
untersuchen zu können. Hierbei wird beispielsweise erforscht, ob eine
Aktivierung durch Co-Kultur mit anderen marinen Pilzen oder Bakterien
möglich ist.

Die Forschungsarbeiten wurden noch im Rahmen des EU-Projektes "Marine
Fungi" durchgeführt. Neben der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
(CAU) untersuchten insgesamt elf Institutionen aus sieben Ländern unter
Leitung des GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel das Potenzial
mariner Pilze als neue Quelle für medizinische Wirkstoffe. Dabei
konzentriert sich das Forschungsvorhaben auf die Identifizierung und
Analyse von Sekundarmetaboliten, die eine krebshemmende Wirkung haben. In
Zukunft wird das Thema im marinen Schwerpunkt der Kiel Marine Science
(KMS) an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel fortgesetzt.


Originalarbeit

Kumar, A., Sørensen, J.L., Hansen, F.T., Arvas, M., Syed, M.F., Hassan,
L., Benz, J. P., Record, E., Henrissat, B., Pöggeler, S., Kempken, F.:

Genome Sequencing and analyses of Two Marine Fungi from the North Sea
Unraveled a Plethora of Novel Biosynthetic Gene Clusters.

Scientific Reports (2018) 8:10187,

https://doi.org/10.1038/s41598-018-28473-z

Direkter download unter: https://rdcu.be/2vNf

Links

www.kms.uni-kiel.de

(Kiel Marine Science)

www.uni-kiel.de/Botanik/Kempken/fbkem.shtml

(Abteilung für botanische Genetik und Molekularbiologie)


Über Kiel Marine Science (KMS)

Das Zentrum für Interdisziplinäre Meereswissenschaft an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - Kiel Marine Science (KMS) bildet
das Dach für den fakultätsübergreifenden meereswissenschaftlichen
Forschungsschwerpunkt an der Kieler Universität. KMS koordiniert und
fördert die fakultäts- und fachübergreifend die Auseinandersetzung mit
meereswissenschaftlichen Themen. Der universitäre Forschungsschwerpunkt
wird dabei getragen durch die wissenschaftlichen Aktivitäten von sieben
Fakultäten und mehr als 25 Forschergruppen aus den Natur-, den Sozial-,
den Rechts- und Wirtschaftswissenschaften. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler leisten einen Beitrag zum Verständnis der Prozesse im
Ozean in der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft und tragen zur
Entwicklung von Strategien für die nachhaltige Nutzung des Ozeans bei.
www.kms.uni-kiel.de


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/neue-substanzen-in-marinen-pilzen-aus-der-nordsee-entschluesselt/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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ZOOLOGIE/1553: Nachtaktive Fische haben kleinere Gehirne (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 06.07.2018

Nachtaktive Fische haben kleinere Gehirne



Frankfurt am Main, den 06.07.2018. Ein internationales Forscherteam,
darunter Wissenschaftler des Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrums, hat herausgefunden, dass nachtaktive Fische trotz
ihrer größeren Augen kleinere Gehirnareale zur Verarbeitung visueller
Reize haben als tagaktive Fische. Die Studie wirft ein neues Licht darauf,
welchen Einfluss der Tag- und Nachtrhythmus auf die Evolution von
Wirbeltiergehirnen hat und wurde kürzlich im "Journal of Evolutionary
Biology" veröffentlicht.




[image: Bild: © A. Dornburg]

Husarenfisch, einer der vielen nachtaktiven, rifflebenden Fischarten
mit besonders großen Augen.

Bild: © A. Dornburg



Wenn es Nacht wird über dem Meer, begibt sich ein großer Teil der Fische
zur Ruhe. Die Nachtschwärmer unter den Fischen hingegen werden dann
munter. Ob sich diese gegensätzlichen Lebensstile auch in den Gehirnen der
Fische niederschlagen, hat jetzt eine Gruppe von Forschern aus Japan, den
USA und Deutschland untersucht.

Ihre Studie zeigt, dass die Gehirnareale, die visuelle Reize verarbeiten,
bei nachtaktiven Fischen kleiner sind als bei tagaktiven Fischen. "Das ist
überraschend, weil solche Fische gleichzeitig oft vergrößerte Augen haben,
um die Lichtausbeute zu optimieren. Obwohl ihnen eine gute Sicht
anscheinend wichtig ist, wenden sie weniger Grips dafür auf, die über die
Augen gewonnenen Informationen zu verarbeiten. Sie verzichten also auf
etwas", so Dan Warren, Senior-Wissenschaftler am Senckenberg Biodiversität
und Klima Forschungszentrum.

Um die Größe der Gehirnareale der Fische zu vermessen, fertigte die
Forschergruppe dreidimensionale Scans der Gehirne tag- und nachtakiver
Fische an, die das Team vor der Küste Hawaiis, Curaçaos und North
Carolinas, USA, gefangen hatte. Die dabei zum Scannen eingesetzte
Computertomographie ist die gleiche, die in der Medizin genutzt wird. Die
Messdaten der Gehirnareale wurden anschließend mit Daten zur Evolution,
Ökologie, Morphologie und Verhalten der Fische in Beziehung gesetzt.

Tagaktive Fische haben demnach insgesamt mehr Gehirngewebe, um visuelle
Informationen zu verarbeiten, als nachtaktive Fische. Absoluter
Spitzenreiter der tagaktiven Fische sind Plattfische, die nahe eines Riffs
leben und ihre Färbung verändern, um sich den komplexen Farbmustern des
Riffs anzupassen. Möglich wird dies, weil das Gehirn dieser Fische einem
Hochleistungsrechner zur Verarbeitung visueller Informationen vergleichbar
ist.

Wie die Studie zudem zeigt, besitzen nur nachtaktive Fische, die im
uferfernen offenen Wasser auf Futtersuche gehen, ähnlich große
Gehirnareale zur Verarbeitung visueller Reize wie tagaktive Fische. "Neben
dem Tag- und Nachtrhythmus wird die Größe der entsprechenden/untersuchten
Gehirnareale wohl auch dadurch beeinflusst, ob sich der Fisch vor Räubern
in Acht nehmen muss. Deren frühzeitiges Aufspüren ist wie die Tarnung ein
Beispiel für die große Bedeutung einer besseren Fähigkeit zur Verarbeitung
visueller Reize", erklärt Warren.




[image: © Bilder aus Iglesias et al. 2018]

Bilder einzelner Scans von Fischgehirnen (blau = Region, die für
Verarbeitung visueller Reize zuständig ist). A. Muräne. B. Fasanbutt.

© Bilder aus Iglesias et al. 2018



Nach Ansicht der Autoren sind die Studienergebnisse mit Blick auf die
zunehmende Lichtverschmutzung im ufernahen Meer durch wachsende
Küstenstädte besorgniserregend. Künstliches Licht beeinflußt
erwiesenermaßen den Tag- und Nachtrhythmus von Tieren und verändert damit
ihren Aktivitätsrhythmus. Doch genau auf den bauen die eingespielten
Nahrungsnetze im Meer auf. "Viele Studien haben gezeigt, dass schnelle
Veränderungen des Nahrungsnetzes häufig mit einem erheblichen Artenverlust
in einem Ökosystem einhergehen. Außerdem wissen wir jetzt, dass der
bisherige Tag- und Nachtrhythmus im Meer die Evolution der Fischgehirne
prägte. Neben dem kurzfristigen Einfluss auf Nahrungsnetze könnte die
Lichtverschmutzung daher langfristig neurologische Veränderungen bei
Fischen verursachen deren Folgen nicht absehbar sind", so Warren.


Publikation

Iglesias, T. L.et al. (2018):

Eyes wide shut: The impact of dim-light vision on neural investment in
marine teleosts.

Journal of Evolutionary Biology,

doi: 10.1111/jeb.13299



Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und
zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen
erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200 Jahren. Diese integrative
"Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und
Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in
Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die
Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg
Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main
sowie vielen weiteren Partnern gefördert.

Mehr Informationen unter:

www.senckenberg.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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MELDUNG/345: Forschungsschiff Polarstern startet Richtung Framstraße (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
06.07.2018

Forschungsschiff Polarstern startet Richtung Framstraße

Wissenschaftler erforschen Ozeanographie und Biologie zwischen
atlantischem und arktischem Wasser



Am Dienstag, den 10. Juli 2018 wird das Forschungsschiff Polarstern
seinen Heimathafen Bremerhaven in Richtung Arktis verlassen. Im Mittelpunkt
stehen ozeanographische Langzeitmessungen sowie biologische Forschung in
der Wassersäule und am Meeresboden in der Framstraße zwischen Grönland und
Spitzbergen.

Über sechs Millionen Kubikmeter Wasser transportiert der
Westspitzbergenstrom durchschnittlich jede Sekunde durch die östliche
Framstraße Richtung Norden. In den letzten 30 Jahren ist die Temperatur
dieser Wassermassen durchschnittlich ein Grad Celsius wärmer geworden -
das atlantische Wasser ist heute mit drei bis sechs Grad Celsius warm für
das Übergangsgebiet in den Arktischen Ozean. Nur 200 Kilometer westlich
strömt minus 1,8 Grad Celsius kaltes Wasser mit Meereis aus dem Arktischen
Ozean Richtung Süden. Prinzipiell sind diese Wassermassen voneinander
scharf abgegrenzt. Kleinskalige Wirbel sorgen jedoch dafür, dass sie sich
vermischen und dass nur ein Teil des warmen Wassers weiter nach Norden in
die hohe Arktis strömt. So kann stattdessen beispielsweise warmes Wasser
zu den Gletschern gelangen, die an Grönlands Ostküste ins Meer kalben und
sie von unten schmelzen.

Wo und wie genau solche Verwirbelungen auftreten, ist eine der
Fragestellungen, denen 48 Wissenschaftler um Fahrtleiter Dr. Wilken-Jon
von Appen vom Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) jetzt in der Framstraße nachgehen. Sie bergen
sogenannte Verankerungsketten, die mit Sensoren gespickt sind, die
Temperatur, Strömungen und neuerdings noch viele weitere Eigenschaften
messen können. Bereits seit dem Jahr 1997 unterhalten AWI-Wissenschaftler
gemeinsam mit norwegischen Kollegen eine Reihe von Verankerungen auf etwa
79 Grad nördlicher Breite. Im Rahmen des Helmholtz-Infrastrukturprojektes
FRAM haben sie im Jahr 2016 Verankerungen dort ausgebracht, wo sie
Abzweigungen warmen Atlantikwassers nach Westen vermuten. "Unsere
Ozeanmodelle bilden die Strömungsänderungen gut ab. Jetzt bin ich sehr
gespannt, ob wir unsere Sensoren tatsächlich dort platzieren konnten, wo
Teile der Süd-Nordströmung des warmen Atlantikwassers nach Westen
abzweigen", sagt Wilken von Appen. "Es wäre ein toller Erfolg, mit
Messdaten diese Theorie des Wasseraustauschs verifizieren zu können", so
der AWI-Ozeanograph weiter.

Ebenso neugierig sind sein Team und er auf die Messwerte von biologischen
und chemischen Sensoren, die an den Verankerungen hängen. Diese in der
Erprobung befindlichen Geräte werden einen ganz neuen Blick darauf
ermöglichen, wie das Zusammenspiel der Wassermassen die Produktivität in
der Eisrandzone beeinflusst. Insgesamt 20 Verankerungen will das
Ozeanographie-Team bergen, um die Daten aus bis zu zwei Jahren auszulesen.
Anschließend bringen sie dann mit neuen Sensoren und Batterien bestückte
Verankerungen aus, um weitere Langzeitdaten in der Framstraße zu erfassen.

Ebenfalls an Bord sind Biologen, die sich die Lebensvielfalt in der
Wassersäule anschauen und am Meeresboden untersuchen. Sie wollen
beispielsweise herausfinden, welche Arten von Mikroalgen oder Flohkrebse
das wärmer werdende Atlantikwasser in die Arktis transportiert. Deren
Verbreitung und Anzahl bestimmt mit, was in die Tiefsee absinkt und dort
Bodenlebewesen als Nahrung dienen kann. Neben der Erfassung der Tiere
werden auch die Untersuchungen zu Müll in der arktischen Tiefsee
fortgesetzt: Ein geschlepptes Kamerasystem fotografiert auf definierten
Transekten bereits seit dem Jahr 2002 den Meeresboden. Spätere
Auswertungen sollen dann zeigen, ob die Vermüllung der Arktis weiter
zunimmt. Auch Chemiker sind an Bord und werden untersuchen welche
Spurenstoffe von den Wassermassen bewegt werden.

Nach knapp vier Wochen Expeditionszeit wird die Polarstern im norwegischen
Tromsø einlaufen. Im weiteren Verlauf der Arktissaison stehen dann zwei
geowissenschaftliche Expeditionen vor Grönland und in der Zentralarktis
auf dem Plan.


Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 18 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188
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ASTRO/373: Literaturhinweis - Vom Urknall bis zur eigenen Geburt (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 06.07.2018

Vom Urknall bis zur eigenen Geburt

Kieler Astrophysik-Professor veröffentlicht populärwissenschaftliches Buch
zur Entstehung der Welt



Auch nach jahrhunderterlanger Forschung erscheint der Ursprung der Welt
noch schwer vorstellbar. Woher kommt der Mensch? Gab es den Urknall
wirklich? Und sind wir überhaupt in der Lage, die Welt zu verstehen? In
seinem jetzt erschienenen Buch "Eine kurze Geschichte der Welt: Vom
Urknall bis zu deiner Geburt" nimmt Sebastian Wolf seine Leserinnen und
Leser mit auf eine Reise an den Rand von Raum und Zeit, beginnend bei
ihrer eigenen Geburt. Auf verständliche Art und Weise erläutert der
Professor für Astrophysik an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
(CAU) aktuelle Erklärungsansätze zur Entstehung und Entwicklung der Welt,
an deren Ende der Leser und die Leserin selbst stehen. Von der "Big
Bang"-Theorie bis zur DNA, von den Grenzen des beobachtbaren Universums
bis zum Inneren der Atome, von der Urzeit bis ins Heute erkundet Wolf, wie
alles miteinander verknüpft ist. An die Leserschaft gerichtete Fragen
leiten durch die Kapitel und verbinden ihre persönliche Perspektive mit
den Antworten der Naturwissenschaft. Das Buch umfasst 128 Seiten und ist
Ende Juni im Anaconda Verlag erschienen.

Wolf richtet sich an interessierte Laien, die sich in kurzer Zeit einen
Überblick über das aktuelle Wissen zur Herkunft des Universums und der
Menschheit verschaffen wollen. Im Vordergrund steht dabei immer die Frage,
was wissenschaftliche Theorien mit dem Leser und der Leserin zu tun haben
und wo die Grenzen unseres Wissens liegen. Bei allen Erkenntnissen, die in
der Archäologie, Biologie, Geschichtswissenschaft oder Physik in den
letzten Jahrhunderten über die Welt gewonnen wurden, bleibt die Frage,
inwieweit wir uns hierbei tatsächlich allein auf unseren Verstand
verlassen können. "Dass unser 'Alltagsverstand' an seine Grenzen stößt,
wurde uns bei Entdeckungen in der Wissenschaft im ganz Kleinen und Großen
- auf atomarer und kosmischer Ebene - schon oft vor Augen geführt", so
Astrophysiker Wolf.

Neben seiner wissenschaftlichen Forschungsarbeit zur Entstehung von
Sternen und Planeten ist es Wolf schon lange ein wichtiges Anliegen,
astrophysikalisches Wissen auch Fachfremden verständlich zu vermitteln.
"In den vergangenen zehn Jahren habe ich viele öffentliche Vorträge zur
Frage des Ursprungs der Welt gehalten. Immer wieder wurde ich gefragt, ob
es nicht ein aktuelles, straffes Werk zum Nachlesen gäbe - so ist dieses
Buch entstanden", schildert er die Beweggründe für seine
populärwissenschaftliche Veröffentlichung.

Über das Buch:

Wolf, Sebastian:

Eine kurze Geschichte der Welt: Vom Urknall bis zu deiner Geburt,

Anaconda Verlag, 30. Juni 2018,

128 Seiten, Deutsch, ISBN-10: 3730606468, ISBN-13: 978-3730606469



Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/vom-urknall-bis-zur-eigenen-geburt

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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FORSCHUNG/1512: Bindungsbruch - Mitmachen oder nicht? (idw)


Universität Innsbruck - 06.07.2018

Bindungsbruch: Mitmachen oder nicht?



Ob und wie sich chemische Reaktionen durch gezielte Schwingungsanregung
der Ausgangsstoffe beeinflussen lassen, untersuchen Physiker um Roland
Wester an der Universität Innsbruck. Sie konnten nun demonstrieren, dass
die Anregung mit einem Laserstrahl die Effizienz einer chemischen
Austauschreaktion nicht beeinflusst und die angeregte Molekülgruppe bei
der Reaktion nur als Zuschauer fungiert.




[image: Bild: © The Royal Society of Chemistry]

In einem eigens konstruierten Experiment können die Forscher die
Austauschreaktion fast wie in einem Film detailgenau beobachten.

Bild: © The Royal Society of Chemistry



Eine häufig verwendete Reaktion in der Organischen Chemie ist die
nukleophile Substitution. Sie spielt zum Beispiel eine wichtige Rolle in
der Synthese neuer Verbindungen oder bei Biomolekülen in Lösung und ist
deshalb auch industriell von großer Bedeutung. Bei der Reaktion treffen
geladene Teilchen auf Moleküle und eine molekulare Gruppe wird dabei durch
eine andere ersetzt. Seit langem versucht die Wissenschaft diese Vorgänge
im Grenzbereich von Chemie und Physik auf atomarer Ebene im Labor zu
reproduzieren und zu verstehen. Das Team um den Experimentalphysiker
Roland Wester am Institut für Ionenphysik und Angewandte Physik der
Universität Innsbruck ist hier eine der weltweit führenden
Forschungsgruppen.

Andere Reaktion verstärkt

In einem eigens konstruierten Experiment lassen die Innsbrucker Physiker
die geladenen Teilchen mit Molekülen im Vakuum kollidieren und untersuchen
die Reaktionsprodukte. Um festzustellen, ob die gezielte
Schwingungsanregung einen Einfluss auf eine chemische Reaktion hat, nutzen
die Wissenschaftler einen Laserstrahl, der einen Bereich des Moleküls in
Schwingung versetzt. Im aktuellen Experiment kamen negativ geladene
Fluor-Teilchen (F-) und Jodmethan-Moleküle (CH3I) zum Einsatz. Bei der
Kollision entstehen wegen des Austauschs der Jod-Bindung durch eine
Fluor-Bindung ein Fluormethan-Molekül und ein negativ geladenes
Jod-Teilchen. Bevor die Teilchen aufeinandertreffen, werden mit dem Laser im
Moleküle Streckschwingungen der Wasserstoff-Kohlenstoff-Verbindungen
angeregt. "Unsere Messungen zeigen, dass die Laseranregung die
Austauschreaktion nicht verstärkt", sagt die beteiligte Wissenschaftlerin
Jennifer Meyer. "Die Wasserstoffatome scheinen die Reaktion nur zu
beobachten." Untermauert wird das Ergebnis durch die Beobachtung, dass eine
Konkurrenz-Reaktion stark zunimmt. Dabei wird dem Jodmethan-Moleküle ein
Wasserstoffatom entrissen und es entsteht ein Fluorwasserstoff (HF). "Wir
lassen 20 Mal pro Sekunde zwei Teilchen aufeinanderprallen, jedes zweite
Mal kommt der Laser zum Einsatz. Und das wiederholen wir Millionen Mal",
erklärt Meyer. "Immer dann, wenn der Laser einstrahlt, wird diese
Protonentauschreaktion drastisch verstärkt." Theoretische Chemiker der
Universität Szeged in Ungarn und der University of New Mexico in den USA
bestätigten die experimentellen Ergebnisse aus Innsbruck mit Hilfe von
Computersimulationen.

Rolle der Beobachter im Fokus

In der hochpräzisen Untersuchung von chemischen Prozessen wurde bisher vor
allem das einfachste Modell erforscht, die Reaktion eines Atoms mit einem
zweiatomigen Molekül. "Hier sind alle Teilchen unweigerlich an der
Reaktion beteiligt. Es gibt keine Beobachter", sagt Roland Wester. "Das
von uns nun untersuchte System ist so groß, dass erstmals Beobachter
auftauchten. Es ist aber noch klein genug, um diese Beobachter noch sehr
präzise erforschen zu können." Bei großen Molekülen gibt es sehr viele
Teilchen, die nicht direkt an einer Reaktion beteiligt sind. Deren Rolle
zu untersuchen, ist das langfristige Ziel der Arbeitsgruppe um Roland
Wester. Dazu wollen die Forscher auch das aktuelle Experiment noch
verfeinern, um mögliche subtile Effekte aufzudecken.

Laserkontrollierte Chemie

Für die Anwendung wichtig ist dabei auch die Frage, ob durch die gezielte
Anregung einzelner Molekülgruppen bestimmte Reaktionen verstärkt werden
können. "Wenn man etwas verstanden hat, kann man auch Kontrolle ausüben",
resümiert Roland Wester. "Anstatt eine Reaktion über Wärme anzuregen,
macht es unter Umständen Sinn, nur einzelne Molekülgruppen anzuregen, um
eine bestimmte Reaktion zu erzielen," ergänzt Jennifer Meyer. So lassen
sich möglicherweise konkurrierende Reaktionsprozesse vermeiden, die in der
industriellen Chemie oder biomedizinischen Forschung ein häufiges Problem
darstellen. Je besser die Kontrolle über die chemische Reaktion ist,
deshalb weniger Abfall entsteht und desto geringer fallen die Kosten aus.

Die aktuelle Publikation ist in der Fachzeitschrift Science Advances
erschienen. Gefördert wurden die Forschungen unter anderem vom
österreichischen Wissenschaftsfonds FWF und der Österreichischen Akademie
der Wissenschaften.


Publikation: 
Stretching vibration is spectator in nucleophilic substitution.

Martin Stei, Eduardo Carrascosa, Alexander Doerfler, Jennifer Meyer,
Balázs Olasz, Gábor Czakó, Anyang Li, Hua Guo, Roland Wester.

Science Advances 2018 (Open Access)

DOI: 10.1126/sciadv.aas9544

http://dx.doi.org/10.1126/sciadv.aas9544

Weitere Informationen:

https://www.uibk.ac.at/ionen-angewandte-physik/

- Institut für Ionenphysik und Angewandte Physik, Universität Innsbruck

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution345

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Innsbruck, 06.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/1571: Ein Mikro-Stromnetz für das indische Kerala (idw)


fortiss - Forschungsinstitut des Freistaats Bayern für softwareintensive
Systeme und Services - 06.07.2018

Ein Mikro-Stromnetz für das indische Kerala



Die Wirtschaft in Indien wächst und damit auch der Energiebedarf. Da die
veraltete Infrastruktur nicht mithalten kann, sind Stromausfälle an der
Tagesordnung. Das lässt sich ändern, wie das Forschungsprojekt
"Stabiliz-Energy" zeigt: Unter Federführung von fortiss haben europäische
und indische Partner am Campus der Amrita-Universität in Kerala ein
Verteilnetz im Niederspannungsbereich von 400 V installiert. Das Mikro-Netz
(micro grid), das aus 13 Knoten besteht, läuft nicht nur zuverlässig
und rekonfiguriert sich bei Störungen selbst. Ein Teil der Energie wird
auch aus erneuerbaren Energiequellen gespeist.

Ausschlaggebend hierfür waren das Design des Verteilernetzes, eine robuste
Kommunikationsinfrastruktur sowie ein intelligenter Stromzähler, um alle
relevanten Datenpunkte zu erfassen. Die von fortiss entwickelte
Software-Lösung arbeitet dezentral und folgt einem selbstähnlichen
Architekturkonzept: Die fortiss-Experten haben die gleiche
Software-Architektur auf unterschiedlichen Ebenen eingesetzt - vom
Stromzähler über die Aggregatoren bis zur Energieleitwarte.

Damit lassen sich Daten aus unterschiedlichen Quellen verarbeiten,
aufbereiten und integrieren. Sollte ein Knoten einmal ausfallen,
übernehmen dessen Aufgaben andere Knoten im Netz. Außerdem lässt sich
jeder der 13 Knoten mit Hilfe einer mobilen Anwendung zentral oder
individuell überwachen und steuern.

Simulation

Eine Besonderheit ist die weiterentwickelte und an die Landesgeografie
angepasste Simulationsumgebung. Mit Hilfe dieses Werkzeugs lassen sich
Anwendungsfälle wie Strom- und Spannungsschwankungen, Beschädigungen des
Netzes oder Stromdiebstahl testen und entsprechende Lösungen auf die
Installation im Feld übertragen.

Sollte einmal eine Leitung zusammenbrechen, kann das Verteilnetz den
Fehler nicht nur erkennen. Indem es Alternativverbindungen zwischen den
Knoten aktiviert, ist es auch selbstständig in der Lage, sich zu
rekonfigurieren. Damit ist die Energieversorgung zu jeder Zeit gesichert.

Das Projekt "Stabiliz-Energy" wurde vom BMBF gefördert und durch die
Initiative INNO INDIGO unterstützt. Letztere soll die wissenschaftliche
Zusammenarbeit zwischen Indien und Europa voranbringen und
Industriepartner bei Forschungsprojekten einbinden.

Weitere Informationen unter:

https://indigoprojects.eu/about/inno-indigo/about

- über die Initiative INNO INDIGO

https://www.youtube.com/watch?v=nXjj9XXda7Y&feature=youtu.be

- Video

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2222

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

fortiss - Forschungsinstitut des Freistaats Bayern für

softwareintensive Systeme und Services, 06.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/2057: China - Deutschlands Verbündeter und Konkurrent


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juli 2018

China: Deutschlands Verbündeter und Konkurrent



Anlässlich der 5. deutsch-chinesischen Regierungskonsultationen am 9. Juli 2018 in Berlin erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Chinas Wiederaufstieg geht weiter - massiv befeuert vor allem durch Donald Trumps destruktiven Unilateralismus und Wirtschaftsnationalismus. Kein Land kommt mehr an der weltweit zweitgrößten Volkswirtschaft vorbei. Es ist also in Deutschlands Interesse, zukünftig daher immer enger mit China zusammenzuarbeiten. Umso wichtiger ist es, dass Merkel gegenüber Li Keqiang klar eine deutsche Haltung kommuniziert: bereit zur Kooperation, aber selbstbewusst im Wettbewerb.

China ist auf Deutschland und Europa angewiesen, genauso umgekehrt. Doch Europa wird sich anstrengen müssen, in seinen Stärken nicht von China überholt zu werden. Bei Erneuerbaren Energien, bei moderner Fahrzeugtechnologie oder im High-Tech-Bereich. Zwar dürfen chinesische Medien nicht mehr den Industriemasterplan "Made in China 2025" beim Namen nennen, die Stoßrichtung bleibt aber unverändert: China will High-Tech-Nation Nummer Eins werden und das mit massiver staatlicher Unterstützung. Dennoch kann China heute beim Kampf um eine multilaterale Handels- und Wirtschaftsordnung eher Verbündeter als Gegner sein. Gerade als Gegengewicht zu Donald Trump.

Wichtig ist, dass Deutschland und China im aktuellen Handelskonflikt an einem Strang ziehen, jedoch ganz klar auf Basis der WTO-Regeln. Angela Merkel muss Li Keqiang klar machen, dass beide Exportnationen sehr viel zu verlieren haben und daher die gemeinsamen Interessen vertreten müssen.

Partnerschaft beruht jedoch auf Chancengleichheit und Reziprozität. Die Bundeskanzlerin muss daher auch die marktverzerrenden Praktiken der chinesischen Führung und die Diskriminierung deutscher Unternehmen scharf kritisieren. So kann Partnerschaft nicht funktionieren. Auch die anhaltenden Menschenrechtsverletzungen und das immer engmaschigere staatliche Überwachungsnetz muss Angela Merkel offen und schonungslos ansprechen. Die jahrelangen Lippenbekenntnisse Chinas sind nicht länger hinnehmbar. Wer etwas will, muss auch geben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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BILDUNG/900: Internationalisierung der Hochschulen - Kooperation braucht Werte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juli 2018

Internationalisierung der Hochschulen: Kooperation braucht Werte



Zu den heute veröffentlichten Empfehlungen des Wissenschaftsrats zur Internationalisierung von Hochschulen erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Die Wissenschaft lebt in ambivalenten Zeiten: Einerseits wächst weltweit das Interesse an wissenschaftlichen Austausch, andererseits machen sich Wissenschaftsskepsis und Wissenschaftsfeindlichkeit breit. Umso wichtiger ist es, dass Wissenschaft "Made in Germany" auf klaren Werten fußt, die nicht verhandelbar sind.

Bildung und Wissenschaft sind häufig die einzigen Felder, in denen Zusammenarbeit mit autoritär oder diktatorisch regierten Staaten möglich ist. Diese schmalen Kanäle in schwierige Länder gilt es offenzuhalten, ohne allerdings eigene Werte an der Grenze abzugeben. Die Empfehlungen des Wissenschaftsrats zur Internationalisierung der Hochschulen sind dafür ein wichtiges Zeichen. Eine zentrale Beratungsstelle beim DAAD und HRK, um Hochschulen bei Kooperationen auch mit Partnern in nicht-demokratischen Ländern zu unterstützen, ist ein wichtiges Angebot und eine praktische Ergänzung für das Papier "Kodex für deutsche Hochschulprojekte im Ausland".

Mittlerorganisationen und Wissenschaftler müssen für Menschrechts- und Rechtsstaatsdialoge ertüchtigt werden. Wer sich selbst nicht für Wissenschaftsfreiheit und andere Freiheiten einsetzt, riskiert künftig selbst Freiräume zu verlieren.

Wissen schafft Wandel, der emanzipatorische Gehalt von Bildung und Wissenschaft muss ein hohes Gut für Kooperation sein. Wo Hochschulgesetze zur Abschottung und zur Unterdrückung von Wissenschaft genutzt werden sollen, muss die Bundesregierung deutlich widersprechen. Bundesministerin Karliczek sollte hier vorangehen und auch bei Staatsbesuchen in Zukunft immer auch "die Wissenschaft" treffen und ihr damit Aufmerksamkeit und Anerkennung geben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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EUROPA/1722: Brexit-Verhandlungen - Chaos Tage in London


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juli 2018

Brexit-Verhandlungen: Chaos Tage in London



Zu den jüngsten Entwicklungen bei den Brexit-Verhandlungen erklärt Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

Die Chaostage in London und Premierministerin Mays immer schneller drehendes Personalkarussell zeigen, dass die Versprechen der Brexit-Befürworter nicht zu halten sind. Für das Chaos sind Populisten und unverantwortliche Politiker à la Boris Johnson zuständig, die permanent mit dem Feuer gespielt haben und jetzt nicht weiter wissen. May trägt mit ihrem Zickzackkurs zur Misere bei. In dieser Situation müssen die 27 anderen EU-Mitglieder auf Kurs bleiben und dürfen sich nicht auseinanderdividieren lassen. Umso schlimmer, dass Seehofer hier wieder einen Alleingang macht und damit genau jenen hilft, die sich der Realität des Brexits nicht stellen wollen. Er hilft damit all jenen Populisten die vorgeben, dass man alle Vorteile der EU behalten könne ohne aber Pflichten zu übernehmen. So funktioniert Europa nicht. Entweder ist Seehofer anti-europäisch oder er versteht Europa nicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1764: Belgische AKW - Entwarnung ist fehl am Platz und unseriös


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juli 2018

Belgische AKW: Entwarnung ist fehl am Platz und unseriös



Zur aktuellen Stellungnahme der Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) und Äußerungen ihres Vorsitzenden zu belgischen Atomkraftwerken erklärt Sylvia Kotting-Uhl, Vorsitzende im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Der Vorsitzende der Reaktor-Sicherheitskommission (RSK), Rudolf Wieland, betreibt eine erschreckende Verharmlosung der Probleme in den belgischen Atomkraftwerken Tihange 2 und Doel 3. Die Reaktor-Sicherheitskommission selbst sieht das Vorgehen von AKW-Betreiber und Atomaufsicht in Belgien auch in ihrer aktuellen Stellungnahme immer noch an zentraler Stelle infrage gestellt. Mithin liefert die RSK sogar selbst den fachlichen Beleg, dass man den Weiterbetrieb der beiden AKW weiterhin nicht gutheißen kann. Auf dieser Basis eine umfassende Beschwichtigung zu betreiben, ist fachlich äußerst fragwürdig und inakzeptabel.

Dass der Vorsitzende der Reaktor-Sicherheitskommission auch noch die Kritik anderer AKW-ExpertInnen derart abtut und als Panikmache diskreditiert, ist schon allein deshalb bizarr, weil in der Vergangenheit auch einzelne RSK-Mitglieder das Vorgehen von AKW-Betreiber und Atomaufsicht in Belgien scharf kritisierten. Ein RSK-Mitglied kommentierte im Jahr 2016, es sei ein "Wahnsinn, was da passiere". Dass es außerdem zahlreiche Ungereimtheiten in Bezug auf die Risse während der Bauzeit gibt, sollte dem RSK-Vorsitzenden bekannt sein. Doch diese ignoriert er, anstatt sie zu thematisieren. Dieses Verhalten zeugt nicht von einem sicherheitsorientierten, kritischen Geist.

Nach wie vor bleiben hinsichtlich des belgischen Vorgehens zentrale Fragen offen und fachliche Kritikpunkte bleiben bestehen. Wir werden ihnen parlamentarisch mit dem gebotenen Nachdruck nachgehen und eine Unterrichtung im Umweltausschuss veranlassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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WIRTSCHAFT/2810: Nachfolgelücke - Bundesregierung verschließt die Augen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juli 2018

Nachfolgelücke: Bundesregierung verschließt die Augen



Anlässlich der Antwort des Bundeswirtschaftsministeriums auf die Kleine Anfrage "Unternehmensnachfolgen in Deutschland" erklärt Claudia Müller, Mittelstandbeauftragte:

Die Tatenlosigkeit der Bundesregierung ist nicht verstehen. Die Wirtschaft steuert auf eine Nachfolgelücke zu und die Bundesregierung verschließt die Augen. Das Wirtschaftsministerium sieht bei Unternehmensnachfolgen keinen zusätzlichen Handlungsbedarf - trotz aller Warnungen aus dem Mittelstand, trotz Fachkräftemangel und trotz demographischen Wandel.

Um die Digitalisierung im Mittelstand zu unterstützen handelte die Bundesregierung in der letzten Wahlperiode endlich und fing an, ein Netz aus Digitalzentren aufzubauen. Für das Thema Digitalisierung gibt es für KMUs kompetente, neutrale und kostenlose Veranstaltungen und Beratungen. Doch beim Thema Nachfolge, das mindestens ebenso wichtig ist, legt die Bundesregierung die Hände in den Schoß. Warum?

Für den Osten stellt die Bundesregierung sich zusätzlich taub: Hinsichtlich der Nachfolgethematik sieht sie keine Unterschiede zwischen West- und ostdeutschen Bundesländern. Dabei steht die Gründergeneration im Osten aus den Jahren nach der Wende jetzt vor der Nachfolgefrage - hier droht ein schmerzhafter Einschnitt in die Unternehmenslandschaft: Über 17 Mal mehr Arbeitsplätze als durch den Kohleausstieg sind dort betroffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/1748: China ist wichtiger Partner bei zahlreichen globalen Themen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juli 2018

China ist wichtiger Partner bei zahlreichen globalen Themen

Marktzugang für deutsche Firmen muss sich deutlich verbessern



Am heutigen Montag findet in Berlin die fünfte Runde der
deutsch-chinesischen Regierungskonsultationen statt. Hierzu erklärt
der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt:

"Die mittlerweile fünfte Runde der deutsch-chinesischen
Regierungskonsultationen zeigt, wie eng verflochten Deutschland und
China vor allem im Wirtschaftsbereich inzwischen sind. Es ist ein
Zeichen der Wertschätzung und Anerkennung der internationalen Rolle
Deutschlands, dass der chinesische Ministerpräsident Li Keqiang
erneut mit einer Reihe wichtiger Kabinettsmitglieder und einer großen
Wirtschaftsdelegation nach Berlin gereist ist.

Deutschland und China eint das Interesse, zu großen, globalen Themen
gemeinsam an Fortschritten und Lösungen zu arbeiten. Hierzu zählen
unsere Bemühungen, wirtschaftliches Wachstum und Wohlstand
klimafreundlich zu gestalten, und den Rahmen unseres regelbasierten
internationalen Ordnungssystems zu erhalten. In Zeiten, in denen der
freie Welthandel - Garant für unseren Wohlstand - immer mehr in Frage
gestellt wird, müssen wir entschieden für freien und fairen Handel
sowie offene Märkte eintreten.

Freier Handel ist aber keine Einbahnstraße. Zu oft haben deutsche
Unternehmen Schwierigkeiten beim Zugang zum chinesischen Markt. Wer
aber wie Europa seinen Markt für ausländische Waren öffnet, darf
Gleiches auch von seinem Gegenüber erwarten. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion fordert China daher auf, deutschen
Unternehmen einen ungehinderten Zugang zum chinesischen Markt zu
gewähren. Angesichts der Tatsache, dass der Wettbewerb sich immer
mehr auf das Feld der Innovationen verlagert, dringen wir außerdem
darauf, dass geistiges Eigentum geschützt und respektiert wird.

Wir werden die Partnerschaft mit China auch dazu nutzen, um bei den
drängendsten internationalen Krisen Fortschritte zu erreichen. Gerade
in den Verhandlungen über die Zukunft des Nuklearabkommens mit dem
Iran oder in den Bemühungen um eine nachhaltige politische Lösung des
Syrien-Konflikts kommt China eine wichtige Rolle zu. Allerdings muss
auch unsere Sorge über die Lage der Menschenrechte in China und die
hohe Zahl an Todesurteilen bei den Regierungskonsultationen zum
Ausdruck kommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1747: Erdogan muss die verfassungsmäßige Ordnung wiederherstellen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juli 2018

Erdogan muss die verfassungsmäßige Ordnung wiederherstellen

Politische Gefangene freilassen



Nach seiner Wiederwahl wird der türkische Staatspräsident Recep
Tayyip Erdogan am heutigen Montag erneut im Amt vereidigt. Dazu
erklärt der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Jürgen Hardt:

"Mit der Vereidigung nach den Vorgaben der neuen türkischen
Verfassung hat Präsident Erdogan nun umfangreichere Vollmachten als
vorher. Somit trägt er persönlich eine noch größere Verantwortung für
die Entwicklung der Türkei. Dies gilt sowohl für die Verankerung im
Wertebündnis NATO als auch für die weitere Annäherung an die EU und
die wirtschaftliche Entwicklung.

Erdogan wird sein Land nur modernisieren und international
wettbewerbsfähig machen können, wenn er die Partnerschaft mit dem
Westen sucht.

Als eine der ersten Amtshandlungen muss Erdogan die verfassungsmäßige
Ordnung wiederherstellen und den Ausnahmezustand beenden. Wir fordern
weiter, dass sämtliche politischen Gefangenen umgehend freigelassen
und andere Gefangene ordentlichen Gerichtsverfahren unterzogen
werden. Dies gilt insbesondere für deutsche Staatsangehörige, die
nach wie vor ohne Gerichtsverfahren in der Türkei in Haft sitzen.

Die Türkei ist und bleibt ein wichtiger Partner in einer instabilen
Region. Wir haben viele gemeinsame Interessen, insbesondere mit Blick
auf die Stabilisierung der Nachbarschaft der Türkei. Die Türkei trägt
eine riesige Last bei der Aufnahme von Millionen von Flüchtlingen und
verdient dafür weiterhin unsere volle Unterstützung. Auch das
Potenzial in unseren wirtschaftlichen Beziehungen bleibt groß."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/917: Britische Vorschläge sind ein Fortschritt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juli 2018

Britische Vorschläge sind ein Fortschritt



Die neuen Vorschläge der britischen Regierung für die Gestaltung der
Beziehungen zur EU nach dem Brexit kommentiert der europapolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Florian Hahn, wie folgt:

"Die Vorschläge aus London für die Gestaltung der Beziehungen zur EU
nach dem Brexit sind ein Fortschritt, reichen aber noch nicht aus.
Hoffnungsvoll ist, daß sich Premierministerin May gegen die
Brexit-Hardliner durchgesetzt hat. Für diesen Kurs verdient sie
unsere Unterstützung. Klar ist aber auch, dass der EU-Binnenmarkt
nicht teilbar ist und dass es nach wie vor keine Rosinenpickerei
geben darf."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/648: Aufwuchs der Verteidigungsmittel wichtig für die Sicherheit Deutschlands


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juli 2018

Aufwuchs der Verteidigungsmittel wichtig für die Sicherheit
Deutschlands

Im Haushalt 2019 mehr Geld für Personal, Ausrüstung und

Digitalisierung vorgesehen



Das Bundeskabinett hat am heutigen Freitag den Regierungsentwurf für
den Bundeshaushalt 2019 beschlossen. Dazu erklärt der
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Henning Otte:

"Im Haushalt für das Jahr 2019 stellen wir deutlich mehr Geld für die
Bundeswehr bereit als bisher geplant. Das ist wichtig für die
Sicherheit Deutschlands. Unsere Soldaten brauchen zwei elementare
Dinge: gute Ausrüstung und politischen Rückhalt. Mit dem jetzt
beschlossen Aufwuchs schaffen wir die Grundlage dafür, dass sie ihren
Auftrag, die Sicherheit unseres Landes zu gewährleisten, erfüllen
können. Wichtig ist, dass die Finanzlinie auch in den folgenden
Jahren weiter ansteigt.

Inklusive der Mittel für die Personalverstärkung soll der
Verteidigungshaushalt 2019 auf 42,9 Milliarden anwachsen. Das ist
eine Steigerung um rund vier Milliarden Euro gegenüber dem Jahr 2018
und entspricht 1,31 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Zentrale
Projekte für die persönliche Ausrüstung der Soldaten, aber auch für
die Digitalisierung der Truppe, können damit angegangen werden.

Im Koalitionsvertrag haben wir uns darauf geeinigt, bis 2024 den
Zielkorridor der NATO von zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes für
Verteidigungsausgaben anzustreben. Anstehende Modernisierungsprojekte
für eine leistungsfähige Bundeswehr werden wir nur umsetzen können,
wenn wir bereit sind, weiter mehr Geld für die Sicherheit unseres
Landes in die Hand zu nehmen."

 * 
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ARBEIT/1798: Weitere Studie belegt, Löhne in Deutschland steigen zu langsam


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Juli 2018

Weitere Studie belegt: Löhne in Deutschland steigen zu langsam



"Das Märchen von den angeblich zu hohen Lohnkosten in Deutschland ist durch die nächste wissenschaftliche Studie eindrucksvoll widerlegt. Seit dem Jahr 2000 sind die Löhne in Deutschland wesentlich langsamer gestiegen als im gesamten Euro-Raum. Der so entstandene Wettbewerbsvorteil trägt zum anhaltenden Exportüberschuss Deutschlands bei und gefährdet den wirtschaftlichen und politischen Zusammenhalt der Europäischen Union. Die Bundesregierung darf davor nicht länger die Augen verschließen. Sie muss dafür sorgen, dass die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften und die Tarifbindung endlich wieder gestärkt werden", erklärt Pascal Meiser, gewerkschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den aktuellen Bericht des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) zur Entwicklung der Arbeits- und Lohnstückkosten. Meiser weiter:

"Unsere Nachbarländer können sich nicht immer weiter verschulden, um den enormen Exportüberschuss Deutschlands zu finanzieren. Zu Recht weisen die Autoren der IMK-Studie deshalb darauf hin, dass die Binnennachfrage und damit die Löhne kräftig steigen müssen, um für eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung in Europa zu sorgen. Insbesondere in den Dienstleistungssektoren besteht dringender Handlungsbedarf. Hier sind die Löhne in Deutschland im Vergleich besonders niedrig. Es braucht dringend eine Erhöhung des Mindestlohns auf zwölf Euro und konsequente Maßnahmen zur Stärkung der Tarifbindung."

 * 
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AUSSEN/1755: Politprozess gegen Lula da Silva in Brasilien verurteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Juli 2018

Politprozess gegen Lula da Silva in Brasilien verurteilen



"Die Blockade der Freilassung von Lula da Silva in Brasilien belegt ein weiteres Mal, dass der Ex-Präsident ein politischer Gefangener ist. Bleibt der 72-Jährige weiter in Geiselhaft der Polizei und von Teilen des Justizapparates, können die Wahlen im Oktober nicht anerkannt werden", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Es ist ein Skandal, dass das deutsche Außenministerium bislang keine Anhaltspunkte sehen will, den Prozess gegen Lula da Silva als politisch motiviert oder rechtsstaatswidrig zu beurteilen. Das Auswärtige Amt unter Leitung des Juristen Heiko Maas macht sich damit zum Komplizen eines politischen Verfahrens, das noch nicht einmal die minimalsten rechtsstaatlichen Anforderungen erfüllt hat. Es gilt weiterhin: Lula da Silva wurde für den angeblichen Bezug einer Wohnung verurteilt, die er nie besessen hat, für Verträge, die er nie unterzeichnet hat, und für Geldwäsche, ohne jemals Geld entgegengenommen zu haben.

Die Bundesregierung muss den Politprozess nun endlich verurteilen, um nicht weiter Beihilfe zum Abbau von Demokratie und Rechtsstaat in Brasilien zu leisten. Wahlen ohne Lula da Silva im Oktober sind Betrug."

 * 
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SICHERHEIT/1895: Aufrüstung stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Juli 2018

Aufrüstung stoppen



"Bei einem Festhalten am Zwei-Prozent-Aufrüstungsziel der NATO wird sich der deutsche Militärhaushalt bis zum Jahr 2024 auf 85 Milliarden Euro mehr als verdoppeln. Die Bundesregierung macht mit diesem Aufrüstungswahnsinn die Wirtschaftsmacht Deutschland zur größten Militärmacht in Europa. Kanzlerin Merkel und Vizekanzler Scholz betreiben mit dieser falschen Prioritätensetzung Raubbau am Sozialstaat. Jeder Euro, der für Aufrüstung verpulvert wird, fehlt bei der Pflege, in der Bildung und bei der Bekämpfung von Kinderarmut", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Allein die von der Bundesregierung ausgegebene Zwischenetappe, die Militärausgaben auf 1,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen, bedeutet einen Zuwachs bei der Aufrüstung von 18 Milliarden Euro jährlich. Bei einer Umsetzung des Zwei-Prozent-Ziels hat Deutschland nach den USA den zweitgrößten Militärhaushalt in der NATO und gibt dann fast 30 Milliarden Euro mehr aus als Frankreich und Großbritannien. Das Zwei-Prozent-Ziel ist friedenspolitisch wie sozialpolitisch verheerend. Abrüsten statt aufrüsten ist das Gebot der Stunde."

 * 
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BUNDESTAG/7350: Heute im Bundestag Nr. 500 - 09.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 500

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Juli 2018, Redaktionsschluss: 14.37 Uhr

1. Fristverlängerung für Telematikausbau

2. PESCO tastet Haushaltsrecht nicht an

3. Vergabeverfahren Toll Collect GmbH

4. Bahnstrecke Freiburg - Breisach

5. Verordnung zu Elektrokleinstfahrzeugen



1. Fristverlängerung für Telematikausbau

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die gesetzliche Frist zur Einführung der
Telematikinfrastruktur sollte nach Ansicht der AfD-Fraktion bis
Jahresende 2019 verlängert werden. Aus planerischen und technischen
Grünen sei der jetzige Zeitplan nicht einzuhalten, heißt es in einem
Antrag (19/3278) der Fraktion.

Zugleich sollte die angedrohte Kürzung der Vergütung von
vertragsärztlichen Leistungen für eine Fristüberschreitung so lange
ausgesetzt werden, bis eine lückenlose und unproblematische
Beschaffung und Installation der nötigen Geräte möglich sei.

Aus marktwirtschaftlichen Gründen sollten mehrere Anbieter die
erforderlichen Geräte zur Verfügung stellen, heißt es in dem Antrag
weiter. Ansonsten wäre eine monopolistische Preisgestaltung möglich.
Diese Befürchtung sei bereits von der ärztlichen Selbstverwaltung
geäußert worden.

 * 

2. PESCO tastet Haushaltsrecht nicht an

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Prüfung der Bundesregierung verstoßen weder die
Ständige Strukturierte Zusammenarbeit (PESCO) noch der Europäische
Verteidigungsfonds (EVF) oder einzelne, derzeit in diesem Rahmen
geplante Projekte gegen die im EU-Vertrag (EUV) geregelte Ausnahme vom
Grundsatz der Gemeinschaftsfinanzierung von operativen Ausgaben. Wie
es in der Antwort (19/2884) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/2005) weiter heißt, taste PESCO auch nicht das
Haushaltsrecht des Bundestages an: Ein einer Protokollerklärung zum
PESCO-Gründungsbeschluss werde "ausdrücklich klargestellt, dass
künftige Entscheidungen des Deutschen Bundestages über den
Bundeshaushalt damit nicht präjudiziert werden und dass das
verfassungsmäßige Recht des Parlaments zur Verabschiedung des
Haushalts weder begrenzt noch eingeschränkt werden kann".

Mit PESCO lege die EU eine wichtige Grundlage, um ihr politisches
Außenhandeln mittelfristig mit erforderlichen europäischen Fähigkeiten
zu unterlegen, heißt es in der Antwort weiter. Durch PESCO solle die
europäische Säule innerhalb der Nato-Allianz gestärkt und auch den
wiederholten Forderungen nach einer stärkeren transatlantischen
Lastenteilung Rechnung getragen werden.

 * 

3. Vergabeverfahren Toll Collect GmbH

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Zuschlag im Vergabeverfahren für die Veräußerung
der Geschäftsanteile an der Toll Collect GmbH zum Betrieb des
Lkw-Mautsystems bis 2030 wird auf das wirtschaftlichste Angebot anhand
der Zuschlagskriterien Preis (70 Prozent) und Qualität (30 Prozent)
erteilt. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2950)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2602).
Die Zuschlagsentscheidung soll der Antwort zufolge im Jahr 2018
erfolgen. Die Übertragung der Geschäftsanteile an den erfolgreichen
Bieter ist nach einer sechsmonatigen Interimsphase, in der der Bund
die Anteile an der Toll Collect GmbH selbst hält, zum 1. März 2019
vorgesehen. Am 1. März 2019 soll die Laufzeit des neuen
Betreibervertrags beginnen.

Wie die Regierung in der Antwort weiter schreibt, sei vor der
Veröffentlichung der europaweiten Auftragsbekanntmachung eine
vorläufige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt worden. Bei
der Untersuchung seien auch Erfahrungen aus anderen Ländern einbezogen
worden. Festgestellt worden sei, "dass der Betrieb des Mautsystems
durch einen privaten Betreiber wirtschaftlicher ist als der
Eigenbetrieb durch den Bund", heißt es in der Antwort. Auf dieser
Basis sei entschieden worden, die Leistungserbringung durch einen
privaten Betreiber auszuschreiben.

 * 

4. Bahnstrecke Freiburg - Breisach

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bahnstrecke Freiburg-Breisach ist nach Aussage
der Bundesregierung "weder aus Sicht des Schienengüterverkehrs (SGV)
noch des Schienenpersonenfernverkehrs (SPFV) relevant". Das sei im
Rahmen der Prüfung zum Bundesverkehrswegeplan 2030 festgestellt
worden, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/2951) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2606).

 * 

5. Verordnung zu Elektrokleinstfahrzeugen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Verordnung zur Genehmigung von
Elektrokleinstfahrzeugen ist derzeit in der Ressortabstimmung. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3006) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2620). Das
Inkrafttreten der Verordnung sei für das Jahr 2018 geplant, heißt es
in der Antwort weiter. Im Verordnungsentwurf sollen
Elektrokleinstfahrzeuge unter anderem mit einer bauartbedingten
Höchstgeschwindigkeit von mindestens 12 km/h bis maximal 20 km/h
definiert werden, schreibt die Regierung. Die geplante Verordnung über
die Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen am öffentlichen
Straßenverkehr beinhalte zulassungs-, fahrerlaubnis-, genehmigungs-
und verhaltensrechtliche Aspekte. "Elektrokleinstfahrzeuge sollen
zukünftig verkehrsrechtlich wie Fahrräder mit der Maßgabe besonderer
Vorschriften behandelt werden", heißt es in der Vorlage. Für sie werde
die neue Fahrzeugklasse "Fahrzeugklasse der Elektrokleinstfahrzeuge"
eingerichtet.

 * 
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BUNDESTAG/7349: Heute im Bundestag Nr. 499 - 09.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 499

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Juli 2018, Redaktionsschluss: 13.59 Uhr

1. Menschenrechtslage von Homosexuellen

2. Einwanderungsgesetz für Fachkräfte

3. Regierung verteidigt syrische Weißhelme

4. Ausbildung der libyschen Küstenwache

5. Menschenrechtslage in Russland

6. Wirkung der Sanktionen gegen Syrien

7. Gründe für Rückzug aus EUTM-Somalia

8. Hilfsfonds für Opfer der Colonia Dignidad



1. Menschenrechtslage von Homosexuellen

Menschenrechte/Große Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die "internationale Lage der Menschenrechte von
Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transsexuellen, Transgender und
Intersexuellen" thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Großen Anfrage (19/3061). Die Bundesregierung soll unter anderem
Auskunft geben zu staatlicher und gesellschaftlicher Verfolgung und
Diskriminierung dieser Personengruppen, zu "Pathologisierung von
Homo- und Transsexualität" und zur Rolle von Religionsgemeinschaften.
Weitere Themen sind die rechtliche Situation von trans- und
intersexuellen Menschen und die Gleichbehandlung von
gleichgeschlechtlichen Paaren und deren Kinder.

 * 

2. Einwanderungsgesetz für Fachkräfte

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung will die nationalen
einwanderungsrechtlichen Vorschriften verbessern und verweist in
diesem Zusammenhang auch auf die Aushandlung eines globalen
Migrationspaktes der Vereinten Nationen. Deutschland verfüge bereits
"über ein sehr ausdifferenziertes und für den Bereich der
Hochqualifizierten auch im internationalen Vergleich sehr liberales
System", heißt es in der Antwort (19/2945) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2343). Entsprechend der Vorgaben
aus dem Koalitionsvertrag werde die Bundesregierung ein
Fachkräfteeinwanderungsgesetz erarbeiten und verbesserte Möglichkeiten
für die Zuwanderung qualifizierter Fachkräfte schaffen. "Dafür sollen
die bestehenden Regelungen zur Erwerbsmigration dem
volkswirtschaftlichem Bedarf geöffnet und transparenter gestaltet
werden."

Der VN-Migrationspakt zielt nach Auffassung der Bundesregierung auf
eine Stärkung sicherer, geordneter und regulärer Migration sowie die
Verminderung irregulärer Migration. Die Bundesregierung setze sich in
den Verhandlungen für einen Textentwurf ein, "der die berechtigten
Interessen der Herkunfts-, Transit- und Zielländer sowie Migrantinnen
und Migranten adäquat abbildet".

 * 

3. Regierung verteidigt syrische Weißhelme

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hält an der Unterstützung des
syrischen Zivilschutzes (Syria Civile Defense, "Weißhelme") fest. "Die
Regierung des Assad-Regimes war weder in der frühen Phase des
Aufstands noch nach Ausbruch des Bürgerkriegs willens oder in der
Lage, die von den Weißhelmen übernommenen Aufgaben auszuführen", heißt
es in der Antwort (19/2946) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/2360). "Wie alle anderen Organisationen, die in
Oppositionsgebieten aktiv sind, wurden die Weißhelme vom syrischen
Regime nicht nur als Opposition, sondern auch als Terroristen
eingestuft und damit zu legitimen Zielen von Boden- und Luftangriffen
erklärt." Aktivitäten der syrischen Weißhelme in Regimegebieten seien
unter diesen Umständen nicht möglich.

Derzeit arbeiten nach Angaben der Weißhelme mehr als 4.000 Helfer in
140 Teams für die Organisation. Sie seien vor allem in Gebieten aktiv,
die unter Kontrolle der syrischen Opposition stehen würden, darunter
Teile der Provinzen Aleppo, Daraa, Hama, Idlib und Kuneitra.

Trotz des Vertrauens, das die Organisation in der syrischen
Zivilbevölkerung genieße, sehe sich der Syrische Zivilschutz seit
geraumer Zeit mit falschen Anschuldigungen konfrontiert, die die
Organisation diskreditieren würden, heißt es in der Antwort weiter.
"Die Bedeutung des Engagements des Syrischen Zivilschutzes ist
international anerkannt und die Auszeichnung mit verschiedenen
internationalen Preisen sind deutliche Zeichen gegen diese aus Sicht
der Bundesregierung haltlosen Anschuldigungen." Mit der Unterstützung
des Syrischen Zivilschutzes leiste die Bundesregierung einen
essentiellen Beitrag zum Schutz der Zivilbevölkerung in Syrien in
einem Bereich, in dem das syrische Regime versage.

 * 

4. Ausbildung der libyschen Küstenwache

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der sogenannte "Monitoring and Advising" Mechanismus
der auf Einladung der libyschen Einheitsregierung erfolgenden
Ausbildungsunterstützung der EUNAVFOR MED Operation SOPHIA verfügt
über keinen Sanktionsmechanismus. Das schreibt die Bundesregierung in
der Antwort (19/3047) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/2359). Der Mechanismus basiere auf einer einvernehmlichen
Vereinbarung zwischen der Operationsführung und der libyschen
Küstenwache (Memorandum of Understanding). Ziel sei es, "die
Effektivität der bisherigen Ausbildung nachzuverfolgen und auf
Grundlage der dabei gewonnenen Erkenntnisse im Dialog mit der
libyschen Küstenwache und durch Anpassung künftiger Ausbildungsmodule
dazu beizutragen, dass die libysche Küstenwache ihren Verpflichtungen
im Rahmen des Völkerrechts und unter Einhaltung internationaler
Standards nachkommen kann". Die Bundesregierung unterstütze diesen
Ansatz.

 * 

5. Menschenrechtslage in Russland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat insbesondere seit der
Wiederwahl von Staatspräsident Wladimir Putin im Jahre 2012 - unter
anderem im Zusammenhang mit den sogenannten Bolotnaja-Protesten -
zunehmende Einschränkungen der Menschenrechte und Freiheiten
wahrgenommen, zu deren Einhaltung Russland sich international
verpflichtet hat. "Dazu gehören beispielsweise ein schrumpfender
Handlungsspielraum für die Zivilgesellschaft, etwa durch die
Verabschiedung und immer breitere Anwendung von Gesetzen über
'ausländische Agenten' oder 'unerwünschte ausländische
Organisationen', durch die Ausweitung der Gesetzes über 'ausländische
Agenten' auf die Medien, Verschärfungen des Versammlungsrechts oder
die Anwendung von Anti-Extremismusbestimmungen beispielsweise auf die
Zeugen Jehovas", heißt es in der Antwort (19/3108) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2401).

 * 

6. Wirkung der Sanktionen gegen Syrien

Berlin: (hib/AHE) Nach den Auswirkungen der EU- und US-Sanktionen
gegen Syrien erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/3114). Die Bundesregierung soll unter anderem darlegen, welche
Ziele mit den Sanktionen verfolgt werden und wie sich die Maßnahmen
auf die Zivilbevölkerung auswirken.

 * 

7. Gründe für Rückzug aus EUTM-Somalia

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung begründet den Rückzug von
Bundeswehrsoldaten aus der EU-Mission EUTM Somalia ungeachtet der in
Teilen feststellbaren Ausbildungserfolge unter anderem "mit
anhaltenden Defiziten in den somalischen politischen und
institutionellen Strukturen". Wie es in dem als Unterrichtung
(19/3060) vorliegendem Abschlussbericht der Bundesregierung heißt,
spiegle sich dies "in fehlender Nachhaltigkeit der Ausbildungserfolge
durch zum Teil inadäquate Weiterverwendung und nicht gesicherte
Nachverfolgung der Ausgebildeten wider. Auch werden ausgebildete
Soldaten nicht zuverlässig regelmäßig bezahlt."

EUTM Somalia sei es insbesondere nicht gelungen, einen erkennbaren
Mehrwert gegenüber dem Engagement der anderen internationalen Akteure
herauszustellen, die mit in der Regel deutlich höheren finanziellen
wie personellen Ansätzen für die somalische Seite attraktivere
Paketlösungen anbieten könnten, schreibt die Bundesregierung.

Die begrenzte Verfügbarkeit ausreichend geschützter
Transportmöglichkeiten habe zu Einschränkungen bei der
Personenbeförderung zu den Ausbildungs-/Beratungsstätten im
Stadtgebiet von Mogadischu geführt, wodurch eine kontinuierliche
Zusammenarbeit erschwert worden sei. Mehrfach hätte man Ausbildung und
Beratung auf Grund von sicherheitsrelevanten Zwischenfällen im Umfeld
des deutschen Einsatzkontingents vorübergehend aussetzen müssen.

Die Bundesregierung sei zu der Auffassung gelangt, "dass anstelle des
mit hohem Aufwand und Kosten verbundenen personellen deutschen
Beitrags zu EUTM Somalia eine Priorisierung des zivilen Engagements
der Bundesregierung in Somalia angebracht ist".

 * 

8. Hilfsfonds für Opfer der Colonia Dignidad

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass aus den
Geschehnissen in der Colonia Dignidad in Chile keine rechtlichen
Ansprüche gegen die Bundesrepublik Deutschland entstanden sind. In dem
als Unterrichtung (19/3233) vorliegendem Entwurf für ein Hilfskonzept
setzt die Regierung deshalb ausschließlich auf Vorschläge für
freiwillige Unterstützungsmaßnahmen. Der Bundestag hatte im Juni 2017
einem Antrag der Fraktionen von CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen
(18/12943) zugestimmt, in dem die Bundesregierung aufgefordert wurde
bis Ende Juni dieses Jahres ein Konzept für Hilfsleistungen für die
Opfer der Colonia Dignidad zur Beratung vorzulegen und dessen
Finanzierung zu prüfen. Bei der Colonia Dignidad handelte es sich um
das geschlossene Lager einer deutschen Sekte in Chile, in dem es
jahrzehntelang zu schweren Menschenrechtsverletzungen gekommen war.

Die Bundesregierung schlägt nun unter anderem die Errichtung eines
Hilfsfonds vor. "Aus diesem sollten Unterstützungsmaßnahmen finanziert
werden, die der Opfergemeinschaft zu Gute kommen. Individualmaßnahmen,
insbesondere Geldzahlungen an Einzelpersonen, sind dagegen nicht
vorgesehen." Außerdem wird vorgeschlagen, nach Opfergruppen zu
differenzieren, nach politisch Verfolgten, die von der chilenischen
Geheimpolizei in Zusammenarbeit mit der Führung der Colonia Dignidad
gefoltert beziehungsweise ermordet wurden, nach Kindern, die ihren
chilenischen Eltern entzogen wurden und deren Eltern, sowie nach
Bewohner der Colonia Dignidad, die dauerhaft dem rücksichtslosen
Unterdrückungsapparat des Sektengründers Paul Schäfers ausgesetzt
waren.

Konkret sollen in Deutschland ein Beratungs- und Betreuungsangebot für
ehemalige Bewohner der Colonia Dignidad geschaffen werden und in Chile
eine Ausbildungsinitiative für jüngere Bewohner der heute "Villa
Baviera" genannten Sektensiedlung sowie eine Beratung für Opfer, die
nach Deutschland übersiedeln wollen. Außerdem sollen Maßnahmen der
Kranken- und Altenpflege sowie die psychosoziale Beratung für Bewohner
der "Villa Baviera" fortgesetzt werden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 499 - 9. Juli 2018 - 13.59 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7348: Heute im Bundestag Nr. 498 - 09.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 498

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Juli 2018, Redaktionsschluss: 13.17 Uhr

1. Datenbanken und Statistiken in Ministerien

2. Kein Antrag auf GVFG-Mittel abgelehnt

3. Untersuchungen zur Frachterhavarie

4. Derzeit zwei EETS-Anbieter in Deutschland

5. Noch kein Starttermin für Testprojekt

6. Verkaufte Bahnhofsgebäude in Sachsen



1. Datenbanken und Statistiken in Ministerien

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Datenbanken und Statistiken aus dem Bereich des
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur, des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft, des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und
des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat listet die
Bundesregierung in der ihrer Antwort (19/2770) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2085) beigefügten Anlage auf.
Hinsichtlich der ebenfalls angefragten Datenbanken und Statistiken aus
dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz heißt es in
der Antwort, in diesem Bereich würden keine Datenbanken und
Statistiken geführt.

 * 

2. Kein Antrag auf GVFG-Mittel abgelehnt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/2797) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2293) listet die
Bundesregierung Infrastrukturprojekte auf, die seit 2008 mit Mitteln
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (Gesetz über Finanzhilfen
des Bundes zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden -
GVFG) gefördert wurden. Aus der Antwort geht weiter hervor, dass
bislang kein Projektantrag für Mittel aus dem GVFG abgelehnt wurde.

 * 

3. Untersuchungen zur Frachterhavarie

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Vor dem Hintergrund einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/2283), die sich erneut mit der Rolle des Kapitäns
des Frachters "Glory Amsterdam" im Zusammenhang mit der Havarie des
Frachtschiffes am 29. Oktober 2017 vor der Insel Langeoog befasst,
verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2885) auf laufende
Untersuchungen. In der Vorbemerkung zu der Antwort schreibt die
Regierung: Das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) habe dem Ausschuss für Verkehr und digitale
Infrastruktur über die Havarie der "Glory Amsterdam" berichtet und auf
die unabhängige Seeunfalluntersuchung durch die Bundesstelle für
Seeunfalluntersuchung (BSU) hingewiesen. Die Untersuchung durch die
BSU habe nach Paragraf 19 des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes
(SUG) grundsätzlich Vorrang vor allen anderen fachlich-technischen
Untersuchungen, heißt es. "Dem Ergebnis dieser Untersuchungen kann
nicht vorgegriffen werden", schreibt die Regierung.

 * 

4. Derzeit zwei EETS-Anbieter in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit der tolltickets GmbH sowie der Toll4Europe GmbH
sind derzeit zwei EETS-Anbieter (Elektronischer Europäischer
Mautdienst) in Deutschland registriert. Das bestätigt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2913) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/2537). An der Toll4Europe GmbH sei das
Unternehmen T-Systems mit 55 Prozent beteiligt, die Daimler AG mit 30
Prozent und die DKV EURO SERVICE GmbH + Co. KG mit 15 Prozent
beteiligt, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

5. Noch kein Starttermin für Testprojekt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Festlegung eines konkreten Starttermins für das
"Digitale Testfeld Hafen" ist "Gegenstand laufender Überlegungen
innerhalb der Bundesregierung". Das geht aus der Antwort (19/2915) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2614) hervor. In der Antwort
heißt es weiter, das Digitale Testfeld Hafen solle digitale
Forschungs- und Entwicklungsprojekte der Hafen- und Logistikwirtschaft
ermöglichen. Geplant sei, im Hafen Hamburg "vorbehaltlich der
verfügbaren Haushaltsmittel" zunächst ein Pilotprojekt durchzuführen.
Bei erfolgreicher Umsetzung könnten gegebenenfalls weitere digitale
Testfelder in anderen Häfen eingerichtet werden, schreibt die
Regierung.

 * 

6. Verkaufte Bahnhofsgebäude in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Freistaat Sachsen gibt es nach Angaben der
Bundesregierung 389 Verkehrsstationen. Das geht aus der Antwort
(19/2949) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/2601) hervor. 17 Bahnhofsgebäude befänden sich im Eigentum der DB
Station&Service AG - 44 Bahnhofsgebäude im Eigentum der DB Netz/DB
Immobilien, heißt es in der Antwort. Darin listet die Bundesregierung
auch die Bahnhofs-Empfangsgebäude auf, die von der Deutschen Bahn AG
(DB AG) an Kommunen verkauft wurden, sowie jene, die an Dritte
veräußert wurden.

Ungenutzte Empfangsgebäude in Sachsen werden laut der Vorlage bei der
DB Station&Service AG in Werdau West, Königsstein (Sächsische
Schweiz), Rentzschmühle und Leipzig-Heiterblick aufgeführt. Die
ungenutzten Empfangsgebäude Werdau West und Königsstein seien für den
Verkauf vorgesehen. Für die ungenutzten Empfangsgebäude der Bahnhöfe
Rentzschmühle und Leipzig-Heiterblick sei ein Abriss geplant, heißt es
in der Vorlage.

 * 
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BUNDESTAG/7347: Heute im Bundestag Nr. 497 - 09.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 497

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Juli 2018, Redaktionsschluss: 12.45 Uhr

1. Datenschutz bei Anti-Doping Agenturen

2. Datei Gewalttäter Sport

3. Veranstaltungen der linksextremen Szene

4. Teilnehmerzahl bei Bamf-Sprachkursen

5. Schaden durch Binnengrenzkontrollen



1. Datenschutz bei Anti-Doping Agenturen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Um gespeicherte Daten von Athleten vor
unberechtigtem Zugriff, Missbrauch und Manipulation zu schützen hat
die Nationale Anti-Doping Agentur (NADA) ein Datenschutz- und
Datensicherheitsaudit durchgeführt und einen externen IT-Beauftragten
für die Datensicherheit bestellt. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/2911) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/2479) hervor.

Hinsichtlich der von der Welt Anti-Doping Agentur (WADA) ergriffenen
Maßnahmen zum Datenschutz verweist die Regierung in der Antwort auf
eine Pressemitteilung vom 5. Oktober 2016. Danach habe die WADA
insbesondere nicht mehr genutzte Konten deaktiviert. Ebenso sei die
Rücksetzfunktion bei vergessenen Passwörtern deaktiviert worden. Die
Überwachungs- und Protokollierungsfunktionen sowie das Monitoring des
Netzwerks seien zudem erhöht worden. Ferner habe die WADA eine
Sicherheits- und Beratungsfirma mit der Überprüfung des Netzwerks
beauftragt. Weitere wesentliche Maßnahmen zur Erhöhung der
Datensicherheit sind nach Aussage der Bundesregierung beispielsweise
die Einführung persönlicher Sicherheitsfragen bei der Anmeldung und
die Einbindung eines als vertrauenswürdig geltenden Gerätes.

 * 

2. Datei Gewalttäter Sport

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In der Datei "Gewalttäter Sport" sind mit Stand 18.
Juni 2018 insgesamt 10.353 Personen gespeichert. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/3009) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/2634) hervor. 3.743 der erfassten Personen seien
wegen Landfriedensbruchs gespeichert worden, geht aus der Antwort
hervor.

Weiter schreibt die Regierung, im Zusammenhang mit der
FIFA-Fußballweltmeisterschaft 2018 in Russland habe die Bundespolizei
nach Einzelfallprüfungen personenbezogene Daten, die in der Datei
Gewalttäter Sport erfasst sind, auf der gesetzlichen Grundlage des
Bundespolizeigesetzes (BPolG) an den russischen Grenzdienst
übermittelt. Die Datenübermittlung habe zum einen zur Erfüllung der
der Bundespolizei obliegenden Aufgabe Grenzschutz und zum anderen "zur
Abwehr einer erheblichen Gefahr oder zur Verhütung von Straftaten mit
erheblicher Bedeutung durch den Empfänger" gedient.

 * 

3. Veranstaltungen der linksextremen Szene

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Veranstaltungen der linksextremen Szene in
Deutschland" thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/3106). Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem
danach, "wie viele und welche angemeldeten Demonstrationen,
Gegendemonstrationen, Konzerte oder sonstige öffentliche Auftritte und
Veranstaltungen Linksextremer" nach Kenntnis der Bundesregierung seit
dem Jahr 2000 in Deutschland stattfanden.

 * 

4. Teilnehmerzahl bei Bamf-Sprachkursen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Teilnehmer an Sprachkursen des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge in Thüringen seit dem Jahr
2014 erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/3107). Ferner fragt sie darin unter anderem, wie viele Teilnehmer
ihren Sprachkurs nach Kenntnis der Bundesregierung vorzeitig
abgebrochen haben.

 * 

5. Schaden durch Binnengrenzkontrollen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie hoch die
Bundesregierung den volkswirtschaftlichen Schaden schätzt, "der durch
die Wiedereinführung von Binnengrenzkontrollen seit 2015 bis heute
entstanden ist". Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/3090) unter anderem danach, wie hoch nach Kenntnis der
Bundesregierung der Personalaufwand bei Sicherheitsbehörden zur
Durchführung der Binnengrenzkontrollen von 2015 bis heute ist und wie
teuer diese Maßnahmen waren.

 * 
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BUNDESTAG/7346: Heute im Bundestag Nr. 496 - 09.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 496

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Juli 2018, Redaktionsschluss: 12.02 Uhr

1. Modernisierung von Stellwerken

2. Öffentlichkeitsbeteiligung bei Planungen

3. Zukunft des Lkw-Mautbetriebes erfragt

4. Außerbetriebnahme von Sendeanlagen

5. Geschäftsanteile der Toll Collect GmbH

6. Schiedsverfahren mit Toll Collect

7. Elektrifizierung von Bahnstrecken

8. FDP fragt nach autonomer Schifffahrt



1. Modernisierung von Stellwerken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Investitionen die Bundesregierung und die
Deutsche Bahn AG (DB AG) in den nächsten Jahren für die Modernisierung
von Stellwerken im deutschen Schienennetz planen, möchte die Fraktion
Die Linke erfahren. In einer Kleinen Anfrage (19/2892) erkundigen sich
die Abgeordneten außerdem, bis zu welchem Zeitpunkt alle mechanischen
und elektromechanischen Stellwerke im deutschen Schienennetz durch
moderne Stellwerke ersetzt sein sollen.

 * 

2. Öffentlichkeitsbeteiligung bei Planungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Öffentlichkeitsbeteiligung in Planungsverfahren
von Verkehrsinfrastrukturprojekten thematisiert die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/2895). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele
Planfeststellungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung auf
Bundesebene pro Jahr seit 2010 in den verschiedenen Bereichen
durchgeführt wurden. Gefragt wird auch, wie hoch die durchschnittliche
Zahl von Einwendungen in Planfeststellungsverfahren mit
Öffentlichkeitsbeteiligung seit 2010 in den jeweiligen
Infrastrukturbereichen liegt.

 * 

3. Zukunft des Lkw-Mautbetriebes erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Zukunft des Lkw-Mautbetriebes in Deutschland
interesiert sich die Linksfraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/2899)
wird darauf verwiesen, dass seit dem 1. Juli 2018 das gesamte
Bundesfernstraßennetz mautpflichtig ist und ab Januar 2019 neue
Mautsätze gelten werden.

Die Abgeordneten fragen nun die Bundesregierung, welche
Leistungsbeschreibung der Direktvergabe der technischen Aufrüstung des
Lkw-Mautsystems zur Mauterfassung auf allen Bundesstraßen vorlag und
wie die Bundesregierung überwachen will, "dass der Auftragnehmer Toll
Collect GmbH diese Leistungen fristgemäß erbringt". Wissen will die
Linksfraktion auch, in welchem Maße nach Einschätzung der
Bundesregierung der Straßengüterverkehr durch die Ausweitung der Maut
auf alle Straßen und die Einführung neuer Mautsätze in den Jahren 2019
und 2020 teurer und in welchem Maße der Schienengüterverkehr in den
Jahren 2019 und 2020 durch die Halbierung der Trassenpreise entlastet
wird.

 * 

4. Außerbetriebnahme von Sendeanlagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Zu den Folgen der Komplettabschaltungen im
terrestrischen digitalen Fernsehrundfunk im Zuge der Umstellung von
DVB-T auf DVB-T2 hat die Fraktion Die Linke eine Kleine Anfrage
(19/2901) vorgelegt. Wie die Abgeordneten darin schreiben, gibt es
beispielsweise in den Thüringer Regionen Saalfeld-Rudolstadt und
Sonneberg nunmehr keine Möglichkeit des terrestrischen Fernsehempfangs
öffentlich-rechtlicher Fernsehsender. Damit bestehe für Mieter keine
Möglichkeit des kostenfreien Fernsehempfanges, falls der Vermieter
Satellitenempfangsanlagen am Gebäude verbietet und nur einen
kostenpflichtigen Kabelanschluss bereitstellt, kritisiert die
Linksfraktion.

Die Bundesregierung wird nun unter anderem gefragt, wie viele
Sendeanlagen im Zuge des Umstiegs von DVB-T auf DVB-T2 außer Betrieb
genommen wurden. Wissen wollen die Abgeordneten auch, wie die
Bundesregierung angesichts der oben beschriebenen Problematik die
flächendeckende Zurverfügungstellung von sicherheitsrelevanten
Informationen mit Hilfe des öffentlich-rechtlichen Fernsehfunks,
insbesondere im Hinblick auf die Sicherstellung ihres
Verlautbarungsrechtes in Katastrophenfällen, gewährleisten will.

 * 

5. Geschäftsanteile der Toll Collect GmbH

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Zur Übernahme und Veräußerung der Geschäftsanteile
der Toll Collect GmbH hat die Fraktion Die Linke einen Kleine Anfrage
(19/2903) vorgelegt. Darin wird die Bundesregierung gefragt, aus
welchen Gründen die Veräußerung der Geschäftsanteile der Toll Collect
GmbH, welche gemäß Ausschreibungstext zum 1. September 2018 erfolgen
sollte, auf den 1. März 2019 verschoben worden sei. Wissen wollen die
Abgeordneten auch, welche Unternehmen und Konsortien Angebote für die
Geschäftsanteile der Toll Collect GmbH abgegeben haben und wer zu
welchem Zeitpunkt aus dem Bieterverfahren ausgeschieden ist.

 * 

6. Schiedsverfahren mit Toll Collect

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Hintergründe der Einigung des Bundes im
Schiedsverfahren mit dem Mautbetreiber Toll Collect interessiert sich
die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/2938) schreiben
die Abgeordneten, im Mai dieses Jahres sei der 14 Jahre dauernde
Rechtsstreit des Bundes mit der Toll Collect GmbH und deren
Hauptgesellschaftern mit einem Vergleich beigelegt worden, wobei die
Beteiligten sich auf einen Gesamtbetrag in Höhe von 3,2 Milliarden
Euro zu Gunsten des Bundes geeinigt hätten. Um die Güte dieser
"Lösung" für den Bundeshaushalt bewerten zu können, müssen aus Sicht
der Linksfraktion jedoch "die Hintergründe und Details der erzielten
Einigung geklärt und vor allem in Bezug zu den Gesamtforderungen des
Bundes im Rahmen der Schiedsverfahren und der Prozessaussichten
gesetzt werden". Der Verweis der Bundesregierung auf die erfolgte
"einvernehmliche Beilegung" sei nicht ausreichend, schreiben die
Abgeordneten.

Gefragt wird nun unter anderem, aus welchen Gründen die
Bundesregierung ihre Ansprüche gegen die Gesellschafter der Toll
Collect GmbH nie vor einem ordentlichen Gericht geltend gemacht hat
und ob ein Gang vor ein ordentliches Gericht durch den
Betreibervertrag ausgeschlossen gewesen sei. Wissen wollen die
Abgeordneten auch, warum weder im Bundestag, noch im
Haushaltsausschuss der mit Toll Collect ausgehandelte und
haushaltswirksame Vergleich zur Abstimmung gestellt wurde.

 * 

7. Elektrifizierung von Bahnstrecken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Inwiefern die Bundesregierung künftige
Elektrifizierungen von Bahnstrecken beim Bau von Straßenüberführungen
im Bundesfernstraßennetz berücksichtigt, möchte die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/3087) wissen. Gefragt wird
unter anderem, welche Straßenbauvorhaben sich nach Kenntnis der
Bundesregierung zum jetzigen Zeitpunkt noch so umplanen lassen, "dass
die Brückenbauwerke gleich mit der regelkonformen lichten Höhe für
eine Streckenelektrifizierung gebaut werden können".

 * 

8. FDP fragt nach autonomer Schifffahrt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Chancen und die Zukunftsfähigkeit der
autonomen Schifffahrt in Deutschland interessiert sich die Fraktion
der FDP. In einer Kleinen Anfrage (19/3098) möchten die Abgeordneten
von der Bundesregierung wissen, ob sie das Potential in der autonomen
Schifffahrt für ausreichend erachtet, "um solche Entwicklungen auch in
Deutschland zu fördern". Gefragt wird auch, welche juristischen und
technischen Hürden es aus Sicht der Bundesregierung zu beseitigen
gelte, um eine schnellstmögliche Inbetriebnahme autonomer Schiffe zu
ermöglichen.

 * 
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BUNDESTAG/7345: Heute im Bundestag Nr. 495 - 09.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 495

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Juli 2018, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. Gesetzentwurf zu Wahlrechtsänderung

2. Keine EU-Regeln zur Seeleute-Ausbildung

3. AfD gegen EU-Richtlinie zu Hinweisgebern

4. Zeit- undArbeitsplan der Kohlekommission

5. Verteilung von Stromnetzentgelten

6. Zinsen als Problem für das Finanzsystem

7. Experten empfehlen Krankenhausreform



1. Gesetzentwurf zu Wahlrechtsänderung

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Menschen, die unter vollständiger Betreuung stehen,
sollen nach dem Willen der FDP-Fraktion nicht vom Wahlrecht
ausgeschlossen werden. Das geht aus einem von der Fraktion vorgelegten
Gesetzentwurf "für mehr Teilhabe im Wahlrecht" (19/3171) hervor. Die
Teilnahme an Wahlen sei für viele Menschen mit Behinderungen "ein
wichtiges Element ihrer Selbstbestimmtheit und ihrer Teilhabe am
politischen und gesellschaftlichen Leben", schreiben die Abgeordneten
in der Vorlage. Zwar knüpften die Wahlrechtsausschlüsse im Paragrafen
13 des Bundeswahlgesetzes nicht am Merkmal einer Behinderung an, doch
würden in der Folge überwiegend Behinderte von Wahlen zum Bundestag
und zum Europaparlament ausgeschlossen.

Dem Gesetzentwurf zufolge sollen zudem Menschen, die aufgrund einer im
Zustand der Schuldunfähigkeit begangenen Straftat in einem
psychiatrischen Krankenhaus untergebracht sind, nicht mehr vom
Wahlrecht ausgeschlossen werden. Diese Gruppe sei derzeit gegenüber
Menschen mit Behinderungen benachteiligt, die in geschlossenen
Einrichtungen leben und ihr Wahlrecht ausüben können, schreibt die
Fraktion in der Begründung.

 * 

2. Keine EU-Regeln zur Seeleute-Ausbildung

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion lehnt den Verordnungsvorschlag des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie über
Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten ab und fordert
den Bundestag auf, diesen zu rügen. Der Vorschlag stelle einen
unverhältnismäßigen Eingriff in die Ausbildungsnotwendigkeiten von
Seeleuten dar, schreibt sie in einem Antrag (19/3187).

Es gäbe keinen sachlichen Grund, warum die EU die Mindestanforderungen
für die Ausbildung von Seeleuten auf einzelnen, teilweise
binnenstaatlichen Gewässern regeln müsse und die nationalen
Gesetzgeber dies nicht könnten, heißt es in der Begründung. Auch diene
es gerade nicht dem Gebot der Verbesserung der Sicherheit auf den
europäischen Binnen- und Seegewässern, wenn Patente beziehungsweise
Ausbildungen anderer Staaten, die für andere Gewässer erteilt worden
seien, lediglich anerkannt, aber nicht geprüft würden. Eine ungeprüfte
Anerkennung anderer Ausbildungspatente würde verkennen, "dass eine
Einweisung in die Besonderheiten der jeweiligen Gewässer oftmals von
Nöten und dringend geboten ist", warnen die Abgeordneten.

 * 

3. AfD gegen EU-Richtlinie zu Hinweisgebern

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion lehnt den Verordnungsvorschlag der
Europäischen Kommission für eine Richtlinie zum Schutz von Personen,
die Verstöße gegen das Unionsrecht melden, ab und fordert den
Bundestag in einem Antrag (19/3188) auf, eine entsprechende
Entschließung zu verabschieden.

Mit der Richtlinie werde eine verbesserte Durchsetzung des
Unionsrechts beabsichtigt, indem Hinweisgebern ein Schutz vor
Repressalien gegeben werden soll. Es sei aber unklar, inwieweit der
Bereich der Gerichtsbarkeit als Teil des öffentlichen Sektors von der
Richtlinie erfasst werde. Würde sie von der Richtlinie erfasst, käme
es nach Ansicht der Fraktion zu einer Vielzahl von Verwerfungen,
insbesondere zu einer Kollision mit dem Grundsatz der Unabhängigkeit
der Justiz. Die mit dem Richtlinienentwurf vorgeschlagenen Regelungen
griffen so in einen Bereich ein, "der originär den Mitgliedsstaaten
respektive den Bundesländern obliegt, da er im Bereich des
öffentlichen Rechts vor allem Fragen des Organisations-, Verfahrens-
und Verwaltungsvorschriften sowie des Beihilfe- und Dienstrechts
berührt", schreiben die Abgeordneten.

Die EU habe gemäß den Grundsätzen der Subsidiarität und der
Verhältnismäßigkeit "keine ausreichenden Kompetenzen für den
Rechtssetzungsakt", heißt es in dem Antrag weiter. Die AfD meint, die
Durchsetzung des Unionsrechts könne auch auf nationalstaatlicher Ebene
verbessert werden, soweit es überhaupt als unzureichend einzustufen
sei.

 * 

1. Zeit- und Arbeitsplan der Kohlekommission

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat den Zeitplan für die Arbeit
der Kohlekommission bekräftigt. Die Kommission mit offiziellem Titel
"Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" sei eingesetzt und dabei,
sich zu konstituieren, heißt es in der Antwort (19/3074) auf eine
Kleine Anfrage (19/2575) der Fraktion Die Linke. Zu Fristen für
Empfehlungen, die die Kommission erarbeiten soll, verweist die
Bundesregierung auf den Kabinettsbeschluss. Der Abschlussbericht werde
Ende 2018 der Bundesregierung übergeben.

Auf die Frage, bis wann im Anschluss daran ein verbindliches Datum für
den Ausstieg aus der Kohleverstromung festgesetzt wird, antwortet die
Regierung, sie wolle der Arbeit der Kommission nicht vorgreifen. "Die
Bundesregierung strebt ein Gesetz an, das die Einhaltung der
Klimaschutzziele 2030 gewährleistet." Die gesetzliche Umsetzung werde
gemäß Koalitionsvertrag im Jahr 2019 abgeschlossen.

 * 

5. Verteilung von Stromnetzentgelten

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um die Kostenverteilung bei den Entgelten für
Stromnetze geht es in der Antwort (19/2757) auf eine Kleine Anfrage
(19/2157) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Demnach haben die
Haushalte etwa ein Viertel des 2016 insgesamt verbrauchten Stroms für
sich verbucht. Welchen Anteil sie an den Netzentgelten übernehmen
mussten, sei nicht präzise zu ermitteln, erklärt die Bundesregierung.
Es sei jedoch davon auszugehen, dass der Anteil von Haushalten an
diesen Entgelten höher ist als der Anteil an der Gesamtstromabnahme.
Unter Haushalten sind dabei nicht nur Privatkunden, sondern etwa auch
Gewerbebetriebe erfasst.

In der Antwort geht die Bundesregierung auch auf regionale
Unterschiede bei den Netzentgelten ein. Demnach lag die Spannweite für
Haushaltskunden im Jahr 2017 zwischen 3,1 Cent pro Kilowattstunde und
13,6 Cent pro Kilowattstunde. Auf letzteres Netzgebiet seien nur
wenige Kunden entfallen. Bei Kunden mit einem Verbrauch von 50.000
Kilowattstunden pro Jahr lag die Spannweite zwischen 2,8 Cent und 10,4
Cent pro Kilowattstunde. Für das Jahr 2018 liegen vorläufige
Berechnungen vor, demnach schwanken die Entgelte für einen
Haushaltskunden mit einem Verbrauch von 3.500 Kilowattstunden pro Jahr
zwischen 3,51 Cent und 10,89 Cent pro Kilowattstunde. Die
Bundesregierung weist darauf hin, dass sich die Analyse auf
Netzbetreiber in der Zuständigkeit der Bundesnetzagentur beschränkt.

In der Antwort gibt die Bundesregierung desweiteren detailliert
Auskunft über verschiedene Bestandteile von Strompreis, Stromverbrauch
und deren Preisentwicklung.

 * 

6. Zinsen als Problem für das Finanzsystem

Berlin: (hib/HLE) Schnell steigende Zinsen könnten sich zu einem
Problem für das deutsche Finanzsystem entwickeln. Genauso würden aber
dauerhaft nahe bei Null liegende Zinsen das das Finanzsystem unter
Druck setzen. Derzeit begünstige das konjunkturelle Umfeld die Lage,
heißt es in dem von der Bundesregierung als Unterrichtung (19/3080)
vorgelegten fünften Bericht des Ausschusses für Finanzstabilität zur
Finanzstabilität in Deutschland. Es würden aber Stabilitätsrisiken
bestehen. Marktteilnehmer sollten daher "die momentan günstigen
Bedingungen nicht zu optimistisch fortschreiben und auch Szenarien
berücksichtigen, die zu hohen Verlusten führen können", mahnt der
Ausschuss. Insbesondere bestehe bei weiter niedrigen Zinsen die
Gefahr, dass die Schuldentragfähigkeit von Marktteilnehmern
überschätzt werde: "Insolvenzen und damit Kreditausfälle könnten
steigen, wenn sich die Wirtschaftslage unerwartet verschlechtert."

Dem deutschen Bankensystem wird in der Unterrichtung bescheinigt,
seine Widerstandsfähigkeit gesteigert zu haben. Eigenkapital- und
Liquiditätsausstattung seien verbessert worden. Das Niedrigzinsumfeld
beeinträchtige aber die Ertragslage. Sparkassen und
Kreditgenossenschaften seien aber "hohen Zinsänderungsrisiken"
ausgesetzt. Der Ausschuss verlangt einen Abbau der Privilegierung von
Staatsschuldentiteln, die Banken in großem Umfang vor allem von den
eigenen Staaten halten würden. Solche Titel würden beim Eigenkapital
einer Nullgewichtung unterliegen und seien von Großkreditgrenzen
freigestellt. "Diese Privilegien stehen einem adäquaten Umgang mit den
tatsächlichen Kreditausfall- und Konzentrationsrisiken entgegen",
heißt es in dem Bericht. Nach Angaben des Ausschusses ist ein Abbau
dieser Privilegien im Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht aber
"derzeit nicht mehrheitsfähig". Auch zu der auf europäischer Ebene
diskutierten Bündelung von Staatsanleihen verschiedener Länder in
einem Paket zu sogenannten "Sovereign Bond-Backed Securites (SBBS)
nimmt der Ausschuss Stellung. Bei einer Umsetzung dieser Pläne gebe es
"erhebliche Stabilitäts- und politische Risiken".

Eine erhöhte "Gefahr negativer Liquiditätsspiralen" sieht der
Ausschuss durch die in letzter Zeit bei Anlegern immer beliebter
gewordenen Investmentfonds. Wenn solche Fonds durch stark zunehmende
Rückgaben von Anteilsscheinen ihre Vermögenswerte verkaufen müssten,
könnte dies die Vermögenspreise weiter sinken lassen, wodurch
Investoren noch mehr Anteile abgeben würden. In Deutschland stehe mit
der Aussetzung der Rücknahme von Fondsanteilen nur ein Instrument zum
Liquiditäts-Management zur Verfügung. Die Schaffung weiterer
Instrumente könnte helfen, Liquiditätsrisiken bei Investmentfonds zu
reduzieren.

Keine Gefahr wird hingegen durch die neuen Krypto-Währungen gesehen.
Auch angesichts weiter stark steigender Preise für Immobilien werden
bisher keine Risiken durch diesen Bereich für die Finanzstabilität
gesehen. Es bestehe aber die Gefahr, dass der Wert von
Kreditsicherheiten überschätzt werden könnte

Auch die deutschen Lebensversicherungsunternehmen würden durch die
niedrigen Zinsen weiter erheblich belastet. Da die Marktzinsen
deutlich unter den durchschnittlichen Zinsgarantien liegen würden,
"stehen viele Lebensversicherer vor der Herausforderung, hinreichend
Erträge zu erwirtschaften, um ihre langfristigen Verpflichtungen zu
erfüllen". Zwar würde ein Zinsanstieg grundsätzlich positiv für die
Versicherungen sein, doch könnte es bei abrupt steigenden Zinsen zu
einer Kündigungswelle kommen, weil die Kunden von der höheren Rendite
am Markt profitieren wollten. Die Versicherungen könnten in einem
solchen "Extremfall" gezwungen sein, Kapitalanlagen zu deutlich
gesunkenen Marktwerten zu veräußern.

Erwähnt wird in dem Bericht auch ein von der Deutschen Bundesbank
entwickelter Frühwarnindikator für systemische Finanzkrisen, mit dem
allerdings nur inländische Ungleichgewichte im Finanzsystem
identifiziert werden können. Als Ergebnis wird festgehalten: "Der
Gesamtindikator für Deutschland gibt derzeit kein Warnsignal, steigt
seit Ende 2015 aber an." Ein großer Teil des Anstiegs wird auf die
stark angestiegenen Wohnimmobilienpreise zurückgeführt.

 * 

7. Experten empfehlen Krankenhausreform

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Planung und Finanzierung der Krankenhäuser muss
nach Ansicht des Sachverständigenrates zur Begutachtung der
Entwicklung im Gesundheitswesen grundsätzlich überdacht werden. In
ihrem Gutachten 2018, das jetzt als Unterrichtung (19/3180) durch die
Bundesregierung vorliegt, empfehlen die Experten umfassende
Änderungen.

Die Fehlentwicklungen in der Krankenhausfinanzierung seien für
Universitätskliniken und teilweise auch für Maximalversorger besonders
gravierend. Die Experten empfehlen, die bettenorientierte durch eine
leistungsorientierte Planung zu ersetzen. Bei der Nachfrageprognose
sollten Daten zur demografischen Entwicklung berücksichtigt werden.

Die Sachverständigen schlagen ferner einen Übergang von der dualen
Finanzierung durch Krankenkassen (Behandlungen) und Länder
(Investitionen) zur monistischen Finanzierung (nur Krankenkassen) vor.
Alternativ müssten andere Wege gefunden werden, "um der derzeitigen
Unterfinanzierung in der Investitionsförderung entgegenzuwirken und
die gegenwärtigen Überkapazitäten abzubauen".

Der Strukturfonds sei gut geeignet, um die Bereinigung der
Krankenhausstrukturen zu beschleunigen und die Investitionsförderung
der Länder zu ergänzen, heißt es weiter. Er sollte daher verstetigt
werden, wobei der Bundesanteil aus Steuermitteln und nicht durch den
Gesundheitsfonds zu tragen sei.

Für "mengenanfällige Eingriffe" sollte das Zweitmeinungsverfahren
obligatorisch und eine Dokumentations- oder Begründungspflicht
eingeführt werden.

 * 
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BUNDESTAG/7344: Heute im Bundestag Nr. 494 - 09.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 494

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Juli 2018, Redaktionsschluss: 10.14 Uhr

1. Bahnsteighöhen in Deutschland

2. Bahnhöfe in Baden-Württemberg

3. FDP fragt nach Förderung für Flugtaxis

4. FDP fragt nach Kosten für Glasfaserausbau

5. Grüne fragen nach Nachtflugverboten

6. Brexit-Folgen auf EU-Satellitenprojekt

7. Bahnverkehr Deutschland - Niederlande



1. Bahnsteighöhen in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Bahnsteighöhen in Deutschland thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2814). Die Liberalen weisen
darauf hin, dass die Bahnsteige in Deutschland "historisch bedingt"
keine einheitliche Höhe hätten. Nach dem Zweiten Weltkrieg seien in
der Bundesrepublik Bahnsteighöhen von 76 Zentimeter die Regel gewesen.
In der DDR hingegen seien 38 Zentimeter beziehungsweise 55 Zentimeter
üblich gewesen. Die Bundesregierung wird nun unter anderem gefragt,
wie hoch die finanziellen Aufwendungen wären, um alle Bahnsteige in
Deutschland auf eine Höhe von 76 Zentimeter umzubauen.

 * 

2. Bahnhöfe in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Zustand von Bahnhöfen und Haltepunkten der
Bahn in Baden-Württemberg interessiert sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/2815) kritisieren die
Abgeordneten, dass für mobilitätseingeschränkte Reisende noch immer an
zahlreichen Bahnhöfen und Haltepunkten in Baden-Württemberg kein
barrierefreier Zugang vom öffentlichen Verkehrsraum zu den Bahnsteigen
und in die Züge bestehe.

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung gefragt, wie sich der
Zustand der Verkehrsstationen in Baden-Württemberg in den letzten zehn
Jahren, insbesondere im Zeitrahmen der Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung zwischen dem Bund und der Deutschen Bahn AG
(DB AG) im Jahr 2009, verändert hat. Wissen wollen die Parlamentarier
auch, welche Maßnahmen des Modernisierungsprogramms des
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zum
barrierefreien Ausbau "kleiner Bahnhöfe" in Baden-Württemberg bisher
durchgeführt wurden.

 * 

3. FDP fragt nach Förderung für Flugtaxis

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche aktuellen Förderprogramme die Forschung für
bemannte, vollelektrische und sichere Senkrechtstarter - sogenannte
Flugtaxis - unterstützen, möchte die FDP-Fraktion von der
Bundesregierung wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/2819) erkundigen
sich die Parlamentarier unter anderem danach, ob von Seiten der
Bundesregierung Pläne bestehen, um die entsprechende Infrastruktur für
Flugtaxen einzurichten und von welchem Zeitrahmen ausgegangen wird, um
Flugtaxis eine Zulassung zur Inbetriebnahme zu erteilen.

 * 

4. FDP fragt nach Kosten für Glasfaserausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie lange es nach Meinung der Bundesregierung dauern
wird, bis der flächendeckende Glasfaserausbau in den ländlichen
Gebieten abgeschlossen ist, möchte die FDP-Fraktion wissen. In einer
Kleinen Anfrage (19/2822) verweisen die Liberalen auf den
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD wonach die Bundesregierung
für "flächendeckende Glasfaser-Netze, möglichst direkt bis zum Haus"
sorgen wolle. Dafür seien zehn bis zwölf Milliarden Euro vorgesehen.
Diese Summe plane die Bundesregierung mit dem Erlös der
5G-Frequenzversteigerung an die Netzbetreiber zu finanzieren, schreibt
die FDP-Fraktion.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun, anhand welcher
Berechnung von den genannten Kosten für den Glasfasernetzausbau
ausgegangen wird und wie die Bundesregierung die Kosten finanzieren
will, "sollte der Erlös aus der 5G-Frequenzversteigerung nicht
ausreichen". Wissen will die Fraktion auch, inwiefern aus Sicht der
Bundesregierung der Einsatz von Satellitentechnologie im ländlichen
Raum kostengünstiger und schneller realisierbar als der
Glasfaserausbau wäre und welche Pläne es dazu gibt.

 * 

5. Grüne fragen nach Nachtflugverboten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Einhaltung der vorgeschriebenen
Nachtflugregelungen an Flughäfen in Deutschland interessiert sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/2842)
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen,
an welchen deutschen Verkehrsflughäfen Nachtflugverbote existieren und
welche regelmäßigen Ausnahmen es von diesen Nachtflugverboten gibt.

 * 

6. Brexit-Folgen auf EU-Satellitenprojekt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Auswirkungen des Austritts Großbritanniens
aus der Europäischen Union auf das EU-Satellitenprojekt Galileo
erkundigt sich die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage
(19/2845) wird die Bundesregierung unter anderem gefragt, ob sie der
Ansicht ist, "dass der Austritt Großbritanniens aus der EU auch das
Satellitenprojekt Galileo zurückwirft". Wissen wollen die Abgeordneten
auch, ob nach Einschätzung der Bundesregierung ein vollständiger
Ausschluss Großbritanniens aus dem Projekt Galileo realistisch ist.

 * 

7. Bahnverkehr Deutschland - Niederlande

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Bahnverkehr zwischen Deutschland und den
Niederlanden stellt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in den
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/2859). Die Abgeordneten wollen
unter anderem wissen, wie hoch die Bundesregierung die
Fahrgastnachfrage zwischen Deutschland und den Niederlanden im
Schienenpersonenfernverkehr, im Schienenpersonennahverkehr und im
Schienengüterverkehr bis zum Jahr 2030 einschätzt.

 * 
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AUSSEN/1827: EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei stoppen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Juli 2018

DJIR-SARAI: EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei stoppen



Zur Vereidigung des türkischen Präsidenten Erdogans erklärt der
außenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Die neue Entlassungswelle in der Türkei zeigt, dass Präsident
Erdogan seinem Volk die Daumenschrauben weiter anziehen will und
wird. So verabschiedet sich die Erdogan-Türkei endgültig von den
europäischen Werten, wie Rechtsstaatlichkeit und Demokratie. Die
Bundesregierung muss konsequent darauf reagieren und auf den
sofortigen Stopp der EU-Beitrittsverhandlungen drängen. Gleichzeitig
müssen die finanziellen Vorbeitrittshilfen eingestellt werden.
Anstelle eines EU-Beitritts sollten der Türkei Gespräche über einen
neuen Grundlagenvertrag angeboten werden. Denn der Gesprächsfaden
darf nicht komplett abreißen und eine Zusammenarbeit, etwa bei der
Energiepolitik, Migrationspolitik und Terrorbekämpfung muss weiter
möglich sein."

 * 
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EUROPA/1549: Bundesregierung muss Rosinenpickerei beim Brexit verhindern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Juli 2018

LINK: Bundesregierung muss Rosinenpickerei beim Brexit
verhindern



Zur Brexit-Debatte erklärt der europapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Die Bundesregierung muss sich endlich viel strategischer auf den
Brexit vorbereiten. Eine klare Haltung lässt die Große Koalition
bisher vermissen, was beispielsweise Horst Seehofers Solo-Auftritt
bestätigt. Union und SPD müssen jetzt den Schulterschluss mit den
anderen EU-Staaten suchen und dafür sorgen, dass beim Brexit keine
Rosinenpickerei stattfindet. Enge Handelsbeziehung: gerne. Aber die
vier Grundfreiheiten des Binnenmarktes müssen verteidigt werden.
Freien Waren- und Kapitalverkehr zu wollen, ohne gleichzeitig freien
Dienstleistungsverkehr und die Freizügigkeit von Arbeitnehmern zu
akzeptieren, kann nicht das Verhandlungsziel sein."

 * 
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FINANZEN/2176: Der Soli gehört abgeschafft


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Juli 2018

TONCAR: Der Soli gehört abgeschafft



Zu den Soli-Äußerungen des sächsischen Ministerpräsidenten Kretschmer
erklärt der finanzpolitische Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion Dr.
Florian Toncar:

"Die Äußerungen von Ministerpräsident Kretschmer zum Soli sind
entlarvend. Der Soli ist mitnichten ?eine Steuer wie jede andere?,
sondern ein Ausnahmeinstrument, das für die besonderen
Herausforderungen der Wiedervereinigung eingeführt wurde. Er darf mit
dem Ende des Solidarpaktes II im Jahr 2019 nicht länger erhoben
werden. Mit Blick darauf, dass Bund, Länder und Kommunen bis zum Jahr
2022 mit über 63 Milliarden Euro Mehreinnahmen rechnen können, darf
es jetzt keine Ausreden mehr geben: Der Solidaritätszuschlag und auch
die kalte Progression gehören abgeschafft. Wer die Bürger jetzt nicht
entlastet, sollte zugeben, dass er das überhaupt nicht will."

 * 
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WIRTSCHAFT/2967: Einwanderungsgesetz muss Fachkräftezuwanderung einfach und unbürokratisch regeln


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Juli 2018

HOUBEN: Einwanderungsgesetz muss Fachkräftezuwanderung einfach und
unbürokratisch regeln



Zur Forderung der Arbeitgeberverbände nach einem Einwanderungsgesetz
erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard
Houben:

"Der Fachkräftemangel in Deutschland verschärft sich immer weiter und
gefährdet den Wohlstand unseres Landes. Schon jetzt sind etwa 1,2
Millionen Stellen unbesetzt. Für die FDP-Fraktion ist klar: Wir
brauchen mehr Fachkräfte aus dem Ausland, sonst stehen wir in Zukunft
vor gewaltigen Problemen. Es ist höchste Zeit zu handeln. Die
Bundesregierung hat zwar versprochen, noch in diesem Jahr einen
Gesetzentwurf ins Kabinett zu bringen. Ein solcher darf aber keine
bloße Worthülse sein. Ein Einwanderungsgesetz muss ordnen und die
Fachkräftezuwanderung einfach und unbürokratisch regeln. Die
FDP-Fraktion fordert daher ein Punktesystem nach kanadischem
Vorbild."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BAYERN/4938: Zweiter Nachtragshaushalt - Verbesserungen für Familien, Kinder und Senioren (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 9. Juli 2018

Zweiter Nachtragshaushalt: SPD will Verbesserungen für Familien, Kinder und Senioren

Abschließende Landtagsberatungen am Mittwoch - SPD-Sozialpolitikerin Doris Rauscher und Haushälter Günther Knoblauch fordern gute und kostenfreie Kitas sowie bessere Unterstützung älterer Menschen



In seiner Plenarsitzung am Mittwoch (11.7.) wird der Landtag abschließend über den Entwurf der Staatsregierung zum zweiten Nachtragshaushalt beraten. Die SPD fordert hier vor allem kraftvolle Investitionen zur Unterstützung von Familien, Kindern und Senioren. Sozialpolitikerin Doris Rauscher erläutert: "Die Familien in Bayern warten ungeduldig auf dringend notwendige Verbesserungen, vor allem bei den Kitas. Deshalb ist es umso ärgerlicher, dass trotz der vollmundigen Versprechungen, die Ministerpräsident Markus Söder noch vor wenigen Wochen gegeben hat, im Haushalt kein einziger Cent zusätzlich für Kitas vorgesehen ist! Damit erweisen sich die Ankündigungen als reine Luftnummern!" Auch ein "Familiengeld", das zudem nach Söders Konzeption nach dem dritten Geburtstag des Kindes abrupt abbreche, helfe wenig, wenn Eltern schlichtweg keinen Betreuungsplatz für ihr Kind finden.

Die SPD setzt sich deshalb in ihren Haushaltsanträgen für eine Qualitätsoffensive und einen deutlichen Ausbau der bayerischen Kindertageseinrichtungen ein. SPD-Haushälter Günther Knoblauch erklärt: "Wir wollen die Personal- und Betreuungssituation verbessern und für eine verlässliche Finanzierung von Ferien- und Randzeiten sorgen. Dafür reicht eine bloße Ankündigungspolitik à la CSU nicht aus - der Freistaat muss hier endlich Geld in die Hand nehmen!" Für 2018 belaufen sich die Mehrbedarfe laut wissenschaftlicher Erhebungen auf etwa 165 Millionen Euro. Um allen Kindern in Bayern gleiche Startchancen zu garantieren und Eltern nachhaltig zu entlasten, fordert die SPD zudem, die Kita-Gebühren schrittweise abzuschaffen.

Aber auch die Bedarfe der älteren Generation finden sich im Haushaltsplan der CSU-Staatsregierung bislang nicht wieder. Die SPD fordert daher, ein Sonderprogramm "Gut leben im Alter - Teilhabe ermöglichen" auf den Weg zu bringen, das die bayerischen Seniorinnen und Senioren bei Alltagskosten, zum Beispiel im Öffentlichen Personennahverkehr oder bei Gesundheitsangeboten, entlastet. Ein solches Programm soll zunächst durch ein Gutachten vorbereitet werden.

Rauscher resümiert: "Wir haben alle Generationen im Blick - von den ganz Kleinen bis hin zu den Seniorinnen und Senioren. Denn auch im reichen Bayern sind die Teilhabechancen noch immer viel zu sehr vom Geldbeutel abhängig! Mit unseren Haushaltsanträgen sorgen wir deshalb für echte Unterstützung der Familien, Kinder und älteren Menschen im Freistaat." Gerade in Zeiten sprudelnder Steuereinnahmen appelliere sie daher dringend an die CSU-Mehrheitsfraktion, den Anträgen zuzustimmen, um so den Alltag vieler Menschen in Bayern spürbar zu verbessern.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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BAYERN/4937: Mehr Geld für Studentenwerke in Bayern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 9. Juli 2018

SPD fordert mehr Geld für Studentenwerke in Bayern



Hochschulpolitische Sprecherin Isabell Zacharias: Soziale Infrastruktur muss wachsen - acht Millionen mehr - Wohnen und Beratung von Studierenden im Fokus

Die SPD-Landtagsfraktion fordert mehr Geld für die bayerischen Studentenwerke, die seit Jahren am finanziellen Limit arbeiten. Im aktuellen Nachtragshaushalt sollen die Zuschüsse um acht Millionen auf rund 19 Millionen erhöht werden. "Die Studentenwerke arbeiten seit langem am finanziellen Limit. Jetzt ist die Belastungsgrenze erreicht", sagte SPD-Hochschulsprecherin Isabell Zacharias heute (9. Juli) bei einer Pressekonferenz im Bayerischen Landtag.

Zacharias bezeichnet es als großen Fehler der Staatsregierung, 18.000 neue Studienplätze anzukündigen und nicht zugleich die Studieninfrastruktur ausreichend zu finanzieren. Angesichts explodierender Mieten in den Ballungsräumen sei es besonders wichtig, Wohnheime zu bauen, fordert die Münchner Abgeordnete. "Wenn es mehr Studienplätze gibt, müssen auch die Studentenwerke mitwachsen. Sie leisten unverzichtbaren wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen und kulturellen Beitrag zur Förderung der Studierenden. An der Erhöhung der Zuschüsse führt kein Weg vorbei", erklärt die hochschulpolitische Sprecherin Isabell Zacharias.

Die Geschäftsführerin des Münchner Studentenwerks, Ursula Wurzer-Fastnacht, appelliert an die Staatsregierung, die Zuschüsse für studentisches Wohnen zu erhöhen und geeignete Grundstücke für den Bau von Wohnheimen bereitzustellen. Wurzer-Fastnacht wünscht sich zudem Zuschüsse zum Beratungsangebot, das verstärkt nachgefragt und bisher von den Studentenwerken selbst finanziert wird.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4428: Gütetermin vor Arbeitsgericht - Gesundheitsbehörde setzt skandalösen Umgang mit Volksinitiative fort (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. Juli 2018

Gütetermin vor dem Arbeitsgericht: Gesundheitsbehörde setzt skandalösen Umgang mit Volksinitiative fort



Heute fand vor dem Arbeitsgericht Hamburg ein Gütetermin zwischen der Gesundheitsbehörde und ihrem Mitarbeiter Axel Hopfmann statt. Hopfmann ist aktiv beim "Hamburger Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus", das im März 2018 die Volksinitiative gegen den Pflegenotstand eingereicht hat. Im Februar 2018 wurde sein Dienstcomputer durch die Behörde ausgespäht, ohne vorherige Einbeziehung des Personalrats und ohne Angabe eines konkreten Verdachts (Drs. 21/12883 und Drs. 21/13192). Hopfmann verklagte daraufhin mit Unterstützung der Gewerkschaft ver.di seine Arbeitgeberin, um die Unrechtmäßigkeit der Durchsuchung feststellen zu lassen und eine Rücknahme der Abmahnung zu fordern. Er machte heute einen Gütevorschlag und signalisierte, dass er auf eine Rücknahme der Abmahnung verzichten würde, wenn die Behörde anerkennen würde, dass die Durchsuchung des Computers illegal war. Die Behörde hingegen legte keinen Gütevorschlag vor, es kam zu keiner Einigung.

Dazu Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Auch heute konnte die Behörde einen konkreten Verdacht, der eine Ausspähung hätte rechtfertigen können, nicht plausibel darlegen. Die bis zum heutigen Tag ausgebliebene Aufklärung wirft kein gutes Licht auf den Umgang der Senatorin mit der Volksinitiative und auf ihr Demokratieverständnis. Der Senat muss die 30.000 Hamburgerinnen und Hamburger ernstnehmen, die bei der Volksinitiative unterschrieben haben. Anstatt Mitarbeiter einzuschüchtern oder der Volksinitiative mit Verfassungsklage zu drohen, sollte sich die Senatorin darauf konzentrieren, den Pflegenotstand in den Hamburger Krankenhäusern zu bekämpfen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. Juli 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4427: Spekulation mit "pflegen & wohnen" stoppen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. Juli 2018

Spekulation mit 'pflegen & wohnen' stoppen!



Laut Medienberichten erwirbt die börsennotierte Wohnungsgesellschaft 'Deutsche Wohnen' Anteile an Hamburgs größtem Pflegeheimbetreiber Pflegen & Wohnen. Dazu Deniz Celik, pflegepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Entgegen den Verlautbarungen der vorherigen Eigentümerin 'Vitanas GmbH', dass der Kauf von Pflegen und Wohnen durch 'Oaktree' ein langfristiges Engagement sei, bewahrheitet sich nun unsere Befürchtung, dass es von Anfang an um das schnelle Geld ging."

Der Verkauf ausgerechnet an die 'Deutsche Wohnen' lasse nichts Gutes ahnen, denn die habe vielerorts einen Ruf als Mieterschreck. "Der Senat sieht tatenlos zu, wie die Altenpflege in Hamburg immer mehr zum Renditeobjekt von Finanzinvestoren wird. Auch vor dem Hintergrund, dass kaum noch Kontrollen durch die Wohn-Pflege-Aufsicht erfolgen, ist es um den Schutz von pflegebedürftigen Menschen in Hamburg nicht gut bestellt. Die Altenpflege muss sich nach den Bedürfnissen der pflegebedürftigen Menschen richten und nicht nach dem Profit. Der Senat hat die Verantwortung, die Grundstücke und Immobilien von 'pflegen & wohnen' vor Spekulation zu schützen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. Juli 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4426: Senat kassiert über den HVV weiter bei Rentner_innen ab (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 8. Juli 2018

Senat kassiert über den HVV weiter bei Rentner_innen ab



Die Antwort des Senats auf eine Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft belegt, was viele Menschen seit Langem fühlen: Die HVV-Preise steigen schneller als die Einkommen. Hauptleidtragende sind demnach die Rentner_innen: Während die Preise für die HVV-Senior_innenkarte von 2008 bis 2017 um kräftige 31,31 % zulegten, stiegen die Renten (durchschnittlicher Rentenzahlbetrag) in Hamburg im gleichen Zeitraum lediglich um 14,92 % an.

"Angesichts der kürzlich vorgestellten Geschäftszahlen der Hochbahn kann man die Preispolitik des Senats nur noch als zynisch bezeichnen", meint Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Linksfraktion. "Mit Preiserhöhungen weit über der Einkommensentwicklung wird bei der städtischen Hochbahn AG ein Kostendeckungsgrad von 92,9% erreicht. Auf der Strecke bleiben die älteren Menschen, die für die Teilhabe am sozialen Leben auf einen günstigen HVV angewiesen sind."

Der schematische Verweis des Senats auf die Sozialkarte ziehe nicht, denn längst nicht alle Senior_innen könnten diese bekommen. "Die Sozialkarte erhalten lediglich Empfänger_innen von Grundsicherung. Wir fordern den Senat auf, die Preiserhöhungen bei den Senior_innenkarten zumindest so lange auszusetzen, bis die Relation zwischen Renten und Fahrpreisen wieder auf dem Niveau von 2008 ist."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 8. Juli 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4425: Senat muss sich für Arbeitsplätze bei Hapag-Lloyd einsetzen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 8. Juli 2018

Senat muss sich für Arbeitsplätze bei Hapag-Lloyd einsetzen



Die Reedereien in Hamburg sind kräftig in der Krise: Hamburg Süd wird gegenwärtig von Maersk zerlegt, viele kleine Reedereien geraten durch den Verkauf der HSH Nordbank in Schwierigkeiten, und jetzt überrascht Hapag-Lloyd mit einer Gewinnwarnung: Auf das Ergebnis drücken die immense Verschuldung von fast 6 Milliarden Euro und die stagnierenden Margen in den Liniendiensten.

Als Reaktion hat sich das Unternehmen vorgenommen, die Beschäftigten in Hamburg verstärkt zu drücken: Effizienzsteigerung und Effektivitätssteigerung sind die Stichworte. "Das Unternehmen spricht von kulturverändernden Maßnahmen - das erschreckt", sagt Norbert Hackbusch, hafenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Außerdem werden viele Tätigkeiten, die bislang im Haus geleistet wurden, wohl auf externe Dienstleister verlagert. Es ist zu befürchten, dass 200 der 1200 Stellen wegfallen sollen. "Nun ist der Hamburger Senat gefordert", meint Hackbusch. "Der Erhalt der Arbeitsplätze ist eine wichtige Aufgabe städtischer Beteiligung. Das war auch die Ansage, als Hapag Lloyd mit kräftiger städtischer Unterstützung vor 10 Jahren gerettet worden ist."

Der zweite Grund für das Engagement der Stadt bei der Reederei war die Ladung für den Hamburger Hafen, erinnert Hackbusch: "Da erstaunen die Informationen über eine Beteiligung in Tanger. DIE LINKE wird dafür sorgen, dass der Senat im Ausschuss öffentliche Unternehmen ihre Strategie bezüglich ihrer Beteiligung an Hapag Lloyd deutlich macht."

Die Hauptversammlung am 10. Juli sei ein wichtiger Termin, um diesbezüglich Klarheit zu schaffen: "Es ist unverantwortlich, dass sich die Stadt zum Arbeitsplatzabbau nicht geäußert hat. Die anderen Anteilseigner drängen auf den Arbeitsplatzabbau. Der Senat muss sich dagegen wehren!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 8. Juli 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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THÜRINGEN/091: Thüringer Landtagskurier Ausgabe 7/2018


THÜRINGER LANDTAGSKURIER - Ausgabe 7/2018

Aus dem Plenum und den Ausschüssen

Landtag gedenkt der Opfer des SED-Unrechts



AUS DEM LANDTAG

Gedenkfeier zum 17. Juni in Maxhütte Unterwellenborn

Aus Anlass des Gedenktags für die Opfer des SED-Unrecht luden der
Thüringer Landtag und der Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der
SED-Diktatur, Christian Diedrich, am 15. Juni zu einer
Gedenkveranstaltung in die Maxhütte Unterwellenborn ein. Dort wurden
Zeitzeugen von Schülern aus Saalfeld befragt. So schilderte Ralf
Weber, wie er als 15-jähriger in dem Stahlwerk Unterwellenborn unter
widrigsten Bedingungen schwerste Zwangsarbeit verrichten musste und im
Jugendwerkhof misshandelt wurde.

Landtagspräsident Christian Carius sagte: "Wir begehen in diesem Jahr
zum dritten Mal den Thüringer Gedenktag für die Opfer des
SED-Unrechts. Am 17. Juni 1953 erhoben sich Menschen in der gesamten
DDR zum Volksaufstand. Sie demonstrierten gegen widrige
Arbeitsbedingungen, gegen Willkür, Unrecht und politische Verfolgung.
Doch ihre Hoffnungen auf Demokratie und Freiheit wurden durch die
Machthaber blutig niedergeschlagen. 34 Demonstranten starben
unmittelbar, 19 wurden hingerichtet, so auch der 26-jährige Alfred
Diener aus Jena. Auch wenn Diktatur und Unrechtsstaat durch die
friedliche Revolution überwunden wurden," so Carius weiter, "bleibt es
unsere Aufgabe, der Opfer der SED-Diktatur zu gedenken und ihr
Schicksal nicht in Vergessenheit geraten zu lassen. So ist es richtig,
gerade das Schicksal der in der DDR Zwangsumgesiedelten auf der
Landtagspräsidentenkonferenz weiterhin zu behandeln."

Die Landesregierung wurde durch Staatssekretärin Dr. Babette Winter
vertreten.







Verfassungsgerichtshof hat neuen Präsidenten

Am 21. Juni wurde Stefan Kaufmann mit der erforderlichen Mehrheit von
zwei Dritteln der Mitglieder des Landtags zum Präsidenten des
Thüringer Verfassungsgerichtshofs gewählt und anschließend durch
Landtagspräsident Christian Carius im Plenum vereidigt. Der Präsident
gratulierte im Namen des gesamten Hauses und merkte an: "Eine
unabhängige Justiz und eine starke Verfassungsgerichtsbarkeit sind
unerlässlich für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Daher ist es gut,
dass eine überparteiliche Einigung erzielt werden konnte und die
Vakanz an der Spitze des Verfassungsgerichtshofs endlich beendet ist.
Mit Stefan Kaufmann übernimmt ein versierter Jurist und erfahrener
Richter das dritthöchste Amt im Freistaat. Ich wünsche ihm für seine
Präsidentschaft viel Erfolg."

Dr. h.c. Stefan Kaufmann (Jahrgang 1953) ist gegenwärtig Präsident des
Thüringer Oberlandesgerichts mit Sitz in Jena. Zuvor war er unter
anderem Abteilungsleiter im Thüringer Justizministerium sowie
Präsident des Thüringer Justizprüfungsamtes.







Diplomatenanwärter im Landtag

Landtagspräsident Christian Carius empfing am 20. Juni am Rande der
Plenarsitzung eine Gruppe von Diplomatenanwärtern aus afrikanischen
Staaten, die vom Auswärtigen Amt im Rahmen eines Lehrgangs durch
Thüringen geführt wurden.

 * 

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 37 72201

Fax: 0361 37 72414

www.cdu-landtag.de

Schließungsprogramm für Förderzentren und kleine Schulen

Die Landesregierung nimmt Eltern Entscheidungsmöglichkeiten bei der
Schulwahl und gefährdet zahlreiche kleinere Schulen auf dem Lande.
Diesen Vorwurf erhebt der bildungspolitische Sprecher der
CDU-Fraktion, Christian Tischner, mit Blick auf den Entwurf für ein
neues Thüringer Schulgesetz. Während damit entscheidende Weichen
falsch gestellt werden, versagt die Linkskoalition gegenüber der
entscheidenden schulpolitischen Herausforderung: den Unterrichtsaufall
zu beheben und den Lehrernachwuchs zu sichern. Die CDU wendet sich vor
allem gegen das Vorhaben, langfristig alle Kinder mit besonderem
Förderbedarf inklusiv zu unterrichten. Damit würden Förderzentren für
Verhaltensauffällige und Lernschwache zu Schulen ohne Schüler. Kein
Verständnis hat Tischner für die vorgesehenen Mindestgrößen für
Schulen und Klassen: "Was Rot-Rot-Grün plant, bringt in absehbarer
Zeit zahllose Schulen vor allem im ländlichen Raum in Existenznot."


Neugliederungen ohne Bestandsgarantie

Die von Rot-Rot-Grün vorangetriebenen freiwilligen
Gemeindeneugliederungen schaffen für viele der beteiligten Kommunen
keine Sicherheit. Darauf hat der innenpolitische Sprecher der
CDU-Landtagsfraktion, Wolfgang Fiedler, hingewiesen. Grund für die
Warnung: Die Ramelow-Regierung betrachtet die freiwilligen
Neugliederungen lediglich als "Zwischenschritt" und will in der
kommenden Wahlperiode die Gemeindestrukturen notfalls auch durch
Zwangsfusionen an ihr Leitbild von 6000 Einwohnern im Jahr 2035
anpassen. Im Klartext heißt das laut Fiedler, "dass etliche der
Gemeinden, die sich jetzt freiwillig zusammentun wollen, nach dem
Willen von Rot-Rot-Grün in wenigen Jahren erneut neu gegliedert
würden". Das weist der Innenpolitiker zurück. "Wer sich jetzt neu
findet, der muss Vertrauensschutz genießen. Sonst regiert am Ende der
übliche linke Zwang."


Verfassungsrechtlich fragwürdiger Wahlkampfhaushalt

"Die Eckwerte für den von der Ramelow-Regierung geplanten Haushalt
2020 sind eine riskante Wette auf die Zukunft." Das hat der
haushaltspolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Maik Kowalleck,
erklärt. Obgleich Finanzministerin Heike Taubert selbst auf erwartete
Zinssteigerungen und auf wirtschaftliche Eintrübungen hinweist, hat
das laut Kowalleck "anscheinend keinen Niederschlag in der
Haushaltsplanung gefunden". Nach Ansicht der CDU hat die
Landesregierung zwar die Pflicht, mit der Haushaltsaufstellung zu
beginnen, die Koalitionsfraktionen haben jedoch kein Recht, dem
künftigen 7. Thüringer Landtag durch die Verabschiedung eines
Haushalts für 2020 vorzugreifen. Taubert schätzt, dass das
Haushaltsvolumen noch einmal auf 10,8 Milliarden Euro in 2020
anwachsen soll. Die zurzeit seitens der Landesregierung für Ende 2019
angenommene Rücklage von 430 Millionen Euro soll den Angaben zufolge
im Zuge der Haushaltsaufstellung 2020 weitgehend verplant werden.
Darin enthalten sind 55 Millionen Euro, die der Finanzministerin
zufolge den Koalitionsfraktionen für diverse Projekte zur Verfügung
stehen sollen. "Da mutiert das sauer erarbeitete Steuergeld zum
Schmiermittel für den rot-rot-grünen Wahlkampf und der eigentliche
Sinn dieses verfassungsrechtlich waghalsigen Manövers 'Haushalt 2020'
tritt zu Tage."


Auswärtige Klausurtagung in Kleinpolen

Fragen zur Zukunft Europas bildeten einen Schwerpunkt auf der
auswärtigen Fraktionsklausur der Landtags-CDU Anfang Juni in der
Thüringischen Partnerregion Kleinpolen. Im Gespräch mit dem Marschall
der Woiwodschaft Kleinpolen, Jacek Krupa, machte sich der
CDU-Fraktionsvorsitzende Mike Mohring für gemeinsame Anstrengungen zur
Wiederbelebung des Weimarer Dreiecks auf nationaler Ebene stark. "Die
Europäischen Partner müssen wieder zueinanderfinden, damit Europa ein
gemeinsamer Raum der Freiheit, des Friedens, der Sicherheit und des
Wohlstands bleibt", erklärte Mohring bei dem Treffen in Krakau.
Außerdem besuchten die Abgeordneten die Gedenkstätte
Auschwitz-Birkenau und legten mit dem Bürgermeister von Ausschwitz,
Janusz Chwierut, an der sogenannten "Todeswand" einen Kranz nieder.


Sinkende Organspendezahlen bekämpfen

"Der Rückgang der Organspenderzahlen in Thüringen ist alarmierend.
Deshalb müssen mehr Spender identifiziert und Angehörige wie auch
Empfänger besser betreut und beraten werden als bisher." Mit diesen
Worten hat der gesundheitspolitische Sprecher der CDU im Thüringer
Landtag, Christoph Zippel, einen Gesetzesentwurf seiner Fraktion
begründet, der im Juni-Plenum beraten und in die Ausschüsse überwiesen
wurde. Erreichen will die Union dies über eine Stärkung der
Organspendebeauftragten: "Mit dem Gesetz wollen wir die
Arbeitsbedingungen für Transplantationsbeauftragte in den Thüringer
Kliniken verbessern, damit sie mehr Zeit finden und besser
qualifiziert werden, sich um diese wichtige Aufgabe zu kümmern. Der
Blick nach Bayern zeigt, dass eine Freistellung der Beauftragten
unmittelbaren Einfluss auf die Zahl der Organspenden haben kann."


Neue Ämter für Emde, Geibert und Thamm

Die CDU-Fraktion hat einen neuen Parlamentarischen Geschäftsführer.
Die Abgeordneten wählten einstimmig Jörg Geibert in diese Funktion.
Der bisherige Amtsinhaber Volker Emde hatte aus persönlichen Gründen
darum gebeten, von dieser Aufgabe entbunden zu werden. Emde wird im
Tausch den Sitz Geiberts im Fraktionsvorstand sowie dessen Funktionen
und Mitgliedschaften in den Ausschüssen und Gremien des Landtags
übernehmen. Außerdem hat die Fraktion das Amt eines Fachsprechers für
Pflegepolitik neu geschaffen und den Abgeordneten Jörg Thamm
einstimmig in dieses Amt gewählt. Die Fraktion betont damit die
herausragende Bedeutung des Themas Pflege für die Politik. "Für viele
Menschen und ihre Angehörigen wird dies irgendwann zu einer großen
Herausforderung", sagte Thamm.
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Gegen Lobbyismus

Der Landtagbeschluss gegen Lobbyismus vom 20. Juni ist ein wichtiger
Erfolg. Ehemalige Minister der Landesregierung dürfen nicht mehr
direkt in einen Job in der Wirtschaft wechseln. Die Wartezeit
("Karenzzeit") beträgt in Zukunft 18 Monate, in schwerwiegenden Fällen
sogar bis zu 24 Monate. Damit werden schädliche Verbandelungen und die
Gefahr von Lobby-Einfluss eingeschränkt.

Der Abgeordnete Knut Korschewsky (DIE LINKE) hat seit Jahren für diese
Regelung gekämpft, die im neuen "Ministergesetz" festgeschrieben ist.
Er sagte: "Die Einführung gesetzlicher Karenzzeiten, also
Abstandszeiten, für ehemalige Ministerinnen und Minister zwischen
Ausscheiden aus dem Amt und Übernahme einer Tätigkeit in der
Wirtschaft ist ein deutliches Signal gegen Lobbyismus und
'Drehtüraktivitäten'." Das werde dem Vertrauen in Politik und
Demokratie guttun. Mit dem Gesetz geht Thüringen deutlich über
Regelungen anderer Bundesländer und der Bundesregierung hinaus. Die
Entscheidungen über die "Karenzzeiten" unterstützt ein beratendes
Gremium, das mit kompetenten Personen aus der Zivilgesellschaft
besetzt sein wird. Entscheidung und Empfehlung dieses Gremiums werden
veröffentlicht. "Damit ist auch das Entscheidungsverfahren transparent
und lobbykritisch gestaltet. Wichtig für die Wirksamkeit ist die auf
Initiative der LINKEN eingeführte Sanktionsvorschrift. Wer gegen die
Pflicht zur Mitteilung der beabsichtigten Tätigkeit und gegen das
Verbot der vorzeitigen Tätigkeitsaufnahme verstößt, wird mit einem
spürbaren Ordnungsgeld belegt werden."



Mit Bodo Ramelow im Gespräch: Für einen sozialen Schutzschirm


Mitte 2018 - Zeit für eine Zwischenbilanz: Seit dreieinhalb Jahren
regieren in Thüringen DIE LINKE, SPD und Grüne. Was wurde seither
erreicht und wie soll sich der Freistaat weiter entwickeln? Die
Arbeitslosigkeit ist auf dem niedrigsten Stand seit 1991 und sinkt
weiter, die Wirtschaft boomt. Vieles hat die rot-rot-grüne
Landesregierung unter Ministerpräsident Bodo Ramelow angepackt und
geschafft, zum Beispiel ein kostenfreies Kita-Jahr für alle Kinder,
mehr Neueinstellungen von Lehrern, massive Investitionen in sozialen
Wohnungsbau und Schulen, geförderte Jobs für Langzeiterwerbslose, den
Einfluss von Lobby-Organisationen auf die Politik eingeschränkt und
direkte Demokratie ausgebaut. Doch weiterhin ist die Bundesrepublik
ein sozial gespaltenes Land - "Ungleichland" nennt das der WDR in
einer aktuellen Serie von Dokumentarfilmen.

Die De-Industrialisierung Thüringens nach 1990 hat ihre Spuren
hinterlassen, bis heute. Wie schaffen wir also heute nicht nur mehr
Jobs, sondern auch bessere Löhne, gute Arbeitsbedingungen? Und wie
erreichen wir endlich gleichwertige Lebensverhältnisse in Ost und West
- von gleichen Löhnen bis zur Rechten-Gerechtigkeit? Über diese
Fragen, die Idee einer Kinder-Grundsicherung, die skandalöse
Steuer-Vermeidung von Konzernen, bessere Schulen und mehr ostdeutsches
Selbstbewusstsein sprach die Vorsitzende der Linksfraktion, Susanne
Hennig-Wellsow, mit Ministerpräsident Bodo Ramelow. 

http://www.die-linke-thl.de/nc/politik/news/detail/zurueck/aktuell-
7/artikel/fuereinen-sozialen-schutzschirm/


Ein Feiertag für Kinder!

von Susanne Hennig-Wellsow, Fraktionsvorsitzende

Der Weltkindertag soll in Thüringen Feiertag werden. Arbeitsfrei für
alle. Vier Gründe gibt es dafür. Erstens: Wir wollen, dass Eltern und
Großeltern mehr Zeit für ihre Kinder und Enkel haben. Mehr
Familienfreundlichkeit, das wünschen sich alle. Zweitens: Gesetzliche
Feiertage haben hohen symbolischen Wert. Wir wollen Kindern und
Familien mehr würdigen - denn das haben sie verdient. Ein zusätzlicher
freier Tag ist eine kleine, aber sehr ernst gemeinte Geste an die
Kinder. Drittens: Der Beschluss, den wir als rot-rot-grüne Koalition
gerade vorbereiten, ist ein Schritt zur Umsetzung der
UN-Kinderrechtskonvention. Im Herbst 2019 jährt sich der Beschluss der
Vereinten Nationen zum 30. Mal - ab dann soll der 20. September als
Feiertag hier in Thüringen arbeitsfrei sein. Und viertens: Wir wissen,
dass die Menschen viel zu viel arbeiten müssen. Körperliche und
psychische Belastungen und Erkrankungen werden mehr, zu viele
Angestellte leider unter Stress und haben zu selten die Chance,
wirklich von der Arbeit abzuschalten. Wir brauchen daher
Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnverlust. Ein zusätzlicher Feiertag
bringt das mit sich - ein guter Nebeneffekt.


Die wahrscheinlich lockerste Einführung in Karl Marx'
"Kapital"

200 Jahre Karl Marx, 150 Jahre Kapital - das Jahr 2018 bietet gleich
zwei große Marx-Jubiläen. Die LINKE zeigt deshalb die Ausstellung "Das
Kapital in Farbe". Jari Banas hat eine Einführung in das Denken von
Marx und sein Hauptwerk "Das Kapital" als Comic gezeichnet. Banas
wurde 1950 in Finnland geboren, machte eine Schlosserlehre und verließ
später die Werkkunstschule Krefeld als Designer. Der linke "VSA
Verlag" hat das Buch nun erneut aufgelegt und zugleich auf 15 Tafeln
als Ausstellung auf Tour geschickt - auch nach Thüringen. Nach einer
ersten Station im Wahlkreisbüro des Abgeordneten Steffen Dittes (DIE
LINKE) in Weimar ist sie nun auch im Thüringer Landtag im Flur der
Linksfraktion (4. Etage des Fraktionsgebäudes) zu sehen.

Die Bilder zeigen schwere Kost in bunter Unterhaltung: Von Ausbeutung
über Kauf und Verkauf der Arbeitskraft, den Extra-Mehrwert bis zum
Verwertungsprozess. Das kleine Buch ist inzwischen ein Klassiker für
an Marx interessierte EinsteigerInnen. Denn vielen ist die Lektüre des
»Kapitals« im Original-Text zu mühselig - zu dick, zu lang, keine
Bilder und schwarz-weiß. "Diese Ausrede gilt nun gar nicht mehr",
wirbt der Verlag für die wahrscheinlich "lockerste Einführung" in das
Denken von Karl Marx.
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"Gute Arbeit kann nur im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von
Beruf und Familie verstanden werden."

Birgit Pelke, MdL 

Sozialpolitikerin Birgit Pelke in ihrer Rede zur Aktuellen Stunde der
SPD-Fraktion "Raus aus der Teilzeitfalle - Einführung der
Brückenteilzeit als positive Weichenstellung für die Lebensrealität
Thüringer Familien". Damit haben die Sozialdemokraten Bezug auf den
Beschluss des Bundeskabinetts genommen - für ein Rückkehrrecht in die
Vollzeitanstellung.


Finanzierung gesichert

Zur verabschiedeten Novelle des "Thüringer Gesetzes über die
Errichtung der Anstalt öffentlichen Rechts 'ThüringenForst'" erklärt
Dagmar Becker, zuständige Sprecherin für Forsten der SPD-Fraktion:
"Ich freue mich sehr, dass wir künftig über die Finanzierung der
Thüringer Forstanstalt Klarheit geschaffen haben. Die jährlichen
Zuführungen bis zum Jahr 2025 aus dem Landeshaushalt an die
Forstanstalt sind damit geklärt. Damit kennen Geschäftsführung und
Verwaltungsrat die Leitplanken und können die Weichen für die Zukunft
stellen."

Becker würdigt weiter, dass es - trotz teils unterschiedlicher
Auffassungen der Koalitionspartner - eine vernünftige Verständigung
darüber gegeben habe, dass die Forstanstalt für die "Stilllegung" von
Landeswald, etwa im Bereich Possen, auch entschädigt werde: "Das ist
notwendig, weil Wald, der forstwirtschaftlich nicht genutzt wird, für
den Eigentümer trotzdem Kosten verursacht, etwa für die
Verkehrssicherung und die Wegeunterhaltung."

Besonders wichtig sei zudem gewesen, dass die Thüringer Forstanstalt
künftig die Pflege der vom Land Thüringen in der Wanderwegekonzeption
2025 beworbenen Premiumwanderwege übernehmen könne und dafür bis zu
zwei Millionen Euro jährlich aus dem für Tourismus zuständigen
Wirtschaftsministerium erhalte.


Gemeindeneugliederungsgesetz 2018

Die Notwendigkeit größerer Gemeinden besteht nach wie vor. Deshalb
haben die Koalitionsfraktionen im Juni-Plenum das
Gemeindeneugliederungsgesetz 2018 beschlossen - Für die
Kommunalpolitikerin Claudia Scheerschmidt von der SPD-Fraktion
ausdrücklich kein Selbstzweck: "Die Bevölkerungsentwicklung in
Thüringen wird sich durch sinkende Steuereinnahmen und eine
angespannte Fachkräftesituation auch auf die Gemeinden niederschlagen.
Schon heute haben viele Kleinund Kleinstgemeinden Probleme, ihre
Verwaltungsaufgaben in der gebotenen Qualität zu erfüllen. Eine
effiziente und gute Verwaltung ist jedoch entscheidend für die
Standortattraktivität. Ich bin deswegen sehr erfreut, dass so viele
Gemeinden, die Freiwilligkeitsphase der Gemeindegebietsreform nutzen
und sich in ihrem eigenen Interesse zusammenschließen. Das ist ein
wichtiger Schritt und eine gute Entscheidung für die Zukunft."

Mit dem ebenfalls im Juni vorgestellten Gemeindeneugliederungsgesetz
2019 werden ab dem nächsten Jahr rund 300 Gemeinden in moderneren
Strukturen leben. "Damit profitiert jeder vierte Thüringer von der
neuen Gebietskulisse und den durch die Landesregierung und der sie
tragenden Koalition bereitgestellten Fusionsprämien und
Entschuldungshilfen in Höhe von 121 Millionen Euro", so Claudia
Scheerschmidt.


Personalausstattung des Verfassungsschutzes

Bei dem im Thüringer Landtag vorgestellten Bericht der
Parlamentarischen Kontrollkommission wurde deutlich, dass die
personelle Ausstattung des Verfassungsschutzes oft nur dann eine
angemessene Aufgabenwahrnehmung erlaubt, wenn auf Versetzungen und
Abordnungen zurückgegriffen wird. Dazu erklärt die innenpolitische
Sprecherin der SPD-Fraktion, Dorothea Marx: "Die personelle
Ausstattung des Amtes für Verfassungsschutzes muss auch weiterhin
gewährleisten, dass dieses seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen
kann."

Durch den Bericht sei deutlich geworden, dass das Amt aufgrund der
aktuellen Sicherheitslage auf spezielle Expertisen angewiesen sei.
"Insbesondere im Hinblick auf islamistische Bedrohungen ist es
notwendig, dass der Verfassungsschutz über spezialisiertes Personal
mit entsprechenden Sprachkenntnissen und Kenntnissen der
islamistischen Szene in Deutschland verfügt."

Marx verwies zudem darauf, dass der Verfassungsschutz in seiner
bestehenden Form Ergebnis der historischen Erfahrungen mit dem
Nationalsozialismus ist. In deren Folge haben sich die
Verfassungsgeber der Länder und des Bundes dafür entschieden,
geheimdienstliche Befugnisse nicht der Polizei zuzuweisen, sondern
diese in einer separaten Institution unter parlamentarische Kontrolle
zu stellen. "Die Aufgabe, die der Verfassungsschutz erfüllt, nämlich
die Demokratie zu schützen, muss in jedem Fall durch den Staat
wahrgenommen werden. Die Alternative zum Verfassungsschutz in seiner
heutigen Form wäre, die Aufgaben des Verfassungsschutzes wieder der
Polizei zu übertragen. Dies würde jedoch einen Rückschritt im Hinblick
auf die parlamentarische Kontrolle darstellen und wird deswegen von
der SPD entschieden abgelehnt", so Marx abschließend.
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Rechnungshof teilt AfD-Kritik an zu geringer Investitionsquote


Der Thüringer Landesrechnungshof hat am 25. Juni seinen Jahresbericht
2018 vorgestellt. Dazu sagt Olaf Kießling, haushaltspolitischer
Sprecher der AfD-Fraktion im Thüringer Landtag: "Der Rechnungshof
teilt die Kritik der AfD-Fraktion, dass Rot-Rot-Grün den Haushalt
aufgebläht hat, aber zu wenig investiert. Die Landesregierung verteilt
mit Blick auf die Landtagswahlen nächstes Jahr Wahlkampfgeschenke auf
Steuerzahlerkosten, lässt den Freistaat aber ansonsten von der
Substanz leben." Das sei nicht nachhaltig. Die AfD-Fraktion habe sich
in den Haushaltsverhandlungen für mehr Investitionen unter anderem in
die Bereiche innere Sicherheit und Bildung ausgesprochen. Außerdem
sollte das Land mehr Mittel für kommunale Investitionen bereitstellen.

"Es ist zudem an Peinlichkeit nicht zu überbieten, dass das
Bildungsministerium über Jahre teure Gutachten in Auftrag gegeben hat,
obwohl es im Haus eigene Experten sitzen hatte. Hier fragt sich doch
jeder Bürger, für was dann höhere Beamten mit Studienabschlüssen in
den Ministerien sitzen", so Kießling. Die AfD-Fraktion habe die
Auftragsvergabe an Gutachter durch Rot-Rot-Grün ebenfalls bereits in
den Haushaltsberatungen kritisiert. Auch hier teile der Rechnungshof
die Ansicht der AfD-Fraktion.


Viele Mängel bei der Neugliederung der Gemeinden

Zum Gemeindeneugliederungsgesetz der Landesregierung sagt Jörg Henke,
innenpolitischer Sprecher der AfD-Fraktion im Thüringer Landtag: "Die
Landesregierung hat die Gemeinden erst finanziell ausbluten lassen und
ködert sie nun mit viel Geld für angeblich freiwillige
Zusammenschlüsse." Dieses Vorgehen von Rot-Rot-Grün kritisiere die
AfD-Fraktion. Henke: "Wir sehen zudem noch mehrere Mängel an dem
Gesetz: Aus den Kommunen gibt es zurecht Protest gegen die sehr kurzen
Übergangszeiten bei den Zusammenschlüssen. In einigen Orten herrscht
Angst vor einem Identitätsverlust." Zudem gebe es die Kritik, dass
sich insbesondere Städte wirtschaftlich starke Gemeinden aus dem
Umland einverleibten und die übrig geblieben Verwaltungsgemeinschaften
verkümmerten. "Erste Klagen gegen das neue Gesetz wurden auch schon
angekündigt", erklärt Henke. So habe der Stadtrat der Stadt Saalfeld
den Bürgermeister bereits mit einer Klage gegen das Gesetz beauftragt,
soweit dieses Gesetz eine Eingliederung der Gemeinde Kamsdorf in die
Gemeinde Unterwellenborn vorsehe.


Hausrecht in Schulen durchsetzen, um Gewalt zu reduzieren!


An jeder dritten Grundschule in Deutschland wurden Lehrer in den
vergangenen fünf Jahren körperlich angegriffen. Über alle Schulformen
hinweg gab es an jeder vierten Schule Gewalt gegen Lehrer. Das ergab
eine repräsentative Studie des Verbandes Bildung und Erziehung. Der
Thüringer Bildungsminister Helmut Holter reagierte auf die
alarmierenden Zahlen mit der Forderung, dass alle Gewalttaten zur
Anzeige gebracht werden sollen. Dies solle auch dann geschehen, wenn
die Kinder noch nicht strafmündig seien. "Es sollte eine
Selbstverständlichkeit sein, dass alle Gewalttaten an Schulen zur
Anzeige gebracht werden. Das Problem existiert auch schon wesentlich
länger", erklärt Wiebke Muhsal, bildungspolitische
AfD-Fraktionssprecherin. Bereits im Herbst 2016 habe Muhsal mit einer
Kleinen Anfrage aufgedeckt, dass die Gewalt gegen Lehrer zunimmt.
Damals seien aus dem Bildungsministerium nur Beschwichtigungen zu
hören gewesen. Muhsal weiter: "Im Übrigen ist es mit den Anzeigen von
Gewalttaten überhaupt nicht getan. Die Eltern von insbesondere sehr
jung auffällig gewordenen Kindern können sich mit dem Vorfall
auseinandersetzen, müssen es aber nicht." Um die Gewalt an Schulen zu
reduzieren, müssten die Schulleiter und Lehrer wieder konsequent das
Hausrecht durchsetzen. Dafür bräuchten sie jedoch die politische
Rückendeckung. Die AfDFraktion fordere deshalb, dass sie diese auch
erhalten.



Das Rentenkonzept der AfD-Fraktion finden Sie unter folgendem Link:
 

www.afd-thl.de/rentenpapier



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Der Stand der AfD-Fraktion war beim Tag der offenen Tür des
Thüringer Landtags am 9. Juni 2018 sehr gut besucht. Die Bürger hatten
die Möglichkeit, mit Abgeordneten der AfD-Fraktion zu sprechen. Viele
suchten insbesondere das Gespräch mit dem Fraktionsvorsitzenden Björn
Höcke. Sehr beliebt waren auch dessen unterschriebene Autogrammkarten.
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Düngegesetzgebung weiter verbessern

Der Europäische Gerichtshof hat Deutschland aufgrund der Verletzung
der Nitratrichtlinie verurteilt. Olaf Müller, Sprecher für
Agrarpolitik der bündnisgrünen Fraktion sieht die Schuld bei der
Bundesregierung, die jahrelang auf die Einflüsterungen der Agrarlobby
gehört und ein Handeln immer wieder auf die lange Bank geschoben hat.
"Die fachlichen Empfehlungen der Wissenschaft zur Verbesserung der
Düngeregelungen wurden weitgehend ignoriert. Jetzt haben wir den
Salat", so Olaf Müller. Auch die neue Düngegesetzgebung reiche nicht
aus, um das Grundwasser zu schützen. Ein aktuelles Gutachten zur
Bewertung des überarbeiteten Düngerechts im Auftrag des
Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) mache das
deutlich. Hauptgrund für die Unwirksamkeit des neuen Düngerechts ist
laut des Gutachtens die "weitgehende Missachtung aller agrar- und
umweltwissenschaftlichen Fachempfehlungen". Aus der Studie geht
hervor, dass bei gleichen Ertragswerten mitunter mehr Dünger auf den
Feldern ausgebracht wird als bisher. Zudem benachteiligt die
Düngeverordnung ökologische wirtschaftende Betriebe, so Olaf Müller:
"Kompost und Festmist werden leider genauso behandelt wie Gülle,
obwohl die Dünger völlig unterschiedlich wirken. Kompost und Festmist
sorgen für Humus im Boden und geben den Nährstoff sehr langsam ab. Die
Pflanzen können so die Nährstoffe nach und nach und komplett
aufnehmen", erklärt der Agrapolitiker. Aktuell werde aber bestraft,
wer durch den Aufbau von Humus die Bodenfruchtbarkeit erhöht und damit
eigentlich zum Gewässer- und Klimaschutz beiträgt. "Das muss geändert
werden", fordert Olaf Müller.


Bundesregierung verfehlt Klimaziele

"Jenseits des aktuellen Unionsgezänks in der Flüchtlingsfrage wird
dieser Tage offenkundig, dass sich die CDU-geführte Bundesregierung
von ihren Zusagen beim Pariser Klimaschutzabkommen deutlich entfernt
hat", erklärt Roberto Kobelt, klimaschutzpolitischer Sprecher der
Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Der vor einigen Tagen
veröffentlichte Klimaschutzbericht 2017 des Bundesumweltministeriums
hält das Scheitern der Bundesregierung beim Schutz des Klimas fest.
Deutschland wird das vereinbarte Ziel, seine Kohlendioxidemissionen
bis zum Jahr 2020 40 Prozent gegenüber 1990 zu senken, mit nunmehr nur
noch 32 Prozent deutlich verfehlen. "Der größte Klimakiller ist die
Energiegewinnung durch Kohlekraft", so Roberto Kobelt. "Es wird mal
wieder deutlich, dass Deutschland an einem Braunkohleausstieg nicht
vorbeikommt." Laut Europäischer Umweltagentur stehen derzeit sieben
der zehn größten Dreckschleudern der Europäischen Union in
Deutschland. "Deutschland ist bei der Braunkohle Weltspitze,
exportiert klimaschädlichen Strom in die Nachbarländer und verstopft
gleichzeitig die Stromnetze für umweltfreundliche erneuerbare
Energien", erklärt Roberto Kobelt.

Thüringen begibt sich dagegen derzeit auf einen Weg zu klaren und
verbindlichen Zielen beim Klimaschutz. "Mit dem Klimagesetz bekommen
wir künftig Rückendeckung zur Begrenzung der klimaschädlichen
Treibhausgasemissionen und setzen wichtige ökonomische Anreize für
Energieeinsparungen und -effizienz", erklärt der Klimapolitiker.
Thüringen ist damit im Boot mit bereits acht anderen Bundesländern und
setzt ein wichtiges Signal für Klimaschutz."


Weg ist frei für Gemeindeneugliederungen

Im Juniplenum wurde das "Thüringer Gesetz zur freiwilligen
Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2018 und zur Änderung
des Thüringer Gesetzes über die kommunale Doppik" beschlossen. Dirk
Adams, Fraktionsvorsitzender und kommunalpolitischer Sprecher der
Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zeigte sich zufrieden und erklärte;
"Ich freue mich, dass der Landtag heute den Weg für die zahlreichen
Gemeindeneugliederungen frei gemacht hat. Diese Kommunen können nun
gestärkt und gemeinsam in die Zukunft starten. Dabei wünsche ich ihnen
viel Erfolg." Für Verwunderung sorgte das Abstimmungsverhalten der
CDU. "Die CDU behauptet immer, dass sie freiwillige
Gemeindeneugliederungen unterstützen würde. Dann würde ich auch
erwarten, dass sie diesem Gesetzentwurf zustimmt und sich nicht
enthält", so Dirk Adams. Vor der Schlussabstimmung hatten außerdem
einzelne Abgeordnete einzelnen Neugliederungen von Gemeinden gemeinsam
mit Rot-Rot-Grün zugestimmt. "Die CDU-Fraktion drückt sich so um ihre
Verantwortung für die kommunale Familie und den ländlichen Raum", so
der bündnisgrüne Innenpolitiker.

Einige Tage zuvor wurde außerdem das "Thüringer Gesetzes zur
freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2019"
durch die Landesregierung vorgestellt. Mit dem zweiten Gesetz kommen
nun noch einmal weit über 200 Gemeinden aus allen Ecken Thüringens
hinzu. "Dies ist eine gute Woche für die vielen Gemeinden, die sich
freiwillig auf den Weg gemacht haben, um sich in neuen Strukturen
besser für die Zukunft aufzustellen", erklärte Dirk Adams. "Diesen
Wunsch unterstützen wir."



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Dank der Stadt Erfurt und dem Verein 'Lagune' wird auch die
Landeshauptstadt zur essbaren Stadt. Drei Hochbeete stehen neuerdings
vor dem Thüringer Landtag. Der Fraktionsvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Dirk Adams, half beim Bepflanzen eines der Beete. Alle, die
möchten, können gerne bei der Pflege mithelfen und in ein paar Wochen
hoffentlich etwas ernten.

- Die alljährliche Fraktionsexkursion führte die bündnisgrüne Fraktion
diesmal in den Landkreis Gotha. Dort besuchte sie das Schloss
Friedrichswerth und den dazugehörigen Schlosspark. Am Ökohof Burgmühle
in Haina informierte sich die Fraktion über die ökologische
Landwirtschaft bevor es zur Natura 2000-Station
Unstrut-Hainich/Eichsfeld ging. Dort wird derzeit ein Projekt zum
Schutz der Gelbbauchunken umgesetzt, das bereits erste Erfolge zeigt.

 * 

DER BÜRGERBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN

Kosten der Unterkunft bei Wohnungswechsel - Abstimmung mit
Jobcenter nötig

Eine Bürgerin wandte sich mit der Bitte um dringende Hilfe an den
Bürgerbeauftragten, da ihr aufgrund von Zahlungsrückständen bei
Betriebskosten und Mietkaution die fristlose Kündigung ihrer Wohnung
angedroht worden war.

Was war geschehen? Die Bürgerin war im Vorjahr in eine andere Wohnung
umgezogen. Diesem Wohnungswechsel hatte das zuständige Jobcenter, von
dem sie ALG-II-Leistungen bezog, jedoch vorab nicht zugestimmt. Dies
mit der Begründung, dass die neue Wohnung der Bürgerin nicht
angemessen sei. Dennoch hatte die Bürgerin den Wohnungswechsel
vollzogen. Aus dieser Entscheidung des Jobcenters ergab sich, dass
auch nach dem Umzug nur die bislang für die vorherige Wohnung
gezahlten Kosten der Unterkunft übernommen wurden. Die höhere Miete
sowie die Übernahme der Mietkaution für die neue Wohnung waren somit
nicht gedeckt, und es kam zu Zahlungsrückständen der Bürgerin
gegenüber dem Vermieter.

Wegen der Eilbedürftigkeit durch die angedrohte fristlose Kündigung
wandte sich der Bürgerbeauftragte umgehend an das Jobcenter. Die
Prüfung ergab, dass die erste Entscheidung aus dem Vorjahr, die
höheren Kosten der Unterkunft nicht zu übernehmen, nicht korrekt war.
Das Jobcenter erklärte sich aufgrund der Nachfrage durch den
Bürgerbeauftragten bereit, rückwirkend die höhere Miete für die neue
Wohnung zu tragen und auch die Betriebskostennachzahlung in voller
Höhe zu übernehmen. Bezüglich der Mietkaution wurde mit der Bürgerin
eine Darlehensvereinbarung getroffen, die ihre finanzielle Situation
berücksichtigte. Aufgrund des kurzfristig erwirkten Zahlungseingangs
setzte der Vermieter das Mahnverfahren aus und sah von einer
fristlosen Kündigung ab.

Auch wenn der Bürgerbeauftragte in diesem Fall weiterhelfen konnte,
rät er allen Empfängern von ALG-II-Leistungen dringend, vor einem
geplanten Umzug rechtzeitig mit dem Jobcenter Kontakt aufzunehmen und
sich genau zu informieren. Von einem Umzug ohne ausdrückliche
Zustimmung des Jobcenters zur Übernahme der Kosten der Unterkunft,
Umzugskosten und Mietkaution ist aufgrund der damit verbundenen
negativen Auswirkungen abzusehen.




LANDESBEAUFTRAGTER FÜR DEN DATENSCHUTZ UND DIE INFORMATIONSFREIHEIT


Die Datenschutz-Grundverordnung - was sonst!

Am 9. Juni 2018 öffnete der Thüringer Landtag wieder seine Türen für
alle interessierten Bürgerinnen und Bürger. In diesem Jahr war der
Stand des Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (TLfDI) Anlaufpunkt für viele offene Fragen, die
die Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) betreffen: Die
Vereine fragten nach der Auswirkung der DS-GVO, insbesondere beim
Einstellen von Fotos und auf die Inhalte der Internetseiten. Viele
Bürger interessierte, ob die DS-GVO auch für Privatpersonen gilt, eine
weitere Gruppe waren Lehrkräfte, die sich zum richtigen Verhalten nach
der DSGVO erkundigten. Antworten auf all diese Fragen finden sich auf
https://www.tlfdi.de/tlfdi/europa/europaeischedsgvo/index.aspx.

Natürlich hatte der TLfDI auch seine beliebten Quizze mit kniffligen
Fragen und Antworten zur DS-GVO gespickt! Das erworbene Wissen konnten
die Besucher umgehend testen und attraktive Preise gewinnen. Die
Stellvertreterin des TLfDI, Frau Sabine Pöllmann, hatte für
interessierte Bürgerinnen und Bürger den Vortrag "Neuerungen der
DS-GVO" vorbereitet. Beide Vortragszeiten wurden sehr gut genutzt. Mit
der DS-GVO werden die Regeln zur Verarbeitung personenbezogener Daten
durch private Unternehmen und öffentliche Stellen europaweit
vereinheitlicht und die Betroffenenrechte gestärkt.

PS: Der TLfDI hat zusammen mit der AfA, den Jusos und der Gewerkschaft
ver.di für den 14. August eine Veranstaltung zu Arbeit 4.0 mit dem
Titel "Arbeit 4.0 etc.: Menschenwürde auf Digi-Tal-Fahrt?" geplant.
Sie können sich ab sofort unter poststelle@datenschutz.thueringen
dafür anmelden. Das Faltblatt zur Veranstaltung finden Sie unter
https://www.tlfdi.de/tlfdi/wir/veranstaltungen/. Herzliche Einladung!



LANDESBEAUFTRAGTER DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG
DER SED-DIKTATUR

Zwischen Schweigen und Sprechen

Die Kommunikation über politische Verfolgung in den Familien von
Betroffenen war Thema des 22. Bundeskongresses der Landesbeauftragten
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur und der Bundesstiftung Aufarbeitung,
der vom 8. bis 10. Juni 2018 in Potsdam stattfand. Auf verschiedenen
Podien kamen ehemalige politische Häftlinge, Zwangsausgesiedelte und
Opfer von "Zersetzungsmaßnahmen" der Staatssicherheit sowie deren
Angehörige zu Wort. Sie sprachen über die Möglichkeiten, aber auch
Grenzen, ihren Kindern und Enkeln das Erlebte zu vermitteln.
Angehörige berichteten, wie sie selbst von den Verfolgungserfahrungen
erfuhren, welche Fragen bis heute offen geblieben sind und wie sie mit
ihrer Familiengeschichte umgehen:

Alexander Latotzky wurde im Speziallager Bautzen geboren. Mit der
Auflösung des Lagers 1950 wurde er von seiner Mutter getrennt und
durchlief mehrere Kinderheime, bis er im Alter von fast neun Jahren
wieder zu seiner Mutter - nun in West-Berlin - durfte. Erst aus den
Stasiakten erhielt er Gewissheit, wie seine Mutter um ihn gekämpft
hatte. Erst mit dem Ende der SED-Herrschaft bekam er die Möglichkeit,
die Orte der Kindheit aufzusuchen, erst dann konnte er seine
Erinnerungen mit seinen eigenen Kindern teilen. Deutlich wurde, wie
sehr sich familiärer Austausch und öffentliche Debatte beeinflussen.
"Zwischen Schweigen und Sprechen" lautete die Überschrift des
Bundeskongresses, auf dem sich Vertreter der Opferverbände, der
brandenburgische Ministerpräsident Dietmar Woidke, weitere Politiker
und die Landesbeauftragten für eine baldige Entfristung der
Rehabilitierungsgesetze aussprachen.

Die Landesbeauftragten

Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen

http://www.buergerbeauftragter-thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit

http://www.tlfdi.de

Landesbeauftragter des Freistaats Thüringen

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (ThLA)

www.thla-thueringen.de
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INNEN/3024: SPD-Ostbeauftragter Dulig fordert Wahrheitskommission zur Aufarbeitung der Treuhand


SPD-Pressemitteilung vom 8. Juli 2018

SPD-Ostbeauftragter Dulig fordert Wahrheitskommission zur Aufarbeitung der Treuhand



Martin Dulig, SPD-Ostbeauftragter, fordert zur Aufarbeitung der Arbeit der Treuhand die Einsetzung einer Wahrheitskommission, um damit die gesamtdeutsche Debatte über die Nachwendezeit voranzubringen:

"Ich bin sicher, wenn wir im Osten in die Zukunft wollen, müssen wir erst einmal hinter uns die Geschichte aufräumen. Eine Wahrheitskommission zur Aufarbeitung der Arbeit der Treuhand muss dazu ein zentrales Element sein.

Wahrscheinlich muss man eine solche 'Wahrheitskommission' zentral auf Bundesebene ansiedeln, die sich vor allem um die Aufarbeitung der Treuhand kümmert. Die Aufarbeitung der Nachwendezeit im Guten wie im Schlechten ist nicht nur eine Sache der Ostdeutschen: Es waren auch westdeutsche Politiker, westdeutsche Unternehmen und auch viele westdeutsche Aufbauhelfer beteiligt - gerade bei der Treuhand.

Es war ein Fehler, sich über 30 Jahre zu weigern sich der Enttäuschung vieler Menschen anzunehmen. Wollen wir eine echte Deutsche Einheit, dann müssen wir uns in ganz Deutschland gemeinsam der Aufarbeitung der Treuhand stellen und eine Debatte darüberführen, was damals schiefgelaufen ist.

Natürlich ist der Begriff 'Wahrheit' provokant. Aber es gibt eben Vorwürfe im Osten, über die wir endlich reden müssen: wie Vorwürfe der Marktbereinigung und Vermögensverschiebung zugunsten des Westens. Genauso gibt es Meinungen zum Ablauf über die Nachwendezeit in Westdeutschland, die selten diskutiert wurden, sondern als Vorurteile vor sich hin wabern.

Wahrheits- und Versöhnungskommissionen basieren auf der Idee, dass die Aufdeckung der 'Wahrheit' dazu beitragen kann, eine Gesellschaft zu 'versöhnen'. Die letzten Jahre haben mich überzeugt, dass wir eine solche Versöhnung für unsere gespaltene Gesellschaft brauchen. Genau das wäre auch das Ziel einer solchen Kommission."

Martin Dulig unterstützt damit den Auftrag der sächsischen Integrationsministerin Petra Köpping, die die Einrichtung einer solchen Wahrheitskommission vorgeschlagen hatte und dafür Lob aber auch Kritik bekommen hatte.

 * 
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LATEINAMERIKA/1793: Andrés Manuel López Obrador - AMLO, der neue mexikanische Hoffnungsträger (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

AMLO, der Hoffnungsträger

Von Wolf-Dieter Vogel



(Mexiko-Stadt, 2. Juli 2018, taz/poonal) - Der konservativ-liberale
Kommentator Enrique Krauze, Feindbild aller mexikanischen Linken,
nannte ihn einmal den "tropischen Messias", er selbst vergleicht sich
gerne mit den historischen Helden seines Landes. Etwa mit Benito
Juárez, jenem Reformer aus dem 19. Jahrhundert, der sich für einen
laizistischen Staat einsetzte und den von Napoleon zum Kaiser Mexikos
ernannten Habsburger Maximilian I hinrichten ließ.

Kleine Brötchen wollte Andrés Manuel López Obrador, kurz AMLO, nie
backen. 1988 verließ er die ehemalige Staatspartei PRI und gründete
mit anderen Abtrünnigen die linke PRD. Drei Jahre lang saß er der
Partei vor, um sich ab 2000 als Bürgermeister von Mexiko-Stadt einen
guten Namen zu machen: Er führte Lebensmittelgutscheine für bedürftige
Alte ein, gründete eine neue Universität und lockte Investoren an.
Unter seiner Regierung wurde das Zentrum der Hauptstadt mit
Unterstützung von Mexikos reichstem Mann, Carlos Slim, gentrifiziert.

Schon damals bestand also kein Grund, eine sozialistische Revolution
zu befürchten. Dennoch gab es offensichtlich starke Kräfte, die den
Linken nicht im höchsten Staatsamt sehen wollten. Vieles spricht
dafür, dass er als Präsidentschaftskandidat 2006 durch Wahlbetrug um
seinen Sieg gebracht wurde. Hunderttausende seiner Anhänger*innen
gingen damals auf die Straße und forderten, die Urnen erneut
auszuzählen - allerdings ohne Erfolg. Auch 2012 konnte der Linke nicht
punkten. Damals setzte sich der PRI-Politiker Enrique Peña Nieto
durch.


Seltsame Koalitionen, autoritärer Führungsstil

Beim dritten Anlauf sollte es nun endlich klappen. Doch AMLO ist nicht
mehr der risikofreudige Politiker, der seine Gegner*innen
herausfordert, als wären Wahlen persönliche Wettbewerbe. Längst hat
auch er, ganz die alte PRI-Schule, vor allem das Ziel, an die Macht zu
kommen. Dafür koaliert er mit Fundamentalist*innen der evangelikalen
Partei PES und alten PRI-Kadern, die der Partei einst wegen des
neoliberalen Kurses den Rücken kehrten. Kritiker*innen, die mit ihm
gearbeitet haben, bescheinigen ihm einem autoritären Führungsstil.
Sein Vorteil: Im Gegensatz zu seinen Gegner*innen der PRI und der
konservativen PAN hat er eine reine Weste. Er gilt als ehrlich. "Geld
interessiert mich nicht, ich kämpfe für Prinzipien und Ideale", sagt
er. Viele nehmen ihm das ab.

Freilich sind zahlreiche seiner Parolen leere Wahlversprechen, darin
unterscheidet er sich nicht von seinen Konkurrent*innen. Er selbst
dürfte kaum ernst nehmen, dass er innerhalb von drei Jahren mit der
Korruption Schluss macht - in einem Land, in dem korrupte Strukturen
tief in die Gesellschaft eingeschrieben sind. Und auch er weiß genau,
dass seine sozialen Versprechungen allein durch die
Korruptionsbekämpfung und ohne Steuererhöhungen nicht zu finanzieren
sind.


Fast alle Gemeinden Mexikos besucht

Ihn jedoch deshalb, wie Krauzes "tropischer Messias" unterstellt, als
autoritären Populisten im Stil des ehemaligen venezolanischen
Präsidenten Hugo Chavez abzutun, wird AMLO und vor allem seinen
Wähler*innen nicht gerecht. López Obrador war der Kandidat der
Deklassierten. Im Laufe der letzten Jahre hat er fast alle der 2.464
Gemeinden Mexikos besucht und damit eine enge Bindung an die Ärmsten
der Armen geschaffen. Seine Polemiken gegen die "Mafia an der Macht"
lassen die ewigen Verlierer*innen hoffen, dass mit ihm der alltägliche
Betrug, die ständigen Demütigungen und die unendliche Gewalt zumindest
eingedämmt werden.

Auch außerparlamentarische Linke, Menschenrechtsaktivist*innen und
Feministinnen haben López Obrador gewählt, wohl wissend um die
Widersprüchlichkeit seiner Politik. Natürlich gefallen ihr die
Bündnisse mit den Evangelikalen und den PRI-Kader nicht, erklärt etwa
Lucia Lagunes von der feministischen Presseagentur CIMAC. Doch Lopez
Obrador verspreche soziale Verbesserungen, zudem erhielten einige
Frauen aus feministischen Kreisen politische Führungsposten.

"Letztlich liegt es aber weiterhin an der Zivilgesellschaft,
demokratische Strukturen durchzusetzen", sagt sie. Das sei auch jetzt
das Gebot der Stunde. Wie eine große Mehrheit der Mexikaner*innen
verschiedenster gesellschaftlichen Schichten ist auch für sie
unstrittig: So wie es ist, kann es nicht mehr weitergehen. Und López
Obrador verspricht zumindest die Hoffnung auf einen Wandel.


URL des Artikels:
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MARKT/2260: Chinesischer Agrarminister sagt Öffnung des chinesischen Marktes für deutsches Geflügel zu (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 09.07.2018

Chinesischer Agrarminister sagt Bundesministerin Klöckner Öffnung des
chinesischen Marktes für deutsches Geflügel zu

Vereinbarung über gegenseitigen Fachkräfteaustausch getroffen



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
am gestrigen Sonntag ihren chinesischen Amtskollegen, Han Changfu, im
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft in Berlin empfangen, am
Vorabend der Deutsch-Chinesischen Regierungskonsultationen. Im Rahmen eines
Arbeitsessens besprachen beide Minister Themen rund um den Export und
Import, Entwicklungen in der Digitalisierung der Landwirtschaft und
Anforderungen an den Ernährungssektor.

Für den Export haben Klöckner und Han vereinbart, dass China den Markt für
Geflügel aus Deutschland wieder öffnen wird. Der war nach dem Auftreten von
Vogelgrippefällen für die deutschen Produzenten gesperrt worden. Nach
zeitintensiven Untersuchungen des Zustandes ist die chinesische Seite nun
zum Ergebnis gekommen, das kein Grund zur Sorge mit Blick auf deutsches
Geflügel mehr bestehe.

Julia Klöckner sprach zudem die umfassenden Präventionsmaßnahmen
Deutschlands und der EU mit Blick auf die Afrikanische Schweinepest an und
warb für eine differenzierte Betrachtung der chinesischen Seite, dass es
nicht zu kompletten Importstopps von Schweinefleisch aus Deutschland komme,
sondern Ausbrüche in Europa regional betrachtet werden sollten.

Im Bereich der Forschung und der Entwicklung der ländlichen Räume sprachen
beide Agrarminister sich für einen engeren Austausch aus. Schwerpunkt wird
verstärkt die Frage der Digitalisierung in der Land- und
Ernährungswirtschaft sein. Bundesministerin Klöckner lud ihren Kollegen
deshalb zum anstehenden Global Forum for Food an Agriculture nach Berlin im
Rahmen der Internationalen Grünen Woche ein. Der Schwerpunkt des Weltforums
wird die Technisierung und Digitalisierung in der Landwirtschaft sein.

Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
äußerte sich zufrieden über das gemeinsame Gespräch:

"Das war gestern ein erfolgreicher und arbeitsamer Abend, der in einer sehr
guten Atmosphäre stattfand. Ich habe mit meinem chinesischen Amtskollegen
vereinbart, dass Deutschland wieder Geflügel nach China exportieren darf.
Das ist eine gute Nachricht für die deutsche Geflügelwirtschaft."

Ein weiterer Schwerpunkt des Gesprächs war das Deutsch-Chinesische
Agrarzentrum. Das Zentrum wurde vor drei Jahren auf Initiative der
Bundeskanzlerin und Ministerpräsident Li gegründet.

"Es gibt nur wenige Bereiche, in denen die enge und erfolgreiche
Zusammenarbeit zwischen Deutschland und China so deutlich wird wie im
Bereich der Landwirtschaft. Das Deutsch-Chinesische Agrarzentrum ist dafür
der beste Beweis", so Klöckner.

Das Zentrum hat sich in sehr kurzer Zeit erfolgreich als einzigartige
Plattform für eine aktive und lebendige Partnerschaft beider Länder
etabliert und soll weiterentwickelt werden. Es generiert und bündelt Wissen
- zum gegenseitigen Nutzen. Für den heutigen Montag ist die Unterzeichnung
einer gemeinsamen Erklärung zum gegenseitigen Austausch von jungen
Fachkräften im Agrarsektor geplant.

Beide Agrarminister haben weitere gegenseitige Besuche der Länder
angekündigt.

 * 
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STANDPUNKT/784: Ein sehr intelligenter Mensch (Uri Avnery)


Ein sehr intelligenter Mensch

von Uri Avnery, 7. Juli 2018



IN DEN späten 1980er Jahren sagte mir meine Sekretärin eines Tages,
der Stellvertretende Stabschef wolle mich sprechen.

Das war eine ziemliche Überraschung. Die Armeeführung stand auf keinem
freundlichen Fuß mit meiner Zeitung Haolam Haseh. Die Armee hatte uns
Dutzende Jahre offiziell boykottiert, nachdem wir eine Geschichte
veröffentlicht hatten, die der damalige Stabschef als beleidigend
empfunden hatte.

Deshalb war ich neugierig, als ich das Zimmer des Stellvertreters
betrat. Sein Name war Ehud Barak und ich war ihm nie zuvor begegnet.

Schon bald kamen wir in unserem Gespräch auf die europäische
Militärgeschichte zu sprechen. Ich war ziemlich überrascht. Im
Allgemeinen sind die israelischen Militärchefs Techniker und keine
Theoretiker. Aber da Militärgeschichte nun einmal mein Hobby war,
freute ich mich zu entdecken, dass Barak ein echter Experte auf dem
Gebiet war.

Wir sprachen vergnügt über den 30-jährigen Krieg und ich wartete
darauf, dass er auf das Thema zu sprechen käme, dessentwegen er mich
eingeladen hatte. Aber die Zeit verging und kein anderes Thema tauchte
auf. Es gab kein anderes Thema.



EHUD BARAK war ein besonderer Soldat. Sein Bruder erzählte mir einmal,
wie Ehud Soldat geworden war: Als Jugendlicher war er klein und dick,
deshalb musste sein Bruder alle seine Beziehungen spielen lassen, um
zu erreichen, dass Ehud in die Eliteeinheit aufgenommen wurde.

Das Ergebnis war fabelhaft. Barak war ein waghalsiger Soldat. Er wurde
mehrfach wegen persönlicher Tapferkeit ehrenvoll erwähnt, wurde zu
kühnen Taten auf Feindesgebiet abkommandiert, stieg schnell im Rang
auf und hatte schließlich fast jeden höheren Kommandoposten
innegehabt, darunter den des Chefs des Nachrichtendienstes, bis er
dann schließlich Stabschef wurde (Oberbefehlshaber der Armee).

Nach alledem war es in Israel eine Selbstverständlichkeit, dass Barak
in die Politik ging. Nachdem er der Arbeitspartei beigetreten und
deren Chef geworden war, gewann er 1999 gegen Benjamin Netanjahu die
Parlamentswahlen.

Was für eine Freude! Als die Ergebnisse im Radio verkündet wurden, gab
es einen ungeheuren spontanen Ausbruch. Menschenmassen wurden von
Gefühlen überwältigt und strömten auf dem Zentralplatz in Tel Aviv
zusammen, auf dem Platz, auf dem Jitzchak Rabin vier Jahre zuvor
ermordet worden war. Ich war dort, als Barak von der Tribüne herunter
verkündete: "Jetzt bricht ein neuer Tag an!"

Die Freude war berechtigt. Jahre zuvor hatte Barak zum Journalisten
Gideon Levy gesagt, dass er sich, wenn er ein junger Palästinenser
gewesen wäre, einer terroristischen Organisation angeschlossen hätte.
Das war ein neuer Geist.

Aber etwas ging schief. Präsident Bill Clinton lud zu einer
Friedenskonferenz in Camp David ein. Dort sollten die drei, Clinton,
Arafat und Barak, einer historischen Friedensvereinbarung ans Licht
der Welt helfen.

Es geschah nicht. Anstatt dass Barak die Gesellschaft Arafats gesucht
und die Probleme mit ihm unter vier Augen erörtert hätte, schloss er
sich in sein Kämmerlein ein. Als Barak beim Abendessen der Platz
zwischen Arafat und der Tochter des Präsidenten zugewiesen worden war,
widmete er sich ausschließlich der jungen Frau.

Es stimmt, Barak bot in Camp David Bedingungen an, mit denen er sehr
viel weiter ging, als frühere Ministerpräsidenten gegangen waren, aber
sie blieben doch weit hinter dem Minimum zurück, das die Palästinenser
akzeptieren konnten. Die Konferenz wurde ergebnislos abgebrochen.

Ein wahrer Staatsmann hätte wohl so etwas wie das Folgende erklärt:
"Wir hatten einen fruchtbaren Meinungsaustausch. Es wäre ein Wunder
gewesen, wenn wir nach hundert Jahren des Konflikts beim ersten Anlauf
eine Vereinbarung erreicht hätten. Wir werden weiter verhandeln, bis
wir eine Einigung erzielen."

Stattdessen sagte er etwas Unglaubliches: "Ich habe Zugeständnisse
angeboten, die weit über alles hinausgingen, was Israel je zuvor
angeboten hatte. Die Palästinenser haben alles abgelehnt. Sie wollen
uns ins Meer werfen. Es gibt keine Chance für Frieden."

Da das aus dem Mund des "Führers des Friedenslagers" kam, wurde aus
einem Versäumnis eine Katastrophe. Das israelische Friedenslager brach
zusammen. Es hat sich seitdem nicht wieder erholt. Nach Barak übernahm
Ariel Scharon, dann Ehud Olmert und ihm folgte Benjamin Netanjahu -
dieser anscheinend für alle Zeiten.



WENN IN unseren Tagen ein gewöhnlicher Israeli gefragt wird: "Wer,
meinst du, kann Bibi ersetzen?", antwortet er fast automatisch:
"Niemand!" Der Wähler sieht weit und breit keinen möglichen
Nachfolger, weder im Likud noch in der Opposition.

Männer und Frauen in der gegenwärtigen Regierung sind Nullen. Sie sind
unbedeutende Politiker, die gut darin sind, Skandale auszulösen und
die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf sich zu lenken, aber in
nicht vielem anderen. Wenn es im Likud jemals begabte Führer gegeben
hat, wurden sie schon vor langer Zeit von Netanyahu beseitigt.

Die Hälfte der Israelis glaubt, "Bibi" sei ein ausgezeichneter Führer.
Und tatsächlich: Er sieht gut aus, ist ein sehr kluger Politiker und
ein Hexenmeister der Public Relations. Im Ausland macht er einen guten
Eindruck und im Inland wird er leidlich mit den Alltagsgeschäften
fertig.

Das zutreffendste Urteil über Bibi fällte sein eigener Vater, der
Geschichtsprofessor. Er sagte: "Bibi kann ein ausgezeichneter
Außenminister sein. Aber er kann kein Ministerpräsident sein!"

Nichts könnte wahrer sein. Netanjahu hat alle Eigenschaften, die ein
Außenminister haben sollte, aber er hat keine der Eigenschaften, die
für einen Ministerpräsidenten unverzichtbar sind: Er hat keine Vision.
Keine Antworten auf die historischen Probleme Israels. Nicht den
Wunsch, Israels zahlreiche Spaltungen im Inneren zu überwinden. Viele
Israelis können ihn nicht ausstehen.

Wer könnte ihn - wenigstens theoretisch - ersetzen?



DER POLITISCHE Bereich in Israel wirkt wie eine menschliche Wüste.
Politiker erscheinen und verschwinden. Die Arbeitspartei (in ihren
verschiedenen Gestalten) wechselt regelmäßig ihre Führer - wie
Kleider. Der glanzvolle neue Junge Jair Lapid, der Schöpfer und
einzige Chef der Es-gibt-eine-Zukunft-Partei verliert schnell seinen
Glanz.

Wenn jemand kleinlaut fragt: "Wie wär's denn ... mit Ehud Barak?",
folgt Schweigen. Auf diese Frage gibt es keine einfache Antwort.

Seitdem Barak der Öffentlichkeit den Rücken gekehrt hat, ist er sehr
reich geworden. Seine Hauptbeschäftigung besteht anscheinend darin,
ausländische Regierungen zu beraten. Er wohnt im luxuriösesten Gebäude
im Zentrum Tel Avivs. Hinter ihm steht keine politische Partei.
Vielleicht wartet er auf die Berufung.

Kein Zweifel: Barak ist eine herausragende Persönlichkeit. Er ist für
ein politisches Amt besser qualifiziert als jeder andere Politiker.
Wenn nicht aus dem Nichts eine junge Führungspersönlichkeit auftaucht,
ist Barak der Einzige, der es mit Netanjahu aufnehmen kann.

Aber es liegt ein mit Händen zu greifendes Zögern in der Luft. Er hat
keine Anhängerschaft. Die Leute bewundern ihn, aber sie lieben ihn
nicht. Er flößt kein Vertrauen ein, wie Rabin es tat. Er verachtet
ganz offen Menschen, die weniger begabt sind als er - und das ist
schlecht für einen Politiker.

Und dann gibt es die Liste seiner Misserfolge in der Vergangenheit.

Mephisto In Goethes Faust sagt von sich: "[Ich bin] ein Teil von jener
Kraft,/ Die stets das Böse will und stets das Gute schafft." Umgekehrt
ist Barak ein Erzengel, der stets das Gute will und stets das
Schlechte schafft.

Da ist natürlich erst einmal Camp David. Und da war der Hass auf
Jasser Arafat, den einzigen Palästinenser, der mit Israel hätte
Frieden schließen können.

Und gerade Baraks Überlegenheit bereitet Probleme. Sie weckt Verdacht.

Eines der beiden schlimmsten Probleme Israels ist das tiefsitzende
Gefühl der Einwanderer aus den arabischen Ländern, dass sie
diskriminiert würden. (Das andere ist die Beziehung zwischen den
Orthodoxen und den Atheisten.)

Als Barak Ministerpräsident war, tat er etwas Einmaliges: Im Namen der
Regierung bat er die Misrachim um Vergebung für die Diskriminierung,
die sie zu erleiden gehabt hätten. Irgendwie ging das unter. Niemand
erinnert sich auch nur an die Geste. Den Misrachim erscheint Barak als
der typische überhebliche Aschkenase.

Bibi Netanjahu wird im Gegensatz zu Barak von den meisten Misrachim
angebetet, obwohl er so aschkenasisch ist und aussieht, wie einer nur
sein und aussehen kann.

Warum? Gott weiß, warum.



WENN NUN die nächsten Wahlen kommen - würde ich Barak wählen?

Diese Gelegenheit würde ich nur bekommen, wenn Barak sich entschlösse,
die Herausforderung anzunehmen, und wenn es ihm gelänge, alle
Oppositionsparteien, die einander hassen, geschlossen hinter sich zu
bringen. Aber das wäre eine Herkulesaufgabe.

Wenn das geschähe, würde ich die Empfehlung aussprechen, ihn zu
wählen. Ehrlich gesagt, würde ich jeden zu wählen empfehlen, der Bibi
im Ernst infrage stellt. Ich glaube, dass Bibi Israel in den Abgrund
führt - in einen ewigen Krieg gegen die Palästinenser, einen Krieg,
den niemand gewinnen kann.



WÜRDE ich Barak trotz seiner Vorgeschichte wählen? Schließlich können
intelligente Menschen ja aus ihren Erfahrungen lernen (was allerdings
nur wenige wirklich tun).

Ehud Barak ist ein sehr intelligenter Mensch.




Copyright 2018 by Uri Avnery
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STANDPUNKT/783: "Wir brauchen eine Friedenspolitik und keine Politik der Aggression" (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
7. Juli 2018

DKP zum Verteidigungshaushalt:

"Wir brauchen eine Friedenspolitik und keine Politik der Aggression"



Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) kritisiert die Vergabe von 38,52
Milliarden Euro an das Bundesministerium der Verteidigung. Der sogenannte
Verteidigungshaushalt steigt damit zum Vorjahr um 1,5 Milliarden Euro. Für
2019 beschloss das Kabinett die Erhöhung um weitere vier Milliarden auf
42,9 Milliarden Euro. Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen
erklärte während der Haushaltsdebatte: "Wir sind noch lange nicht am Ziel,
wir müssen beharrlich weiter machen." Die Bundesregierung setzt somit
weiter auf Aufrüstung und Aggression nach Außen und hält unbeirrt an dem
2-Prozent-Ziel der NATO fest.

"Die Bundesregierung geht hier einen völlig falschen Weg. Wir brauchen eine
Friedenspolitik und keine Politik der Aggression und des Krieges. Wir
brauchen keine Drohnen, Auslandseinsätze oder Drohgebärden gegen Russland.
Wir brauchen moderne und intakte Schulen, kostenlose Bildung für alle,
Löhne, die sich lohnen, und Renten, die ein würdevolles Altern ermöglichen.
Deshalb kann es nur heißen: abrüsten statt aufrüsten!?" sagt Patrik Köbele,
Vorsitzender der DKP.

Deshalb unterstützt die DKP die Kampagne der Friedensbewegung "Abrüsten
statt Aufrüsten" und sammelt 30 000 Unterschriften bis zu ihrem 20.
UZ-Pressefest am 7. bis 9. September 2018 im Revierpark Wischlingen in
Dortmund.

"Die über 17.000 Unterschriften, die wir als DKP bis jetzt gesammelt haben,
sind ein deutliches Zeichen für eine Politik des Friedens und der
Völkerfreundschaft. Das reicht aber nicht. Den Appell der Friedensbewegung
zu unterzeichnen ist nur ein erster Schritt. Der nächste heißt: selber
aktiv werden für Frieden, Arbeit, Solidarität. Raus auf die Straße gegen
Bundeswehrwerbung und -Auftritte, gegen Truppentransporte gen Osten und
Militärstandorte wie Ramstein und Büchel.

Den Kriegstreibern in den Arm zu fallen, aktiv gegen die NATO-Kriegspolitik
zu werden, ist auch das richtige Mittel um Fluchtursachen zu verhindern!

Essen, 7. Juli 2018

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de
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MELDUNG/275: UNO-Flüchtlingshilfe unterstützt Mission Lifeline (UNO-Flüchtlingshilfe e.V.)


UNO-Flüchtlingshilfe e.V. - Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

UNO-Flüchtlingshilfe unterstützt Mission Lifeline



Sie flüchten vor der aussichtslosen Lage in ihrer Heimat, vor Krieg und
Verfolgung und vor der desolaten Situation in den Transitländern. Um nach
Europa zu gelangen, wagen Schutzsuchende die lebensgefährliche
Mittelmeerüberquerung in seeuntauglichen Booten. Massenhaftes Sterben ist
die Folge: In diesem Jahr sind bislang mehr als 1.400 Flüchtlinge und
Migranten im Mittelmeer ertrunken oder werden vermisst.

Die Organisation Mission Lifeline aus Dresden sieht dem Sterben auf dem
Mittelmeer nicht tatenlos zu und setzt sich aktiv für die Rettung von
Menschen in Seenot ein.

"Die Lifeline-Crew spürt in den Gefahrenzonen in Seenot geratene Boote auf
und leistet überlebenswichtige erste Hilfe. Ihre Arbeit ist von
unschätzbarem Wert. Die Bedeutung der Nichtregierungsorganisationen bei den
lebensrettenden Einsätzen im Mittelmeer zeigt schon die Tatsache, dass von
Januar bis Juni 40 Prozent der Lebensrettungseinsätze durch NGOs erfolgte."
sagt Peter Ruhenstroth-Bauer, Geschäftsführer der UNO-Flüchtlingshilfe.

Aktuell hat die UNO-Flüchtlingshilfe der Seenotrettung von Mission Lifeline
28.000 Euro zur Verfügung gestellt. Es ist die erste Förderung der
Dresdener Organisation durch die UNO-Flüchtlingshilfe.

Die UNO-Flüchtlingshilfe ist der nationale Partner des
Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR). Die NGO hat es sich
zur Aufgabe gemacht, die Zivilgesellschaft für die weltweiten,
lebensrettenden Einsätze des UNHCR zu mobilisieren. In Deutschland
unterstützt die UNO-Flüchtlingshilfe außerdem zahlreiche Initiativen und
Vereine. Im letzten Jahr waren es insgesamt 70 Projekte deutscher Träger,
die mit insgesamt 1,4 Millionen Euro gefördert wurden. Projektschwerpunkte
sind soziale und psychologische Hilfen sowie Therapien und Beratungen.
Asylsuchende erhalten kompetente Rechtsberatung, die ihnen hilft, das
komplizierte Asylverfahren zu verstehen. Darüber hinaus fördert die
UNO-Flüchtlingshilfe vermehrt Initiativen, die die Aufgabe haben,
Geflüchtete sozial und wirtschaftlich zu integrieren - zum Beispiel
Patenschafts- und Mentoren-Programme.




Weitere Informationen:

www.uno-fluechtlingshilfe.de

 * 

Quelle:

UNO-Flüchtlingshilfe e.V.

Graurheindorfer Str. 149 a, D-53117 Bonn

Telefon: +49 (0)228 90 90 86-00, Telefax: +49 (0)228 90 90 86-01

E-Mail: info@uno-fluechtlingshilfe.de

Internet: www.uno-fluechtlingshilfe.de
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MELDUNG/274: Agenda 2030 - Zugang zu Wasser und Energieversorgung sicherstellen (Brot für die Welt)


Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Agenda 2030: Zugang zu Wasser und Energieversorgung sicherstellen,
Engagement des Privatsektors kritisch begleiten

Brot für die Welt beim High Level Political Forum in New York



Das Forum der Vereinten Nationen, das die Umsetzung der nachhaltigen
Entwicklungsziele (Sustainable Development Goals, SDGs) begleitet, tagt vom
9. bis 18. Juli in New York. Brot für die Welt wird die Diskussionen vor
Ort gemeinsam mit Partnerorganisationen verfolgen und zudem drei
Veranstaltungen zu den Themen Wasser, erneuerbare Energien sowie zur Rolle
des Privatsektors bei der Umsetzung der "Agenda 2030" ausrichten.

Die Frage, welche Energieversorgung dazu beitragen kann, die nachhaltigen
Entwicklungsziele zu erreichen, soll anhand einer Studie von Brot für die
Welt, dem Climate Action Network und dem World Future Council diskutiert
werden. Die Studie stellt die Frage, wie 100 Prozent erneuerbare Energien
in Tansania realisiert werden können.

Bereits ein Fünftel der Weltbevölkerung lebt in Regionen, in denen mehr
Wasser entnommen wird als natürlich regeneriert werden kann. Wie kann
diesem sogenannten Wasserstress entgegen gewirkt, wie eine nachhaltige
Nutzung von Wasserressourcen weltweit gesichert werden? Um diese Fragen
geht es in einer gemeinsamen Veranstaltung von Brot für die Welt und dem
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ).

Dem Privatsektor wird eine wichtige Rolle bei der Umsetzung der SDGs
zugeschrieben. In einer neuen Studie setzen sich Brot für die Welt und das
Forum Umwelt und Entwicklung kritisch mit den bisherigen Aktivitäten des
Privatsektors zu den SDGs auseinander.

Das High Level Political Forum (HLPF) findet jährlich im Sommer im
Hauptquartier der Vereinten Nationen in New York statt. In jedem Jahr sind
ausgewählte nachhaltige Entwicklungsziele Schwerpunkt der Konferenz,
ebenso wie eine Auswahl von Länderberichten. Das diesjährige HLPF steht
unter dem Motto "Transformation towards sustainable and resilient
societies" und befasst sich schwerpunktmäßig mit den SDGs 6, 7, 11, 12 und
15.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.

Caroline-Michaelis-Str.1, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 65211 0

E-Mail: online-redaktion@brot-fuer-die-welt.de

Internet: http://www.brot-fuer-die-welt.de
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ARBEIT/2837: Fakten - Häufige Arbeit am Limit belastet stark (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 06.07.2018

Fakten: Häufige Arbeit am Limit belastet stark



Etwa jeder sechste abhängig Beschäftigte arbeitet häufig an der Grenze
seiner Leistungsfähigkeit. Dabei sehen sie sich sowohl höheren
körperlichen Belastungen wie schwerem Heben und Tragen als auch höherer
psychischer Belastung beispielsweise durch Termin- und Leistungsdruck
ausgesetzt als die übrigen Erwerbstätigen. Nur jeder fünfte Betroffene
bezeichnet seinen Gesundheitszustand als sehr gut oder ausgezeichnet. Bei
den übrigen Erwerbstätigen ist es etwa jeder Dritte. Das zeigen Ergebnisse
der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2012.

Das jetzt von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
(BAuA) veröffentlichte Faktenblatt "Arbeiten an der Leistungsgrenze" fasst
die Ergebnisse zusammen. Dabei geht das Faktenblatt dezidiert auf die
Pflegeberufe ein, die besonders betroffen sind.

Häufiges Arbeiten an der Grenze der Leistungsfähigkeit geht mit
gesundheitlichen Beschwerden einher und wird von den Betroffenen als
belastend wahrgenommen. 16 Prozent der abhängig Beschäftigten arbeiten
häufig an der Leistungsgrenze. In den Pflegeberufen verdoppelt sich fast
dieser Anteil (30 Prozent). Der Löwenanteil der Betroffenen fühlt sich
durch diese Anforderung belastet (74 Prozent bei den Beschäftigten/85
Prozent in den Pflegeberufen). Rund vier von fünf Beschäftigten, die
häufig ihre Leistungsgrenze erreichen, sehen sich starkem Termin- und
Leistungsdruck ausgesetzt. Bei den übrigen Beschäftigten ist es nur knapp
jeder Zweite (46 Prozent). Sie werden auch deutlich seltener bei der
Arbeit gestört, müssen seltener sehr schnell arbeiten oder mehrere
Aufgaben gleichzeitig betreuen, als Erwerbstätige, die oft an ihre
Leistungsgrenze gehen. In dieser Personengruppe berichtet zudem jeder
Dritte über häufige gefühlsmäßige Belastung (31 Prozent), während das bei
den übrigen Beschäftigten nur jeder zwölfte tut. Wer häufig seine
Leistungsgrenze erreicht, arbeitet doppelt so häufig unter Zwangshaltung
(28 Prozent) oder bewegt schwere Lasten (40 Prozent) als die übrigen
Erwerbstätigen. Im Pflegebereich sind die körperlichen Belastungen,
beispielsweise aufgrund des notwendigen Patiententransfers, noch deutlich
höher.

Die höheren körperlichen und psychischen Belastungen von Menschen, die
häufig an ihre Leistungsgrenze gehen, spiegeln sich in ihrer
gesundheitlichen Situation wider. Rund zwei Drittel der Betroffenen geben
an, unter drei oder mehr psychosomatischen Beschwerden wie Müdigkeit,
Erschöpfung oder Reizbarkeit zu leiden. Bei den Beschäftigten, die
manchmal, selten oder nie an ihre Grenzen gehen, ist es nur etwa jeder
Dritte. Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den Beschwerden im
Bewegungsapparat.

Deshalb sollte gerade in Berufen mit besonders hohen psychischen und
körperlichen Anforderungen, wie etwa in der Pflege, die Gestaltung guter
Arbeitsbedingungen in den Mittelpunkt rücken. Führungskräfte sollten
geeignete Maßnahmen ergreifen, indem sie beispielsweise mehr Personal
einplanen, realistische Ziele vereinbaren und Fort- und Weiterbildungen
anbieten. Auch neue Technologien sollten daraufhin beurteilt werden, ob
sie den Arbeitsalltag der Beschäftigten erleichtern können.


baua: Fakten "Arbeiten an der Leistungsgrenze" gibt es als PDF im
Internetangebot der BAuA unter: 

www.baua.de/dok/8749542.


Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

Die BAuA ist Partner im Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, 06.07.2018
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E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06620: Einschläfernde Nutzlosigkeit (SB)


Bei der Moskauer Schacholympiade 1994 traten zwei Rußland-Teams an. In
der ersten Truppe hatte Spitzenspieler Garry Kasparow seine Getreuen
um sich versammelt. Hinter den Kulissen war zuvor ein Machtkampf
entbrannt, den Anatoli Karpow verlor. Schachmatt gesetzt durch
Verbandsmachenschaften konnte er daher nicht am Turnier teilnehmen.
Nicht einmal in der zweiten Mannschaft war er erwünscht - Kasparows
Standpunkt war in diesem Punkt unerschütterlich. Das zweite Team war
in der Hauptsache mit Nachwuchsspielern besetzt. So kam es, daß der
junge Bublewski beim Kampf gegen die Ukraine auf den erfahrenen
Großmeister Georgadse traf. Was spielt man in einem solchen Fall gegen
einen klar Favorisierten? Nun, Bublewski wußte sich Rat und wählte mit
Weiß das Schottische Vierspringerspiel. Erst einmal vorsichtig
vorantasten, so seine Devise. Der Großmeister, der Ende der 70er Jahre
seine ersten internationalen Erfolge feiern konnte, mußte zunächst in
Sicherheit gewogen werden. Die Nachlässigkeit des Ukrainers war denn
auch der Schlüssel zum Sieg des jungen Russen. Georgadse behandelte
die Stellung in der Tat wie eine Simultanpartie. Zurückhaltend und wie
nebenher machte er seine Züge und geriet erst unmerklich, dann
deutlich ins positionelle Hintertreffen. Schließlich, beim 16. Zug
setzte er seinen König nach h8, ein Zug mit einschläfernder
Nutzlosigkeit. Für Bublewski ebnete er jedoch im heutigen Rätsel der
Sphinx den Weg für eine hübsche, tatenvoll knisternde
Gewinnkombination, Wanderer.
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Rublewski - Georgadse

Moskau 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Was hat der König auf 1...Ke8-e7? zu suchen? Short überlegte nicht
lange und fand eine kurz und bündige Erwiderung: 2.Sd4-b3 Dd8-b6 3.Ta1-
c1 Ta8-c8 4.Lc4-e2! Ke7-f8 5.Tc1xc5 Tc8xc5 6.Da4-a3 und Schwarz gab
auf. Man sollte seinen König eben nicht in eine Fesselungsdiagonale
stellen!



Erstveröffentlichung am 12. Juli 2005

9. Juli 2018
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GESELLSCHAFT/331: Werteinstellungen beeinflussen Erwerbstätigkeit von Müttern (idw)


Philipps-Universität Marburg - 06.07.2018

Werteinstellungen beeinflussen Erwerbstätigkeit von Müttern



Die deutsche Teilung als Verhaltensexperiment: Ob Mütter sich dazu
entschließen, einem Beruf nachzugehen, hängt nicht nur von materiellen
Anreizen ab - es spielt auch eine Rolle, wie die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf in der Gesellschaft bewertet wird, in der die Frauen leben. Das
zeigen Wirtschaftswissenschaftlerinnen aus Marburg und Hamburg, indem sie
die Verhältnisse in Ost- und Westdeutschland vergleichen. Professorin Dr.
Evelyn Korn von der Philipps-Universität Marburg und Professorin Dr.
Miriam Beblo von der Universität Hamburg veröffentlichen ihren Aufsatz in
der Juli-Ausgabe der Zeitschrift "Sozialer Fortschritt", die Ende des
Monats erscheint.

Zahlreiche sozialwissenschaftliche Erhebungen belegen, dass die weibliche
Erwerbsbeteiligung durch institutionelle Maßnahmen beeinflussbar ist, etwa
durch Elternzeitregelungen oder das Steuersystem. "Unsere Studie zeigt,
wie solche materiellen Einflüsse durch weiche Faktoren ergänzt werden,
besonders durch gesellschaftlich vorherrschende Überzeugungen zur
Vereinbarkeit von Familie und Berufstätigkeit", sagt Mitverfasserin Evelyn
Korn. Die beiden Autorinnen analysierten die Entwicklung der Werthaltungen
sowie des Erwerbsverhaltens in Ost- und Westdeutschland. "Wir nutzen die
deutsche Teilung gewissermaßen als ein natürliches Experiment", führt Korn
aus.

Obwohl sich Löhne, Betreuungseinrichtungen und weitere Institutionen
mittlerweile bundesweit weitgehend angeglichen haben, unterscheiden sich
Ost- und Westdeutschland sowohl was den Grad der Erwerbsbeteiligung von
Müttern angeht, als auch hinsichtlich der Einstellung zu der Frage, ob
Familie und Beruf vereinbar seien. Wie der europaweite Vergleich zeigt,
müsste der Anteil der berufstätigen Mütter in Deutschland deutlich höher
ausfallen, sofern der institutionelle Rahmen die einzige Ursache für deren
Erwerbsbeteiligung wäre. "Das legt nahe, dass es einen Zusammenhang
zwischen der mütterlichen Berufstätigkeit und den Überzeugungen geben
muss", legt Korn dar: "Wenn alle Akteure am Arbeitsmarkt glauben, dass
Familie und Beruf vereinbar sind, wird sich dies in größerer weiblicher
Erwerbsbeteiligung niederschlagen und umgekehrt."

Ostdeutsche Frauen sind mehr in den Arbeitsmarkt integriert als ihre
Geschlechtsgenossinnen im Westen der Republik: So sind ostdeutsche Frauen
häufiger erwerbstätig, seltener in Teilzeit, und insbesondere Mütter sind
doppelt so häufig in Vollzeit beschäftigt wie in Westdeutschland. "Wir
vermuten aufgrund unserer Analysen, dass die größere Ähnlichkeit
ostdeutscher Frauen und Männer in ihrem Arbeitsmarktverhalten auf die
staatssozialistische Prägung der DDR-Bürgerinnen und -Bürger
zurückzuführen ist", folgert Korn aus den Ergebnissen; "die geringere
Ähnlichkeit westdeutscher Frauen und Männer könnte hingegen auf das in der
Wirtschaftswunderzeit der 1950er Jahre etablierte
Einverdiener-Hausfrauenmodell zurückgehen."

Professorin Dr. Evelyn Korn lehrt Mikroökonomie an der
Philipps-Universität. In ihrer Forschung befasst sie sich mit der Frage, wie
Institutionen das Verhalten von Entscheidern beeinflussen, insbesondere
ihre Bereitschaft zur Kooperation. Seit Frühjahr 2016 amtiert Korn als
Uni-Vizepräsidentin für Studium und Lehre. Professorin Dr. Miriam Beblo
hat die Professur für Volkswirtschaftslehre, insbesondere Arbeitsmarkt,
Migration, Gender an der Universität Hamburg inne. Die Ökonomin ist
Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat für Familienfragen des
Bundesfamilienministeriums.


Originalpublikation: 

Miriam Beblo und Evelyn Korn: 

Mütterliche Erwerbsbeteiligung - eine Überzeugungsfrage, 

in: Sozialer Fortschritt Jg. 67/Heft 7, Juli 2018, S. 525-548




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg, 06.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1158: Unna - "Wege der Entschleunigung durch Körperarbeit und Tanz", 3 Termine vom 16.-18.7.


VHS-Aktuell: Sommerprojekt zum Thema "Wege der Entschleunigung
durch Körperarbeit und Tanz"



Kreisstadt Unna. Der VHS-Kurs beschäftigt sich mit Musik und Tanz und
zeichnet sich besonders durch den Wechsel zwischen Ruhe und
Lebendigkeit aus. An drei Abenden, vom 16. bis 18. Juli 2018, erfahren
die Teilnehmenden den Tanz als Kraftquelle für mehr Lebensfreude und
Leichtigkeit. "Tanzen erzeugt ein körperliches und emotionales
Wohlbefinden, es befreit, ist für die Gelenke gut und beflügelt die
Seele", beschreibt Jamila Ben Said das Ferienprogramm. Die
Tanzpädagogin, Yoga- und Rückenschullehrerin hat einen Kurztrip von
extrovertierten und erdigen Tänzen vorbereitet und bietet zudem
achtsame und entspannende Körpererfahrungen an. Neben Rhythmus, Freude
und Beweglichkeit geht es darum, Blockaden zu lösen und Leichtigkeit
zu erleben. Übungen für Haltung, Beweglichkeit und Gelassenheit zu
Trommel- und Latino-Rhythmen, spanischer oder orientalischer Musik
inspirieren und wecken Kräfte, die im Inneren schlummern.

Der Kurs richtet sich an alle, die Freude durch Tanz, Beweglichkeit
und Entspannung erleben möchten. Es sind keine Vorkenntnisse
erforderlich. Die Teilnahmegebühr beträgt 49,- Euro für drei Abende,
die in der Zeit von 18.00 bis 20.15 Uhr im zib stattfinden.

Anmeldungen (Kurs 181-6803) nimmt die VHS unter der Telefonnummer
02303/103-713 oder www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. Juli 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/142: Kassel - "Vom Haus, das eines Tages fortlaufen wollte", 14. und 15.07.


Vom Haus, das eines Tages fortlaufen wollte



Drei Mal kommt die Geschichte "Vom Haus, das eines Tages weglaufen
wollte" der süddeutschen Autorin Vera C. Koin in einer Bühnenfassung
im Konzertsaal der Musikakademie am Karlsplatz zur Aufführung: am
Samstag, 14. Juli, ab 18 Uhr sowie am Sonntag, 15. Juli, um 11 und um
14 Uhr.

Die Absolventinnen 2018 des Fachbereichs "Elementare Musikpädagogik"
an der Musikakademie haben das Stück nicht nur einstudiert, sondern
auch für die Szene bearbeitet. Was genau das Publikum erwartet, ist
noch ein gut gehütetes Geheimnis. Ganz sicher ist aber bereits jetzt
für die Fan-Gemeinde der Elementaren Musikpädagogik in Kassel: Mit
ihren Tanz- und Musikeinlagen werden die sogenannten "EMPlerinnen"
unter der Leitung von Verena Dotzler wieder Groß und Klein zum
Lauschen und Staunen bringen.

Eingeladen sind Menschen aller Altersgruppen, die Spaß an eingängigen
Melodien, schwingenden Rhythmen, mitreißenden Gesangseinlagen und
witzigen Choreografien haben. Für die jungen Darstellerinnen sind die
drei Aufführungen das Abschlussprojekt ihrer vierjährigen Studienzeit
an der Musikakademie.

Der Eintritt ist frei. Telefonisch können Karten bei der Musikakademie
unter 0561 / 787 4180, per Fax unter 0561/787 4188 oder per E-Mail
musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1196: Hannover - "Nathan", ein Projekt von Oliver Frlji, Uraufführung 02.09.2018


Schauspiel Hannover

NATHAN

EIN PROJEKT VON OLIVER FRLJI

NACH GOTTHOLD EPHRAIM LESSING

URAUFFÜHRUNG SO, 02.09.18, 19:30 UHR, BALLHOF EINS, AB 15



Lessings Märchen über die Toleranz, eines der ersten politischen
Stücke unter den deutschen Theaterklassikern, wird gerade wieder - aus
aktuellem Anlass - landauf, landab gespielt. Märchen enden mit dem
hoffnungsvollen Satz: »Und wenn sie nicht gestorben sind, dann leben
sie noch heute.« Aber wir wissen, dass sie nicht überlebt haben und
müssen fürchten, dass sie auch weiterhin nicht überleben werden. Das
Stück lässt sich heute nicht lesen ohne die Erinnerung an den
Holocaust. Der kroatische Theatermacher Oliver Frlji - im
deutschsprachigen Raum schon öfter mit seinen zornigen und auf
gesellschaftliche Schmerzpunkte zielende Stückentwicklungen
aufgefallen - überprüft, was von diesem Märchen in einer Zeit übrig
bleibt, in der »Ideologien der Ungleichwertigkeit« wieder
gesellschafts- und debattenfähig geworden sind. Wie steht es mit der
Mission der Aufklärung angesichts von Xenophobie, Homophobie,
Rassismus, Islamophobie und Antisemitismus? Frlji schreibt das Stück
in die Gegenwart fort und erzählt, wovon Lessing schweigt; er lässt
Vertreter*innen der drei Buchreligionen auftreten und schildert die
(Religions-)Kriege damals - und heute. Die Mehrdeutigkeit der Bilder,
die er entwirft, produziert Missverständnisse und fordert auf, das
Unanschaubare anzusehen. Eindeutig und unmissverständlich ist die
Botschaft, die dieser Nathan sendet: Das Akzeptieren und Tolerieren
von verschiedenen Identitäten ist der Kern unseres Menschseins und
nicht verhandelbar!

REGIE UND BÜHNE Oliver Frlji

KOSTÜME Sandra Dekani

DRAMATURGIE Barbara Kantel

MIT Johanna Bantzer, Beatrice Frey, Hannah Müller, Dennis Pörtner,
Andreas Schlager

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse für September 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1195: Hannover - "Der Club" nach dem Roman von Takis Würger, Uraufführung 01.09.2018


Schauspiel Hannover

DER CLUB

NACH DEM ROMAN VON TAKIS WÜRGER

URAUFFÜHRUNG SA, 01.09.18, 20:00 UHR, CUMBERLAND



»IM SÜDLICHEN NIEDERSACHSEN LIEGT EIN WALD, DER DEISTER, DARIN STAND
EIN HAUS AUS SANDSTEIN, IN DEM FRÜHER DER FÖRSTER GEWOHNT HATTE UND
DAS DURCH EINE REIHE VON ZUFÄLLEN UND DEN KREDIT EINER BANK IN DEN
BESITZ EINES EHEPAARES KAM, DAS DORT EINZOG, DAMIT DIE FRAU IN RUHE
STERBEN KONNTE.«

Eine Heimatgeschichte? Mitnichten. Der Club nimmt nur seinen
Ausgangspunkt in der Gegend bei Hannover und folgt dann seinem
Protagonisten Hans Stichler an die Universität Cambridge. Wie Hans
ging der 1985 geborene Spiegel-Redakteur Takis Würger nach Cambridge,
um dort Ideengeschichte zu studieren. Er boxte als Schwergewicht für
den Cambridge University Amateur Boxing Club und wurde Mitglied in
verschiedenen studentischen Clubs. Würger verbindet in seinem Debüt
Coming-of-Age-Geschichte, Campusroman und Kriminalgeschichte. Der
elitäre Pitt Club scheint in ein Verbrechen verwickelt zu sein. Hans
schafft es, in den Club aufgenommen zu werden. Er verliebt sich in
Charlotte, deren Vater einer der Clubveteranen ist. Er ist vom
Selbstbewusstsein der snobistischen Elite fasziniert und abgestoßen
zugleich. Kann man sich alles erlauben, wenn man genug Geld hat? Wie
positioniert sich Hans im Gefüge aus Macht und Geld und wie bewahrt er
sich das, was er einmal sein Gewissen nannte?

REGIE Alexander Eisenach

BÜHNE Andreas Alexander Straßer

KOSTÜME Julia Wassner

MUSIKALISCHE LEITUNG Sven Michelson

DRAMATURGIE Johannes Kirsten

MIT Susana Fernandes Genebra, Rainer Frank, Philippe Goos, Günther
Harder, Wolf List, Vanessa Loibl

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse für September 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1194: Hannover - "Trutz" von Christoph Hein", von Dusan David Paízek, Premiere 08.09.2018


Schauspiel Hannover

TRUTZ

VON CHRISTOPH HEIN

IN EINER BÜHNENBEARBEITUNG VON DUSAN DAVID PA�ZEK

HANNOVER-PREMIERE

SAMSTAG, 08.09.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Der deutsche Schriftsteller Rainer Trutz und der russische
Wissenschaftler Waldemar Gejm geraten in den Mahlstrom der Gewalten
des 20. Jahrhunderts. Nach gelungener Flucht vor den Nazis kommen
Trutz und seine Frau Gudrun voller Hoffnung auf ein besseres Leben in
der Sowjetunion an. Hier lernen sie die Gejms kennen. Ein Kind wird
geboren, Maykl. Auch die Gejms haben einen Sohn, Rem. Waldemar Gejm
macht die beiden Kinder zu Probanden in seiner Forschung zur
Mnemotechnik, der Lehre von Ursprung und Funktion des Gedächtnisses.
Die beiden Kinder sind gelehrige Schüler. Doch plötzlich werden die
Trutzens auch hier verfolgt. Eine alte Rezension wird Rainer zum
Verhängnis. Er wird zum Opfer der stalinistischen Säuberungen und im
Gulag erschlagen, Gudrun stirbt in der Verbannung und auch Gejm fällt
der Willkür des stalinistischen Systems zum Opfer. Er wird deportiert.
Seine Forschung erregte Anstoß. Nur Maykl und Rem überleben. Beide
werden wegen ihrer Fähigkeit, nichts zu vergessen, im Verlaufe ihres
Lebens immer wieder Probleme mit der Macht bekommen. Erst im
vereinigten Deutschland begegnen sie sich wieder. Vielleicht gilt ja
doch der letzte Satz des Romans: »Glücklich ist, wer vergisst, was
doch nicht zu ändern ist.«

REGIE UND BÜHNE Dusan David Paízek

KOSTÜME Kamila Polívková

DRAMATURGIE Johannes Kirsten

MIT Sarah Franke, Henning Hartmann, Markus John, Ernst Stötzner

Koproduktion mit den Ruhrfestspielen Recklinghausen

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse für September 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1193: Hannover - "Der schwarze Obelisk" von Lars-Ole Walburg, Premiere 31.08.2018


Schauspiel Hannover

DER SCHWARZE OBELISK

GESCHICHTE EINER VERSPÄTETEN JUGEND

VON ERICH MARIA REMARQUE

FASSUNG FÜR DAS SCHAUSPIEL HANNOVER VON LARS-OLE WALBURG

PREMIERE Fr 31.08.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Im Inflationsjahr Jahr 1923 gehen die Geschäfte gut in der
Grabsteinfirma Kroll und Söhne, denn gestorben wird immer. In diesen
Zeiten auch an Not und Verzweiflung. Ludwig Bodmer, der nach dem Krieg
in Werdenbrück ein Auskommen sucht, handelt mit den Utensilien der
Trauer. Um die wirren Zeiten zu überstehen, rettet er sich in
Tauschgeschäfte und kleine Gaunereien: Mahlzeiten zahlt er mit
erschlichenen Essensmarken. Nachhilfeunterricht lässt er sich mit
Büchern entlohnen. Das Treffen mit der anspruchsvollen Freundin
ersetzt er notgedrungen durch die Beobachtung der freizügigen
Nachbarin. Die durch den Weltkrieg verpasste Jugend will nachgeholt
werden! Für ein Abendessen arbeitet Ludwig als Organist in einem
Irrenhaus und lernt dort die schöne Geneviève Terhoven kennen. Sie
leidet an Schizophrenie, die meiste Zeit über nennt sie sich Isabelle.
Das Mädchen, so scheint es ihm, hat mehr verstanden von der Welt als
die Gesellschaft vor dem Eingangstor der Anstalt. Hier zieht es
bereits auf: das nationalistische Donnergrollen. Und während die
Ersten gespannt Hitlers Reden im Radio verfolgen, auf den Straßen erst
Vereinzelte, dann ganze Gruppen das Deutschlandlied singen, es
scheinbar beliebige Festnahmen gibt, entschließt er sich, die Stadt zu
verlassen. Nach den erfolgreichen Bühnenadaptionen von Im Westen
nichts Neues und Die Nacht von Lissabon erweitert Lars-Ole Walburg
seine Remarque Trilogie mit "Der schwarze Obelisk".

REGIE Lars-Ole Walburg

BÜHNE Robert Schweer

KOSTÜME Nina Gundlach

MUSIK Lars Wittershagen

DRAMATURGIE Kerstin Behrens

MIT Carolin Haupt, Antonia Eleonore Hölzel, Silvester von Hösslin,
Janko Kahle, Christoph Müller, Hagen Oechel, Jonas Steglich, Sebastian
Weiss

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse für August 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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WERKSTATT/314: Münster - "Die Anguanen kommen", 3 x "Urbanes Untermezzo" am 17., 19. und 21. Juli 2018


Die Anguanen kommen

Dreimal "Urbanes Untermezzo" / Premiere am Dienstag, 17. Juli



Münster (SMS) Die Anguanen sprechen nicht unsere Sprache und auch
sonst verstehen sie uns nicht. Sie kommen aus den Elementen, sind
Geister der Natur. Sie haben unsere Gestalt angenommen und machen
einen Ausflug in die menschliche Welt. Wer sie miterleben möchte,
kommt am Dienstag, 17. Juli, um 18 Uhr zum Platz zwischen
Liebfrauen-Überwasserkirche und Aabrücke am Spiegelturm. Dort startet
das jährliche "Urbane Intermezzo" von "FrauenZeitAlter". Weitere
Aufführungen: Donnerstag 19. Juli, und Samstag 21. Juli, jeweils 18
Uhr.

"Unsere Idee, beim 'FrauenZeitAlter' das Thema 'Frauen und Alter'
öffentlich sichtbar zu machen, setzen wir an den drei Abenden auf
besondere Weise um", so Martina Arndts-Haupt, Leiterin des städtischen
Frauenbüros. Statt der üblichen Aufführung im Rathausfestsaal erleben
die Gäste und die zufälligen Zuschauer und Zuschauerinnen einen
ausgefallenen Umzug durch die Innenstadt.

"Die Anguanen verhalten sich seltsam, schräg, schrill, wütend,
unheimlich, poetisch, unruhig und verwirrt", weiß Regisseurin Bianca
Austermann. Sie hat die Freiluft-Aufführung mit neun Frauen zwischen
30 und 85 Jahren und mit der Choreographin Katrin Banse erarbeitet. In
ihrem Stück verbinden sie Tanz, Bewegung und den Stadtraum
miteinander. Die Musik zu dieser Erkundung spielt Anja Kreysing am
Akkordeon. Von der Liebfrauen-Überwasserkirche führt der Weg vorbei am
Kiepenkerl zur Lambertikirche.

"Dieses neue künstlerische Angebot des Urbanen Intermezzo wird Anlass
zu interessanten Begegnungen geben", hofft Martina Arndts-Haupt.
Zuschauerinnen werden sich miteinander über das Gesehene und Erlebte
austauschen und sich vielleicht sogar motivieren lassen, selbst neue
Ausdrucksformen auszuprobieren. Sollte es an den Veranstaltungstagen
wider Erwarten Dauerregen geben, fällt die Veranstaltung aus.

Die Veranstaltung ist Teil des ganzjährigen Programms
"FrauenZeitAlter", das vielfältige Formen des Austauschs zwischen
Frauen anbietet. Info: Frauenbüro, 02 51/4 92-17 01,
frauenbuero@stadt-muenster.de. - www.stadt-muenster.de/frauenbuero
(Rubrik "Frauenzeitalter")

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MELDUNG/461: Kommunen auf dem Weg zur Pestizidfreiheit (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 9. Juli 2018

Florian Pronold: "Kommunen auf dem Weg zur Pestizidfreiheit"

Große Kreisstadt Dachau verpachtet Ackerflächen nur noch an Landwirte,
die auf Glyphosat verzichten



Über 200 Städte in Deutschland haben sich mittlerweile entschieden,
zunehmend auf Glyphosat und andere Pestizide zu verzichten. Dazu zählt
auch die bayerische Stadt Dachau. Die Kommune hatte im vergangenen
Jahr einen Stadtratsbeschluss gefasst, wonach Landwirte auf
städtischen Pachtflächen auf Pflanzenschutzmittel mit dem Wirkstoff
Glyphosat und auf Neonikotinoide, eine Gruppe hochwirksamer
Insektizide, verzichten zu müssen. Dies gilt jedoch nur für
Neuverpachtungen. Bestehende Pachtverträge sind von dem
Stadtratsbeschluss nicht betroffen. Der Parlamentarische
Staatssekretär im Bundesumweltministerium Florian Pronold hat die
Stadt heute besucht.

Florian Pronold: "Die weitgehend pestizidfreie Kommune ist möglich.
Dies setzt ein verändertes Denken hinsichtlich des Schönheitsideals
einer Stadt, die Bereitschaft zu Verhaltensänderungen und politischen
Veränderungswillen voraus. Dachau ist dafür ein gutes Beispiel."

Pflanzenschutzmittel werden neben der Land- und Forstwirtschaft sowie
im Gartenbau auch auf öffentlichen Flächen der Kommunen eingesetzt.
Der Dachauer Oberbürgermeister Florian Hartmann und die Mitarbeiter
der Abteilung Stadtgrün und Umwelt informierten Pronold anlässlich
einer Ortsbegehung über die verschiedenen Möglichkeiten einer
pestizidfreien Bewirtschaftung der städtischen Grünflächen. Die Stadt
ist schon seit den 80er-Jahren aktiv dabei, auf bestimmten Flächen den
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln zu vermeiden bzw. zu minimieren. So
werden störende Pflanzen zum Beispiel auf Gehwegen oder öffentlichen
Eingangsbereichen abgeflammt, mechanisch oder mit Kehrmaschinen
beseitigt. Des Weiteren hat die Stadt Ackerflächen, die sie 2014
erworben hat, an einen Biobauern verpachtet

Oberbürgermeister Hartmann: "Das Verbot von Glyphosat auf städtischen
Flächen ist ein erster Schritt hin zu einer umweltfreundlichen
Bewirtschaftung. Andere Kommunen, so zum Bespiel jüngst auch der
Landkreis Dachau, ziehen nun mit ähnlichen Beschlüssen nach. Zum
Erhalt der Artenvielfalt in Flora und Fauna in Deutschland sind aber
bundesweite gesetzliche Regelungen notwendig."

Pronold: "Das Bundesumweltministerium setzt sich für einen
grundsätzlichen Ausstieg aus Glyphosat bis zum Ende dieser
Legislaturperiode ein. Daher sind uns die Erfahrungen der Landwirte
und Kommunen, die sie beim Vermeiden von Pestiziden machen sehr
wichtig. Denn letztlich dürfen wir nicht bei Glyphosat stehenbleiben,
wenn wir eine insgesamt umwelt- und naturverträglichen Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln erreichen wollen."

Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln trägt wesentlich zum Verlust der
biologischen Vielfalt bei - durch die unmittelbare Schädigung von
Wildpflanzen und -tieren einerseits, durch die Schädigung der
Nahrungsnetze und den Entzug der Nahrungsgrundlage von Wildtieren
andererseits. Zudem beeinträchtigt ein übermäßiger Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln auch die Qualität von Böden und Gewässern. All
diese Beeinträchtigungen wirken sich auch auf die Lebensgrundlagen des
Menschen aus. Vor diesem Hintergrund gilt es, die Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln und ihre Auswirkungen auf den Naturhaushalt
soweit wie möglich zu reduzieren.

 * 
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RECHT/214: Gesetzgeber beschließt Novelle zur Fortführung des beschleunigten Atomausstiegs (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 6. Juli 2018

Gesetzgeber beschließt Novelle zur Fortführung des beschleunigten
Atomausstiegs

Novelle setzt Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 6. Dezember
2016 um



Die Novelle des Atomgesetzes zur Umsetzung des
Bundesverfassungsgerichts-Urteils von 2016 hat heute den Bundesrat
passiert. Damit bleibt der Fahrplan für den beschleunigten
Atomausstieg unverändert. Jedes Atomkraftwerk behält sein bisheriges
gesetzlich festgelegtes Abschaltdatum. Mit der beschlossenen Novelle
folgt der Gesetzgeber einem von der Bundesregierung vorgelegten
Gesetzentwurf.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Ich freue mich über das klare
Bekenntnis von Bundestag und Bundesrat zum beschleunigten
Atomausstieg. An den gesetzlich festgelegten Abschaltdaten wird nicht
gerüttelt. Die Menschen können sich auf den beschleunigten
Atomausstieg in Deutschland verlassen. Spätestens am 31. Dezember 2022
geht das letzte Atomkraftwerk in Deutschland vom Netz."

Die Novelle setzt Korrekturen um, die das Bundesverfassungsgericht in
Randbereichen der Gesamtregelung zum beschleunigten Atomausstieg
gefordert hatte. Dem beschleunigten Atom-ausstieg im Jahr 2011 war -
nur wenige Monate zuvor - eine Entscheidung des Gesetzgebers über
verlängerte Laufzeiten für Atomkraftwerke vorausgegangen, die der
Gesetzgeber im Lichte der Reaktorkatastrophe von Fukushima wieder
rückgängig machte. Die Energieversorgungsunternehmen können nun einen
angemessenen finanziellen Ausgleich für sogenannte frustrierte
Investitionen verlangen, die sie in den Atomkraftwerken zwischen dem
28. Oktober 2010 und dem 16. März 2011 im berechtigten Vertrauen auf
die Laufzeitverlängerung getätigt haben. Daneben können RWE und
Vattenfall einen angemessenen finanziellen Ausgleich für diejenigen
Elektrizitätsmengen der Atomkraftwerke Brunsbüttel, Krümmel und
Mülheim-Kärlich verlangen, die bis zum 31. Dezember 2022 nicht auf ein
anderes Atomkraftwerk übertragen werden.

Weitere Informationen zum Gesetz finden Sie unter

www.bmu.de/faqs/urteil-zum-atomausstieg/
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AFRIKA/114: Südafrika - Geplanter Uranbergbau vor dem Aus (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 1, Januar/Februar 2018

Geplanter Uranbergbau vor dem Aus

von Stefan Cramer



Jahrelang hatte die australische Bergbaufirma Peninsula Energy mit
russischem Kapital in der südafrikanischen Karoo den Uranbergbau
vorbereitet. Jetzt kommt plötzlich das Aus, bevor die Firma auch nur
die Bergbaurechte erhalten hätte oder der erste Tagebau gegraben ist.
Strenge Umweltgesetze und eine wachsame Öffentlichkeit haben das
verhindert.



Es war eine kleine Sensation, die lange verborgen blieb: Nach - langen
Verhandlungen erwarb 2013 die bis dahin unbedeutende australische
Bergbaufirma Peninsula Energy mit Sitz in Perth mehr als 700.000
Hektar Konzessionsgebiete für Uranbergbau in der südafrikanischen
Karoo. Der Verkäufer war der damals noch einflussreiche
Uranbergbau-Konzern Areva, einer der ganz großen in der Branche.
Dieser französische Großkonzern hatte sich unter seiner berüchtigten
Chefin Anne Lauvergeon tüchtig verzockt und verkaufte seine
"afrikanischen Besitzungen", um den Konzern aus der finanziellen Krise
der Atomkraft-Bauer zu retten. In dieser Situation gelang es
Peninsula, die zahlreichen kleinen lokalen Firmen, die Anteile an
Ländereien und Bergbaurechten hatten, zusammen mit den Areva-Rechten
zu einem marktführenden Konglomerat zusammen zu schmieden. Damit
verfügte Peninsula über die wichtigsten Uranberggebiete in der Karoo,
einem Gebiet etwa der Größe Deutschlands. Tausende von Bohrungen waren
bereits im Vorfeld niedergebracht und ergaben angeblich das Bild einer
Weltklasse-Lagerstätte ganz dicht unter der dünn besiedelten
Oberfläche dieser wüstenhaften Hochebene. Schon vorher hatten sich
Schwergewichte wie Esso, Union Carbide, Anglo-American und andere an
den bereits 1967 entdeckten Lagerstätten versucht - ohne Erfolg und
mit schweren Verlusten.

Früher gehörten die Bergbaurechte in Südafrika den Landbesitzern. Dies
änderte sich erst mit der neuen Verfassung nach 1994 und dem neuen
Bergbaugesetz im Jahre 2002. Die Bauern in der Karoo kannten Uran.
Schon in den siebziger Jahren hatten ausländische Konzerne nach Uran
gesucht und den Bauern Abfindungen gezahlt. Dafür erhielten sie die
Genehmigung, die großen Ländereien zu betreten. Oft blieb es bei ein
paar flachen Probebohrungen. Nur an zwei Stellen schienen abbauwürdige
Vorkommen zu sein: in Ryst Kuil südlich des zentralen Karoo-Ortes
Beaufort West sowie in Rietkuil weiter westlich. In kleinen Tagebauen
wurden größere Erzmengen gewonnen und für Aufbereitungsversuche zum
Abtransport vorbereitet. Doch dann brach der Uranpreis ein und die
Firmen verloren ihr Interesse. Das zum Teil stark radioaktive Erz
lagert noch heute auf Halden an diesen Plätzen. Nur ein paar flache
Weidezäune und verrostete Hinweisschilder zeigen diese gefährlichen
Altlasten an, die mittlerweile ihre radioaktive und toxische Fracht in
die Umgebung verstreut haben.

Für die meisten Bewohner der Karoo war es nicht verwunderlich, als
eine neue Episode in der Geschichte des Uranbergbaus in der Karoo zu
beginnen schien. Außer ein paar Bohrgeräten, die sich in der Weite der
Karoo verloren, waren kaum Bewegungen vor Ort zu erkennen. So war es
auch nicht verwunderlich, dass zu den gesetzlich vorgeschriebenen
öffentlichen Anhörungen im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfungen
kaum Betroffene kamen.

Das änderte sich erst 2014, nachdem die südafrikanische kirchliche
Umweltorganisation Southern African Faith Communities' Environment
Institute (SAFCEI) begann, die Menschen der Karoo über die besonderen
Gefahren des Uranbergbaus aufzuklären. In dieser trockenen Halbwüste
sind dies vor allem die Ausbreitung radioaktiver Stäube und die
Verschmutzung des lebenswichtigen Grundwassers mit Radionukliden.
Besonders die ganzjährig auf der Weide gehaltenen Schafe und Ziegen,
die wichtigste Einnahmequelle der Karoo-Bauern, sind von beidem
besonders betroffen. Erst als ihnen klargemacht wurde, zum Beispiel an
Hand der Erfahrungen der Navajo-Indianer in den USA, den Aborigines in
Australien oder den Bergarbeitern der Wismut AG in Sachsen und
Thüringen, regte sich die erste Empörung. Uranbergbau ist eben kein
Bergbau wie jeder andere, denn die damit verbundenen
Umweltverschmutzungen respektieren keine Konzessionsgrenzen und sind
zum Teil für kommende Generationen spürbar. Die Versuchsbergwerke von
Ryst Kuil und Rietkuil in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft waren
bedrückende Beispiele für den unverantwortlichen Umgang der
südafrikanischen Bergbauindustrie mit diesen strahlenden Altlasten.

Die Karoo ist mit nur 1-2 Einwohnern pro Quadratkilometer sehr dünn
besiedelt, und die wenige Farmen sind weit voneinander entfernt. So
war es hier besonders schwierig, die Bevölkerung zu informieren und zu
mobilisieren. Zahlreiche Vorträge auch vor kleinsten Gruppen schufen
das notwendige Wissen und das erforderliche Vertrauen in die
Umweltaktivisten. Auf dem Land ist das Mobilfunknetz langsam und
schlecht ausgebaut. Daher waren einfache Lösungen wie WhatsApp für die
Kommunikation mit den Farmern notwendig. Über Facebook ("Stop Uranium
Mining in the Karoo") wurden komplexere Inhalte vermittelt und der
Kampf in der Karoo auch über den Kreis der direkt Betroffenen
ausgeweitet. In intensiver Zusammenarbeit mit Journalisten der
etablierten Medien erfuhr eine viel breitere nationale Öffentlichkeit
von den Vorgängen in der Karoo. Diese Berichterstattung erreichte auch
die Entscheider in der Industrie und bei den Behörden, insbesondere
den Umweltbehörden.

Während der gesamten Aufklärungskampagne kannte die angegriffene
Bergbauindustrie nur eine Strategie: das Totschweigen. Auf all die
fachlichen Beiträge und zum Teil emotionalen Ausbrüche der Betroffenen
reagierte sie überhaupt nicht, vermutlich in der nicht unsinnigen
Annahme, dass sich die Aufregung bald legen werde und eine intensive
Pressearbeit ihrerseits nur noch mehr Staub aufwirbeln würde. Zu einem
guten Teil ist diese Strategie aufgegangen, denn auch heute noch sind
es nur eine Handvoll Bauern- und Umweltorganisationen, die den
erfolgreichen Widerstand gegen diese tödliche Form des Bergbaus aktiv
tragen.

Doch die neuen Besitzer der Urankonzessionen hatten dank ihres
russischen Kapitals einen langen Atem. Für mehr als 700.000 Hektar
wurden Prospektionserlaubnisse beantragt. Später wurden dann auch
Bergbaurechte, zunächst für ein kleines, eher unscheinbares Areal
(Kareepoort) von 35.000 Hektar in der Provinz Eastern Cape, beantragt.
Diese bisher ANC-dominierte Provinz ist sehr bergbaufreundlich
gesonnen und Umweltaspekten weniger aufgeschlossen. Die meisten
Antragsdokumentationen waren jedoch so fehlerhaft, dass sie
zurückgezogen und überarbeitet werden mussten. Die Provinzregierung
des Westkaps, wo die weitaus größeren Vorkommen liegen, wird von der
Democratic Alliance dominiert. Die dortigen Behörden standen und
stehen dem Uranbergbau deutlich kritischer gegenüber.

So kommt es, dass trotz massivem Einsatz von Beratungsfirmen bis heute
keine einzige Bergbaugenehmigung Bestand hat. Selbst die auslaufenden
Prospektionsgenehmigungen konnten nicht fristgerecht erneuert werden
und selbst diese sind bisher noch in einem Widerspruchsverfahren. Nach
eigenen Angaben hat die Firma bisher über 200 Millionen US-Dollar in
den Erwerb der Rechte, den Landkauf sowie für Beraterhonorare gezahlt,
ohne ein Gramm Uran jemals auch nur gesehen zu haben.

Mitgeholfen hat dabei unter anderem ein ganz unscheinbarer
Verbündeter, nur wenige Millimeter groß. Mitten auf den vorgesehenen
Bergbauflächen hatte eine benachbarte Farmersfamilie eine kleine
Sukkulente gefunden, die nur nach einem starken Regen ihr Köpfchen aus
dem Lehmboden der Karoo streckt. Dieser Winzling aus der Familie der
Mittagsblumengewächse ist wahrscheinlich eine ganz neue
Pflanzen-Spezies und bisher noch nie aus der Karoo beschrieben worden.
Er kommt wahrscheinlich so selten vor, dass sein Schutzstatus erst
noch ermittelt werden muss. Solange müssen nach südafrikanischer
Rechtsprechung auch die weiteren Arbeiten ruhen. Mittlerweile sind
noch weitere seltene oder neue Pflanzenarten in den betroffenen
Gebieten entdeckt worden. All dies, sowie die überraschende Tatsache,
dass während der Öffentlichkeitsbeteiligung fast 2.000 Eingaben gegen
den Uranbergbau bei der Bewilligungsbehörde eingingen, hat immer
wieder zu Verzögerungen im Genehmigungsverfahren geführt.

Zuletzt waren wohl selbst die russischen Geldgeber nicht mehr
überzeugt, dass ihr Geld hier gut angelegt sei. Sie hatten wohl
gehofft, im Windschatten des viel größeren russischen Engagements im
Kernkraft-Bau in Südafrika zu segeln. Denn in Südafrika sollen bis zu
sechs neue Atomkraftwerke russischer Herkunft gebaut werden. Außerdem
hatte man wohl den örtlichen Widerstand unterschätzt. Dennoch kam für
alle Beteiligten das Aus im Oktober 2017 überraschend. In einer dürren
Presseerklärung teilte die australische Muttergesellschaft Peninsula
Energy mit, sie wolle bis zum Jahresende alle Beteiligungen am
Uranbergbau in der Karoo abstoßen, um sich ganz auf ihren
produzierenden Uranabbau im US-Staat Wyoming konzentrieren zu können.
Wie konnte es zu so einem Sinneswandel kommen? Hatte sie ein Einsehen
gegenüber dem lokalen Widerstand oder entdeckten sie ihr Herz für die
wilde Unberührtheit der Karoo?

Tatsächlich waren es wohl nüchterne ökonomische Überlegungen. Denn
gerade erst war eine ausführliche Wirtschaftlichkeitsberechnung
erstellt worden, die zweifelsfrei belegt, dass die relativ
geringhaltigen Uranerze der Karoo nur bei einem Uranpreis von
mindestens 65 US-Dollar pro Pfund überhaupt abbauwürdig sind. Der
Uranpreis aber verharrt seit Jahren - nach der Kraftwerkskatastrophe
von Fukushima-Daiichi - auf einem historischen Tiefststand um die
20-25 US-Dollar und zeigt trotz heftigem Gesundbeten keine Tendenz
sich zu erholen. Die Kraftwerksbetreiber sitzen auf großen Vorräten,
mit denen sie sich zu Beginn der Niedrigpreisphase eingedeckt haben.
Auch werden längst nicht genügend neue Atomkraftwerke gebaut, um die
Nachfrage nach Uran anzukurbeln. Der Preis wird überhaupt nur auf
diesem Niveau gehalten, weil zahlreiche Minengesellschaften ihre
Uranbergbau-Aktivitäten eingestellt oder heruntergefahren haben. Eine
Wende ist nicht in Sicht. Deshalb macht es keinen Sinn, neue
Bergwerkskapazitäten zu erstellen.

Die Entscheidung war aber auch der besonderen Situation des
Mutterkonzerns Peninsula Energy geschuldet, der sich mit seiner
einzigen produzierenden Mine im Bundesstaat Wyoming in den USA (Lance
Project) ebenfalls in der Krise befindet. Die Erträge dort: sind nach
einem hoffnungsvollen Beginn so rasch gefallen, dass jetzt die gesamte
Förder- und Aufbereitungstechnik in einer zweijährigen Bauphase
umgestellt werden muss. In dieser Zeit fallen natürlich nur geringe
oder keine Produktionsergebnisse an, sodass die Firma in ernsthafte
finanzielle Schwierigkeiten gerät. Da war es nur sinnvoll, ein teures
und bisher ausgesprochen erfolgloses Projekt einzustellen. Ob sich
überhaupt ein Käufer unter diesen Bedingungen findet, ist recht
unwahrscheinlich. Denn schon früher ist hier ohne Rücksicht auf
Rentabilität viel Geld verbrannt worden. Wahrscheinlich überschreibt
Peninsula seine Anteile an der Unternehmung an die lokalen Partner,
kleine südafrikanische Briefkastenfirmen, die sich durch das Black
Empowerment Vorteile bei der Vergabe von Bodenschätzen erhoffen. Diese
Firmen haben weder die finanziellen Mittel noch die unternehmerische
Kraft, das Projekt alleine weiterzuführen. So werden solche Projekte
nicht vollständig beerdigt, sondern meist nominell weitergeführt,
immer in der Hoffnung, dass sich ein neuer Investor mit tiefen Taschen
und geringem Sachverstand findet.

Auch wenn es nicht danach aussieht, müssen die Menschen in Südafrikas
Karoo weiterhin wachsam sein. Nachdem sie bisher erfolgreich auch die
Schiefergasgewinnung durch Fracking in ihrer Region abgewehrt haben,
lauern neue Gefahren. Die riesige Radioteleskop-Anlage SKA in der
Provinz Northern Cape verschlingt immer größere Gebiete, in denen
keine wirtschaftlichen Aktivitäten mehr erlaubt werden. Im Rahmen des
Ausbaus der Gas- und Stromnetze plant die Regierung riesige neue
Energietrassen quer durch die Karoo. Dabei sollte jetzt erst einmal
Ruhe einkehren, damit die Karoo das machen kann, was sie am besten
kann: nachhaltige Landwirtschaft, angepassten Agrotourismus und vor
allem Erneuerbare Energien. Denn für alle diese Wirtschaftszweige ist
die Karoo ein Weltklasse-Standort.



Der Autor ist promovierter Geologe in Ruhestand. Zuletzt arbeitete er
als wissenschaftlicher Berater am Southern African Faith Communities'
Environment Institute (Safcei) in Südafrika.
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EDITORIAL

VERMURKSTE VERSÖHNUNG

Ein Kommentar von Henning Melber zur Debatte um Entschädigung für den
Völkermord an den Ovaherero und Nama.

AKTUELL


SÜDAFRIKA

GESPALTENER ANC

Auf dem Parteitag des ANC im Dezember 2017 hat sich eine gespaltene
Partei gezeigt. Cyril Ramaphosa konnte sich knapp gegen das Zuma-Lager
durchsetzen. Von Lothar Berger

NEUANFANG MIT RAMAPHOSA?

Das Ende von Jacob Zuma als Präsident Südafrikas steht bevor. Wie ein
Neuanfang des ANC unter Ramaphosa aussehen könnte, darüber macht sich
Raymond Suttner seine Gedanken.

KEIN ENDE ABZUSEHEN

Der Regierungsskandal um Guptagate betrifft auch Südafrikas
Fernsehsektor. Birgit Morgenrath berichtet, wie die Pay-TV-Firma
MultiChoice den Wechsel zum analogen Fernsehen zu ihrem eigenen
Vorteil ausnutzte.

GEPLANTER URANBERGBAU VOR DEM AUS

Strenge Umweltgesetze und eine wachsame Öffentlichkeit haben die Pläne
der Bergbaufirma Pensinsula Energy durchkreuzt, Rechte für den
Uranabbau in der Karoo zu erhalten. Stefan Cramer über das Aus für den
Uranbergbau in Südafrika.

TAUCHEN NACH ABALONE: IM REVIER DES WEISSEN HAIS

Verarmte Bewohner in Gansbaai in der Westkap-Provinz riskieren ihr
Leben, um den illegalen Handel mit den streng geschützten Abalonen
(Seeschnecken) zu betreiben. Eine Reportage von Kimon de Greef.


NAMIBIA

GEINGOB FÜR 2018 GESTÄRKT

Der Swapo-Parteikongress hat die Führungsrolle von Namibias Präsident
Hage Geingob konsolidiert, wie Henning Melber berichtet.

FEMINISMUS IM MITTELPUNKT

Die Frauenorganisation Sister Namibia leistet Bewusstseinsarbeit und
Lobbying für Frauenrechte. Gertrude Eigelsreiter-Jashari hat die
Geschäftsführerin Vida da Voss Links interviewt.


SIMBABWE

DEN UNSICHTBAREN EINE STIMME GEBEN

Flawsome Soneni Gwizi kam mit einer Behinderung auf die Welt, doch die
mit einem Frauenpreis für Afrika ausgezeichnete Medienvertreterin
lässt sich dadurch nicht einschränken und ist tatkräftig engagiert.
Ein Portrait von Julia Müller.


ANGOLA

RÜCKENWIND FÜR KLEINBÄUERLICHE LANDWIRTSCHAFT

Der Diskurs von Angolas neuem Präsidenten ermutigt Landorganisationen,
wie Petra Aschoff bei einer Projektreise in zwei Provinzen erfahren
konnte.


OSTAFRIKA

VOM FREIHEITS- ZUM ÜBERLEBENSKAMPF

Die Tazara-Bahn auf der Suche nach einer neuen Erfolgsspur. Ein
Bericht von Tim Zajontz.


SÜDLICHES AFRIKA

ENERGIEWENDE FÜR ALLE!

Franziska Müller zeigt Perspektiven für Energietransitionen im
südlichen Afrika auf.


SÜDAFRIKA: KULTUR

LITERATUR AUF DER SPUR

Seit November 2017 ist das am Indischen Ozean gelegene Durban "Unesco
City of Literatur". Gisela Feurle begleitet uns auf einen
literarischen Ausflug durch die Metropole von KwaZulu-Natal.

DAS NEUE KUNSTMUSEUM IN KAPSTADT - EINE HERAUSFORDERUNG

Das Zeitz MOCAA - Museum für zeitgenössische afrikanische Kunst wurde
im September in Kapstadt eröffnet. Jürgen Langen stellt das
ambitionierte Museum vor.


SÜDLICHES AFRIKA

ES FEHLT DER MUT ZUR DEKOLONIALISIERUNG

Über das Humboldt-Forum und Deutschlands koloniale Amnesie macht sich
Jürgen Zimmerer seine Gedanken.


SÜDAFRIKA: MUSIK

BRING BACK...

Jürgen Langen zum zum Tod von Jazz-Legende Hugh Masekela.


SERVICE

REZENSIONEN
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GENTECHNIK/212: Monsanto-Gentechnik in kanadischem Weizen aufgetaucht (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 26.06.2018

Monsanto-Gentechnik in kanadischem Weizen aufgetaucht



Am Rande einer Landstraße in der kanadischen Provinz Alberta fanden
die Behörden herbizidresistenten Weizen. Das darin festgestellte
Erbgut hatte der Konzern Monsanto im Jahr 2000 in Feldversuchen in
Kanada getestet. Wieso es plötzlich auftauchte, wissen die Behörden
nicht.

Die kanadische Lebensmittelbehörde CFIA beschreibt den Fall so: Im
Sommer 2017 besprühte eine private Firma in der Provinz Alberta die
Seitenstreifen einer Landstraße zur Unkrautbekämpfung. Sie informierte
die Provinzbehörde, dass Weizenpflanzen am Straßenrand die
Roundup-Dusche überstanden hätten. Die Behörde nahm Proben, stellte
fest, dass der Weizen herbizidresistent war, und informierte im Januar
2018 die CFIA. Diese bestätigte den Fund und fand heraus, dass die
Resistenz von einem gentechnisch veränderten (gv-) Monsanto-Weizen
(MON 71200) stammte, den der Konzern um die Jahrtausendwende in etwa
300 Kilometer Entfernung von Fundort der Pflanzen versuchsweise
angebaut hatte. Die CFIA nahm weitere Proben entlang der Straße und in
anliegenden Feldern und wurde dabei noch viermal direkt an der Straße
fündig. Gleichzeitig untersuchte die Behörde Proben der 2017er Ernte
an kanadischem Weizen sowie Rückstellmuster früherer Weizenexporte und
fand keine gentechnischen Verunreinigungen. Der resistente Weizen
zählte auch nicht zu einer der 450 in Kanada registrierten
Weizensorten. Obwohl weiterhin völlig unklar ist, wie die Resistenz in
die Pflanze kam und diese an den Straßenrand, gab das CFIA Entwarnung:
Es handle sich um einen lokalen Vorfall, kein gv-Weizen habe die
Lebens- oder Futtermittelkette erreicht. Die Behörde will nun die
Farm, auf deren Gelände die resistenten Pflanzen gefunden wurden, drei
Jahre überwachen.

Trotz der offiziellen Beschwichtigungen haben Japan und Südkorea nach
Bekanntwerden des Fundes Weizenimporte aus Kanada vorerst gesperrt.
Japan ist mit 1,5 Millionen Tonnen Weizen einer der wichtigsten Kunden
der kanadischen Weizenbauern. Deren Hoffnung ist es, dass die Importe
wieder zugelassen werden, wenn jede einzelne Ladung auf
Gentechnikfreiheit untersucht wurde. Das kann dauern und
wirtschaftliche Folgen haben, wie die drei bisherigen Fälle solcher
unerklärlicher Verunreinigungen aus den USA zeigen. Auch dort war es
jeweils gv-Weizen von Monsanto, der Anfang des Jahrtausends in
Feldversuchen angebaut wurde und nach Jahren plötzlich wieder
auftauchte. Jedesmal hatten Japan und Südkorea Weizen-Einfuhren aus
den USA zeitweise gestoppt und damit Schäden in Millionenhöhe
verursacht. Einen Teil davon musste Monsanto den Landwirten ersetzen.
[lf]



Canadian Food Inspection Agency: Incident Report - Genetically
Modified Wheat 2018 (21.06.2018)

http://inspection.gc.ca/DAM/DAM-plants-vegetaux/WORKAREA/DAM-plants-vegetaux/text-texte/pnts_noncompliance_wheat_2018_report_1528903863325_eng.pdf

Edmonton Journal: The mystery of Alberta's rogue GMO wheat puts our
reputation at risk (22.06.2018)

http://edmontonjournal.com/opinion/columnists/paula-simons-bad-seed-the-mystery-of-albertas-rogue-gmo-wheat-puts-our-reputation-at-risk

Canadian Broadcasting Corporation: South Korea suspends wheat and
flour sales from Canada over GMO plants found in Alberta
(18.06.2018)

https://www.cbc.ca/news/canada/calgary/south-korea-wheat-flour-canada-farming-gmo-genetically-modified-1.4710750

Infodienst: US-Farmer entdeckt Gentech-Weizen auf seinem Feld
(01.08.2016)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32065/#gsc.tab=0

Infodienst: Monsantos Gentech-Weizen wieder auf Feld entdeckt
(01.10.2014)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/29806/#gsc.tab=0

Infodienst: Dossier Gentechnik-Weizen

https://www.keine-gentechnik.de/dossiers/gentech-weizen/#gsc.tab=0

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33267/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Gene Drive: US-Forscher haben das nächste Insekt im Visier, 27.06.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33268/

Bundestagsanhörung: Bei Firmenfusionen Biodiversität prüfen?,
01.07.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33276/

Verbände-Resolution: Neue gentechnische Verfahren als Gentechnik
regulieren, 03.07.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33281/

Grüne streiten über neue Gentechnik, 05.07.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33285/

Unverändert: Vier Fünftel der Deutschen lehnen Agrogentechnik ab,
09.07.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33287/

 * 

Quelle:

Nachricht, 26.06.2018

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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KATASTROPHEN/162: Hidroituango in Bildern - Die Menschen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Hidroituango in Bildern - Die Menschen

Von Jorge Luis Rocha



(Bogotá, 20. Mai 2018, Colombia Informa) - In Kolumbien rührt die Gewalt
nicht nur vom bewaffneten Konflikt her. Im Namen der Entwicklung stellt das
Staudammprojekt Hidroituango eine weitere Form der Gewalt gegen die
Gemeinden, die seit Urzeiten vom und mit dem Cauca-Fluss leben, dar.
Maultiertreiber, Viehalter, Fischer, Landwirte, Goldsucher und Bauern haben
vorausgesehen, was in der Nacht des 9. Mai geschehen ist: Warum fließt das
Wasser des Cauca-Flusses gleichzeitig nach unten und nach oben? Warum
riecht der Fluss verfault? Warum ist er so ruhig?

Die Leute vom Flussufer Sabanalarga konnten sich retten, aber einige
Familien wurden auseinandergerissen und sie wissen nicht, was mit ihren
Familien passiert ist, die auf der anderen Flussseite Gold gewaschen oder
gefischt haben.

Erinnerungen an eine systematische Entwurzelung, die bereits in den 1990er
Jahren begonnen hat, als die Gemeinden nicht mit in die Planung des
Staudamms einbezogen wurden. Im Gegenteil, man ermordete die Anführer*innen
sozialer Bewegungen gegen das Projekt. Der öffentliche Diskurs wurde immer
zugunsten des Projekts geführt und hat sich auch so in der öffentlichen
Meinung festgesetzt. Wir haben die Möglichkeit der Debatte über den Bau
solcher Projekte nicht genutzt. Zu welchem Preis entwickeln wir uns? Wie
kommen wir darauf, einen Fluss wie den Cauca dominieren zu wollen?

Bilder des unabhängigen Journalisten Jorge Luis Rocha von den Menschen, die
Sabanalarga verlassen mussten, veröffentlicht mit freundlicher Genehmigung
des Fotografen:




[image: Provisorisches Lager mit Zeltplanen auf der Straße - Bild: © Jorge Luis Rocha]

Bild: © Jorge Luis Rocha






[image: Improvisierte Kochstelle unter einer Zeltplane - Bild: © Jorge Luis Rocha]

Bild: © Jorge Luis Rocha




URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/hidroituango-in-bildern-die-menschen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/


Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

Weitere Artikel zum Staudamm-Projekt Hidroituango und seinen Folgen sind im
Schattenblick zu finden unter:

www.schattenblick.de / Infopool → Umwelt → Internationales

KATASTROPHEN/160: Staudamm Hidroituango - Wann wird der "schlafende Löwe" geweckt? (poonal)

KATASTROPHEN/161: Kolumbien - Hidroituango in Bildern, Flora und Fauna (poonal)

 * 
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STANDPUNKT/1017: Überfischung Volldampf voraus (WWF)


WWF Pressemitteilung - 9. Juli 2018

Überfischung Volldampf voraus

FAO-Report veröffentlicht / WWF: Globale Schieflage bei Fischerei



Während immer mehr Fischbestände weltweit überfischt und ausgebeutet
werden, schrumpft zugleich die Gesamtfangmenge in der globalen
Meeresfischerei. Das geht aus dem neuen Bericht der
Welternährungsorganisation FAO 'The State of World Fisheries and
Aquaculture' hervor, der pünktlich am Fish-Dependence Day
veröffentlicht wird. Mit Beginn dieser Woche haben die EU-Staaten den
Fisch aus heimischer Fischerei rechnerisch aufgebraucht und sind für
den Rest des Jahres von Importen abhängig, um die Nachfrage zu decken.
Stella Nemecky, Referentin für Fischereipolitik beim WWF Deutschland
erklärt hierzu:

"Wenn bei zunehmender Überfischung, die Fangmengen zurückgehen, ist
offensichtlich, dass wir direkt in eine ökologische und humanitäre
Katastrophe hineinsteuern - und zwar mit Karacho. Weite Teile der
Weltbevölkerung sind auf Fisch als Nahrungsmittel angewiesen. Wenn der
Fisch verschwindet, wird nicht nur das Ökosystem Meer, sondern auch
der Mensch an Land unter den Konsequenzen zu leiden haben.

Das Problem der Überfischung findet dabei auch direkt vor unserer
Haustür statt. Auch die Brotfische der deutschen Ostseefischerei, wie
Hering und Dorsch, sind überfischt. Deutschland und die anderen
Ostseeanrainerstaaten müssen endlich die EU-Vorgaben zur nachhaltigen
Fischerei umsetzen und Fischbeständen Zeit für die Erholung einräumen,
damit die hiesigen Fischbestände wie Dorsch und Ostsee-Hering endlich
wieder auf gesunde Größe anwachsen können.

Gleichzeitig muss sich Deutschland bei der UN und laufenden
WTO-Verhandlungen dafür stark machen, dass im Rahmen eines bindenden
Abkommens schädliche Fischereissubventionen, die die globale
Überfischung weiter befeuern, verboten werden. Die Regierungen müssen
jetzt, statt mit Subventionen die Überfischung noch anzutreiben, in
ausreichende Kapazitäten für Kontrollen und Technologien für die
Überwachung investieren, um auch die illegale Fischerei wirksam zu
bekämpfen."

Verbrauchern in Deutschland empfiehlt der WWF im Einkaufsratgeber
Fisch und Meeresfrüchte, Fisch als Delikatesse zu genießen und stärker
auf regionale Fischarten wie Hering und Kabeljau aus der Nordsee sowie
generell auf Nachhaltigkeits- und Biosiegel zu setzen. Mittels
Ampelsystem zeigt die App auf, welcher Fisch aus nachhaltigen Quellen
stammt.



Download

The State of World Fisheries [PDF, 5 MB]

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/The-State-of-World-Fischeries.pdf

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 09.07.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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STANDPUNKT/1016: 114 Euro zahlt jeder EU-Bürger für verfehlte Agrarpolitik (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 9. Juli
2018

NABU: 114 Euro zahlt jeder EU-Bürger für verfehlte Agrarpolitik

Miller: Agrarminister müssen morgen in Brüssel mehr
Naturverträglichkeit und weniger Steuerverschwendung fordern



Berlin/Brüssel - Am morgigen Dienstag diskutieren die
Landwirtschaftsminister der Länder, Bundesagrarministerin Julia
Klöckner sowie EU-Agrarkommissar Hogan in Brüssel, wie die europäische
Landwirtschaft ab 2021 aussehen wird. Für Steuerzahler, Natur und den
ländlichen Raum ist es eine Entscheidung mit weitreichenden Folgen.
Der NABU fordert, dass sich Deutschland - als größter Nettozahler -
für eine deutlich naturverträglichere und effizientere Verteilung der
fast 60 Milliarden Euro schweren Agrar-Subventionen einsetzt.

Derzeit zahlt jeder EU-Bürger pro Jahr 114 Euro an Steuergeld für die
Gemeinsame Agrarpolitik der EU (GAP). Es ist der mit Abstand größte
Topf des EU-Haushalts. Bislang werden die Gelder jedoch überwiegend
umweltschädlich und verschwenderisch verteilt. Der größte Anteil
fließt pauschal pro Hektar - egal, ob die Flächen umweltfreundlich
bewirtschaftet werden oder nicht. Die Folgen sind dramatisch: Insekten
sterben in rasantem Tempo, Vögel verschwinden aus der Feldflur, das
Grundwasser ist stellenweise stark mit Nitrat belastet.

"Der ökologische Bankrott vor unserer Haustür muss ein Weckruf sein.
Wir brauchen eine naturverträglichere Agrarpolitik, im Interesse von
Natur, Steuerzahlern und Landwirten gleichermaßen. Es ist nicht
hinnehmbar, dass wir für die Verfehlungen der Agrarpolitik dreifach
zur Kasse gebeten werden: Mit 114 Euro pro Jahr für die
Agrar-Subventionen, dann für die Reparatur von Umweltschäden und
schließlich für Strafgelder an den Europäischen Gerichtshof, wenn
Deutschland zum Beispiel die Nitrat-Grenzwerte verletzt", kritisierte
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Er forderte Bundesagrarministerin Klöckner auf, in Brüssel einen
klaren Kurswechsel einzufordern. Vorschläge lägen bereits auf dem
Tisch, wie das vorhandene EU-Budget so umgeschichtet werden kann, dass
Landwirte ein stabiles oder sogar höheres Einkommen erzielen können
und die Natur zugleich besser geschützt wird. Der NABU fordert, dazu
mindestens 15 Milliarden Euro jährlich in einen neuen
EU-Naturschutzfonds umzuschichten. Aus diesem könnten Landwirte ein
attraktives Zusatzeinkommen erzielen, wenn sie konkrete Leistungen für
den Erhalt der Natur erbringen.

Die jetzige Reformdebatte ist die womöglich letzte Chance für die
dringend notwendige Umkehr in der EU-Agrarpolitik. Aktuell verdichten
sich jedoch die Zeichen, dass ein Umsteuern auch dieses Mal ausbleiben
könnte. EU-Agrarkommissar Hogan plant sogar in jenem Bereich
überproportional zu kürzen, der die wirksamsten Maßnahmen für den
Naturschutz finanziert.

Ein weiterhin umweltschädlicher Kurs wäre jedoch ein Drama für die
Artenvielfalt und der Sargnagel für die Insektenwelt. Bereits heute
ist jede dritte der 560 deutschen Wildbienen-Arten gefährdet oder vom
Aussterben bedroht. 39 weitere sind bereits ausgestorben. Dabei sind
Insekten für uns Menschen unersetzlich. Weltweit bestäuben sie 90
Prozent aller Pflanzen - darunter auch die meisten Nutzpflanzen.

"Schon bei der letzten Reform wurde versprochen, dass die
EU-Agrarpolitik grüner wird. Doch stattdessen wurde mit dem 'Greening'
ein teures Instrument geschaffen, das für die Natur nahezu wirkungslos
ist - und für uns Steuerzahler Geldverschwendung", sagte Miller. Die
Ineffizienz der GAP und insbesondere des Greenings hatte unlängst auch
der Europäische Rechnungshof kritisiert.

Um mehr Transparenz in die laufenden Verhandlungen zur EU-Agrarpolitik
zu bringen, hat der NABU am heutigen Montag eine neue Kampagne
gestartet. Unter dem Motto "Neue Agrarpolitik jetzt!" wird
Deutschlands größter Umweltverband konkrete Missstände in der
Agrarpolitik aufzeigen, Lösungen vorstellen und die Debatte mit der
Politik suchen.

Mehr zur NABU-Kampagne: www.NeueAgrarpolitik.eu


Das fordert der NABU für die GAP 2021-2027:

•
Transformation: 
Die pauschalen Flächenprämien müssen durch eine gezielte Förderung für
den nachhaltigen Umbau der Landwirtschaft ersetzt werden.

•
Rettung der Artenvielfalt: 
15 Milliarden Euro pro Jahr müssen bereitgestellt werden, um
Naturschutzmaßnahmen einkommenswirksam zu honorieren.

•
Faire Preise: 
Die GAP muss zur Landnutzungs- und Ernährungspolitik werden. Statt ein
System der "Masse" muss sie Bewusstsein, Vermarktung und
Zahlungsbereitschaft für "Klasse" fördern und die
Lebensmittelverschwendung eindämmen.



Verfolgen Sie die Verhandlungen im NABU-GAP-Ticker:

https://blogs.nabu.de/naturschaetze-retten/category/nabu-gap-ticker/

 * 
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KLIMA/654: CO2 - unerwartete Geschwindigkeiten ... (SB)




New York, London, Jakarta, Tokio, Mumbai, New Orleans ... diese und
viele weitere Metropolen liegen am Meer und würden mindestens
teilweise überspült, sollte der Meeresspiegel um mehrere Meter
steigen. Und das wird er, denn die Erde wird in Zukunft noch weniger
Wärme in den Weltraum zurückstrahlen als in der Vergangenheit.

Der Planet heizt sich auf, das hat unter anderem eine Wärmeausdehnung
der Meere zur Folge. Zeitgleich damit wird auch die Gletscherschmelze
verstärkt, wodurch das zuvor landgebundene Wasser - also Schnee und
Eis auf der Antarktis und Grönland, in den Hochgebirgen und allgemein
den polaren Breiten - ins Meer fließt und dessen Volumen erhöht.
Beide Faktoren tragen zur Zeit etwa gleich stark zum
Meeresspiegelanstieg von drei Millimetern pro Jahr bei. Da der Trend
zunimmt, wird bis Ende dieses Jahrhunderts das Meer einen halben bis
einen Meter höher steigen als heute. Das ist noch moderat gerechnet.

Das Jahr 2100 wird in der Klimaforschung gern als Eckpunkt gewählt,
um besser rechnen zu können, weil dann die sowieso schon riesige
Datenmenge noch handhabbar ist. Außerdem lassen sich die
wissenschaftlichen Resultate besser der Gesellschaft, respektive der
Politik, vermitteln.

Eine internationale Gruppe aus mehreren Dutzend Forscherinnen und
Forschern hat einen anderen Weg eingeschlagen und über dieses
Jahrhundert hinausgeblickt. Sie berichtete kürzlich im
Wissenschaftsjournal "Nature Geoscience" [1], daß der Meeresspiegel
weltweit um sechs Meter anschwellen könnte, selbst wenn das im
Klimaschutzabkommen von Paris festgelegte Ziel eingehalten und die
globale Erwärmung um nicht mehr als zwei Grad gegenüber der
vorindustriellen Zeit steigen würde.

Das würde nicht in diesem Jahrhundert, sondern in den nächsten
Jahrhunderten oder sogar Jahrtausenden geschehen, aber nach Ansicht
der Forschergruppe wird der Effekt unvermeidlich eintreten.
Hergeleitet wird diese Annahme vor allem aus drei wärmeren Phasen der
Erdgeschichte, in denen die Temperaturen über denen der
vorindustriellen Zeit lagen. "Obwohl solche Warmzeiten anders
zustandekamen als beim zukünftigen anthropogenen Wandel, können
solche Phasen Einblicke in mögliche zukünftige Klimafolgen und
Ökosystem-Feedbacks liefern", heißt es.

Von der bloßen Menge an anthropogenen Treibhausgasemissionen, bei
denen das Zwei-Grad-Ziel noch nicht überschritten wird, erwartet die
Forschergruppe kein davongaloppierendes Klima. Jedoch hat in der
Vergangenheit eine globale Erwärmung um ein bis zwei Grad in
Kombination mit einer starken "polaren Verstärkung" die Klimazonen
und die räumliche Verteilung von Land- und Meeresökosystemen
verschoben. Die Folge: Grönland und Antarktis verzeichneten
signifikante Eismassenverluste.

Mit "polarer Verstärkung" ist der Rückkopplungseffekt gemeint, wonach
im Nordpolarmeer die eisfreien, dunklen Meeresflächen tendenziell
Sonnenlicht absorbieren, während die weißen Eisflächen das Licht
reflektieren. Die arktische Meereisfläche ist in den letzten rund
dreißig Jahren um die Hälfte geschrumpft - dementsprechend wurde vom
Meer mehr Wärme aufgenommen, was wiederum die Eisschmelze
beschleunigt hat.

Bei der aktuellen Studie wurde die erdgeschichtliche Zeit des
Atlantikums (engl.: Holocene thermal maximum - HTM) vor 5.000 bis
9.000 Jahren, das letzte sogenannte Interglazial vor 116.000 bis
129.000 Jahren und das mittlere Pliozän vor drei bis 3,3 Millionen
Jahren zum Vergleich herangezogen. Die Wissenschaft geht davon aus,
daß die ersten beiden Perioden durch Verschiebungen des Erdorbits
ausgelöst wurden, die Erwärmungsphase im mittleren Pliozän dagegen
wird auf einen höheren CO2-Gehalt der Erdatmosphäre zurückgeführt,
wie er auch heute registriert wird. In allen drei Fällen hat sich die
Erde sehr viel langsamer erwärmt, als wir es heute als Folge
menschengemachter Treibhausgasemissionen, die vor allem bei der
Verbrennung fossiler Energieträger Erdöl, Erdgas und Kohle entstehen,
erleben.

Die Beobachtungen früherer Erwärmungsperioden lassen vermuten, daß
einige Verstärkungsmechanismen existieren, die nur unzureichend in
die Klimamodelle Eingang gefunden haben, und mit einem langfristigen
Erwärmungstrend einhergehen, sagte einer der Leitautoren, Prof.
Hubertus Fischer von der Universität Bern, laut dem "Guardian" [2].
Das wiederum lasse vermuten, daß die Menge an CO2, das noch emittiert
werden darf, ohne daß das Zwei-Grad-Ziel übertroffen wird, sehr viel
kleiner ist als vermutet. Daher bleibe nur eine sehr kurze Spanne für
Irrtümer, um die Vereinbarungen von Paris einzuhalten, so Fischer.

Obwohl die Arktis zu den Weltregionen zählt, die bislang die stärkste
Erwärmung verzeichnen und dies auch in den entsprechenden
Klimasimulationen berücksichtigt wird, behauptet die Forschergruppe
nun, daß der Temperaturanstieg in der Arktis wahrscheinlich zwei- bis
dreimal so schnell stattfinden wird wie angenommen. Selbst wenn die
CO2-Emissionen zurückgefahren werden, würde der Erwärmungstrend noch
Jahrhunderte oder sogar Jahrtausende anhalten, angetrieben durch die
Eisverluste in der Arktis und langfristige Rückkopplungsmechanismen.
Abschließend heißt es in der Studie:

"Angesichts der existierenden Unsicherheit unterstreicht unsere
Untersuchung (...) die Wichtigkeit, daß die Geschwindigkeit und das
Ausmaß der Erwärmung (...) begrenzt werden, damit Folgen wie der
Ausfall von Ernährungs- und Ökosystemen, Eisverluste und Überflutung
weiträumiger Küstengebiete, in denen ein Großteil der Weltbevölkerung
und Infrastruktur angesiedelt ist, verringert werden."

Die aktuellen Hitzerekorde, die aus Nordsibirien gemeldet werden,
haben keine Beweiskraft für die Behauptung der Forschergruppe, daß
sich die Polarregion erheblich stärker erwärmt als vermutet. Zumal in
den zurückliegenden Jahren aus Sibirien sogar eine Rekordkälte
gemeldet wurde. Eher schon unterstreichen solche rekordverdächtigen
Extremwetter am Band, daß das Klima allmählich aus den Fugen zu
geraten scheint, was in diesem Fall beinahe wörtlich zu verstehen
ist. Jedenfalls schwingt der Jetstream, jene kräftige Windströmung,
die sich in acht bis zwölf Kilometer Höhe um den Erdball windet, in
den letzten Jahren kräftiger aus, seine Mäander werden größer. Das
kann zur Folge haben, daß beispielsweise warme Luft in Richtung
Nordpol und umgekehrt kalte Luft nach Europa verfrachtet wird und
dabei die Wetterlage tagelang stabil bleibt. Darüber berichteten im
vergangenen Jahr die Klimaforscher Michael Mann (Penn State
University), Stefan Rahmstorf (Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung) und Kollegen im Wissenschaftsjournal
"Scientific Reports" [3].

In Anbetracht der doch eher zögerlichen Haltung vieler Regierungen,
entschiedene Maßnahmen zu ergreifen, um auch nur das
Klimaschutzabkommen von Paris einzuhalten, dürfte man auch mit der
wissenschaftlichen Erkenntnis, daß das Meer in einigen Jahrhunderten
oder Jahrtausenden sechs Meter höher sein wird als heute, wohl
niemanden zu irgendwelchen Reaktionen bewegen. Es hat sich zwar in
der Berichterstattung durchgesetzt, aber eigentlich dürfte das
Abkommen von Paris gar nicht Maß aller Dinge sein, denn die darin
festgehaltenen nationalen Zusagen für CO2-Einsparungen laufen auf
eine Welt hinaus, die bei drei bis vier Grad über dem
vorindustriellen Niveau ankommt.


Fußnoten:

[1] https://www.nature.com/articles/s41561-018-0146-0

[2] https://www.theguardian.com/environment/2018/jul/06/global-temperature-rises-could-be-double-those-predicted-by-climate-modelling

[3] https://www.nature.com/articles/srep45242.pdf

9. Juli 2018
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BEGEGNUNG/1866: Cuxhaven - Freitzeit- und Interessentreff am 17. Juli 2018


Freitzeit- und Interessentreff



Der nächste Freizeit- und Interessentreff in der Stadtbibliothek
findet am Dienstag, den 17. Juli um 18 Uhr statt.
Unternehmungsfreudige Cuxhavener, ob neu zugezogen oder schon
alteingesessen, können sich im Rahmen des Treffs kennenlernen und zu
weiteren gemeinsamen Unternehmungen verabreden. Geplant sind zum
Beispiel Ausflüge, Spieleabende, Cafébesuche oder Spaziergänge.
Schauen Sie einfach mal rein - eine Anmeldung ist nicht erforderlich!
Die Veranstaltungsreihe findet monatlich in Kooperation der
Stadtbibliothek mit der Wissens- und Interessenbörse statt. Kontakt:
Stadtbibliothek Cuxhaven, Kapitän-Alexander-Str. 1, Tel.: 04721/700 70
800.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 8. Juli 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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SPIELE/400: Braunschweig - Familien-Spielenachmittag am 12. Juli 2018


Familien-Spielenachmittag in der Weststadt



Braunschweig. Zu einem Familien-Spielenachmittag lädt die Zweigstelle
Weststadt der Stadtbibliothek Braunschweig, Rheinring 12, am
Donnerstag, 12. Juli, von 15 bis 17 Uhr ein. Brett-, Würfel- und
Kartenspiele sind nicht nur etwas für Kinder und Spiele-Profis. Die
Stadtbibliothek bietet eine breite Auswahl, so dass für jeden das
richtige Spiel zu finden ist. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
470 6857. Die Zweigstelle Weststadt ist in den Sommerferien jeweils
donnerstags von 10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7255: Braunschweig - Seniorenfahrt zum Thema "So entsprießen gesunde Lebensmittel", 26.7.


So entsprießen gesunde Lebensmittel

Noch freie Plätze für Senioren-Tagesfahrt mit Besichtigungen



Braunschweig. Zu einer Senioren-Tagesfahrt mit Besichtigungen unter
dem Titel "So entsprießen gesunde Lebensmittel" lädt das Seniorenbüro
der Stadt Braunschweig, Kleine Burg 14, am Donnerstag, 26. Juli, um 10
Uhr ein. Es findet eine Besichtigung und Informationsfahrt zur
ökologischen Landwirtschaft im Umkreis von Braunschweig statt. Die
Fahrt kostet 21 Euro, einschließlich Kaffee und Kuchen. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-8206 oder unter
www.braunschweig.de/senioren. Kartenreservierungen unter der
Telefonnummer 470-8215 und der Kartenverkauf sind jeweils nur freitags
von 9 bis 13 Uhr im Seniorenbüro möglich.

Auf der Fahrt sollen unterschiedliche Konzepte der
Lebensmittelerzeugung und Vermarktung vorgestellt werden. Als erste
Station besuchen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer den Biolandhof in
Dibbesdorf. Dort wird der Gruppe unter anderem das Konzept der
"Ackerhelden" dargestellt. Danach geht es in Richtung Dahlum. Hier
wird die solidarische Landwirtschaft praktiziert. Die Grundidee der
"Solawi" ist die geteilte Verantwortung von Lebensmittelproduzenten
und -konsumenten.

Anschließend geht die Fahrt zum Lindenhof in Eilum. Hier wird von der
Hofgemeinschaft Lindenhof in der Gärtnerei und auf den Feldern eine
Vielzahl von Getreidearten, Kartoffeln, Gemüse, Salaten und Kräutern
angebaut. Dort wird auch das System der "grünen Kiste" von Athene Bio
erläutert. Zum Abschluss ist ein gemeinsames Kaffeetrinken im
Reitlingstal geplant.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7254: Lippstadt - Mit 300 PS und "Graf Bernhard" durch die Stadt am 22. Juli 2018


Mit 300 PS und "Graf Bernhard" durch die Stadt 

Busführung am 22. Juli in Lippstadts Ortsteile



Lippstadt. Am Sonntag, 22. Juli, bietet Lippstadt Marketing die
nächste öffentliche Busführung "Mit 300 PS durch die Stadt" an. Unter
der Leitung von Stadtführer Jürgen Leimeier erkunden die Teilnehmer
Sehenswürdigkeiten und Kleinode außerhalb der Altstadt, erhalten
Informationen zur Stadtentwicklung in der Peripherie und in den
Ortsteilen. Als besonderes Highlight ist an diesem Termin auch "Graf
Bernhard" mit von der Partie.

Die Tour startet am Sonntag, 22. April, um 15 Uhr ab Bushaltestelle
Stadttheater. Der modernste Niederflurbus kann abgesenkt werden und
ermöglicht so einen nahezu stufenlosen Ein- und Ausstieg. Daher können
auch Mitfahrer, die sich einer Gehhilfe, eines Rollators oder eines
Rollstuhls bedienen, problemlos einsteigen. Rollstühle können
begrenzter Anzahl mitgenommen werden. Daher wird darum gebeten, diese
anzumelden.

Die Kosten belaufen sich auf 12,50 Euro pro Teilnehmer. Karten können
in der Stadtinformation im Rathaus, Tel. (0 29 41) 5 85 15, erworben
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TOUR/7253: Lippstadt - Stadtführung "Von frommen Frauen und höheren Töchtern" am 12.7.


Von frommen Frauen und höheren Töchtern

Öffentliche Stadtführung am 12. Juli



Lippstadt. Eine interessante Themenführung bietet die Stadtinformation
am Donnerstag, 12. Juli, an. Unter dem Titel "Von frommen Frauen und
höheren Töchtern" führt Stadtführerin Marlene Schlömer die Teilnehmer
durch die ehemalige Marienschule - die jetzige
Thomas-Valentin-Stadtbücherei. Dort erfahren sie Interessantes und
Wissenswertes über die Geschichte der Marienschule seit ihrer
Eröffnung Ende des 19. Jahrhunderts bis heute.

Diese Stadtführung dauert ca. 1 Stunde und kostet 6 Euro pro Person.
Treffpunkt ist um 14.30 Uhr im Innenhof der Stadtbücherei.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl für diese Führung
begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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